
Geld-Welle rollt
GENERALDEBATTE Differenzen in der Großen Koalition wegen Asyl und Armee

F
rüheren Finanzministern und
Kanzlern trieb das Wort „Steuer-
schätzung“ oft Sorgenfalten ins
Gesicht. Seit dem Etatabschluss
2014 ist alles anders. die
„Schwarze Null“ steht und

wankt nicht. Im Gegenteil: Die Staatskas-
sen werden mit Geldwogen überspült.
Über Ursachen des Milliardensegens und
die Konsequenzen daraus gingen die Mei-
nungen in der Haushaltswoche des Bun-
destages diametral auseinander. Die Koali-
tion will sich in Europa spendabel zeigen
und soziale Leistungen verbessern. Die Op-
position will mehr investieren oder sogar
Steuern senken. Am radikalsten formuliert
dabei die AfD, für die die hohen Steuerein-
nahmen (Details siehe Text unten) nichts
anderes sind als „Ausbeutung des Steuer-
zahlers nach Gutsherrenart“.
Eine Bilanz der Generalaussprache zum
Etat der Bundeskanzlerin in der vergange-
nen Woche zeigt: Die Zeiten des Kammer-
tons der letzten Legislaturperiode sind vor-
bei; der Ton ist scharf geworden. Mit einer
durchgehend forschen, streckenweise auch
polemischen Rede eröffnete AfD-Oppositi-
onsführerin Alice Weidel die Debatte. Sie
warf der Koalition „Tarnen und Täuschen“
vor. Im Bundeshaushalt würden nicht alle
Ausgaben aufgeführt. So würden 30 Milli-
arden Euro, die Deutschland nach Brüssel
transferiere, im Budget ebenso verschwie-
gen wie die Haftungen für andere Länder
und Garantien für Euro-Rettungsfonds –
„ganz zu schweigen von den Target 2-Sal-
den, mit denen wir unsere Exporte selbst
bezahlen“. Eine „absurde Steuerpolitik“ be-
laste kleine und mittlere Einkommen.
„Während die Infrastruktur dieses Landes
zerfällt, der Staat seine Bürger nicht mehr
schützen kann, fließen Abermilliarden in
die Aufnahme und Alimentierung illegaler
Einwanderer und in die Sozialsysteme.“
Das sei keine zukunftsorientierte Politik,
kritisierte Weidel und fuhr fort: „Burkas,
Kopftuchmädchen und alimentierte Mes-
sermänner und sonstige Taugenichtse wer-
den unseren Wohlstand, das Wirtschafts-
wachstum und vor allem den Sozialstaat
nicht sichern.“

Ordnungsruf Für diese Bemerkung, die zu
tumultartigen Szenen bei den anderen
Fraktionen geführt hatte, bekam die AfD-
Politikern von Bundestagspräsident Wolf-
gang Schäuble (CDU) einen Ordnungsruf.
Weidel diskriminiere alle Frauen, die ein
Kopftuch tragen würden, sagte Schäuble.
Der Einspruch der AfD-Politikerin wurde
vom Bundestag zurückgewiesen.

Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU)
ging in ihrer Rede auf die Vorwürfe der Op-
positionsführerin nicht ein. Sie nutzte die
Debatte zu einer generellen Darstellung ih-
rer Politik und streifte auch den Haushalt
nur kurz, der angesichts der Schuldenredu-
zierung „Generationenge-
rechtigkeit pur“ sei. In der
Europapolitik sprach sie
sich für den Umbau des
Euro-Rettungsfonds ESM
zu einem Währungsfonds
aus. Die Kanzlerin warnte
vor einer Schwächung der
deutschen Autofirmen. De-
ren Investitionsfähigkeit
müsse erhalten bleiben.
Merkel bedauerte die Kün-
digung des Atomabkom-
mens mit dem Iran durch
die USA. Sie bekannte sich
zur Verantwortung für die europäische
Nachbarschaft und nannte besonders Sy-
rien und Afrika. Zugleich sprach sie sich
für Regelung und Steuerung der Migration
aus. Auf die Kritik aus der SPD an den ge-
planten Ankerzentren, aus denen abge-
lehnte Asylbewerber nach kurzem Verfah-

ren abgeschoben werden sollen, reagierte
sie mit dem Hinweis: „Ich finde, jetzt soll-
ten wir auch alle dazu stehen.“ Merkel
sprach sich auch für größere Investitionen
in das Militär aus. Es gehe „nicht um Auf-
rüstung, sondern es geht ganz einfach um

Ausrüstung“. Die SPD-Frak-
tionsvorsitzende Andrea
Nahles reagierte ableh-
nend. In den letzten Jahren
seien die Mittel für Verteidi-
gung nicht einmal ausge-
schöpft worden. Die SPD-
Politikerin lobte die Be-
schlüsse zu Verbesserungen
in der Pflege und zusätzli-
che Stellen bei Justiz und
Polizei. Der Rechtsstaat
werde nicht aufgegeben.
„Wir packen die großen
Themen an und wir han-

deln“, versicherte Nahles.
FDP-Fraktionschef Christian Lindner erin-
nerte, 2007 hätten die Gesamteinnahmen
540 Milliarden Euro betragen, 2020 wür-
den es 905 Milliarden sein. Es hätte nicht
nur eine „Schwarze Null“ geben dürfen,
sondern Überschüsse seien „möglich und

nötig“. Lindner verlangte Steuersenkungen:
„Wir können es uns nicht leisten, die
höchsten Steuersätze der Welt zu haben.“
Sahra Wagenknecht (Linke) begrüßte Mer-
kels Kritik an der Iran-Politik des amerika-
nischen Präsidenten Donald Trump. Eine
eigenständige und selbstbewusste europäi-
sche Außenpolitik fordere die Linke schon
lange. Wagenknecht kritisierte die zu gerin-
gen Investitionen und sagte, diese „gran-
diose Mannschaft von schwarzen und ro-
ten Nullen“ schaue zu, wie Straßen, Brü-
cken und öffentliche Gebäude verrotten
würden. Katrin Göring-Eckardt, Fraktions-
vorsitzende der Grünen, sagte, der Haus-
halt sei gefangen in den alten Routinen.
Unzureichend seien die geplanten Maß-
nahmen gegen steigende Mieten und den
Wohnungsmangel.
Volker Kauder, der Vorsitzende der CDU/
CSU-Fraktion, ging auf die „Kopftuchmäd-
chen“-Äußerung von Weidel ein: Wie die
AfD-Politikerin über andere Menschen ge-
sprochen habe, habe nichts mit einem
christlichen Menschenbild zu tun. „Was Sie
heute gemacht haben, ist das glatte Gegen-
teil davon, und dafür sollten Sie sich schä-
men“, so Kauder. Hans-Jürgen Leersch T
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EDITORIAL

Hanseat in
Schwarz

VON JÖRG BIALLAS

Die Häme ließ nicht lange auf sich warten: Als
„Rote Null“ wurde der neue Bundesfinanzmi-
nister Olaf Scholz (SPD) verspottet, weil er die
„Schwarze Null“ in seinem Entwurf des Haus-
haltes für das laufende Jahr fortschreiben will.
Scholz, emotional verbunden mit den Hanse-
städten Osnabrück, wo er geboren wurde, und
Hamburg, wo er zuletzt als Erster Bürgermeis-
ter fungierte, ertrug die Kritik mit hanseati-
scher Gelassenheit.
In der vergangenen Woche erläuterte der Res-
sortchef dem Bundestag bei der 1. Lesung des
Haushaltes 2018 ebenso ruhig wie sachlich,
warum er es trotz sprudelnder Steuereinnah-
men für geboten hält, das Geld im Staatssä-
ckel zusammenzuhalten: aus Verantwortung
für die kommenden Generationen. Im Grund-
satz ist dem schwer zu widersprechen. Vor al-
lem die Sozialausgaben werden in den nächs-
ten Jahrzehnten rasant steigen; schon jetzt
verschlingt dieser Bereich jeden zweiten Euro
im Bundeshaushalt. Wer also dafür plädiert,
dass das Schwarze an der aktuellen Haushalts-
null verblasst, bürdet unseren Kindern, Enkeln
und Urenkeln eine Last auf, die kaum zu schul-
tern sein wird.
Kritiker dieser Politik fordern trotzdem mehr
Mittel für die Investitionsförderung als vorge-
sehen und sind bereit, dafür Schulden zu ma-
chen. Zur Wahrheit gehört aber auch: Schon in
der vorherigen Legislaturperiode wurde das
bereitgestellte Geld von potenziellen Empfän-
gern nicht komplett abgerufen. Gescheitert ist
manches Projekt von Ländern und Kommunen
an der mangelnden Kraft, Projekte mitzufinan-
zieren, und den komplizierten Vergabeverfah-
ren. Höchste Zeit also, das Planungsrecht zu
reformieren, um dann gezielt, sinnvoll und in
angemessenem zeitlichen Rahmen Geld zur
Verfügung zu stellen. Gelingt das, wird die Be-
wertung dieses Haushaltes ablenken von eini-
gen Punkten, die parteipolitisch motiviert im
Koalitionsvertrag gelandet und von zweifel-
hafter Wirkung sind. Dazu gehören das Bau-
kindergeld, die Mütterrente oder der Abbau
des Solidaritätszuschlages.
Wenn das Parlament diesen Haushalt Anfang
Juli in der letzten Sitzungswoche vor der Som-
merpause verabschiedet, wird unter dem
Strich wieder eine „Schwarze Null“ stehen.
Damit ist dokumentiert, dass Deutschland in
guten Zeiten abermals ohne zusätzliche Schul-
den auskommt. Man muss kein Hanseat sein,
um das als beruhigend zu empfinden.

»Wir packen
die großen

Themen
an und

wir
handeln.«

Andrea Nahles (SPD)

KOPF DER WOCHE

Erster Etat
des Neuen
Olaf Scholz Das war zu erwarten: Kurz, bündig
und zunächst im Buchhalterstil sprach der neue
Finanzminister in der Haushaltswoche über die

Zahlen des Bundes
für 2018. Olaf Scholz
(SPD) legte dem Ple-
num seinen ersten
Etatentwurf vor. Die
Bundesregierung ver-
folge eine „solide“,
„sozial gerechte“
und „zukunftsorien-
tierte“ Haushaltspoli-
tik, sagte der 59-Jäh-
rige. Er stellte sich

ganz in die Kontinuität der Politik der „Schwar-
zen Null“ von Amtsvorgänger Wolfgang Schäu-
ble (CDU), was nicht jedem in der SPD gefällt.
Beim Thema Europa präsentierte sich der bisheri-
ge Erste Hamburger Bürgermeister lebhafter und
als Vízekanzler: „Europa ist für Deutschland das
wichtigste nationale Anliegen“, sagt Scholz. Das
Problem sei nicht die Stärke, sondern die Schwä-
che der EU. Der Hamburger SPD-Politiker Jo-
hannes Kahrs fand die Rede des Ministers „für
seine Verhältnisse relativ lebhaft“. kru T
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ZAHL DER WOCHE

772,1
Milliarden Euro sollen laut jüngster Schät-
zung die Steuereinnahmen von Bund, Län-
dern und Kommunen 2018 sein. Das sind al-
lein in diesem Jahr 7,8 Milliarden Euro mehr
als bei der letzten Steuerschätzung ange-
nommen. Bis 2022 soll das Steueraufkom-
men auf 905,9 Milliarden Euro steigen.

ZITAT DER WOCHE

»Wir sollten
etwas Gutes
für die
Bienen tun.«
Angela Merkel, Bundeskanzlerin und CDU-
Vorsitzende, zum Schluss ihrer Rede in der
Generaldebatte im Bundestag. Sie verwies
auf den Weltbienentag am 20. Mai.
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Spielräume werden noch größer
ECKWERTEBESCHLUSS Bund macht keine neuen Schulden. 43 Milliarden Euro für »prioritäre Maßnahmen«

Die Ergebnisse der jüngsten Steuerschät-
zung Anfang Mai dürften den Koalitionä-
ren gefallen haben. Zwischen 2018 und
2022 können Bund, Länder und Gemein-
den laut den Experten im Vergleich zur
Schätzung aus dem November 2017 mit
Steuermehreinnahmen von 60 Milliarden
Euro rechnen. Für den Bund ergibt sich da-
mit nach Darstellung des Bundesfinanzmi-
nisteriums ein unverplanter Spielraum von
10,8 Milliarden Euro bis 2022. Zwar prog-
nostizieren die Schätzer für den Bund
Mehreinnahmen von 30,7 Milliarden
Euro, die Bundesregierung hatte in ihrer
Haushaltsplanung für 2018 sowie in ihrem
Eckwertebeschluss für den Etat 2019 und
die Finanzplanung bis 2022 allerdings
auch schon mit höheren Einnahmen ge-
rechnet (siehe Seite 4).

Teils verplant Mit der vorgelegten Etatpla-
nung (19/1700) für dieses und vor allem
für die Haushalte 2019 bis 2021 will die
Bundesregierung die sogenannten prioritä-
ren Maßnahmen des Koalitionsvertrages
umsetzen. Zwischen 2019 und 2021 sieht
die Bundesregierung dafür – ohne die neu-
en Ergebnisse der Steuerschätzer – Spiel-
räume in Höhe von 43 Milliarden Euro.

Schwerpunkt sind etwa die Erhöhung des
Verteidigungsetats, die Förderung des So-
zialen Wohnungsbau mit zwei Milliarden
Euro, die Verbesserung der Kita-Qualität
mit 3,5 Milliarden Euro und die Teil-Ab-
schaffung des Soli, der 2021 greifen soll
und einnahmenseitig ein Minus von
9,09 Milliarden Euro bedeuten würde.

Die finanziellen Spielräume sollen nach
der aktuellen Finanzplanung des Bundes
(18/13001) sowie dem Eckwertebeschluss
der Bundesregierung gänzlich ohne neue
Schulden zustande kommen. 2018 will der
Bund 341 Milliarden Euro ausgeben, das
sind rund 10 Milliarden Euro mehr als
2017 (Ist-Wert nach vorläufigem Haus-

haltsabschluss). Von 2019 an sollen die
Ausgaben von 356,1 Milliarden Euro auf
367,7 Milliarden Euro im Etat 2022 stei-
gen.
Auf der Einnahmeseite rechnet die Bundes-
regierung in diesem Jahr bisher mit Ge-
samteinnahmen von 341 Milliarden Euro,
davon 319 Milliarden Euro aus Steuern.
Vergangenes Jahr waren es 309,4 Milliar-
den Euro (Ist). 2019 sehen die Eckwerte
Einnahmen von 356,1 Milliarden Euro vor,
332,4 Milliarden Euro davon aus Steuern.
2022 sollen die Steuereinnahmen laut Eck-
werten 362,2 Milliarden Euro betragen.

Rücklage Spielräume hat die Bundesregie-
rung auch, weil sie in den vergangenen
Jahren kräftig Rücklagen für die Bewälti-
gung der Flüchtlingskrise gebildet hat.
Mehr als 23 Milliarden Euro beträgt diese
Rücklage inzwischen. 2018 sollen 1,6 Mil-
liarden Euro entnommen werden. scr T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper4 194560 401004
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Der Strippenzieher: Johannes Kahrs

Johannes Kahrs, haushaltspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion, ist
traditionsbewusst. Große Bilder von sozialdemokratischen Größen
wie Kurt Schumacher, Willy Brandt, Helmut Schmidt oder Herbert
Wehner zieren sein Büro, auf seinem Schreibtisch steht die Vereins-

fahne des Reichsbanners Schwarz-Rot-Gold mit dem abgewandelten
Reichsadler aus Weimarer Zeiten. Kahrs ist Vorsitzender des maßgeblich
von der SPD gegründeten Reichsbanners, das in der Weimarer Republik
drei Millionen Mitglieder hatte und heute noch einige hundert Mitstreiter
hat. „Die SPD lebt auch von ihrer stolzen Geschichte. Wir müssen wissen,
was unsere Wurzeln sind. Das Reichsbanner war die Schutzorganisation
der Republik gegen ihre Feinde von links bis rechts. Das ist eine großarti-
geTradition. Sie verdient es auch heute gewürdigt zu werden.“
Der gebürtige Bremer Kahrs ist sozusagen von Geburt Sozialdemokrat.
Die Großeltern waren in der SPD, die Eltern Bremer SPD-Senatoren. Der
54-jährige Jurist ist nach ersten Jahren Tätigkeit bei einer Hamburger
kommunalen Wohnungsbaufirma Berufspolitiker. Seit 1998 sitzt er im
Bundestag, stets direkt gewählt für den Wahlkreis Hamburg-Mitte. Das
Mitglied im Haushaltsausschuss freut sich, dass mit Olaf Scholz der Fi-
nanzminister ein Sozialdemokrat aus Hamburg ist. Gegen die Kritik linker
Jusos („Fetisch“) steht der Vorsitzende des rechten Seeheimer Kreises in
der Fraktion hinter der nach Amtsvorgänger Wolfgang Schäuble (CDU)
auch von Scholz verfochteten „Schwarzen Null“: „Keine neuen Schulden
zu machen, ist eine Frage der Gerechtigkeit. Irgendjemand muss ja ein-
mal die Schulden zurückzahlen“, sagt Kahrs. Gleichwohl hätten die Sozi-
aldemokraten durchgesetzt, dass Länder und Kommunen mehr Geld be-
kommen. Kahrs: „Die Steuermehreinnahmen gehen vor allem an die Län-

der und Kommunen. Dort kann das Geld vor Ort verbaut werden.“ Der
SPD-Chefhaushälter widerspricht Kritikern, die „Schwarze Null“ gehe vor
allem zulasten öffentlicher Investitionen, weil diese nach einem geplan-
ten Anstieg 2019 zum Ende der Legislaturperiode wieder absinken wür-
den. „Die Investitionen gehen jetzt hoch und werden auch später weiter
hochgehen“, sagt Kahrs. Nur sei derzeit alles schwer planbar, weil viele
Mittel noch nicht zwischen den Ministerien aufgeteilt und die Planungen
noch im Fluss seien. Kahrs: „Unter Olaf Scholz geht mehr Geld in Investi-

tionen als unter Wolfgang Schäuble. In den nächsten vier Jahren fließen
20 Milliarden mehr in öffentliche Investitionen als in der vergangenen Le-
gislaturperiode.“
Sollte bei immer neuen staatlichen Rekordeinnahmen den Bürgern nicht
mehr zurückgegeben werden, wie es Stimmen aus der Union, AfD oder
FDP fordern? „Für 90 Prozent der Bürger entfällt der Solidaritätszuschlag,
die Kalte Progression wird abgebaut“, sagt Kahrs. Das sei genug. Immer-

hin gebe es auch einige Haushaltsrisiken, so mögliche steigende Zinsen
oder eine wirtschaftlich schlechtere Entwicklung.
Auch seien einige Belastungen in den nächsten Jahren noch nicht einge-
rechnet, wie Zusatzzahlungen für den Brexit. Hier spricht Kahrs von
„Luftballons“, die EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger (CDU)
kürzlich gestartet habe mit seiner Forderung von bis zu zwölf Milliarden
Euro jährlich zusätzlich zulasten Deutschlands ab 2021 für den ausfallen-
den Nettosteuerzahler Großbritannien. Klar sei seit dem Koalitionsver-
trag, dass Deutschland mehr an die EU zahlen werde. Dies müsse aber
noch verhandelt werden. „Deutschland profitiert am meisten von der
EU“, sagt Kahrs. „Es gibt keinen Zoll, wir haben eine Währung, die EU ist
einer der Hauptgründe für die Erfolge der deutschen Wirtschaft.“
Wie sieht der Sozialdemokrat Kahrs die Lage seiner Partei nach ihren der-
ben Wahlniederlagen und Schwächeln in den Umfragen? Kann sie unter-
gehen wie in einigen europäischen Ländern? „Die SPD gibt es seit 154
Jahren und sie stand immer auf der richtigen Seite der Geschichte. Sie
wird weiter bestehen bleiben“, sagt Kahrs. Sie müsse modernisiert wer-
den und Politik machen, die beim Menschen ankomme wie Maßnahmen
für Familien, Kinder, sichere Jobs und Renten.
Kahrs gilt als großer Strippenzieher in Hamburgs SPD. Er ist unermüdli-
cher Aktivist im Internet und in vielen Vereinen. Kaum einer besucht mehr
Wähler zuhause und organisiert mehr Berlin-Touren mit Bürgern als der
bekennende Homosexuelle,Verbindungsstudent, Oberst der Reserve, Anti-
alkoholiker und Micky-Maus-Fan. Auch nach 20 Jahren im Bundestag ist
Johannes Kahrs zufrieden mit seiner Position. „Ich bin gerne Abgeordne-
ter und bin gerne haushaltspolitischer Sprecher.“ Hans Krump T

.....................................................................................................................................................

»Keine neuen Schulden zu
machen, ist eine Frage der

Gerechtigkeit. Irgendjemand
muss ja einmal die Schulden

zurückzahlen.«
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Frau Hajduk, die Wirtschaft läuft, die
Steuereinnahmen sprudeln, die „Schwarze
Null“ hält seit Jahren und soll auch wei-
ter halten. Trotzdem kann die Koalition
in den kommenden Jahren Milliarden für
Kindergelderhöhungen, Ganztagsschul-
ausbau und andere Projekte mobilisieren.
Eigentlich macht die Bundesregierung
doch alles richtig, oder?
Die Bundesregierung hat richtig gute Rah-
menbedingungen. Insbesondere der Fi-
nanzminister hat mit einem ausgeglichen
Haushalt ein schönes Erbe angetreten. Die
Voraussetzungen mit Blick auf Wirtschaft,
Demographie und Beschäftigung sind ak-
tuell sehr gut. Dann erwarte ich aber auch,
dass der Finanzminister und die Bundesre-
gierung dies in einem positiven Sinne und
verantwortungsvoll nutzen. Der Haushalt
für dieses schon sehr fortgeschrittene Jahr
ist das eine, die tatsächliche Qualität der
Haushalts- und Finanzpolitik zeigt sich
aber in der Finanzplanung über die ganze
Legislaturperiode. Und da sieht es am En-
de düster aus.

Wieso?
Diese Regierung hat wirklich viel Geld zur
Verfügung und die Rahmenbedingungen
stimmen. Da müssten jetzt Zukunftsinves-
titionen angegangen werden. Wir fordern
zum Beispiel viel beherztere Investitionen
in die digitale sowie die gemeinsame euro-
päischen Zukunft. IWF-Chefin Christine
Lagarde hat es schön ausgedrückt, als sie
sagte: Man muss das Dach reparieren,
wenn die Sonne scheint. Denn wir werden
Mitte des nächsten Jahrzehnts eine ganz
andere demographische Situation haben,
was etwa das Verhältnis zwischen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern auf der
einen und aus dem Arbeitsleben ausge-
schiedenen Menschen auf der anderen Sei-
te angeht. Darauf müssten wir uns jetzt ei-
gentlich vorbereiten. Stattdessen werden
von der Bundesregierung in der Breite
Wahlgeschenke verteilt. Das ist ein Haus-
halt ohne Zukunft.

Welche Wahlgeschenke meinen Sie?
Das bezieht sich vor allem auf das Baukin-
dergeld und den weiteren Ausbau der soge-
nannten Mütterrente, letzteres ein Lieb-
lingsprojekt der CSU. Das Baukindergeld
wird als Mitnahmeeffekt beim Immobi-
lienkauf schlicht eingepreist werden. Die
Mütterrente wiederum wird einfach pau-
schal ausgezahlt und zielt eben nicht auf
Rentnerinnen, die wirklich Unterstützung
bräuchten.

Nun sagt der Finanzminister aber:
Wir investieren und wir werden sogar
noch mehr investieren…
Die Bundesregierung will tatsächlich inves-
tieren – aber mit abnehmender Tendenz.
Herr Scholz kann ja auch rechnen und
weiß, dass die Investitionsquote sinkt. Da
kommt er auch nicht raus, wenn er sagt,
dass die Länder nach Wegfall der Entflech-
tungsmittel selbst mehr investieren wer-
den. Das ist doch keine Ausrede für einen
Bundesfinanzminister! Zudem sollte er die
Kirche im Dorf lassen: Von den 46 Milliar-
den Euro für die prioritären Maßnahmen
des Koalitionsvertrages geht eben nur ein
Bruchteil in Investitionen. Das ist eine voll-
kommen falsche Gewichtung. Wir sagen:
Investitionen zuerst und wirklich wirksam
Armut bekämpfen. Dazu muss man sich
aber genau auf die konzentrieren, die es
brauchen, und beispielsweise konkret ge-
gen Kinderarmut vorgehen.

Was schwebt denn Ihrer Fraktion bei
dem Thema vor?
Wir haben ein Konzept für einen auto-
matisch auszuzahlenden Kinderzuschlag
vorgelegt, der garantiert, dass Eltern, die
Geringverdiener sind, nicht wegen und
mit ihren Kindern in Armut abrutschen.
Das müsste finanziell entsprechend groß-

zügig ausgestattet werden. Die Bundesre-
gierung tastet sich viel zu langsam an das
Thema ran und legt keinen Schwerpunkt
darauf.

Um Investitionen etwa in Ganztags-
schulen und den Wohnungsbau anschie-
ben zu können, will die Bundesregierung
das Grundgesetz ändern – und braucht
dafür die Unterstützung der Opposition.
Sind die Grünen an Bord?
Gerade die Unterstützung beim Woh-
nungsbau und die Lockerung des Koopera-
tionsverbotes im Bildungsbereich halten

wir für unterstützenswert. Das Kooperati-
onsverbot in der Bildung kritisieren wir
ohnehin schon lange. Das ist ein Thema,
da muss sich die gesamte Gesellschaft auch
mit Blick auf den globalen Wettbewerb
neu erfinden. Da kann ich überhaupt nicht
verstehen, dass man zusätzliche Finanzmit-
tel und insgesamt die koordinierende
Kompetenz des Bundes unterbindet. Wir
gucken uns jetzt die Vorschläge der Bun-
desregierung genau an und prüfen, ob wir
eigene Vorstellungen einbringen können.
Denn wenn man mitstimmt, dann will
man auch mitgestalten.

Stichwort EU: Die Grünen kritisie-
ren, dass die Bundesregierung zu wenig
Geld für Europa bereitstellen will und
keine Impulse setzt. Was will denn Ihre
Fraktion? Einfach mehr zahlen und Ma-
crons Ideen eins zu eins übernehmen?
Es geht nicht darum, jemandem eins zu
eins hinterherzulaufen oder gar Deutsch-
land zum Zahlmeister Europas zu machen.
Eine wachsende europäische Integration
bedeutet aber auch zusätzliche Investitio-
nen aus Deutschland – im deutschen und
im europäischen Interesse. Wenn wir fi-
nanziell mehr anbieten würden, könnten
wir möglicherweise anderen Ländern bei
anderen Themen – es geht in der EU ja
nicht nur um Währungsunion und Haus-
halt – einen Stups geben. Der Finanzmi-
nister hat sich ja auch klar und wortreich
zu Europa bekannt. Aber gleichzeitig be-
harrt er darauf, dass ein Beitrag von einem
Prozent des Bruttonationaleinkommens
genug sei für den zukünftigen Mittelfristi-
gen Finanzrahmen der EU. Konservativer
geht es nicht. Herrn Scholz ist es offenbar
sehr wichtig, an diesem Punkt seinem Vor-
gänger zu gleichen. Das ist eine Enttäu-
schung.

Die Zustände bei der Bundeswehr
scheinen miserabel. Warum sprechen sich
die Grünen in einer solchen Situation ge-
gen zusätzliche Mittel aus?
Wir kritisieren vor allem, dass wir der Bun-
deswehr schon sehr viel Geld zur Verfü-
gung stellen, aber es bei Investitionen in
die Ausrüstung ständig zu Pannen kommt.
Da herrscht Chaos. Selbstverständlich wol-
len wir, dass die Bundeswehr gut ausgerüs-
tet ist, und wir wissen auch um unsere Ver-
antwortung dafür, wenn wir Einsätzen der
Bundeswehr im Ausland zustimmen. Aber
die Ausrüstung wird nicht automatisch
besser, nur weil wir die Haushaltsansätze
erhöhen. Außerdem brauchen wir ein ver-
nünftiges Verhältnis zwischen Militäraus-
gaben und den Ausgaben für humanitäre
Hilfe und Entwicklung. Das hatte die Ko-
alition eigentlich versprochen, aber im Fi-
nanzplan ist diese Zielsetzung eines gleich-
mäßigen zusätzlichen Aufwuchses nicht
abgebildet und der Entwicklungsminister
beschwert sich schon, dass er nächstes und
übernächstes Jahr zu wenig Mittel zur Ver-
fügung hat. Die ODA-Quote, der Anteil der
öffentlichen Ausgaben für Entwicklungszu-
sammenarbeit, droht wieder zu sinken.

Eines der Kernthemen der Grünen ist
der Klimaschutz: Wie sieht es damit im
Haushaltsentwurf aus?
Der Klimaschutz ist in diesem Haushalt ei-
ne Leerstelle. Es fehlt der Ehrgeiz, die eige-
nen Verpflichtungen, was die nationalen
und europäischen Ziele angeht, abzusi-
chern und die Versprechen von Paris zu
halten. Wir müssten beispielsweise beim
internationalen Klimaschutz bis 2020 den
„Green Climate Fund“ ganz anders bestü-
cken. Wir müssten aber auch die Hausauf-
gaben bei uns machen. Dazu gehört ein fi-
nanziell und energiepolitisch gut gestalte-
ter Kohleausstieg. Dafür braucht es keine
neue Kommission, sondern man muss
jetzt den Ausstiegspfad festlegen, denn
durch die Klimakrise stehen wir schon jetzt
unter großem Druck.

Das Gespräch führte Sören C. Reimer. T

Anja Hajduk ist stellvertretende Fraktions-
vorsitzende der Grünen. Die 54-Jährige

aus Hamburg saß von 2002 bis 2008
sowie erneut seit dem Jahr 2013 im

Deutschen Bundestag.
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»Haushalt
ohne
Zukunft«
ANJA HAJDUK Zu wenig Mittel
für Investitionen, zu viele für
Wahlgeschenke, kritisiert die
Grünen-Fraktionsvize am
Etat-Entwurf der Regierung

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Domäne der Länder
CONTRA Hinter dem Ruf, das Kooperationsverbot wei-

ter zu lockern, steht in Wahrheit die Forde-
rung: Bund gib Geld, aber rede bitteschön
den Ländern nicht in ihre Bildungspolitik

rein. Doch das geht nicht zusammen. Es kann nicht
sein, dass ein Land im Schulbereich herumexperimen-
tiert, aber alle für die Folgen geradestehen sollen.
Beispiel: Mit der Umstellung auf das Abitur nach acht
Jahren und der Kehrtwende wurden nicht nur Schüler
verunsichert, es wurde auch viel Geld verbrannt. So
kostet das Rückgängigmachen des Experiments allein
in Nordrhein-Westfalen mehr als eine halbe Milliarde
Euro. Nein, wer die Musik bestellt, soll sie auch künf-
tig bezahlen. Wollen die Länder den Bund stärker zur
Kasse bitten, müssten sie ihm auch ein stärkeres Mit-
spracherecht zubilligen. Doch die Entscheidung vor
Ort ist viel lebensnäher als zentralistische Steuerung
durch ein Bundesschulministerium.
Bildungspolitik ist eine wichtige Domäne der Länder.
Die Landesregierungen entscheiden, welchen Anteil
ihres Budgets sie in Straßen, Polizei, Wirtschaft oder
eben Bildung stecken. Würde die Entscheidung zen-
tralisiert, konkurrierten Investitionen in Bildung mit
anderen Ausgaben, etwa für Verteidigung oder Sozia-
les. Das macht die Sache nicht besser – für die Bil-
dung. Die Schuldenbremse gilt schließlich auch im
Bund.
Natürlich sollen die Länder kooperieren und einheitli-
che Bildungsstandards schaffen, die den überregiona-
len Schulwechsel leicht machen. Doch wie jedes Land
diese Standards erreicht, das sollte es selbst mana-
gen – gestalterisch und finanziell. Gäben die Länder
diesen Anspruch auf, so ginge auch ein Stück ihrer
Daseinsberechtigung im Föderalismus verloren.

Mehr zum Thema der Woche auf Seite 6.
Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Peter Kurz,
»Westdeutsche Zeitung«,
Düsseldorf
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KOOPERATIONSVERBOT WEITER LOCKERN?

Weg damit!
PRO Mit der größte Unsinn im Bildungsbereich

ist das Kooperationsverbot von Bund
und Ländern, über das jetzt in den Etat-
beratungen des Bundestages wieder ge-

stritten wurde. Entstanden bei der Föderalismusreform
2006, hat das Nein zu einer finanziellen Beteiligung
des Bundes an den Bildungsaufgaben der Länder
nichts Positives bewirkt. Es hat stattdessen Fortschritt
gelähmt, Unzufriedenheit provoziert und zur Bildungs-
misere im Land beigetragen. Fast alle Parteien haben
daher im Bundestagswahlkampf das verheißungsvolle
Liedchen einer Streichung gesungen. Entsprechende
Signale kamen sogar aus der sonst so föderalismushö-
rigen Union. Nun muss geliefert werden.
Dreimal schon wurde das Kooperationsverbot geän-
dert, was belegt, dass die politische Einsicht gewach-
sen ist, vor zwölf Jahren einen schweren Fehler began-
gen zu haben. Denn alle wollen mehr Bildung, mög-
lichst den ganzen Tag über; von der Krippe über die Ki-
ta bis zur Schule. Obendrein auch noch mit Inklusion.
Und tunlichst viele junge Menschen sollen zur Uni ge-
hen und studieren. Das alles wird bildungspolitisches
Stückwerk bleiben ohne stetige und weitreichende Fi-
nanzhilfen des Bundes. Wer das nicht glauben will,
dem sei in der Schule um die Ecke ein Blick auf die Toi-
letten empfohlen. Der könnte für manchen Verfechter
von Zuständigkeiten lehrreich sein.
Föderale Stellungskämpfe im Bildungsbereich sind oh-
nehin nicht mehr zeitgemäß, weil sie die Wettbewerbs-
fähigkeit des Landes massiv gefährden. Das weiß auch
die große Koalition. Sie will nun die Einschränkung
streichen, dass der Bund Geld nur an finanzschwache
Kommunen geben darf. Gut so. Die Koalition macht
damit einen weiteren, wichtigen Schritt in Richtung
Abschaffung des Kooperationsverbotes. Er darf nicht
der letzte bleiben.

Hagen Strauß,
»Saarbrücker Zeitung«
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»Schicksalsbuch der Nation«
HAUSHALT 2018 Opposition vermisst Zukunftsperspektive im Etatentwurf. Scholz kündigt deutlich mehr Investitionen an

F
DP-Haushälter Otto Fricke hatte
eindeutig mehr vom neuen
Bundesfinanzminister Olaf
Scholz (SPD) erwartet. Es sei
nun schon die 12. Haushalts-
Einbringung, die er mitmache,

aber noch nie habe er einen Finanzminis-
ter erlebt, der „so wenig Emotionen mit
diesem so wichtigen Schicksalbuch unser
Nation verbindet“, beschwerte sich der Li-
berale. Das „Schicksalbuch“ ist der über
3.000 Seiten und mehr als 20 Einzelpläne
umfassende Haushaltsentwurf 2018 der
Bundesregierung (19/1700), der am Diens-
tag von Scholz eingebracht wurde.
Auch Sven-Christian Kindler (Bündnis 90/
Die Grünen) hatte mit dem kühlen Vortrag
des Finanzministers so seine Probleme.
Nach eigenem Bekunden musste er erst
durch die Rede des Hamburg SPD-Abge-
ordneten Johannes Kahrs gezeigt bekom-
men, dass Norddeutsche auch Reden hal-
ten können, „bei denen das Publikum
nicht fast einschläft“. Kahrs wiederum stellt
sich vor seinen Minister und bescheinigte
Scholz, dass seine Rede „für seine Verhält-
nisse relativ lebhaft“ gewesen sei.
Und so wie Kindler und Fricke den Esprit
in Scholz‘ Rede vermissten, so vermisste
die Opposition grundsätzlich den Esprit
im Haushaltsentwurf der wiederaufgeleg-

ten Großen Koalition. Ein „Haushalt ohne
Zukunft“ sei es, der „völlig falsche Prioritä-
ten“ setze, meinte Kindler. Gesine Lötzsch
(Die Linke) fand, der Entwurf sei eine
„Blamage“ für Scholz, „fatal“ für die Bür-
ger, „rücksichtslos gegenüber nachfolgen-
den Generationen“ und „schlecht für
Europa“. Fricke monierte, es gehe den Ko-
alitionären nicht „um Neues, um Besseres,
um die Zukunft“, sondern nur um das
„Gestalten der Gegenwart und das Abarbei-
ten der Vergangenheit“. Peter Boehringer
(AfD) warf der Bundesregierung vor, einen
unvollständigen und irreführenden „Haus-
halt der Täuschung“ vorzulegen, weil etwa
die Risiken der Euro-Rettung nicht abgebil-
det würden.

Streit um Investitionen Der von Scholz
vorgestellte Haushaltsentwurf sieht für das
laufende Jahr Ausgaben In Höhe von
341 Milliarden Euro und Investitionen in
Höhe von 37 Milliarden vor und soll er-
neut ohne neue Schulden auskommen. So-
wohl Investitionen (+0,6 Milliarden Euro)
als auch Ausgaben (+3,5 Milliarden Euro)
liegen über den Ansätzen des Haushaltent-
wurfes der vorherigen Bundesregierung aus
der vergangenen Legislaturperiode (18/
13000), der nicht mehr beraten wurde. Ge-
genüber dem Haushalt 2017 sollen die In-

vestitionen 2018 somit um drei Milliarden
Euro und die Ausgaben um über zehn Mil-
liarden Euro steigen.
Als leitende Prinzipien der Haushaltspoli-
tik der Bundesregierung stellte Scholz Soli-
dität, soziale Gerechtigkeit und Zukunfts-
orientierung vor. Das drückt sich laut dem
Finanzminister auch in der Planung für die
kommenden Jahre aus. Der Verzicht auf
neue Schulden sei kein „Fetisch“, sondern
Ausdruck eines pragmatischen und sachge-
rechten Vorgehens. Die Haushaltsführung
der vergangenen und künftigen Jahre wer-
de zudem dazu führen, dass die Bundesre-
publik dieses oder nächstes Jahr das Maas-
tricht-Schuldenstandskriterium erfüllen
werde. Nach der bisherigen Finanzplanung
war dies erst für 2020 erwartet worden.
Scholz stellte sich entschieden gegen die
Kritik, die Bundesregierung setze nicht ge-
nügend auf Investitionen. Bis 2022 seien
Investition von rund 180 Milliarden Euro
geplant, rund 23 Prozent mehr als zwi-
schen 2013 und 2017. Dass diese Summen
noch nicht komplett in der Finanzplanung
abgebildet sind, habe haushaltstechnische
Gründe. Zudem kündigte Scholz an, einen
Teil der nach der jüngsten Steuerschätzung
erwarteten Mehreinnahmen bis 2022 von
10,8 Milliarden Euro in Digitalinvestitio-
nen stecken zu wollen.

Der Finanzminister betonte auch die Be-
deutung Europas für Deutschland. Europa
sei das „wichtigste nationale Anliegen“
und stehe aktuell vor großen Herausforde-
rungen. Deutschland müsse daher mit sei-
ner Verantwortung „klug und vernünftig
umgehen“. In Hinblick auf die in der Ko-
alition verabredete, aber strittig diskutierte
Weiterentwicklung des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus (ESM) zu einem Euro-
päischen Währungsfonds (EWF) schlug
Scholz ein zweiphasiges Vorgehen vor: Zu-
nächst könne der ESM neu geformt werden
und dann in einem zweiten Schritt ins
Unionsrecht überführt werden. Zudem
kündigte er eine Stärkung der Bankenuni-
on an. Eine klare Absage erteilte Scholz al-
lerdings einem Ansinnen des EU-Haus-
haltskommissar Günther Oettinger (CDU).
Dieser hatte vorgeschlagen, den Beitrags-
satz der Mitgliedsstaaten für den kommen-
den Mehrjährigen Finanzrahmen der Uni-
on zu erhöhen. Scholz erklärte, Deutsch-
land sei zwar bereit, mehr für den EU-
Haushalt aufzuwenden, der aktuellen Satz
reiche aber, „um einiges bewegen zu kön-
nen“ (siehe Seite 10).
Unterstützung für sein Bekenntnis zu
Europa und seinen haushaltspolitischen
Kurs bekam Scholz von seinem Partei-
freund Johannes Kahrs. Der Minister habe

einen fundierten und solide durchfinan-
zierten Haushalt vorgelegt, der nicht nur
auf Investitionen setze, sondern auch etwas
für Kind und Familien täte und zudem den
Staat stärke, indem mehr Geld für die Poli-
zei ausgegeben werde. „Beide Partner wol-
len regieren und werden regieren. Das
sieht man diesem Haushalt auch an“, sagte
Kahrs. Ähnlich äußerte sich der Unions-
Haushälter Eckhardt Rehberg (CDU). Der
Haushalt zeichne sich durch den passen-
den und richtigen Dreiklang von „Entlas-
tung, Solidität und Seriosität“ aus, sagte
der Christdemokrat. Rehberg hob hervor,
dass bis 2021 Entlastungen der Bürger in
Höhe von 64 Milliarden Euro geplant sei-
en, etwa durch die Senkung von Sozialbei-
trägen und die Reduzierung des Solis.

Schlussrunde Die Opposition folgte den
Lobpreisungen der Koalition erwartungsge-
mäß nicht. Das zeigte sich auch am Freitag
in der sogenannten Schlussrunde der
Haushaltswoche, nach der der Entwurf zur
Beratung in die Ausschüsse überwiesen
wurde. Peter Boehringer kritisierte erneut
die Europapolitik der Bundesregierung. Es
gebe eine „Groko-Blankoschecklogik“, das
sei ein „schlechter Verhandlungsstil“.
Florian Toncar (FDP) resümierte, dass die
Finanzpolitik voller Ungereimtheiten und

Widersprüche bleibe. Deutschland sei in
Europa „nicht sprechfähig“, da die Große
Koalition keine Vorstellung davon habe,
was sie mit dem Regierungsmandat anfan-
gen wolle.
Anja Hajduk (B90/Die Grünen) warf der
Bundesregierung vor, teure Vorhaben des
Koalitionsvertrags ans Ende der Wahlperi-
ode zu schieben. Die Kosten würden damit
der nächsten Bundesregierung vor die Füße
gekippt. Das sei keine solide Haushaltsfüh-
rung, sagte die Grünen-Abgeordnete.
Lötzsch fasste für die Linken die wesentli-
chen Forderungen der Fraktion für die
kommenden Haushaltsberatungen zusam-
men und mahnte mehr Engagement der
Koalition an: „Nehmen Sie endlichen den
Fuß von der Investitionsbremse.“
Vor den Haushältern stehen arbeitsreiche
Monate. Im Juli soll der Haushalt für die-
ses Jahr beschlossen werden. Nach der
Sommerpause geht es dann gleich weiter:
Dann steht der Entwurf für 2019 auf der
Tagesordnung. Sören Christian Reimer T

Grafik statt Einzelplan: Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) präsentierte bei der Vorstellung des Haushaltsentwurf 2018 die Entwicklung des Verteidigungsetats der nächsten Jahre. © picture-alliance/Michael Kappeler/dpa
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KURZ NOTIERT

Bundestag entlastet Regierung
für Haushaltsjahr 2015
Der Bundestag hat die Bundesregierung
für das Haushaltsjahr 2015 entlastet. Ei-
ner Beschlussempfehlung des Haushalts-
ausschusses (19/1881) stimmten am
Donnerstag ohne Aussprache die Frak-
tionen der CDU/CSU und SPD zu. Die
Fraktionen AfD, FDP, Die Linke und Bünd-
nis 90/Die Grünen stimmten dagegen.
Grundlage war ein Antrag des Bundesfi-
nanzministeriums (18/8833). scr T

Mehr Geld für
das Bundeskanzleramt

Das Bundeskanzleramt und die Bundes-
kanzlerin können in diesem Jahr etwas
mehr Geld ausgeben. Gegenüber dem
Soll für 2017 soll der Etat 2018 um
0,12 Milliarden Euro auf 2,92 Milliarden
Euro (Einzelplan 04) steigen. Wesentli-
che Zuwächse sind bei den Zuweisungen
und Zuschüssen vorgesehen (1,24 Milli-
arden Euro, +0,13 Milliarden Euro). Für
2019 hat die Bundesregierung als Eck-
wert 2,97 Milliarden Euro für den Einzel-
plan festgelegt. scr T

Etat des Bundespräsidenten
wächst stark an

Der Etat des Bundespräsidenten und des
Bundespräsidialamtes (Einzelplan 01)
soll in diesem Jahr ansteigen. Im Haus-
haltentwurf sind Ausgaben in Höhe von
41,8 Millionen Euro vorgesehen,
5,3 Millionen Euro mehr als für 2017.
Wesentliche Posten sind etwa Investitio-
nen in Umbauten im Bundespräsidalamt,
die mit 2,13 Millionen Euro veranschlagt
sind. scr T

Mehrausgaben für
Abgeordnetenentschädigung
Der Etat des Bundestages soll in diesem
Jahr deutlich anwachsen. Der Ansatz im
Haushaltsentwurf beträgt für den Einzel-
plan 02 955,6 Millionen Euro, 2017 lag
der Ansatz bei 870,2 Millionen Euro. We-
sentliche Zuwächse sind auf den mit
709 Abgeordneten und sechs Fraktionen
deutlich größeren Bundestag zurückzu-
führen. So sollen die Entschädigungen
und Amtszulagen nach dem Abgeordne-
tengesetz von 69,7 auf 78,98 Millionen
Euro steigen. Die Aufwendungen für
Mitarbeiter der Abgeordneten sollen von
212,6 auf 239,6 Millionen Euro anwach-
sen. Die Zuschüsse an die Fraktionen be-
laufen sich laut Entwurf auf 108,6 Mil-
lionen Euro, 2017 lag der Ansatz bei
88,1 Millionen Euro. Mit 4,36 Millionen
Euro fällt der Ansatz für den Wehrbeauf-
tragten um etwa 200.000 Euro geringer
aus als 2017. Die Ausgaben für aktuelle
und ehemalige Mitglieder des Europa-
parlaments verändern sich mit 7,15 Mil-
lionen Euro im Vergleich zum Soll-2017
(7,21) kaum. scr T
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Niedrige
Zinsausgaben
BUNDESSCHULD Der Bundeshaushalt wird
voraussichtlich weiter vom günstigen Zins-
umfeld profitieren. Die Refinanzierungs-
kosten sollen 2018 zwar leicht ansteigen,
allerdings weniger stark als bisher ange-
nommen. Für 2018 rechnet die Bundesre-
gierung mit Ausgaben für den Schulden-
dienst in Höhe von 19,86 Milliarden Euro
(19/1700, Einzelplan 32). Das entspricht
5,8 Prozent der geplanten Gesamtausga-
ben. Damit liegt der Ansatz rund 1,39 Mil-
liarden Euro über dem Soll des Vorjahres
(18,46 Milliarden Euro, 5,61 Prozent). Tat-
sächlich fielen die Zinsausgaben laut vor-
läufigem Haushaltsabschluss 2017 sogar
noch eine Milliarde Euro geringer aus.
Gegenüber den Annahmen im Finanzplan
des Bundes 2017-2021 (18/13001) fällt der
Wert für 2018 allerdings ebenso etwa eine
Milliarde Euro niedriger aus. Im Eckwerte-
beschluss zum Haushalt 2019 sowie dem
Finanzplan 2018 bis 2022 geht die Bundes-
regierung bis 2021 von geringeren Zinsaus-
gaben im Umfang von rund 1,5 Milliarden
Euro beziehungsweise 1,3 Milliarden Euro
bis 2022 aus als in der bisherigen Finanz-
planung veranschlagt.
Der Gesamtansatz für die Bundesschuld
liegt bei 21,17 Milliarden Euro (+1,18).
Neben dem Schuldendienst schlagen In-
vestitionen in Höhe von 1,26 Milliarden
Euro (-0,23) und sächliche Verwaltungs-
ausgaben in Höhe von 56,4 Millionen
Euro (+12) zu Buche. Die Einnahmen in
dem Einzelplan sollen laut Regierungsent-
wurf bei 1,38 Milliarden Euro liegen
(+0,13). scr T

Steuersäckel prall gefüllt
EINNAHMEN Schätzer gehen von Mehreinnahmen aus

Die Wirtschaft brummt, die Löhne steigen,
der Arbeitsmarkt ist stabil. Das beschert
dem Bund stetig steigende Steuereinnah-
men. Rechnete die Bundesregierung im
nicht beratenen Haushaltsentwurf 2018
(18/13000) aus der vergangenen Legisla-
turperiode noch mit 309,1 Milliarden
Euro, sind es im aktuellen Regierungsent-
wurf bereits 319,25 (Einzelplan 60,
19/1700). Nach der jüngsten Steuerschät-
zung kann der Bund in diesem Jahr sogar
mit 321,3 Milliarden Euro rechnen. Schon
2017 lagen die Ist-Einnahmen mit 309,4
über dem Soll von 301,34 Milliarden Euro.

Gemeinschaftssteuern Im Bereich der
Gemeinschaftssteuern schätzt die Bundes-
regierung in ihrem Haushaltsentwurf unter
anderem das diesjährige Gesamtaufkom-
men der Lohnsteuer auf 205,2 Milliarden
Euro, an den Bund gehen davon 87,21 Mil-
liarden Euro (Soll-2017: 82,94). Aus der
Umsatzsteuer mit einem Gesamtaufkom-
men von 179,1 Milliarden Euro sollen
90,1 Milliarden an den Bund fließen (Soll-
2017: 89,75). Aus dem Gesamtaufkommen
der veranlagten Einkommenssteuer von
60,95 Milliarden Euro gehen 25,9 Milliar-
den an den Bund (Soll-2017: 23,16). Bei
der Körperschaftssteuer fallen laut Entwurf

30,65 Milliarden Euro insgesamt an,
15,33 verbleiben beim Bund (Soll-2017:
13,375). Rückläufig ist der Bundesanteil an
der Einfuhrumsatzsteuer: Er soll bei einem
Gesamtaufkommen von 55,35 Milliarden
Euro von 28,65 (Soll-2017) auf 27,84 Mil-
liarden Euro sinken.

Bundessteuern Bei den Bundessteuern,
die grundsätzlich allein dem Bund zuflie-
ßen, erwartet die Bundesregierung in die-
sem Jahr unter anderem beim Solidaritäts-
zuschlag ein Aufkommen von 18,46 Milli-
arden Euro (Soll-2017: 17,46). Ab 2021
will die Bundesregierung die Bürger beim
Soli um jährlich rund 9 Milliarden Euro
entlasten. Die Energiesteuer soll abzüglich
von Zuweisungen an die Länder (Regiona-
lisierungsmittel) mit 32,5 Milliarden Euro
zu Buche schlagen (Soll-2017: 31,86). Für
die Tabaksteuer erwartet die Bundesregie-
rung in diesem Jahr einen leichten Rück-
gang auf 14,36 Milliarden Euro (Soll-2017:
14,7). Das Aufkommen aus der Versiche-
rungssteuer soll von 13,05 (Soll-2017) auf
13,52 Milliarden Euro steigen. Die Kfz-
Steuer soll 9,01 Milliarden Euro einbringen
(Soll-2017: 8,9). Annähernd die gesamte
Summe soll als Ausgleichs-Zuweisung an
die Länder gehen. scr T

Geringe Zuwächse
im Agrar-Etat
LANDWIRTSCHAFT Kritik an Informationskampagnen

Hohe Erwartungen an die neue Landwirt-
schaftsministerin bestimmten die Debatte
über den Haushalt 2018 des Ministeriums
für Ernährung und Landwirtschaft. Laut
Einzelplan 10 des Entwurfs der Bundesre-
gierung (19/1700) stehen im laufenden
Jahr dem Haus von Julia Klöckner (CDU)
rund 6,01 Milliarden Euro und damit 6,43
Millionen Euro mehr als im Jahr 2017 zur
Verfügung. Die Ministerin will damit die
Ernährungskompetenz steigern, das Tier-
wohl verbessern, die Digitalisierung in der
Agrarwirtschaft voranbringen und die Stär-
kung ländlicher Räume erreichen. Die Op-
position forderte allerdings mehr Gestal-
tungswillen ein, denn das Budget verharre
nahezu auf dem Niveau des Haushalts
2017.
Hans-Joachim Fuchtel (CDU), Parlamenta-
rischer Staatssekretär im Agrarministerium,
hob hervor, dass nun mehr Geld in die
Nachhaltigkeit, Forschung und Innovation
für den ländlichen Raum durch das neue
Programm zur Digitalisierung der Land-
wirtschaft investiert werde. Zusätzlich stehe
der Haushalt in der Pflicht, rund 1,5 Milli-
arden Euro aufgrund von möglichen Ein-
schränkungen im kommenden EU-Agrar-
haushalt zu kompensieren.
Als Daueraufgabe bezeichneten die Sozial-
demokraten den Kampf gegen die Lebens-
mittelverschwendung. „Das bleibt ein erns-
tes Thema“, sagte Ursula Schulte (SPD).
Ein Großteil davon entfalle auf die priva-
ten Haushalte. Deshalb sei es notwendig,
an der Ernährungs- und Verbraucherbil-
dung festzuhalten.
Die überproportional ansteigenden Kosten
für die Öffentlichkeitsarbeit des Ministeri-
ums und seiner untergeordneten For-
schungseinrichtungen sowie Behörden kri-
tisierte wiederum Birgit Malsack-Winke-
mann (AfD) scharf. Ein ineffizientes Ge-
flecht von externen Forschungsaufträgen,
Ausgaben für Messen und Aufklärung so-
wie teuren Forschungsprogrammen von
zweifelhaftem Nutzen kreidete die Abge-
ordnete der Regierung an.
Eklatante Schwächen im Haushalt monier-
te auch Ulla Ihnen (FDP), „denn die
Quantität der Mittel steht über der Quali-
tät der Maßnahmen“. Das Agrarministeri-
um leiste sich „exorbitant teure Informati-
onskampagnen“, die zweifelhaft seien. Ob
durch die Millionen für die Kampagne „Zu
gut für die Tonne“ weniger Lebensmittel
weggeworfen wurden, sei nicht klar.
Dass die Landwirtschaft nicht mehr ohne
Subventionen funktioniere, stellte Heidrun
Bluhm (Die Linke) fest. Die Landwirte und
der ländliche Raum seien auf Hilfen ange-
wiesen, doch das Geld komme nur zäh
und zu langsam an. „Die Bundesländer rü-

gen zu Recht die fehlende Flexibilität, die
die Verwendung der Mittel erschwert“, sag-
te Bluhm mit Blick auf den damit verbun-
denen bürokratischen Aufwand.
Friedrich Ostendorff (Bündnis 90/Die Grü-
nen) zählte die Bundesregierung an, weil
diese rund 1,5 Milliarden Euro für Investi-
tionen in den ländlichen Raum verspreche.
„Im Haushalt ist davon nichts zu sehen“,
sagte er. Außerdem wären allein rund
3,5 Milliarden Euro für den Umbau der
Nutztierhaltung nötig, damit diese den An-
sprüchen des Tierschutzes genüge.
„Das Land ist weder Idylle noch ein Nie-
mandsland“, entgegnete Gitta Connemann
(CDU) der Kritik der Opposition. Nur
wenn das Leben auf dem Land attraktiver
werde, könne die Landflucht gestoppt wer-
den. Die zahlreichen Programme verteidig-
te sie, denn für die vielen unterschiedli-
chen Regionen und deren Probleme brau-
che es maßgeschneiderte Lösungen. Auch

die Informationskampagnen seien auf-
grund zunehmend verzerrter Bilder in der
Öffentlichkeit vom Leben auf dem Land
und Arbeiten in der Landwirtschaft not-
wendig. Einer Entfremdung zwischen
Stadt- und Landbevölkerung müsse drin-
gend entgegengewirkt werden.
Der Löwenanteil der Haushaltsausgaben
entfällt auf die landwirtschaftliche Sozial-
politik mit 3,95 Milliarden Euro (2017:
3,92). Dazu zählen unter anderem die Al-
terssicherung der Landwirte mit 2,31 Milli-
arden Euro (2017: 2,34), die Zuschüsse zur
Krankenversicherung der Landwirte mit
1,41 Milliarden Euro (2017: 1,45) und die
Unfallversicherung der Landwirte mit 178
Millionen Euro (wie 2017). 765 Millionen
Euro sind wie im Vorjahr als Bundesanteil
an der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes“ vorgesehen. Jan Eisel T

Keine Wende
VERKEHR Opposition kritisiert Scheuers Planungen

D
as Wort Verkehrswende
mag Andreas Scheuer
(CSU) nicht. Eine Wende,
so sinnierte der Bundes-
verkehrsminister wäh-
rend seiner Rede zur Ein-

bringung des Verkehrshaushaltes 2018
(19/1700) am Dienstag, leite man ein,
wenn man in die falsche Richtung gefah-
ren ist und wieder dahin zurück will, wo
man hergekommen ist. „Aber wir wollen
eben nicht zurück“, betonte der Minister.
Stattdessen wolle er Mobilität weiterentwi-
ckeln. „Kurz gesagt: Wir wollen eine Mobi-
lität, die den Menschen und der Umwelt
dient – das ist unser Weg“, sagte Scheuer.
Für diesen Weg stehen seinem Ministerium
nach den aktuellen Planungen 27,65 Milli-
arden Euro zur Verfügung – und damit nur
unwesentlich weniger als im letzten Jahr
(27,91 Milliarden Euro). 16,78 Milliarden
Euro sind für Investitionen eingeplant. Da-
mit ist der Verkehrsetat der mit Abstand
größte Investitionshaushalt des Bundes.
Die geplanten Ausgaben für die Bundes-
fernstraßen summieren sich auf 9,27 Milli-
arden Euro (2017: 8,65 Milliarden Euro).
Für die Bundesschienenwege sollen
5,45 Milliarden Euro ausgegeben werden
können (2017: 5,77 Milliarden Euro).
1,2 Milliarden Euro sieht der Entwurf für
Bundeswasserstraßen vor (2017: 1,26 Milli-
arden Euro). 140 Millionen Euro davon
sind für den Nord-Ostsee-Kanal eingeplant.

Einnahmen aus Lkw-Maut Nicht nur bei
den Investitionsausgaben ist der Verkehrs-
bereich weit vorn. Auf der Einnahmeseite
stehen sechs Milliarden Euro – mehr als
bei allen anderen Haushalten. Dabei han-
delt es sich überwiegend um die Einnah-
men aus der Lkw-Maut, die mit 5,12 Milli-
arden Euro veranschlagt sind (2017: 4,66
Milliarden Euro).
Was den Ausbau der digitalen Infrastruktur
angeht, so enthält der Etatentwurf mit
115,89 Millionen Euro etwa 356 Millionen
Euro weniger als der Etat 2017. Grund da-
für: Viele der in den vergangenen Jahren
bereitgestellten Mittel sind noch gar nicht
abgeflossen. Ein Zustand, den die Opposi-
tion während der Debatte bemängelte.
Ohnehin hielt sich die Begeisterung über
die Haushaltsvorlage bei AfD, FDP, Linken
und Grünen in Grenzen. Es bleibe bei der
Ankündigungspolitik der Großen Koaliti-

on, kritisierte Marcus Bühl (AfD). Chris-
toph Meyer (FDP) vermisste die richtige
Schwerpunktsetzung im Haushalt. Als De-
saster für Verkehr und Digitales bezeichne-
te Victor Perli (Die Linke) den Etatentwurf.
Von einem Haushalt ohne Zukunft sprach
Sven-Christian Kindler (Grüne).
Daniela Ludwig (CSU) urteilte hingegen,
der schon unter Scheuers Vorgänger Ale-
xander Dobrindt (CSU) begonnene Inves-
titionshochlauf werde dabei helfen, die an-
stehenden Aufgaben im Bereich der Ver-
kehrspolitik aber auch den digitalen Aus-
bau anzugehen. Kirsten Lühmann (SPD)
verwies unter anderem auf das Sofortpro-
gramm „Saubere Luft“, an dem deutlich
werde, dass mit dem Haushalt Gelder für
die richtigen Ziele ausgegeben würden.

Breitbandverbindungen Marcus Bühl er-
innerte daran, dass die Bundesregierung in
ihrer Digitalen Agenda der vergangenen
Legislaturperiode angekündigt habe, bis
2018 in Deutschland eine flächendeckende
Internetgrundversorgung mit mindestens
50 Mbit/s zu schaffen. „Das Ziel wurde
nicht erreicht“, bilanzierte der AfD-Abge-
ordnete. Dennoch habe die Große Koaliti-
on im neuen Koalitionsvertrag festgeschrie-
ben, bis 2025 flächendeckend Gigabit-Net-
ze zu schaffen. Trotz der zur Verfügung ge-
stellten 5,4 Milliarden Euro für schnelle
Breitbandverbindungen sei aber zu be-
fürchten, dass aufgrund zu weniger Kapazi-
täten bei der Planung und dem Fachkräfte-
mangel im Baugewerbe der Ausbau des
schnellen Internets sich weiter verzögern
werde.
Kirsten Lühmann ging auf den „geringen

Mittelabfluss“ beim Breitbandausbau ein.
Das gesamte zur Verfügung gestellte Budget
für die Digitalisierung der letzten Legisla-
turperiode sei ausgeschöpft worden, sagte
die SPD-Abgeordnete. Wer kommunal un-
terwegs sei, wisse aber ganz genau, dass
von der Bewilligung eines Antrages bis
zum Rückfluss des Geldes zwei bis drei
Jahre mindestens vergehen würden. „Wir
gehen davon aus, dass es ab 2019 einen
vermehrten Mittelabfluss geben wird“, be-
tonte sie. Das Geld dafür liege bereit.
Der Verkehrsminister tue alles, um die Au-
tohersteller in Sachen Dieselskandal aus
der Verantwortung zu nehmen, kritisierte
FDP-Mann Meyer. Damit bewege sich
Scheuer in der traurigen Nachfolge von Ex-
Minister Dobrindt, sagte er. Bedauerlich ist
seiner Ansicht nach, dass Scheuer seinen
Worten bezüglich der Offenhaltung des
Berliner Flughafens Tegel keine entspre-
chenden Schwerpunkte in den Haushalts-
ansätzen folgen lasse. „Damit hätten Sie si-
cherlich die stille Mehrheit dieses Hauses
hinter sich“, vermutete Meyer.

Fass ohne Boden Mit dem Haushalt orga-
nisierten Union und SPD den Verkehrskol-
laps, sagte Victor Perli. Mehr Straßen führ-
ten zu mehr Verkehr, noch mehr Straßen
zu noch mehr Verkehr. „Das ist ein Fass
ohne Boden“, befand der Linken-Abgeord-
nete. Gebraucht werde eine Verkehrswen-
de, weil es finanziell, ökologisch und sozi-
al geboten sei. Seine Fraktion setze sich für
mehr Öffentlichen Personennahverkehr
ein, für mehr gute Fuß- und Fahrradwege
und für eine attraktive und bezahlbare
Bahn im ganzen Land.
Sven Christian Kindler kritisierte den Mi-
nister für dessen „ideologisierte Verkehrs-
politik“. Im Haushalt seien die Ansätze für
Verkehrsprojekte in Öffentlich-Privater
Partnerschaft (ÖPP) gestiegen, obwohl die-
se sehr teuer seien. „Das ist ein unverant-
wortlicher Umgang mit Steuergeldern“, be-
fand Kinder und forderte ein Verbot von
ÖPPs im Straßenbau.
Soll die Schiene als Transportmittel attrak-
tiver werden, müssten die Trassenpreise ge-
senkt werden, sagte Daniela Ludwig. Das
müsse schon 2018 erfolgen und nicht wie
von Bundesfinanzminister Scholz (SPD)
geplant erst 2019, forderte die Unionsabge-
ordnete. Götz Hausding T

Der Verkehr nimmt zu, aber auf den Baustellen geht es nur langsam voran. © picture-alliance/Benjamin Beytekin
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Schulze fordert
»Teilzeitheilige«
UMWELT Der Himmel über der Ruhr ist
wieder blau. Damit sei eine Vision Wirk-
lichkeit geworden, schwärmte die Bundes-
ministerin für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit, Svenja Schulze (SPD),
im Bundestag. Jetzt gehe es um die Umset-
zung der aktuellen Visionen bei Klima-
schutz, Artenvielfalt und intakter Umwelt.
Der Etatentwurf für ihr Ministerium
(19/1700, Einzelplan 16) setze dafür „die
richtigen Signale“. Sie rief alle Bürger auf,
„Teilzeitheilige in Sachen Umweltschutz“
zu werden.
Die Regierung will 2018 für Ausgaben des
Umweltministeriums 1,97 Milliarden Euro
bereitstellen. Davon entfallen 1,23 Milliar-
den Euro auf Investitionen. Für den Klima-
schutz sind 527,98 Millionen Euro vorge-
sehen, davon 436,83 Millionen Euro für
Vorhaben im Ausland und 65,4 Millionen
Euro für die nationale Klimaschutzinitiati-
ve. Die Ausgaben für den Umweltschutz
belaufen sich auf 151,98 Millionen Euro.
Die Zwischenlagerung und Endlagerung
radioaktiver Abfälle schlägt mit 770,56
Millionen Euro zu Buche – bei Einnahmen
von 583,59 Millionen Euro durch Zahlun-
gen der Kernkraftwerksbetreiber und Ab-
fallverursacher. Durch den Umzug des
Baubereiches ins Innenressort fällt der Ge-
samt-Etat deutlich geringer aus als 2017.
Für Martin Hohmann (AfD) zeugt der
Haushaltsentwurf von „Fehlinvestitionen
und Ressourcenverschwendung“. Das Er-
neuerbare-Energien-Gesetz (EEG) müsse
„ganz abgeschafft“ werden. Atomkraft sei
als Brückentechnologie vonnöten. Wind-
energie zerstöre die Landschaft.
Marie-Luise Dött (CDU) lobte, dass deut-
sche Firmen „technologisch führend“ seien
bei der Sammlung und Verwertung von
Abfällen. Sie machte sich für einen Büro-
kratieabbau auch in der Umweltpolitik
stark: Die Genehmigungsverfahren dauer-
ten zu lange.
Ulla Ihlen (FDP) zeigte sich „bitter ent-
täuscht“ über den Etatentwurf. Es handle
sich um ein „Weiter-so der bisherigen Poli-
tik ohne eigene Ideen und Akzente“. Die
Bundesregierung betreibe keine „Umwelt-
politik aus einer Hand“.
Heidrun Bluhm (Die Linke) merkte an, das
Ministerium sei zu klein und erhalte laut
Etatentwurf zu wenig Geld. Sie vermisste
eine „konsequente Linie“. Sie forderte ei-
nen kostenlosen öffentlichen Nahverkehr
und beklagte, es fehle eine „umfassende
Strategie gegen das Insektensterben“.
Steffi Lemke (Bündnis 90/Die Grünen)
prangerte an, dass Schulze über Visionen
geredet habe. Sie erwarte „Regierungshan-
deln und keine Märchenstunde“. Die Mi-
nisterin habe zur Lösung der von ihr ange-
sprochenen Probleme „keine einzige kon-
krete Aussage“ gemacht.
Carsten Träger (SPD) befand, Schulze habe
mit ihrem Haushaltsentwurf „schon vieles
erreicht“. Das seien „gute Nachrichten für
die Umwelt“. Er strich heraus, dass die Be-
kämpfung des Artensterbens „ganz oben
auf der Agenda“ stehe. fla T

KURZ NOTIERT

Höherer Etat für
den Bundesrat
Dem Bundesrat soll in diesem Jahr mehr
Geld zur Verfügung stehen. Der Haus-
haltsentwurf der Bundesregierung sieht
in dem entsprechenden Einzelplan 03
Ausgaben in Höhe von 30,44 Millionen
Euro vor. Das sind 1,95 Millionen Euro
mehr als der Ansatz für 2017. Zuwächse
sind mit 1,18 Millionen Euro vor allem
bei den sächlichen Verwaltungsaufgaben
zu verzeichnen. scr T

Ausgaben im Bereich des
Finanzministeriums steigen

Der Etat des Bundesministeriums für Fi-
nanzen soll in diesem Jahr auf 6,54 Mil-
liarden Euro steigen. Der Ansatz im
Haushaltsentwurf der Bundesregierung
(Einzelplan 08) liegt damit 0,34 Milliar-
den Euro über dem Vorjahres-Soll. Der
Einzelplan umfasst neben dem Ministeri-
um unter anderem die Zollverwaltung
Zuwächse sind vor allem bei den Perso-
nalausgaben (+0,16 Milliarden Euro)
und den Zuweisungen und Zuschüssen
(+0,13 Milliarden Euro) geplant. scr T

EU-Reduktionsziele werden
in deutsches Recht umgesetzt

Die EU-Reduktionsziele 2020 und 2030
für Luftschadstoffe sollen in deutsches
Recht umgesetzt werden. Für einen ent-
sprechenden Verordnungsentwurf der
Bundesregierung (19/1598) stimmten
am Donnertag ohne Debatte die Fraktio-
nen CDU/CSU, SPD und Bündnis 90/Die
Grünen gegen die Stimmen von AfD, FDP
und Linken. Die Verordnung enthält zu-
dem Vorgaben zur Erstellung nationaler
Luftreinhaltprogramme, zur Berichter-
stattung und zum Monitoring. scr T

Wer vom Aufbruch profitieren soll
BAUPOLITIK Die Abgeordneten streiten darüber, wem die Mittel für Baumaßnahmen nutzen

In dem neu im Innenministerium angesie-
delten Bauressort stehen die Zeichen auf
Aufbruch – jedenfalls nach Ansicht des zu-
ständigen Ministers Horst Seehofer (CSU).
Er sieht mit dem Ziel von 1,5 Millionen
neuen Wohnungen und dem geplanten
Baukindergeld zukunftsweisende Maßnah-
men beschlossen. Sie würden das Land
weit voranbringen, sagte Seehofer am Don-
nerstag im Bundestag bei der Debatte über
seinen Haushalt.
Der vom früheren Umwelt- und Bauminis-
terium übernommene Bereich „Woh-
nungswesen und Städtebau“ schlägt dem-
nach mit Ausgaben von 3,58 Milliarden
Euro zu Buche, von denen 2,81 Milliarden
Euro investiert werden sollen. Die Ausga-
ben für Wohngeld belaufen sich auf
540 Millionen Euro. 1,52 Milliarden Euro
gehen in diesem Jahr wie bereits 2017 als
so genannte Kompensationszahlungen an
die Länder – Mittel als Ausgleich zum Aus-
stieg des Bundes aus der sozialen Wohn-
raumförderung.
Diese von der früheren Bauministerin Bar-
bara Hendricks (SPD) für 2017 und 2018
verdreifachten Mittel sollen 2019 bei einer
Milliarde Euro liegen. Für die Zeit danach
hat der Bund angekündigt, mit Hilfe einer
Grundgesetzänderung wieder in den sozia-
len Wohnungsbau einzusteigen. Wie diese

Mittel im Zusammenspiel mit den Ländern
und Kommunen konkret verteilt werden
sollen, ist bislang unklar. Für die Städte-
bauförderung plant die Regierung 808,75
Millionen Euro ein, für „Zukunftsinvesti-
tionen“ 141,5 Millionen Euro und für
Hochbau- und Förderungsmaßnahmen in
Berlin und Bonn 294,55 Millionen Euro.
Während Minister Seehofer selbst der Bau-
politik kaum Raum in seiner Rede ein-
räumte, würdigte der Abgeordnete Ulrich
Lange (CSU) die Pläne als richtigen Im-
puls. Das viel diskutierte Baukindergeld sei
ein Beitrag zur Generationengerechtigkeit,
da nach Ansicht der Koalition Wohneigen-
tum jeder Generation zur Verfügung stehen
sollte.

SPD für Wohngelderhöhung Der Koaliti-
onspartner SPD würdigte bei der Debatte
dieses Engagement, mahnte aber zeitnahes
Konkretisieren an. Beim Baukindergeld
bräuchten die zahlreichen Antragswilligen,
die sich bereits gemeldet hätten, rasch
Klarheit, sagte der Abgeordnete Martin
Gerster. Auch müsse man aufpassen, Fehl-
anreize zu vermeiden. Zudem forderte er
den Minister auf zügig darzulegen, wie das
Wohngeld angepasst werden soll; dies sei
ebenso ein Beitrag zu einer guten und so-
zialen Politik wie die angekündigte Ver-

schärfung der Mietpreisbremse. Nachfol-
gende Redner aus seiner Fraktion pflichte-
ten ihm bei.
Die Opposition kritisierte die gesetzten
Schwerpunkte als wenig zielführend, um
den Wohnungsmarkt zu entspannen. So
plädierte der FDP-Abgeordnete Stefan Rup-
pert für einen Freibetrag bei der Grunder-
werbsteuer statt einem Baukindergeld, da
letzteres zahlreiche Bevölkerungsgruppen
ausschließe – etwa Menschen, die erst Ei-
gentum schaffen und dann Kinder bekom-
men wollten. Die Linksfraktion bezeichne-
te die Maßnahme als zynisch und ein In-
strument für Gutverdiener; Victor Perli trat
stattdessen für mehr Mittel für den sozia-
len Wohnungsbau ein. Die AfD-Fraktion
schließlich verwies auf die ländlichen Räu-
me, die bei allem Fokus auf die Woh-
nungsnot in Ballungsräumen nicht verges-
sen werden dürften, wie der Abgeordnete
Marcus Bühl ausführte. Die Redner der
Grünen-Fraktion erwähnten Baupolitik bei
der Aussprache nicht. pez T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Aufschwung für alle
WIRTSCHAFTSPOLITIK Streit über die Investitionen, die größtmögliche Teilhabe am Erfolg versprechen

E
s hat eine Weile gedauert, bis
der Minister eine Klammer um
das Aufgabenspektrum seines
Hauses fand – was angesichts
der Breite auch nicht über-
rascht. So landete Peter Alt-

maier (CDU) also nach Ausführungen
über Handelsstreitigkeiten, Mittelstands-
initiativen, Kohlekommissionen und
Stromleitungen erst gegen Ende seiner Re-
de bei dem Ziel, in dem sich alle Teilmaß-
nahmen treffen sollten: Es
gehe um gleichwertige Le-
bensverhältnisse, egal wo
oder wie man lebt. „Wir
wollen, dass Deutschland
ein lebenswertes Land
bleibt, wo man in allen Tei-
len des Landes Lebensqua-
lität und Selbstverwirkli-
chung findet“, sagte Alt-
maier am Donnerstag im
Bundestag bei der Debatte
über seinen auf 8,11 Milli-
arden Euro angewachsenen
Etat. Im vergangenen Jahr
lag das Budget noch bei 7,73 Milliarden
Euro. Die Vision der gleichwertigen Le-
bensverhältnisse entwarf Altmaier auch vor
dem Hintergrund der robusten Wirt-
schaftslage, die ihresgleichen suche. „Wir
haben einen Aufschwung, der bei den
Menschen ankommt und der von den
Menschen inzwischen auch wahrgenom-
men wird.“
Von seinem Etat darf Altmaier 5,04 Milliar-
den Euro für Zuweisungen und Zuschüsse

(2017: 5,05 Milliarden Euro) ausgeben,
während sich energiepolitische Maßnah-
men auf 2,5 Milliarden Euro summieren
(2017: 2,64 Milliarden Euro). Für die Mit-
telstandsförderung sind 918,06 Millionen
Euro eingeplant im Vergleich zu 920,5 Mil-
lionen Euro 2017. Davon entfallen wie im
Vorjahr 600 Millionen Euro auf Zuweisun-
gen für betriebliche Investitionen und die
wirtschaftsnahe Infrastruktur im Rahmen
der Bund-Länder-Gemeinschaftsaufgabe

„Verbesserung der regiona-
len Wirtschaftsstruktur“.
Für die Außenwirtschafts-
förderung sind 238,17 Mil-
lionen Euro vorgesehen
(2017: 228,05 Millionen
Euro). Unter der Über-
schrift „Innovation, Tech-
nologie und Neue Mobili-
tät“ sind Ausgaben in Höhe
von 3,1 Milliarden Euro
zusammengefasst (2017:
2,74 Milliarden Euro), zu
denen auch 543,47 Millio-
nen Euro (2017: 548,47

Millionen Euro) für das Zentrale Innovati-
onsprogramm Mittelstand (ZIM) zählen,
422,26 Millionen Euro sind für die „Digi-
tale Agenda“ vorgesehen (2017: 173,03
Millionen Euro). Schließlich schlagen die
Ausgaben für die Luft- und Raumfahrt mit
1,73 Milliarden Euro zu Buche (2017: 1,62
Milliarden Euro).
Die Ausgaben für die Abwicklung des Stein-
kohlenbergbaus sollen 2018 immer noch
1,29 Milliarden Euro betragen (2017: 1,38

Milliarden Euro). Für die Förderung der
Energieforschung sind 431.643 Millionen
Euro eingestellt (2017: 430,48 Millionen
Euro), für die energetische Gebäudesanie-
rung soll mit 407,9 Millionen Euro geför-
dert werden (2017: 455 Millionen Euro).

Ja zu freiem Welthandel Altmaier will mit
den Mitteln die Voraussetzungen schaffen,
dass der Aufschwung weitergeht – etwa
mit einer Mittelstandsagenda, mit Maß-
nahmen zur Digitalisierung und mit
Kompetenzzentren, die sich an Gründer
und Startups richten. Entscheidend seien
dabei stabile politische Rahmenbedin-
gungen, und zwar auch international. Da-
mit spannte Altmaier den Bogen zu aktu-
ellen politischen Konflikten wie dem
Handelsstreit mit den USA und den Span-
nungen rund um die geplante Pipeline
Nord Stream 2. Deutschland und Europa
stünden an einer Kreuzung – zwischen ei-
nem Zurückfallen in die Zeiten von Ab-
schottung oder einer Entscheidung für
freie Weltmärkte.
Für den Koalitionspartner SPD erklärte der
Abgeordnete Bernd Westphal, wichtig sei,
dass die Inhalte aus dem Koalitionsvertrag
eins zu eins umgesetzt würden. Er verwies
dabei auf die geplante Kommission, die
den Strukturwandel für die Bergbauregio-
nen abmildern soll. Die Regierung müsse
verlässliche Lösungen schaffen, um den
Betroffenen Unsicherheiten zu nehmen.
Seine Kollegin Sabine Poschmann mahnte,
die Mittelstandsförderung ernst zu neh-
men. Eine Kürzung der Mittel für das ZIM

könne nicht die Antwort sein – hier sei
Luft nach oben.

Mittelstandsförderung angemahnt Die
Opposition wurde in ihrer Kritik deutli-
cher. Die AfD-Fraktion bezeichnete die gu-
te Wirtschaftsentwicklung als Ergebnis eu-
ropäischer Geldpolitik. Das Wachstum
werde durch die Notenpresse finanziert,
und zwar zum Schaden deutscher Sparer,
sagte der Abgeordnete Volker Münz. Auch
die Energiepolitik kanzelte er ab – das
Energieeinspeisegesetz etwa sei Planwirt-
schaft pur und gehöre abgeschafft. Die
Fraktion möchte zudem das Gebäudesa-
nierungsprogramm und die Fördermittel
für Elektrofahrzeuge streichen.
Karsten Klein (FDP) vermisste wiederum
ein Bekenntnis zur freien sozialen Markt-
wirtschaft. Arbeitsmarktpolitik müsse

mehr von der Seite der Arbeitgeber her ge-
dacht und dem Bedarf an Fachkräften
nachgekommen werden. Es werde zu deut-
lichen Verlusten kommen, wenn Unter-
nehmen nicht mehr ausreichend qualifi-
ziertes Personel gewinnen könnten, warnte
Klein. Scharf kritisierte der Abgeordnete
auch vor diesem Hintergrund, dass die
neue Bundesregierung der Digitalisierung
kein eigenes Ministerium gewidmet hat.
Dies wäre dringend notwendig gewesen.
Heidrun Bluhm (Die Linke) beklagte die
Themen- und Kompetenzzersplitterung auf
einem anderen Gebiet – dem von Klima
und Energie. Dieses Wirrwarr sei mit dafür
verantwortlich, dass die gesteckten Klima-
ziele nicht eingehalten werden könnten,
erklärte sie. Mensch und Umwelt müssten
im Zweifel vor wirtschaftlichen Interessen
stehen; in diesem Zusammenhang dürfte
der Einstieg in den Kohleausstieg auf kei-
nen Fall vertagt werden. Auch Bluhm hob
die vorgesehen Mittelkürzung beim ZIM
missbilligend hervor.
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
schlug in die gleiche Kerbe: Anja Hajduk
forderte, das Mittelstandsprogramm hoch-
zufahren anstatt es leicht abzusenken.
Auch bräuchten Startups viel höhere Mit-
tel, um erfolgreich bleiben zu können. Ju-
lia Verlinden vermisste konsequentes Han-
deln in der Energie- und Klimapolitik und
beklagte eine Ankündigungspolitik, die an
die früherer Bundesregierung erinnere. Vie-
le Pläne lägen bereits in der Schublade,
sagte sie. Der Minister müsse nur einmal
nachsehen. Kristina Pezzei T

Die Wirtschaft boomt, die Auftragsbücher sind voll – auch und gerade im Handwerk: Zimmerleute, wie hier in Bamberg, sind gefragt wie selten. © picture-alliance/Nicolas Armer/dpa

»Wir haben
einen Auf-

schwung, der
inzwischen

wahrgenom-
men wird.«

Peter Altmaier (CDU),
Bundeswirtschaftsminister
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Föderalismus
im Disput
FALL AMRI Es ist immer dieselbe Frage,
die den Untersuchungsausschuss zum Fall
Anis Amri beschäftigt: Wie konnte es sein,
dass alle Erkenntnisse über das kriminelle
Treiben des späteren Breitscheidplatz-At-
tentäters nicht dazu führten, den Mann
rechtzeitig dingfest machen? Lag es daran,
dass sich die Kompetenzen für innere Si-
cherheit auf verschiedene Behörden in
Bund und Ländern verteilen? Darum ging
es vorige Woche in einer Anhörung des
Ausschusses, bei der die Experten indes
uneins blieben. Hatte das Sicherheitsversa-
gen tatsächlich strukturelle Ursachen?
Manche argumentierten in diese Richtung
und gaben wie der Staatsrechtler Matthias
Bäcker zu bedenken, dass das Grundgesetz
einer stärkeren Koordinierung nicht im
Wege stehe. Otto Dreksler, Ex-Chef der Ber-
liner Landespolizeischule, plädierte dafür,
alle auf Landesebene nachgeordneten
Dienste der beim Bund angesiedelten Si-
cherheitsbehörden abzuschaffen, und der
einstige Verfassungsschutzpräsident Heinz
Fromm empfahl ein administratives Wei-
sungsrecht des Bundesamtes gegenüber
den Landesämtern für Verfassungsschutz.
Mehr Zentralismus wagen also? Wider-
spruch kam vom früheren Vizepräsidenten
des Bundeskriminalamtes, Jürgen Maurer.
In 35 Dienstjahren als „zentraler Polizist“
sei er zu einem „glühenden Verfechter des
Föderalismus“ geworden. Immer wieder in
Gremien von Bund und Ländern Überein-
künfte finden zu müssen, „hat uns ge-
nützt“. Winfried Dolderer T

Höchster Deckungsgrad
JUSTIZ Ministerin Barley kündigt »Qualitätsoffensive« an

Trotz eines um mehr als 50 Millionen Euro
geringeren Etats als 2017 will das Bundes-
justizministerium den Rechtsschutz der
Bürger stärken und den Verbraucherschutz
verbessern. Ressortchefin Katarina Barley
(SPD) warb zu Beginn der Haushaltsdebat-
te des Bundestages zum Einzelplan ihres
Hauses am Donnerstag für den von der Re-
gierungskoalition aufgelegten Pakt für den
Rechtsstaat. Dieser sehe eine „umfassende
Qualitätsoffensive“ vor, die einen Personal-
aufbau, die Digitalisierung der Justiz, fami-
lienrechtliche Verbesserungen und eine
Kampagne zur Stärkung des Vertrauens der
Bürger beinhalte. Dazu gehöre auch eine
bessere Rechtsdurchsetzung wie mit der
Musterfeststellungsklage geplant. „Wer
Recht hat, muss auch Recht bekommen“,
sagte Barley. Ein weiteres wichtiges Feld sei
der Mieterschutz.

»Dreiklang« Aus Sicht der Redner der Ko-
alition ist das Ministerium mit geplanten
Ausgaben in Höhe von 782,18 Millionen
Euro gut aufgestellt. 2017 waren es noch
838,62 Millionen Euro. Stephan Harbarth
(CDU) bezeichnete den Pakt als einen
„Dreiklang“ aus mehr Personal, besserer
Ausstattung und einem besseren gesetzli-
chen Rahmen, mit dem ein starkes Signal
gegen eine „Erosion des Vertrauens“ gesetzt
werde. Johannes Fechner (SPD) sieht mit
dem Pakt die Weichen für einen starken
Rechtsstaat gesetzt. Er geht davon aus, dass
es im nächsten Haushalt auch mehr Geld
für den Verbraucherschutz geben wird.

Heftige Kritik kam dagegen von der Oppo-
sition. Die Redner von AfD, FDP, Die Linke
und Bündnis 90/Die Grünen forderten
Nachbesserungen an dem Entwurf und
warfen dem Ministerium unter anderem
Symbolpolitik vor. Manuela Rottmann
(Grüne) sprach gar von „großkoalitionä-
rem Pfusch“ und einer „Vergackeierung der
Leute“. Victor Perli (Linke) sagte, die Bür-
ger bräuchten dringend mehr Rechte gegen
staatliche Willkür und Konzernmachen-
schaften.
Nach Ansicht von Lothar Maier (AfD) ge-
ben die Ankündigungen der Koalition
„nicht viel her“. Das verbraucherpolitische
Programm der Bundesregierung sei eine
„Kollage aus Programmen Dritter“ und
weise kein eigenes Profil auf. Für die FDP
attestierte Stefan Ruppert der Rechtspolitik
einen dramatischen Bedeutungsverlust.
Dies versuche die Koalition durch Verbrau-
cherschutz zu kompensieren, sagte er.
Das Justizministerium verfügt über den
kleinsten Etat der Regierung, weist aber
den bei weitem höchsten Deckungsgrad
auf: Die Einnahmen belaufen sich auf
568,62 Millionen Euro (2017: 541,62 Mil-
lionen Euro). Hinter dieser Zahl stehen vor
allem die Gebühreneinnahmen des Deut-
schen Patent- und Markenamtes. Die Aus-
gaben für den Verbraucherschutz sollen
36,51 Millionen Euro betragen. 2017 wa-
ren es noch 128,54 Millionen Euro. Darin
enthalten war allerdings ein einmaliger Zu-
schuss zur Erhöhung des Stiftungskapitals
der Stiftung Warentest. Michael Wojtek T

A
usgaben in Höhe von
mehr als 3,42 Milliar-
den Euro sieht der Etat-
entwurf 2018 für die
Bundespolizei vor, ein
Plus von 135 Millionen

Euro im Vergleich zum Vorjahr. Für das
Bundeskriminalamt ist eine Steigerung um
fast 93 Millionen Euro veranschlagt. Und
so weiter: Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik, Bundesamt für Ver-
fassungsschutz – insgesamt entfallen im
Haushaltsentwurf des „Bundesministeri-
um des Inneren, für Bau und Heimat“ auf
den Bereich der inneren Sicherheit Ausga-
ben in Höhe von rund 5,4 Milliarden
Euro. Es sei, charakterisierte Ressortchef
Horst Seehofer (CSU) vergangene Woche
im Bundestag die Vorlage, vor allem ein
„Haushalt für die nationale Sicherheit“.
Der in erster Lesung debattierte Regie-
rungsentwurf sieht für sein Haus ein Aus-
gabenvolumen von knapp 13,76 Milliar-
den Euro vor und damit rund 4,78 Milliar-
den Euro mehr, als vergangenes Jahr der
Etat des damaligen Bundesinnenministeri-
ums umfasste. Zurückzuführen ist der An-
stieg unter anderem auf die Verlagerung
des Bereichs Bauen und Wohnen vom
Umweltministerium in das Seehofer-Res-
sort. Dort macht dieser Bereich mit rund
vier Milliarden Euro im Etatentwurf den
zweitgrößten Ausgabenposten nach dem
Sicherheitsbereich aus (siehe Seite 5), ge-
folgt vom Bereich Integration/Migration
auf Platz drei mit rund 1,8 Milliarden
Euro.

Scharfe Kritik Seehofer betonte in der De-
batte, dass die Koalition mehr Stellen für
die Sicherheitsbehörden und mehr Mittel
für die Ausstattung versprochen habe,
ebenso wie Investitionen „auf Rekordni-
veau“ in die Integration und eine Stärkung
der „Ordnung der Migration“, und sie ha-
be Wort gehalten. Das Gesetz über den Fa-
miliennachzug zu subsidiär Geschützten
sei vom Kabinett beschlossen, die Auswei-
sung weiterer sicherer Herkunftsstaaten
komme noch vor der Sommerpause in den
Bundestag, und Piloteinrichtungen soge-
nannter Anker-Zentren für Asylbewerber
nähmen im Spätsommer den Betrieb auf.
Gottfried Curio (AfD) monierte, bei der
inneren Sicherheit werde „geknausert“,
beim „Import“ von Zuwanderern dagegen
„aus dem Vollen“ geschöpft. „Wer seinen
Haushalt berechnen will, schließt erst ein-
mal die Haustür“, sagte er. „Temporär
Schutzbedürftige“ seien nicht zu integrie-
ren, „sondern baldmöglichst zurückzufüh-
ren“.

Martin Gerster (SPD) hob hervor, dass die
Koalition der Bundespolizei allein in die-
sem Jahr mehr als 1.850 neue Stellen ver-
schaffe. Hinzu kämen weitere neue Stellen
unter anderem beim Bundeskriminalamt
und beim Verfassungsschutz. Damit wür-
den die Sicherheitsbehörden des Bundes
in bisher ungekannten Ausmaß gestärkt.
Victor Perli (Linke) sprach von einem
„Aufrüsten der Sicherheitsbehörden“. So
stiegen die Ausgaben für Polizei und Ge-
heimdienste um 200 Millionen Euro nach
250 Millionen Euro in 2017. Die Linke sei
für eine gute Ausrüstung und Bezahlung
der Polizei, aber „nicht einverstanden mit
dem Hochrüsten von Spezialeinheiten“.

Zank ums Bamf Seehofer ging auch auf die
„Unregelmäßigkeiten“ in der Bremer Au-
ßenstelle des Bundesamtes für Migration

und Flüchtlinge (Bamf) ein, wo in der Ver-
gangenheit mehr als 1.000 Asylanträge zu
Unrecht anerkannt worden sein sollen.
Dies sei „deutlich“ vor seiner Amtszeit ge-
wesen, betonte der Minister und bekräftig-
te, dass die betreffenden Bescheide vom
Bamf nochmals überprüft würden. Auch
prüfe der Bundesrechnungshof auf seine
Bitte hin, ob sich beim Bamf „systemische
Mängel ergeben, die zu Veränderungen
führen müssen“. Zugleich machte Seehofer
deutlich, dass er eine parlamentarische
Aufarbeitung der Vorfälle begrüßen würde,
falls das Parlament einen Untersuchungs-
ausschuss einsetzen sollte. Diese Möglich-
keit war am Vortag in der Generaldebatte
von FDP-Fraktionschef Christian Lindner
ins Spiel gebracht worden.
Dessen Fraktionskollege Stefan Ruppert
(FDP) mahnte gleichfalls eine Aufklärung

der Vorgänge in der Bremer Bamf-Außen-
stelle an. Dabei verstöre es jedoch, „wenn
diejenige, die sich die Aufklärung zum An-
liegen gemacht hat“, nicht gehört, sondern
strafversetzt werde.
Tobias Lindner (Grüne) sagte, interessan-
ter als die Ausführungen Seehofers zu dem
Thema sei, was der Minister dazu nicht ge-
sagt habe. „Was wussten Sie, und wann
wussten Sie es? Darüber hätten Sie hier
Auskunft geben sollen“, fügte er hinzu.
Mathias Middelberg (CDU) versicherte,
man werde sich keiner Aufklärung und
Verbesserung beim Bamf verschließen.
Dass das Bamf im vergangenen Jahr mehr
als 500.000 Asylentscheidungen getroffen
habe, sage aber auch etwas über die Leis-
tung, die dort erbracht worden sei. Man
solle daher „nicht alles schlecht- und he-
runterreden“. Helmut Stoltenberg T

Bundespolizisten im Berliner Flughafen Tegel. Die Stellenzahl der Bundespolizei soll weiter wachsen. © picture-alliance/Jens Kalaene/dpa
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Mehr Geld für Grütters
KULTUR Etat soll auf 1,67 Milliarden Euro steigen

Der Etat von Kulturstaatsministerin Moni-
ka Grütters (CDU) soll erneut steigen. Für
den Bereich Kultur und Medien sieht der
Regierungsentwurf Gesamtausgaben von
1,67 Milliarden für 2018 vor. 2017 hatte
der Bundestag 1,63 Milliarden Euro bewil-
ligt. Da bei den Haushaltsberatungen der
vergangenen Jahre der Bundestag den Re-
gierungsentwurf stets erhöht hatte, könnte
Grütters auch dieses Mal am Ende mehr
Geld bekommen als ursprünglich veran-
schlagt. Seit ihrem Amtsantritt im Jahr
2013 stieg ihr Haushalt um rund 460 Mil-
lionen Euro.
Zu den Gewinnern der Etaterhöhung ge-
hört die Deutsche Welle. Der Auslandssen-
der soll fast 26 Millionen Euro mehr erhal-
ten, um seine Angebote für Russland und
die Ukraine zu stärken und seine arabisch-
und türkischsprachigen Angebote fortzu-
führen. Der SPD-Kulturpolitiker Martin
Rabanus mahnte in der Debatte in der ver-
gangenen Woche jedoch an, dass am Etat-
ansatz bis zum Ende der Legislaturperiode
an der einen oder anderen Stelle nachge-
bessert werden müsste, um dem Sender
langfristige Planungssicherheit zu verschaf-
fen.
Kritik am Haushaltsentwurf übte Erhard
Grundl (Grüne). Dieser konzentriere sich

auf „wenige Projekte mit großer Strahl-
kraft“. Die Popularmusik, die Soziokultur,
die darstellenden Künste und die Literatur
erhielten hingegen nur einen Bruchteil des
Etats. Natürlich seien die Bayreuther Fest-
spiele und auch das Humboldt-Forum in
Berlin förderwürdig, aber die Förderung
von Künstlern komme zu kurz, sagte
Grundl. Ähnlich argumentierte auch Simo-
ne Barrientos (Linke). Die soziale Lage von
freischaffenden Künstlern müsse verbessert
werden. Sie forderte zudem die Aufnahme
der Kultur als Staatsziel ins Grundgesetz.
Patricia Lips (CDU) hielt dieser Kritik ent-
gegen, dass sich der Bund vorrangig um
Einrichtungen von nationaler und interna-
tionaler Bedeutung kümmern müsse, dazu
gehöre die Hauptstadtkultur. „Berlin ist ein
Schaufenster zur Welt“, sagte Lips. Zugleich
sprach sie sich für eine verstärkte Förde-
rung der ländlichen Regionen aus.
Fundamental fiel die Kritik der AfD aus. Es
würden „linksideologische Propaganda und
Förderprogramme“ finanziert, die einzig dem
Zweck dienten, Kunst und Kultur „auf globa-
listische, migrations- und EU-euphorische Li-
ne zu bringen“, sagte der Kulturpolitiker
Marc Jongen. Mit einer solchen Kulturpolitik
„züchtet man sich eine Kaste von Staats-
künstlern heran“. Alexander Weinlein T

Das Kooperationsverbot wackelt
BILDUNG UND FORSCHUNG Die neue Ministerin wirbt im Bundestag für eine Grundgesetzänderung. Unterstützung kommt auch aus der Opposition

Nach dem Etatentwurf 2018 sind für Bil-
dung und Forschung nach stetigen Erhö-
hungen weniger Mittel eingeplant als im
Vorjahr: Ressortchefin Anja Karliczek
(CDU) sollen danach im laufenden Jahr
17,59 Milliarden Euro (2017: 17,65 Milli-
arden Euro) zur Verfügung stehen. Immer-
hin: Es ist der viertgrößte Etat der Bundes-
ministerien, und für 2019 stellte Karliczek
im Bundestag „weitere Aufwüchse“ in Aus-
sicht.
Anders als ihre Vorgängerin warb die neue
Bundesministerin vergangene Woche in
der Haushaltsdebatte des Bundestages un-
missverständlich für eine weitgehende Lo-
ckerung des Kooperationsverbotes zwi-
schen Bund und Ländern im Schulbereich:
„Wichtig ist, dass wir jetzt zügig die Grund-
lage dafür schaffen und gemeinsam hier
im Deutschen Bundestag und mit den Län-
dern das Grundgesetz ändern – im Interes-
se unserer Kinder“, sagte Karliczek. Sie wol-
le, dass Bildung von Bund, Ländern, Kom-
munen, Eltern, Lehrern und Schülern zu-
sammen gedacht wird, unabhängig davon,
wer im Detail die Verantwortung trage. Ein
zentraler Testfall für diese Zusammenarbeit
sei der Digitalpakt. (siehe auch Seite 2)

Zweidrittelmehrheit nötig Für die Auf-
hebung des Kooperationsverbotes hatte die
SPD während der Koalitionsverhandlun-
gen gekämpft, aber auch FDP, Linke und
Bündnis 90/Die Grünen treten seit langem
dafür ein. Dazu ist eine Grundgesetzände-
rung nötig, bei der die Regierungskoalition
für die erforderliche Zweidrittelmehrheit
auf Teile der Opposition angewiesen ist.
Christoph Meyer (FDP) bekräftigte, dass
die Liberalen für die Aufhebung des Ko-
operationsverbotes stimmen würden, und
sprach sich ebenfalls für den Digitalpakt
aus. Zugleich kritisierte er das zu langsame

Tempo: „Angesichts der Zahlen werden Sie
mit einer Bund-Länder-Vereinbarung, einer
Programmaufstellung, einem Richtlinien-
erlass und einer Ausschreibung frühestens
Ende 2019 vorankommen. Das ist ein Ar-
mutszeugnis für diese Koalition.“
Kai Gehring (Grüne) sagte für seine Frakti-
on ebenfalls Unterstützung bei der Grund-
gesetzänderung zu, kritisierte aber den
Haushaltsentwurf insgesamt: „46 Milliar-
den Euro wollen Union und SPD per Gieß-
kanne in dieser Wahlperiode zusätzlich
ausgeben. Nur kümmerliche sechs Milliar-
den Euro davon sind für Bildung und For-
schung, Hochschulen und Digitalisierung
vorgesehen. Was für ein Armutszeugnis!“
Das BAföG werde abgeschmolzen und die
Bundesministerin schweige zudem zum
Megathema „Integration durch Bildung“.
Auch könne sie nichts Konkretes vorwei-

sen, wie sie die duale Ausbildung stärken
wolle. Zudem habe er Zweifel, dass die Ko-
alition wirklich 3,5 Milliarden Euro des
Bruttoinlandsprodukts für Forschung und
Entwicklung ausgeben werde. Gehring be-
zeichnete es zudem als großen Fehler,
„dass Sie sich im Koalitionsvertrag vom
Sieben-Prozent-Ziel für Bildung verab-
schiedet haben. Unseren Kindern können
wir ein unterfinanziertes Bildungssystem
nicht zumuten.“
Während Karl Lauterbach (SPD) über die
unbefriedigende Lage an den Schulen und
das Hinterherhinken der deutschen Uni-
versitäten zu internationalen Spitzenuni-
versitäten und Forschung einging, und für
die Weiterentwicklung des nationalen Bil-
dungs- und Forschungsniveau einsetzte,
warb sein Fraktionskollege Sven Schulz für
die Aufhebung des Kooperationsverbots:

„Bildung ist die wichtigste Ressource, die
stärkste Kraft dieses Landes. Wir alle müs-
sen zusammenarbeiten – Kommunen,
Länder und eben auch der Bund –, um die
Bildung zu stärken.“
Albert Rupprecht (CSU) machte die Vorbe-
halte seiner Fraktion gegenüber einer sol-
chen Abschaffung deutlich. Der Begriff
„Kooperationsverbot“ sei ein „genialer lin-
ker Kampfbegriff.“ Er sei aber in der Sache
falsch und gefährlich, weil der Eindruck er-
weckt werde, man brauche bloß das „üble“
Kooperationsverbot abschaffen und dann
gäbe es riesige Qualitätssprünge im Bil-
dungswesen. „Das ist eine ideologische
Verkürzung, die der Komplexität unseres
Bildungswesens in keiner Weise gerecht
wird.“ Rupprecht betonte, dass es bereits
jetzt zahlreiche Kooperationen gerade in
der Wissenschaft zwischen Bund und Län-
dern gebe. 2002 habe der Betrag, mit dem
Bund und Länder gemeinsam die Wissen-
schaft unterstützt hätten, bei 4,8 Milliar-
den Euro gelegen; im Jahr 2015 bei
13,4 Milliarden Euro. Das sei eine Verdrei-
fachung der Mittel. Dennoch schloss Rupp-
recht eine Grundgesetzänderung nicht aus
und sagte: „Wir werden eine entsprechen-
de Änderung mittragen, aber es muss ge-
klärt sein, dass Subsidiarität und Dezentra-
lität weiterhin gegeben sind.“

»Bildungsmauer« Als ein weiteres zentra-
les Thema sprachen mehrere Redner die
Ungleichheit in der Bildung an. Gesine
Lötzsch (Linke) bezeichnete die „Bildungs-
mauer zwischen oben und unten in unse-
rem Land“ als „unverantwortlich hoch.“
Von 100 Kindern aus Akademikerfamilien
begännen statistisch gesehen 79 ein Hoch-
schulstudium; bei Nichtakademikern
schafften gerade einmal 27 von 100 Kin-
dern den Sprung an die Hochschule.

Lötzsch forderte die Ministerin auf „diese
Bildungsmauern endlich niederzureißen“.
Götz Frömming (AfD) bemängelte, dass
sich im Etatentwurf „zahlreiche ideolo-
gisch eingefärbte Posten“ verbergen wür-
den: „Brauchen wir tatsächlich eine Bun-
desförderung für Bildung für nachhaltige
Entwicklung? Brauchen wir vom Bund ge-
förderte europäische Schulen?“ Zudem kri-
tisierter Frömming den „Hype“ um die di-
gitale Bildung. Dadurch werde vermieden,
„über die wirklichen Probleme in diesem
Land und insbesondere an unseren Schu-
len sprechen“ zu müssen. An den Schulen
bahne sich eine Katastrophe an. Deutsch-
land brauche bis 2025 nach Berechnungen
von Bildungsforschern 105.000 neue
Grundschullehrer. Es stünden aber im sel-
ben Zeitraum nur 70.000 Absolventen von
Universitäten zur Verfügung.
CSU-Mann Rupprecht
entgegnete, die AfD rede „bei jeder Debat-

te und auch im Ausschuss von der Schul-
bildung“. Das sei aber „der einzige Bereich,
für den wir nicht zuständig sind. Dafür
sind die Länder zuständig.“ Annette Roll-

Erstklässler in Brandenburg. Künftig soll sich der Bund mehr an der Bildungsinfrastruk-
tur beteiligen können. © picture-alliance/Patrick Pleul
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Elterngeld und Unterhaltsvorschuss lassen Ausgaben deutlich steigen
FAMILIE Der Etat von Ministerin Franziska Giffey (SPD) steigt erstmals auf über zehn Milliarden Euro. Die Opposition fordert trotzdem Nachbesserungen

Bundesfamilienministerin Franziska Giffey
(SPD) freute sich sichtlich in der ersten Le-
sung des Bundestages über ihren Etat: „Wir
knacken dieses Jahr zum ersten Mal die
Zehn-Milliarden-Euro Marke, denn unser
Budget wächst im Vergleich zum Vorjahr
um 681 Millionen Euro auf rund 10,2 Mil-
liarden Euro an.“ Mit diesem Geld wolle
man die Familien in Deutschland „spürbar
stärker machen“, den demographischen
Wandel mitgestalten und die Zivilgesell-
schaft unterstützen.
Geschuldet ist der Anstieg der Ausgaben im
Familienetat vor allem den gesetzlichen fa-

milienpolitischen Leistungen. So rechnet
das Familienministerium mit Mehrausga-
ben von 270 Millionen Euro beim Eltern-
geld, das dann mit insgesamt 6,67 Milliar-
den Euro bereits annähernd zwei Drittel
des Gesamtetats ausmacht. Deutlich anstei-
gen werden zudem die Ausgaben für den
Unterhaltsvorschuss – von 315 auf 866
Millionen Euro. Die zusätzlichen 551 Mil-
lionen Euro sind der Reform des Unter-
haltsvorschussgesetzes geschuldet, nach der
Kinder von Alleinerziehenden den Unter-
haltsvorschuss nicht nur bis zum zwölften,
sondern bis zum 18. Lebensjahr beziehen
können. „Die Inanspruchnahme ist deut-
lich höher als gedacht“, sagte Giffey. Weite-
re 581 Millionen Euro sollen für Kinder-
geld und Kinderzuschlag bereit gestellt
werden. Insgesamt machen die Ausgaben
aller gesetzlichen Leistungen für Familien
8,42 Milliarden Euro aus.

Weitere 1,06 Milliarden Euro sind für die
Kinder- und Jugendpolitik vorgesehen, da-
runter 400 Millionen Euro für den Kinder-
betreuungsausbau, und 402 Millionen
Euro für die Stärkung der Zivilgesellschaft.
Ministerin Giffey kündigte an, dass sich
der Bund ab 2019 mit einem Kita-Quali-
tätsgesetz und mit insgesamt 3,5 Milliar-
den Euro bis zum Ende der Legislaturperi-
ode für eine höhere Qualität in der Kita-
Betreuung, mehr Fachkräfte und weniger
Gebühren engagieren werde.
Während die Koalitionsfraktionen von
CDU/CSU und SPD den Haushaltsentwurf
einhellig begrüßten, stieß er bei den Op-
positionsfraktionen hingegen auf Kritik.
Fundamental fiel diese Kritik am rechten
Rand des Bundestages aus. Volker Münz
(AfD) rechnete vor, dass in Deutschland
jährlich 50 Milliarden Euro für die Unter-
bringung und Betreuung der 1,7 Millionen

Asylbewerber ausgegeben würden, „die seit
2014 gekommen sind und zu einem gro-
ßen Teil zurückgeführt werden müssen,“
Angesichts dieser Relation tue die Regie-
rung viel zu wenig für Familien und Kin-
der. Münz sprach sich zugleich gegen die
Betreuung von Kindern in Kitas aus. Es sei
besser, „wenn Kinder von den eigenen El-
tern betreut werden“.
Michael Leutert (Die Linke) monierte, dass
der Solidaritätszuschlag in Teilen abge-
schafft werden soll. Dieser werde aber vor
allem von den Wohlhabenden gezahlt, ar-
me Familien würden dadurch nicht entlas-
tet. Reiche Familien müssten aber nicht
entlastet werden. Der Ausnahmeausfall für
den Staat belaufe sich auf zehn Milliarden
Euro, also genau die Summe, die den Fa-
milienetat ausmacht.
Katja Dörner (Grüne) begrüßte zwar das
von Ministerin Giffey angekündigte Quali-

tätsgesetz für Kitas. Allerdings seien die in
Aussicht gestellten 3,5 Milliarden Euro viel
zu wenig, um bessere Personalstandards

und Sprachförderung in den Kitas sowie
Gebührenfreiheit zu realisieren. Insgesamt
sei der vorgelegte Haushaltsentwurf „ohne
Zukunft“ und müsse dringend nachgebes-
sert werden.
Christoph Meyer (FDP) kritisierte, dass die
Gesamtevaluation der familienpolitischen
Leistungen nicht im Haushalt berücksich-
tigt worden sei. Der Etat sei von einem
„Dickicht“ an Förderungen und Subventio-
nen durchzogen, die „vielleicht alle gut ge-
dacht, aber in der Umsetzung mangelhaft
sind“, sagte Meyer. Im Familienetat werde
zu lax mit Steuergeldern umgegangen. So
gebe es kaum einen Bereich, an dem der
Bundesrechnungshof nicht berechtigte Kri-
tik geäußert habe. So vernachlässige das
Ministerium seine Aufsichtspflicht bei der
Auszahlung des Elterngeldes und beim Ver-
waltungsaufwand beim Unterhaltsvor-
schuss. Alexander Weinlein T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Familienministerin Franziska Giffey (SPD)
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»Kassensturz« soll in der
Pflege für Klarheit sorgen
GESUNDHEIT Minister Spahn bringt höhere Beiträge ins Spiel

Die Bombe platzte einen Tag vor der ers-
ten Beratung über den Gesundheitsetat
2018. Der Spitzenverband der Gesetzli-
chen Krankenversicherung (GKV) teilte
am vergangenen Donnerstag mit, der un-
erwartet hohe Anstieg an Leistungsemp-
fängern und die höheren Leistungsbezüge
in der gesetzlichen Pflegeversicherung
führten 2018 zu Mehrausgaben von rund
zwei Milliarden Euro. Das Defizit werde
bei drei Milliarden Euro liegen statt einer
Milliarde. Bundesgesundheitsminister
Jens Spahn (CDU) reagiert prompt und
brachte eine Beitragssatzerhöhung von
mindestens 0,2 Prozentpunkten spätes-
tens 2019 ins Spiel. Derzeit liegt der Pfle-
gebeitragssatz bei 2,55 Prozent des Brutto-
einkommens (2,8 Prozent für Kinderlo-
se).
In der Haushaltsdebatte
des Bundestages erläuterte
Spahn dann am vergange-
nen Freitag die neue Lage.
Mit den Pflegereformen
habe es eine vermehrte
Nachfrage nach Leistungen
gegeben. Dies sei durchaus
positiv, jedoch falle die
Nachfrage höher aus als
angenommen. Er werde
nun mit den Pflegekassen
beraten und zunächst ei-
nen „Kassensturz“ vorneh-
men. Im Plenum regte sich kein Wider-
spruch, dafür wurden andere Entwicklun-
gen kritisch hinterfragt sowie die Gesamt-
ausrichtung des Haushaltes, der mit rund
15,20 Milliarden Euro nicht so klein, aber
mit allein 14,5 Milliarden Euro Bundeszu-
schuss an den Gesundheitsfonds auch
weitgehend verplant ist. Mit diesem Geld
werden versicherungsfremde Leistungen
finanziert, so etwa die beitragsfreie Fami-
lienmitversicherung oder Aufwendungen
für Schwangerschaft und Mutterschaft.
Zum Größenvergleich: Die beitragsfinan-
zierten Leistungsausgaben der GKV liegen
pro Jahr bei deutlich mehr als 200 Milliar-
den Euro.

Pflegestellen Bestimmendes Thema in
der Beratung waren erneut die teilweise
katastrophalen Arbeitsbedingungen in der
Pflege. Spahn räumte ein, dass viele Pfle-
gekräfte in einer schwierigen Lage seien
und versprach, den Alltag der Fachkräfte
mit dem Sofortprogramm für mehr Pfle-
gestellen zu verbessern. So sollen nun-
mehr 13.000 neue Stellen in Altenpflege-
einrichtungen geschaffen werden. Spahn
betonte, man müsse wertschätzen, was die
vielen Pflegekräfte leisteten und ihnen im
Alltag konkret helfen.
Die AfD-Fraktion warf dem Minister vor,
die aus ihrer Sicht verfehlte Gesundheits-
politik der vergangenen Jahre fortzu-
schreiben. Axel Gehrke (AfD) monierte, es
heiße ja, neue Besen kehrten gut, fügte je-
doch in Anspielung auf den neuen Minis-
ter hinzu: „Das ist kein neuer Besen, das
ist bestenfalls ein alter Besen mit neuen
Borsten.“ Gehrke forderte den „Rückbau
des menschenverachtenden DRG-Systems
im Krankenhaus“ und rügte, dass Versi-
cherte „fast blind“ sein müssten, um in
der GKV eine Brille bezahlt zu bekom-
men.

Parität Die FDP stört sich an der ab 2019
geplanten Rückkehr zur vollständigen pa-
ritätischen Finanzierung der Beiträge in
der GKV. Michael Theurer (FDP) warnte
vor zusätzlichen Belastungen der Arbeit-
geber, die schon die Lohnfortzahlung im
Krankheitsfall ganz allein zu schultern
hätten. Er warf dem Minister zudem vor,
dieser wolle im „Handstreich“ wichtige
Vorhaben angehen, sorge damit aber eher
für Schlagzeilen als für eine konkrete Um-
setzung. So habe Spahn mit seinem Zick-
zackkurs bei der elektronischen Gesund-
heitskarte (eGK) unlängst für große Ver-
unsicherung gesorgt. Erst habe er die Ge-

sundheitskarte abschaffen wollen, dann
sei er wieder zurückgerudert. Das Digital-
projekt für einen sicheren Datenaustausch
sei in mehr als zehn Jahren kaum voran-
gekommen, das sei ein Armutszeugnis.
Redner der SPD verteidigten ihre Forde-
rung nach einer Rückkehr zur Parität. Karl
Lauterbach (SPD) betonte, die Arbeitneh-
mer könnten künftige Kostensteigerungen
im Gesundheitswesen nicht alleine tragen.
In der Kranken- und Altenpflege sei eine
große Kraftanstrengung nötig. In der Al-
tenpflege fehlten womöglich zwischen
50.000 und 100.000 Kräfte. Den Vor-
schlag des Pflegebeauftragten Andreas
Westerfellhaus, Pflegekräfte mit Prämien
zur Rückkehr zu bewegen, nannte er „in-
novativ und richtig“. Er fügte hinzu, die

Krankenpflege sei „kaputt-
gespart“ worden. Hier sei
eine „Totaloperation“ nö-
tig mit einem System der
Kostendeckung.

Rücklagen Gesine Lötzsch
(Linke) erneuerte die For-
derung ihrer Partei nach
Einführung einer solidari-
schen Bürgerversicherung.
Sie sprach in Anspielung
auf Nichtversicherte sowie
unterschiedliche Leis-
tungsangebote für gesetz-

lich und privat Versicherte (PKV) von ei-
ner „Dreiklassenmedizin“. Susanne
Ferschl (Linke) kritisierte, manche Ange-
hörige seien mit dem Eigenanteil in Pfle-
geheimen finanziell überfordert. Auch die
Preise für Medikamente hätten sich in den
vergangenen Jahren vervielfacht.
Kordula Schulz-Asche (Grüne) betonte:
„In der Pflege brennt die Hütte.“ Schnelle
Hilfe sei nötig, sagte sie und forderte an-
gesichts der absehbar höheren Kosten ei-
nen Nachtragshaushalt für die Pflege. Die
problematische demografische Entwick-
lung beginne gerade erst. Maria Klein-

Schmeink (Grüne) monierte, der Haus-
halt gebe keine Antworten auf drängende
Fragen. Sie warnte den Minister davor, mit
einer gesetzlichen Regelung darauf hinzu-
wirken, dass hohe Rücklagen der Kran-
kenkassen aufgelöst werden. Dies werde
ein „Beitrags-Jojo“ auslösen. Die Gelder
fehlten am Ende für wichtige Ausgaben.

Ebola Mehrere Redner gingen auch auf
die aus ihrer Sicht wichtige Förderung der
internationalen Gesundheitspolitik ein.
Im Haushalt sind dafür rund 98 Millio-
nen Euro eingeplant, 23 Millionen Euro
mehr als im Vorjahr.
Karsten Klein (FDP) verwies in seiner Re-
de auf die jüngst im Kongo aufgetretenen
Ebola-Fälle. Dies zeige, wie wichtig etwa
die Zuschüsse zur Weltgesundheitsorga-
nisation (WHO) seien. Krankheiten
machten an Grenzen nicht halt, sie
müssten global bekämpft werden, beton-
te der Liberale. Auch Emmi Zeulner
(CSU) sagte, in der Gesundheitspolitik
müsse über Grenzen hinaus gedacht wer-
den. Die dafür vorgesehenen Gelder sei-
en gut angelegt. Claus Peter Kosfeld T

»Eine Brille
bekommt

in der
GKV nur,
wer fast

blind ist.«
Axel Gehrke (AfD)

E
s ist der größte Einzeletat des
Bundeshaushaltes. Aber da das
nichts Neues ist, hielt sich
Bundesarbeitsminister Huber-
tus Heil (SPD) zur Eröffnung
der Aussprache über den

Haushalt seines Ministeriums auch nicht
lange mit Zahlenspielereien auf. Lieber
blickte er grundsätzlich in die Zukunft und
das hieß, den Herausforderungen der Digi-
talisierung entgegen. „Wir dürfen die Fol-
gen des technologischen Wandels nicht
unterschätzen“, warnte er. Der Gesellschaft
werde die Arbeit nicht ausgehen, aber die
Beschäftigten müssten jetzt schon durch
Weiterbildung und Qualifizierung auf die-
sen Wandel vorbereitet werden. Deshalb
solle die Bundesagentur für Arbeit zu einer
Bundesagentur für Weiterbildung und
Qualifizierung ausgebaut werden, kündigte
Heil an. „Arbeitslosigkeit durch technolo-
gischen Wandel soll gar nicht erst entste-
hen“, sagte er vergangene Woche.

Weit mehr für Zahlen interessierten sich
dagegen die Oppositionsfraktionen. So kri-
tisierte Ekin Deligöz (Bündnis 90/Die Grü-
nen) an dem Haushaltsentwurf (19/1700)
die chronische Unterfinanzierung der Job-
center. Jahr für Jahr würden Mittel aus dem
Eingliederungstitel, also der Fördermittel
für Arbeitslose, umgeschichtet, um damit
die nicht gedeckten Verwaltungsausgaben
der Jobcenter zu finanzieren. „Wenn wir
wollen, dass das Kerngeschäft der Vermitt-
lung läuft, dann müssen wir zusätzliche
Mittel in die Hand nehmen. Sie aber lassen
die Jobcenter im Regen stehen“, kritisierte
Deligöz.

Erst rechnen, dann beschließen Johan-
nes Vogel (FDP) ließen vor allem die Kos-
ten des Rentenpaketes die Haare zu Berge
stehen. Das Paket sieht unter anderem eine
Haltelinie für Beitragssätze und Rentenni-
veau und die Ausweitung der Mütterrente
vor. „Wie wollen Sie das alles bezahlen?“,
fragte Vogel. Er kritisierte, dass diese Leis-
tungssteigerungen das Problem drohender
Altersarmut nicht lösen würden. Unzufrie-
den zeigte sich auch Matthias Birkwald
(Die Linke). Er forderte, die Kosten der
Mütterrente aus Steuermitteln zu finanzie-
ren. „Wenn Sie da nicht umsteuern, wer-
den jährlich zehn Milliarden Euro aus der
Rentenkasse verschwinden“, warnte er. Um
Altersarmut zu verhindern, müsse vielmehr
der Mindestlohn endlich auf 12 Euro pro
Stunde angehoben werden, forderte er.
Ulrike Schielke-Ziesing (AfD) glaubte den
Zahlen gleich gar nicht. „Sie brüsten sich
mit geschönten Statistiken zur Arbeits-
marktlage.“ Knapp eine Millionen Men-
schen würden in diesen gar nicht auftau-

chen. Hinzu kämen noch Millionen Nied-
riglohnverdiener, deren Lohn nicht ausrei-
che, um später eine vernünftige Rente zu
bekommen, sagte sie.
Für Union und SPD werden mit dem
Haushaltsplan dagegen die richtigen Wei-
chen gestellt. Hermann Gröhe (CDU)
räumte ein, dass trotz der guten Lage auf
dem Arbeitsmarkt noch zu viele Menschen
auf staatliche Unterstüt-
zung angewiesen seien.
„Deswegen ist Vollbeschäf-
tigung das zentrale Ziel un-
serer Politik“, sagte er. In
dem Programm „Soziale
Teilhabe am Arbeitsmarkt“
sollen passgenaue Lösun-
gen für Langzeitarbeitslose
entwickelt werden, dafür
stelle der Bund vier Milliar-
den Euro in den nächsten
Jahren bereit, so Gröhe.
Kerstin Tack (SPD) betonte,
dies sei vor allem eine He-
rausforderung für Qualifizierung, Weiter-
bildung und Vermittlung, für die die Job-
center ausgerüstet sein müssten.

Die nackten Zahlen Der nun mit reichlich
Verspätung eingebrachte Haushaltsplan
des Bundesministeriums für Arbeit und So-
ziales für 2018 umfasst insgesamt 139,76
Milliarden Euro (2017: 137,58 Milliarden
Euro). Das sind „nur“ 2,2 Milliarden Euro
mehr als im Vorjahr. Zum Vergleich: Der
Sprung vom Haushalt 2016 auf 2017 lag
bei satten 8,7 Milliarden Euro.
Der größte Ausgabenposten bleibt dabei,
wie eh und je, die Rente. Auf mittlerweile
94,02 Milliarden Euro (2017: 91,02 Milli-

arden Euro) beziffern sich die Leistungen
an die Rentenversicherung, ein deutlicher
Anstieg um drei Milliarden Euro im Ver-
gleich zu 2017. Bei diesen Leistungen bil-
den die Zuschüsse des Bundes an die allge-
meine Rentenversicherung mit 35,04 Milli-
arden Euro (2017: 34,4 Milliarden Euro)
sowie die Beitragszahlungen für Kinderer-
ziehungszeiten in Höhe von 14,3 Milliar-

den Euro (2017: 13,3 Milli-
arden Euro) die größten
Ausgabenposten. Für die
Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung
gibt der Bund in diesem
Jahr 5,9 Milliarden Euro
und damit 1,2 Milliarden
Euro weniger aus als 2017
(7,13 Milliarden Euro).
Für arbeitsmarktpolitische
Leistungen und Program-
me stellt der Bund, zusätz-
lich zu den Mitteln der
Bundesagentur für Arbeit,

37,62 Milliarden Euro (2017: 37,28 Milli-
arden Euro) bereit, was nur eine unwesent-
liche Änderung gegenüber 2017 bedeutet.
Die Leistungen zur Eingliederung in Ar-
beit, einschließlich der Sonderprogramme
des Bundes, schlagen mit neun Milliarden
Euro zu Buche. Fast die gesamten Mittel
dieses Bereiches werden aber für Leistun-
gen der Grundsicherung für Arbeitssuchen-
de ausgegeben: 36,95 Milliarden Euro
(2017: 36,4 Milliarden Euro). Davon ent-
fallen 20,9 Milliarden Euro (2017: 21 Mil-
liarden Euro) auf das Arbeitslosengeld II,
weitere sieben Milliarden Euro (2017: 6,5
Milliarden Euro) auf die Leistungen für
Unterkunft und Heizung. Claudia Heine T

Wie sollen die Renten künftig finanziert werden? Eine „Rentenkommission“ sucht ab Sommer nach Lösungen. © picture-alliance/Frank May/ZB

Wohin des
Weges?
ARBEIT UND SOZIALES Trotz stetig
steigender Zuschüsse an die Rentenkasse
werde darin bald ein riesiges Loch
klaffen, warnt die Opposition

»Sie brüsten
sich mit

geschönten
Zahlen zur

Arbeitsmarkt-
lage.«

Ulrike Schielke-Ziesing
(AfD)
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D
eutschland wird in den
kommenden Jahren deut-
lich mehr Geld für Vertei-
digung ausgeben. Bereits
in diesem Jahr soll der
Wehretat um 1,49 Milli-

arden auf 38,49 Milliarden Euro steigen.
So sieht es der Einzelplan 14 des Bundes-
haushaltes vor, über den der Bundestag am
vergangenen Donnerstag in erster Lesung
beriet.
Dies sei jedoch erst „der Anfang“, betonte
Verteidigungsministerin Ursula von der
Leyen (CDU) zum Auftakt der Debatte.
Die Bundeswehr benötige nach dem Spar-
kurs der vergangenen 25 Jahre „eine nach-
haltig, stetig steigende Finanzlinie“. Was
dies in Zahlen bedeutet, lässt sich im Eck-
wertebeschluss der Bundesregierung zum
Bundeshaushalt 2019 und zur Finanzpla-
nung bis 2022 nachlesen. So soll der Wehr-
etat im kommenden Jahr auf 41,54 Milliar-
den Euro und bis zum Ende der Legislatur-
periode 2022 gar auf 42,68 Milliarden
Euro steigen. Dies ist Ministerin von der
Leyen jedoch zu wenig. So stimmte sie
dem Haushaltsentwurf für 2019, über den
der Bundestag im September beraten wird,
ebenso wie Entwicklungshilfeminister
Gerd Müller (CSU) nur unter dem Vorbe-
halt zu, das ihr Etatansatz deutlich erhöht
wird (siehe auch Text unten). Denn wäh-
rend die Verteidigungsministerin für die
gesamte Legislaturperiode einen Mehrbe-
darf von zwölf Milliarden Euro einfordert,
beläuft sich die Steigerung nach den Pla-
nungen von Finanzminister Olaf Scholz
(SPD) auf 5,5 Milliarden.

Zwei Prozent-Ziel Unterstützung findet
von der Leyen in den Reihen der Unions-
fraktion: „Die Eckwert, die bisher vorgese-
hen sind, müssen verstärkt werden“, for-
derte der verteidigungspolitischer Sprecher
Henning Otte (CDU). „Wir brauchen eine
bessere Ausrüstung, für unsere Truppe, wir
brauchen eine Modernisierung, und wir
brauchen eine Fähigkeitsstärkung: bei der
Führung, bei der Aufklärung, bei den ge-
panzerten Fahrzeugen, beim Lufttransport,
im Cyberbereich und bei der Kommunika-
tion“, zählte Otte auf. Das von der Nato
ausgegebene Ziel, ab 2025 zwei Prozent
des Bruttoinlandproduktes (BIP) für Vertei-
digung auszugeben, müsse weiterhin ange-
peilt werden.
Beim Koalitionspartner stößt die Forde-
rung nach einer Erhöhung des Wehretats
über den vereinbarten Rahmen hinaus je-
doch auf offene Ablehnung. Fritz Felgen-
treu, verteidigungspolitischer Sprecher der
SPD-Fraktion, hielt der Union entgegen,
eine Diskussion über eine weitergehende
Erhöhung mache erst dann Sinn, wenn
„Ministerium und die Bundeswehrverwal-
tung ihre Hausaufgaben machen“. In den
vergangenen Jahren sei es dem Verteidi-
gungsministerium nicht gelungen, die für
Entwicklung und Beschaffung vorgesehe-
nen Haushaltsmittel auszuschöpfen.
Dieses Argument bekam Ursula von der
Leyen auch aus den Reihen der FDP, der
Linken und der Grünen entgegen gehalten.
Der FDP-Haushaltsexperte Karsten Klein

warf der Ministerin vor, während ihrer
Amtszeit zwei Milliarden Euro für Rüs-
tungsinvestitionen nicht ausgeben zu ha-
ben. Bevor sie einen größeren Wehretat
einfordere, sollte sie dafür Sorge tragen,
dass die vom Parlament bewilligten Gelder
auch zielgerichtet ausgegeben werden, um
die Einsatzfähigkeit der Bundeswehr zu ge-
währleisten, sagte Klein. Es gebe kaum ein
Rüstungsprojekt, das im Kosten- und Zeit-
rahmen geblieben sei, die Unzufriedenheit
der Soldaten sei „erschreckend hoch“ und
in der Truppe herrsche Misstrauen gegen-
über der Ministerin, kritisierte Klein.

Flexibilisierte Ausgaben Auch Tobias
Lindner, verteidigungspolitischer Sprecher
der Grünen, warf von der Leyen unseriöse
Haushaltsführung vor. Sie kalkuliere die
benötigten Mittel für Personal und Aus-
landseinsätze bewusst niedriger, um an-
schließend nicht abfließende Gelder für
Rüstungsbeschaffungen umzuschichten.
Dies sei möglich, weil die Ausgabenposten
im Etat weitestgehend flexibilisiert seien.

„Was Sie da produzieren, ist eine Gleich-
zeitigkeit von Überfluss und Mangel“, sag-
te Lindner.
Michael Leutert, Haushaltspolitiker der
Linksfraktion, rechnete vor,
dass die Verteidigungsaus-
gaben in den vergangenen
zehn Jahren kontinuierlich
gestiegen seien. 2005 habe
der Wehretat noch 24 Milli-
arden Euro betragen, jetzt
liege er bereits bei 38,5 Mil-
liarden Euro. Doch trotz
der gestiegenen Ausgaben
leide die Bundeswehr konti-
nuierlich unter den glei-
chen Problemen: „Flugzeu-
ge und Hubschrauber flie-
gen nicht, U-Boote tauchen
nicht, Schiffe schwimmen nicht, und alles
wird immer teurer“, sagte Leutert und fügte
hinzu: „Wir müssen feststellen, dass wir
keine effektiven Strukturen und ein
schlechtes Management haben – das ist das
Problem der Bundeswehr.“

Die AfD hingegen hält die Bundeswehr für
dramatisch unterfinanziert. Mit dem vorge-
legten Haushalt, so kritisierte deren vertei-
digungspolitischer Sprecher Rüdiger Lucas-

sen, werde die Bundeswehr
nicht wieder einsatzbereit
gemacht. „Mit ihm kann
noch nicht einmal der wei-
tere Fall aufgehalten wer-
den.“ Lucassen forderte die
Einhaltung des Zwei-Pro-
zent-Zieles der Nato und
einen jährlichen Verteidi-
gungsetat von 70 Milliar-
den Euro ab 2025. Die
Wehrpflicht müsse wieder
eingeführt werden und die
Bundeswehr auf eine Ge-
samtstärke von 240.000

Soldaten erhöht werden, erklärte Lucassen.
Zudem müsse ein Reservistenkorps von
50.000 Soldaten nach dem Vorbild der
amerikanischen Nationalgarde gebildet
werden, das auch im Inland eingesetzt wer-
den kann. Alexander Weinlein T

Sorgenvoller Blick: Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU) beobachtet den Vorbeimarsch von Soldaten des Wachbataillons
in Berlin. © picture-alliance/Wolfgang Kumm/dpa

Koalition nicht
im Gleichschritt

VERTEIDIGUNG Ministerin von der Leyen will langfristig
mehr Geld. Doch die SPD tritt auf die Bremse

»Was Sie da
produzieren,

ist eine Gleich-
zeitigkeit von
Überfluss und

Mangel.«
Tobias Lindner (Grüne)

Krisendiplomatie
geht an die Substanz
AUSWÄRTIGES Opposition hält Etat für unterfinanziert

Liberale, Linke und Grüne sind sich einig:
Das ist eindeutig zu wenig. Die Oppositions-
fraktionen halten mit Blick auf die weltwei-
ten Konflikte und die diplomatischen und
humanitären Herausforderungen das Aus-
wärtige Amt in den Planungen für die nächs-
ten Jahre für unterfinanziert. In der Debatte
zum Haushalt für das Jahr 2018 (19/1700,
Einzelplan 05) sahen vergangene Woche
aber auch Vertreter der Koalitionsfraktionen
von CDU/CSU und SPD bei diesem Punkt
noch „Fragezeichen“ und „Diskussionsbe-
darf“. In eine ganz andere Richtung ging die
Kritik der AfD-Fraktion, die
eine aus ihrer Sicht man-
gelnde Transparenz bei den
Mitteln für die politischen
Stiftungen aus dem Haus-
halt des Auswärtigen Amtes
beklagte.
Laut Etatentwurf der Bun-
desregierung sollen die Mit-
tel für das Auswärtige Amt
leicht ansteigen auf
5,36 Milliarden Euro (2017:
5,23 Milliarden Euro). Der
Eckwertebeschluss der Bun-
desregierung zum Bundes-
haushalt 2019 und zum Finanzplan 2018 bis
2022 sieht aber vor, dass die Mittel für das
Haus von Minister Heiko Maas (SPD) ab
dem Jahr 2020 wieder unter die Marke von
fünf Milliarden Euro sinken sollen.
Maas (SPD) sprach in der Debatte von ei-
nem „fundamentalen Umbruch“ in der ver-
trauten Weltordnung, in der die Prinzipien
des Multilateralismus und des Völkerrechts
infrage gestellt würden. Es gebe Versuche,
Keile in das europäische Gefüge zu treiben,
von China, Russland „und leider in gewisser
Weise mittlerweile auch der USA“. Die EU
müsse „mit einer Stimme“ für eine regelba-
sierte internationale Ordnung eintreten.
„Europa muss in diesem Moment Lücken
schließen, die andere aufreißen, auch jene,
von denen wir nicht dachten, dass sie Lü-
cken aufreißen.“ Maas betonte, dass die Bun-
desregierung am Atomabkommen mit dem
Iran festhalten wolle. Die Nichtverbreitung
von Nuklearwaffen liege im ureigenen deut-
schen Sicherheitsinteresse.
Birgit Malsack-Winkemann (AfD) kritisierte,
dass im Etatentwurf von echter parlamentari-
scher Kontrolle keine Rede sein könne.
Durch Deckungsvermerke könne die Regie-
rung Mittel hin- und herschieben wie sie wol-
le. Das Auswärtige Amt habe einen „De-
ckungskreislauf“ entwickelt, mit dem fast die
Hälfte des Gesamtetats der konkreten Kon-
trolle entzogen sei. Kritik übte Malsack-Win-
kemann an den Zuwendungen für die politi-
schen Stiftungen mit ihren Auslandsbüros: So
unterhielten die SPD-nahe Friedrich-Ebert-
Stiftung und die CDU-nahe Konrad-Aden-
auer-Stiftung rund 180 Büros im Ausland
und damit mehr Einrichtungen als das Aus-
wärtige Amt mit seinen 153 Botschaften.
Jürgen Hardt (CDU) warnte, dass die regel-
basierte internationale Ordnung heute in
beispielsloser Weise herausgefordert sei. Zu
den Entwicklungen, die das Vertrauen der
Völkergemeinschaft in gemeinsame Regeln
erschüttert hätten, gehöre etwa der Bruch des
Budapester Memorandums und der Charta
von Paris durch die russische Annexion der
Krim im Jahre 2014, aber auch das „vom-
Tisch-Wischen unterschriebener Verträge“
durch den US-Präsidenten, sei es beim Pari-
ser Klimaabkommen, in der Zollpolitik und
nun beim Atomabkommen mit dem Iran.
Die einzig wirksame Antwort auf diese Ver-
schiebungen bezeichnete Hardt als „europäi-

schen Imperativ“: Die Maxime müsse sein,
dass die EU-Mitglieder zusammenhalten.
„Europa hat in der Außen- und Sicherheits-
politik klar Vorfahrt.“
Michael Georg Link (FDP) kritisierte eine un-
zureichende Ausstattung des Auswärtigen
Dienstes. „Wer nicht in die Substanz inves-
tiert, dem bricht irgendwann der Boden
weg.“ Deutschland übernehme 2020 die EU-
Ratspräsidentschaft und werde womöglich
für zwei Jahre einen Sitz im UN-Sicherheits-
rat haben, der Haushalt treffe dafür aber kei-
ne Vorkehrungen. Es sei ein Fehler, wenn die

Diplomatie gerade dann
„unter den Tisch fällt“, wenn
man außenpolitisch gefragt
sei. Es müsse darum gehen,
Außen-, Entwicklungs- und
Verteidigungspolitik enger zu
verzahnen. Bei der Bundesre-
gierung habe man aber den
Eindruck, dass sich diese Res-
sorts „gegenseitig auf den Fü-
ßen stehen“ und nur der am
meisten Mittel bekomme,
der am lautesten rufe.
Auch Michael Leutert (Die
Linke) kritisierte, dass das

Auswärtige Amt mittelfristig Kürzungen hin-
nehmen solle. „Ein Bundesfinanzminister,
SPD, rasiert das Ministerium des SPD-Kolle-
gen im Auswärtigen Amt.“ Leutert plädierte
angesichts der Eskalation in Nahost auch da-
für, außenpolitische Konzepte zu überden-
ken. So sei es nicht sinnvoll, Infrastruktur in
Palästina aufzubauen, wenn gleichzeitig dort
Schulbücher finanziert würden, in denen
zum Hass gegen Israel aufgerufen werde. Die
Lösung könne nicht darin liegen, sich wie
die USA aus solchen Programmen zurückzu-
ziehen, sondern mehr in sehr gutes Personal
zu investieren, um das Feld nicht anderen
Akteuren zu überlassen. „Das ist mit diesem
Haushalt leider nicht möglich.“
Ekin Deligöz (Bündnis 90/Die Grünen) kriti-
sierte, dass die Koalition sich von ihrem Vor-

satz, die geplanten Steigerungen im Verteidi-
gungsetat an Steigerungen für Auswärtiges
und Entwicklung zu koppeln, offenbar ver-
abschiedet habe: „Versprochen – gebrochen.“
Diplomatie und der Entwicklungszusam-
menarbeit blieben in den kommenden Jah-
ren hinter der Verteidigung zurück. Deligöz
verteidigte die im Haushalt vorgesehene Stei-
gerung der Mittel für die humanitäre Hilfe
von rund 1,2 auf 1,5 Milliarden Euro gegen-
über Kürzungsansinnen aus der AfD-Frakti-
on. 65 Millionen Menschen seien weltweit
auf der Flucht. „Wir haben eine historische,
wir haben eine empathische, wir haben eine
politische Pflicht, diesen Menschen beizuste-
hen, sie zu unterstützen, auch Fluchtursa-
chen zu bekämpfen“. Alexander Heinrich T

»Ein SPD-
Finanzminister

rasiert das
Ministerium

des SPD-
Kollegen.«

Michael Leutert
(Die Linke)

»Milliardenschwere Mogelpackung«
ENTWICKLUNG Der Etat soll in diesem Jahr deutlich steigen. Doch die Freude der Fraktionen hält sich angesichts der Zukunftspläne von Finanzminister Olaf Scholz in Grenzen

Der Etat 2018 – für die Entwicklungspoliti-
ker im Bundestag ist er schon fast kalter
Kaffee. Nicht, weil das Haushaltsjahr be-
reits gut zur Hälfte vorüber ist. Und schon
gar nicht, weil sich Entwicklungsminister
Gerd Müller (CSU) und die Fachpolitiker
im Parlament laut Entwurf der Bundesre-
gierung (19/1700) ziemlich sicher über ein
kräftiges Plus in der Kasse freuen können,
9,4 Milliarden Euro und damit 10,5 Pro-
zent mehr als 2017 soll das Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (BMZ) in diesem Jahr
ausgeben dürfen. Damit läge der Anteil der
öffentlichen Entwicklungsausgaben am
Bruttonationalprodukt („ODA-Quote“) bei
0,5 Prozent.
Doch die Fraktionen und auch der Minis-
ter selbst richteten den Blick bereits in die
Zukunft, nämlich auf den von Bundesfi-
nanzminister Olaf Scholz (SPD) vorgeleg-
ten Finanzplan für die Haushaltsjahre
2018 bis 2022 – und da droht nach über-
einstimmender Auffassung Ungemach.

Die ODA-Quote wird danach im kommen-
den Jahr wieder auf etwa 0,47 Prozent sin-
ken, und das, obwohl diese laut Koaliti-
onsvertrag von CDU, CSU und SPD eigent-
lich „deutlich steigen“ soll. Außerdem hat-
te die Große Koalition vereinbart, den An-
stieg der Entwicklungsausgaben eins zu
eins an den Anstieg der Verteidigungsaus-
gaben zu koppeln.
Dass die Regierung diese Zusagen derzeit
offenbar nicht einzuhalten gedenkt, rech-
neten Michael Leutert (Die Linke) und An-
ja Hajduk (Bündnis 90/Grüne) auf Basis
der von Scholz vorgelegten Zahlen im Ple-
num im Detail vor. Leutert sprach von ei-
nem Verstoß gegen den Koalitionsvertrag,
Hajduk von einer „milliardenschweren
Mogelpackung“, sollte es dabei bleiben.
Auch Ressortchef Müller zeigte sich verär-
gert. Zwar könne das BMZ mit dem Plus in
2018 „eine Menge zusätzlich tun und Pro-
bleme vor Ort lösen, etwa in den Krisenge-
bieten um Syrien“. Jedoch müsse in den
Jahren darauf ein Absinken der ODA-Quo-
te unter das jetzt erreichte 0,5-Prozent-Ziel
unbedingt verhindert werden, stellte er
klar. Er forderte von den Bundestagshaus-
hältern eine „Verstärkungsmilliarde“ für al-
le so genannten ODA-Ministerien – neben
dem BMZ das Auswärtige Amt, das Um-
weltministerium und das Gesundheitsmi-

nisterium –, um „den weiter wachsenden
Mehrbedarf in den Krisenregionen abzude-
cken“.
Müller hatte zuvor ebenso wie Bundesver-
teidigungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) schriftlich Einwände gegen die
Haushaltspläne erhoben, an die Einhal-
tung des Koalitionsvertrages appelliert und
Nachbesserungen beim Etatentwurf für
2019 gefordert. Dieser soll in den kom-
menden Wochen konkretisiert werden.
Die SPD stellte sich ebenfalls hinter den
Minister. Ihre Fraktion werde sich weiter
für die Erreichung des ODA-Ziels einset-

zen, sicherte Sonja Amalie Steffen zu. „Da-
für brauchen wir Aufwüchse bei der Ent-
wicklungszusammenarbeit, aber auch
beim Auswärtigen Amt in der humanitären
Hilfe, im Umweltministerium für Klima-
schutzmaßnahmen und im Gesundheits-
ministerium für globale Gesundheit.“

Kritik an EU-Politik Dass mehr Geld al-
lein allerdings nicht reicht, um bessere Ent-
wicklungspolitik zu machen, stellten den
Fraktionen auch klar. So kritisierten Anja
Hajduk und Michael Leutert unter ande-
rem die Subventionspolitik der Europäi-
schen Union, die verhindere, dass Afrika
wettbewerbsfähige Strukturen in der Land-
wirtschaft aufbauen könne. Hajduk ver-
wies darüber hinaus auch auf die sinken-
den Zuwendungen Deutschlands für mul-
tilaterale Organisationen wie die Vereinten
Nationen. Habe der Anteil an der ODA-
Quote im Jahr 2011 bei 62 Prozent gele-
gen, sei er inzwischen auf 26 Prozent abge-
sunken, kritisierte die Grünen-Abgeordne-
te. „Das halte ich für nicht glaubwürdig
und nicht richtig – schon gar nicht in Zei-
ten, wie wir sie im Moment angesichts der
Flüchtlingsdynamik erleben.“
Ähnlich äußerten sich Michael Georg Link
(FDP) und SPD-Politikerin Steffen. Gerade
in der humanitären Hilfe seien die Budgets

zum Beispiel des Welternährungspro-
gramms und des UN-Flüchtlingswerks
UNHCR „dramatisch defizitär“, warnte
Steffen. „Deshalb ist hier eine stärkere fi-
nanzielle Unterstützung unbedingt erfor-
derlich.“ Link betonte: „Dort, wo wir uns
global koordinieren, können wir mehr er-
reichen.“ Er warf dem Minister vor, „lieber
seine eigenen bilateralen Schauplätze“ zu
pflegen und den Etat „für seine Lieblings-
projekte, die sogenannten Sonderinitiati-
ven, um mehr als 200 Millionen Euro“ zu
erhöhen, obwohl er darin die gleichen
Themen behandle wie an anderer Stelle.
Im BMZ befassen sich derzeit drei Sonder-
initiativen mit der Hungerbekämpfung,
der Stabilisierung und Entwicklung in
Nordafrika und Nahost sowie der Hilfe für
Flüchtlinge. Im Plenum kündigte Müller
an, 25 Prozent des Etats unter anderem in
eine neue Sonderinitiative „Ausbildung
und Beschäftigung“ investieren zu wollen.
Eine weitere mit dem Titel „Perspektive
Heimat“ soll Flüchtlinge bei der freiwilli-
gen Rückkehr in ihr Heimatland unterstüt-
zen und ist seit einem Jahr im Aufbau.

Mittel kürzen als Strafe? Für die
AfD-Fraktion bezeichnete Volker Münz das
Verhältnis zwischen den in Deutschland
aufgewendeten Kosten für Asylbewerber

und den Ausgaben für die Entwicklungszu-
sammenarbeit als nicht angemessen. „Mit
den rund 50 Milliarden Euro pro Jahr, die
Deutschland für Asylbewerber aufbringt,
könnten wir einhundertmal mehr Men-
schen in den Herkunftsregionen Hilfestel-
lung und eine Lebensperspektive bieten“,
zeigte er sich überzeugt. Er forderte zudem,
Ländern die Entwicklungshilfemittel zu
kürzen, sollten sie ihre als Asylbewerber in
Deutschland abgelehnten Staatsbürger
nicht zurücknehmen wollen.
Ressortchef Müller hat diese Forderung je-
doch schon mehrfach abgelehnt. Eine Kür-
zung der Mittel treffe die Falschen, warnte
er erst vergangene Woche in einem Ge-
spräch mit der „Frankfurter Allgemeinen
Sonntagszeitung“. Deutschland habe bei-
spielsweise im irakischen Mossul die Trink-
wasserversorgung für Hunderttausende
Menschen wieder hergestellt und 180
Schulen für mehr als 100.000 Kinder auf-
gebaut. „Soll ich ihnen den Wasserhahn
wieder zudrehen, damit die Menschen ver-
dursten? Soll ich die Schulen wieder schlie-
ßen? Soll ich die Kinder dafür bestrafen,
dass es mit dem Irak noch kein Rücknah-
meabkommen gibt?“ Müller verwies da-
rauf, dass gerade Entwicklungshilfe vor Ort
viele Menschen davon abhalte, nach
Deutschland zu fliehen. Johanna Metz T

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper



Das Parlament - Nr. 21-23 - 22. Mai 2018 IM BLICKPUNKT 9

Geopolitischer Sprengstoff
NORD STREAM 2 Die Gas-Pipeline durch die Ostsee spaltet Europa und Parteien. Die Bauarbeiten haben dennoch begonnen

A
nfang der Woche began-
nen fünf Baggerschiffe, ei-
nen Graben am Grunde
des Greifswalder Boddens
auszuheben. Es ist die
Baustelle der Ostsee-Pipe-

line Nord Stream 2. Gleichfalls Anfang der
Woche flog Bundeswirtschaftsminister Pe-
ter Altmaier (CDU) in die Hauptstadt der
Ukraine, nach Kiew. Auch seine Baustelle
ist die Ostsee-Pipeline Nord Stream 2.
Denn geht die Gasleitung erstmal ans
Netz, wird die Ukraine als Transitland für
russisches Gas überflüssig.
Die Arbeiten schreiten stetig voran und
ebenso stetig streiten Befürworter und Geg-
ner der Pipeline. Das Projekt spaltet die
EU, es spaltet die Bundesregierung, es spal-
tet einzelne Parteien. Der Bundeswirt-
schaftsminister ist auf der Suche nach
Kompromissen. Deshalb flog er von Kiew
gleich weiter nach Russland und dann wie-
der zurück nach Kiew. Und er gab sich op-
timistisch, ohne besonders viel zu verraten.
Altmaiers Idee: Nord Stream 2 soll kom-
men; doch zugleich soll „ein substanzieller
Gastransit durch die Ukraine auch nach
Fertigstellung von Nord Stream 2 gesichert
und gewährleistet“ bleiben. Er wolle ein
„energiepolitisches Gesamtkonzept“ fin-
den, mit dem sowohl die Europäische Uni-
on, als auch Russland und die Ukraine le-
ben könnten. Das Transitnetz der Ukraine
solle modernisiert werden und Russland
zumindest auch weiterhin einen Teil seines
Gases für den europäischen Markt durch
die Ukraine pumpen.

110 Milliarden Kubikmeter 1.200 Kilo-
meter soll Nord Stream 2 lang werden, von
St. Petersburg bis an die Deutsche Ostsee-
küste. 110 Milliarden Kubikmeter sollen ab
2020 in jedem Jahr unter der Ostsee durch-
strömen. Anteilseigner ist mit 51 Prozent
der russische Staatskonzern Gazprom. Wei-
tere Anteile halten Wintershall und E.ON
Ruhrgas mit jeweils 15,5 Prozent, Gasuine
aus den Niederlanden und Engie aus
Frankreich mit jeweils neun Prozent.
Nord Stream 2 sei ein rein wirtschaftliches
Projekt, wiederholte Russlands Energiemi-
nister Aleksandr Nowak anlässlich von Alt-
maiers Besuch die russische Position: „Oh-
ne Zweifel dient Nord Stream den gemein-
samen Interessen der EU und Russlands.“
Die Ukraine sieht das ganz anders. Regie-
rungsvertreter des Landes halten die Pipe-
line für geopolitischen Sprengstoff.
Bereits die erste Nord Stream Pipeline war
umstritten. Dabei war Russland damals
noch verlässlicher Partner. Inzwischen hat
es die Krim annektiert und Soldaten in die
Ostukraine geschickt.
Die neue Gaspipeline trifft auch daher be-
sonders in jenen Ländern auf Skepsis, in
denen Politiker die Sicherheit ihrer Länder
und der EU bedroht sehen, im Baltikum,
Polen und besonders in der Ukraine. So
warnt unter anderem Zygimantas Pavilio-
nis, Abgeordneter im Parlament Litauens,
vor Nord Stream 2: „Es gibt immer mehr
russische Soldaten an der Grenze zur
Ukraine oder in den besetzten Gebieten.
Wenn Nord Stream 2 Erfolg hat und die
Ukraine nicht mehr als Transitland ge-

braucht wird, könnte Russland seinen An-
griff auf die Ukraine ausweiten.“ Pavilionis
hat lange an verantwortlichen Stellen im
Außenministerium Litauens gearbeitet und
wird als ein möglicher nächster Präsident
Litauens gehandelt. „Bisher kann die
Ukraine sich gegenüber Russland zur Wehr
setzen, indem sie den Transit von russi-
schem Gas nach Westeuropa stoppt“, er-
läutert er. „Dieses Instrument darf nicht
wegfallen.“
Der aktuelle Transitvertrag zwischen Russ-
land und der Ukraine läuft
2019 aus. Die Ukrainer wol-
len ihn unbedingt verlän-
gern. Der stellvertretende
Vorstandsvorsitzende des
staatlichen russischen Ener-
gieriesen Gazprom machte
vor wenigen Wochen bei ei-
ner Konferenz in Berlin je-
doch deutlich, dass der Ver-
trag mit der Ukraine „unter
keinen Umständen“ fortset-
zen werde.
Die Folgen sind nicht allein
sicherheitspolitischer Art, er-
läutert der Botschafter der Ukraine in
Deutschland, Andrij Melnyk. Wenn der
Transit durch die Ukraine wegfiele, würde
dies der Ukraine auch wirtschaftlich schwe-
ren Schaden zufügen. Allein zwei Milliar-
den Euro an Transitgebühren würde das
Land verlieren. „Das wären knapp vier Pro-
zent unseres Bruttoinlandsprodukts. Für
unsere Wirtschaft wäre das ein enormer
Verlust, den wir nicht einfach mit anderen
Geldern kompensieren können.“
Schon 2011 nach der Inbetriebnahme der
ersten Nord Stream Pipeline hat Russland
den Transit von Gas durch das Nachbar-
land reduziert. Zudem ist der Ukraine
durch den Krieg mit Russland der wichtigs-

te Handelspartner abhandengekommen.
Nach Angaben der Regierung hatte Russ-
land vor der Annexion der Krim und dem
Krieg im Osten des Landes einen Anteil
von 34 Prozent am Gesamtvolumen der
ukrainischen Wirtschaft. Statt in neue Röh-
ren zu investieren, meint Melnyk, sei es
sinnvoller, das Pipelinenetz durch die
Ukraine in Stand zu modernisieren.
Auch die Visegrádstaaten und die Skandi-
navier sehen die Gasröhre kritisch. Die EU-
Kommission befürchtet eine zu große Ab-

hängigkeit von russischen
Gas durch Nord Stream 2.
Die Pipeline stehe im Wi-
derspruch zu den Zielen
der Europäischen Ener-
gieunion, urteilt auch eine
Gruppe von Europapoliti-
kern; sie hat einen Appell
mit dem Titel: „Nord Stre-
am 2 schadet Europa“ ver-
fasst. Mit dabei sind unter
anderen die Europapoliti-
ker Reinhard Bütikofer
(Bündnis 90/Die Grünen),
Nadja Hirsch (FDP), El-

mar Brok und Norbert Röttgen (beide
CDU). „In der europäischen Energiepolitik
geht es ebenfalls um Solidarität, und Nord
Stream 2 ist ein Projekt, bei dem der Streit
darüber besonders drastisch hervortritt“,
schreiben sie. „Der Plan, eine zweite russi-
sche Gaspipeline durch die Ostsee nach
Deutschland zu bauen, spaltet die EU poli-
tisch und stellt unsere Solidarität mit Po-
len, unseren baltischen Nachbarn, der Slo-
wakei und der Ukraine, aber auch mit Dä-
nemark und Schweden in Frage“, heißt es
da. „Die Länder sehen ihre (Energieversor-
gungs-)Sicherheit von diesem russischen
Vorhaben direkt oder indirekt bedroht.“
Statt Europa energiepolitisch unabhängiger

zu machen, steigere Nord Stream 2 „die
Abhängigkeit von einem Lieferland, Russ-
land, und von einer Lieferroute durch die
Ostsee“.
Wem also nützt, wem schadet die Pipeline?
Die Haltung zu Nord Stream 2 ist immer
auch Ausdruck dessen, wie der- oder dieje-
nige zur Ukraine steht. Innerhalb der Bun-
destagsfraktionen gibt es dazu keine ein-
heitliche Linie.
Am klarsten ist noch die Position der Grü-
nen. Bereits vor der Reise Altmaiers nach
Kiew und Moskau mahnte
deren Fraktionsvorsitzender
Anton Hofreiter, der Wirt-
schaftsminister dürfe „in
Moskau nicht als Makler
der Gasindustrie auftreten
und europäische Interessen
konterkarieren. Er muss
sich klar und deutlich von
der Vasallentreue gegen-
über dem Pipeline-Projekt
verabschieden. Alles andere
wäre europa- und energie-
politisch unklug.“
Die Parteivorsitzende An-
nalena Baerbock wird noch deutlicher:
„Das Projekt muss gestoppt werden“, sagt
sie. „Es ist nicht mit den Zielen der Ener-
giesicherheit Europas und den Klimazielen
vereinbar.“
Diametral entgegengesetzt ist die Ansicht
von Klaus Ernst von der Fraktion Die Lin-
ke. Mit Blick auf die Ukraine sagt er: „Wir
dürfen unsere Gasversorgung nicht von
den Interessen eines Landes abhängig ma-
chen, das nicht mal in der EU ist. Zumal
dort keine demokratischen Zustände herr-
schen.“ Seit Jahrzehnten habe Russland in
allen Krisensituationen zuverlässig Gas ge-
liefert. Nordstream 2 sei der richtige Weg,
den wachsenden Gasbedarf zu decken,

„zumal das Projekt privat finanziert ist“,
betont Ernst. „Meine Partei hat zwar bisher
keine Beschlusslage, diese Position zeich-
net sich bei uns aber als Mehrheitsmei-
nung ab.“
Ähnlich klingt das bei Leif-Erik Holm,
stellvertretender Vorsitzender der AfD-Frak-
tion im Bundestag: „Es ist nicht die Aufga-
be Deutschlands, sprudelnde Transitge-
bühren für die Ukraine zu gewährleisten.
Es ist vielmehr Aufgabe der Bundesregie-
rung, für die Energiesicherheit Deutsch-

lands zu sorgen.“ Holm
plädiert für direkte Gaslie-
ferungen aus Russland.
„Ich erinnere daran, dass
die Ukraine in der Rabatt-
diskussion vor einigen Jah-
ren bereits die Daumen-
schrauben ausgepackt hat-
te.“
Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) hat sich
stets hinter Nord Stream 2
gestellt. Vor wenigen Wo-
chen sagte sie jedoch, dass
es sich ihrer Ansicht nach

nicht um ein reines Wirtschaftsprojekt
handle. Roderich Kiesewetter, Bundestags-
abgeordneter der CDU, ist direkter und
fragt: „Braucht man Nord Stream 2 in der
Diversifizierung?“ Für ihn ist auch der si-
cherheitspolitische Aspekt sehr wichtig.
Europa müsse „resilienter, also breiter auf-
gestellt werden. Wir dürfen uns nicht aus-
schließlich auf Nord Stream 2 fokussieren,
sondern müssen uns auf dem Öl- und Gas-
markt breiter aufstellen.“
Für Timon Gremmels (SPD), der für seine
Fraktion im Ausschuss für Wirtschaft und
Energie sitzt, ist Nord Stream 2 Teil dieser
Diversifizierung. SPD-Altkanzler Gerhard
Schröder, Vorsitzender des Aktionärsaus-
schuss von Nord Stream 2, habe sich bei
ihm noch nicht gemeldet, sagt er, „ich
mich bei ihm aber auch nicht“. Der Sozial-
demokrat weist darauf hin, dass der Bedarf
an Gas weiter steigen werde, wenn 2022
die Atomkraftwerke abgeschaltet werden
und anschließend der Kohleausstieg voran-
getrieben wird. „Wir brauchen mehr Gas,
auch aus unterschiedlichen Quellen“,
meint er. „Wir brauchen sowohl Pipelines
aus Russland, als auch aus anderen Ecken.“
Anton Hofreiter meint, Deutschland und
Europa müssten „unabhängiger von Russ-
lands Gas werden und stattdessen auf kli-
mafreundliche Investitionen setzen. Ange-
sichts des aggressiven Agierens Russlands
in der Ukraine und in Syrien wäre eine Ab-
sage an das Projekt ein deutliches Signal an
Putin.“
Leif-Erik Holm warnt indes vor einem
Stopp von Nord Stream 2. Dieser wäre
„verheerend für die Energiesicherheit
Deutschlands. Wer eine neue Gaspipeline
ernsthaft als Bedrohung der Energiesicher-
heit bezeichnet, verfolgt in Wirklichkeit
ganz andere Interessen“, schreibt er auf
„AfD-Kompakt“. Holm spielt damit auf die
Interessen der USA an; US-Präsident Do-
nald Trump hat gedroht, Firmen, die an
Nord Stream 2 beteiligt sind, zu bestrafen.
Die Fraktionsvorsitzende der Linken, Sahra
Wagenknecht, sieht hinter den Sanktions-

drohungen der USA klare Interessenpoli-
tik. In einem Gastbeitrag für das „Handels-
blatt“ schreib sie kürzlich, dass „die neuen
Sanktionen der USA gegen Russland vor al-
lem auf europäische und deutsche Unter-
nehmen zielen“. Es gehe darum, Nord Stre-
am 2 zu verhindern. „Statt mit russischem
Gas soll Europa künftig vorrangig mit teu-
rem und dem ökologisch katastrophalen
Fracking-Gas aus den USA versorgt werden.
Die US-Sanktionen sind daher nichts wei-
ter als die Anbahnung eines Riesenge-
schäfts für die US-Fracking-Konzerne.“
Fracking ist eine Methode, Risse in tiefen
Gesteinsschichten zu vergrößern, um an
die darin verschlossenen Rohstoffe zu
kommen. In den USA ist sie seit geraumer
Zeit sehr beliebt und hat zu einem Preis-
verfall auf dem Energiemarkt geführt.
Auch Flüssiggas, abgekürzt LNG, ist ein
großes Thema, wenn es um die Diversifi-
zierung der Energieversorgung geht. Um
LNG zu bekommen, wird Gas soweit he-
runtergekühlt, bis es flüssig ist und mit
Schiffen transportiert werden kann. Für
Klaus Ernst ist das jedoch keine Alternati-
ve. Produktion und Transport seien um-
weltbelastender als der Transport von Gas
durch Pipelines aus Russland. AfD-Mann
Holm stellt klar, Deutschland sei „nicht
dafür verantwortlich, neue Absatzmärkte
für teures US-Flüssiggas zu erschließen“.

Drohende Strafen Anhänger von Nord
Stream 2 führen indes Konventionalstrafen
an, die drohten, sollte die Pipeline tatsäch-
lich noch gestoppt werden. CDU-Politiker
Kiesewetter plädiert dennoch dafür, die
Verträge genau anzuschauen: „Ich höre aus
Gesprächen mit der Europäischen Union,
dass Deutschland Vertragsstrafen von bis
zu 800 Millionen Euro drohen. Ich halte
das für überprüfenswert. Der Preis, den wir
zahlen müssten, wenn Nord Stream 2
nicht kommt, ist nicht so hoch, wie der
Preis, den wir zahlen, wenn wir Nord Stre-
am 2 in Betrieb nehmen.“ Michael Harms,
Geschäftsführer vom Ostausschuss der
deutschen Wirtschaft, hält dagegen, man
könne jetzt nicht, „weil es Russland be-
trifft, einseitig die Regeln ändern. Wir müs-
sen uns schon an unsere Regeln halten“.
Die Haushaltsprobleme der Ukraine könn-
ten nicht auf die private Wirtschaft abge-
schoben werden, meint er. „Wir sollten
dem Markt das überlassen, was im Markt
entschieden werden kann.“
Von Peter Altmaiers Gesprächen ist nicht
besonders viel an die Öffentlichkeit ge-
drungen. Denn es geht um nichts weniger
als um Vertrauen zu Russland. Das haben
derzeit immer weniger, besonders nicht in
der Ukraine. Thomas Franke T

Der Autor ist freier Osteuropa-Korres-
pondent mit Schwerpunkt Russland

und ehemalige Sowjetrepubliken.

Bagger arbeiten im Greifswalder Bodden (Mecklenburg-Vorpommern) am Unterwassergraben der neuen Ostseepipeline Nord Stream 2. Durch zwei jeweils gut 1.200 Kilometer lange Stränge sollen ab 2020 jährlich bis zu 55 Milliarden Kubikmeter russisches Erdgas durch
die Ostsee nach Deutschland gepumpt werden. Bislang fehlen für das umstrittene Projekt noch die Genehmigungen aus Dänemark, Russland und Schweden. © picture-alliance/Stefan Sauer/dpa

»Das Projekt
ist nicht
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Europas

vereinbar.«
Annalena Baerbock
( Bündnis 90/Grüne)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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giesicherheit
Deutschlands.«

Leif-Erik Holm (AfD)
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Engere
Kooperation
mit Frankreich
BUNDESTAG 55 Jahre ist der Élysée-Vertrag
zur deutsch-französischen Zusammenar-
beit alt, im Januar 2018 beschlossen beide
Staaten aus diesem Anlass, ihre Beziehun-
gen auf eine neue Stufe zu stellen. Eine Ar-
beitsgruppe wurde gegründet; sie soll ein
Abkommen zwischen den Parlamenten
beider Länder ausarbeiten, um die Koope-
ration in Bereichen wie Außenpolitik, Kul-
tur, Wirtschaft und Energie zu vertiefen.
Am vergangenen Donnerstag kam die
18-köpfige Gruppe zum zweiten Mal zu ei-
ner öffentlichen Anhörung zusammen, ge-
laden hatte der Bundestag auch Vertreter
der Zivilgesellschaft beider Länder. Jeweils
neun Abgeordnete von Bundestag und Na-
tionalversammlung nahmen teil, geleitet
wurde die Sitzung von dem CDU-Abgeord-
neten Andreas Jung sowie der Vorsitzenden
des französischen Europaausschusses, Sabi-
ne Thillaye, und Christophe Arend.
Mit der Einrichtung der Arbeitsgruppe wol-
len beide Parlamente ihren Anspruch un-
terstreichen, an den Regierungsverhand-
lungen über die geplante Neufassung des
Élysée-Vertrags angemessen beteiligt zu
werden. Eine Initiative, die die Sachver-
ständigen ausdrücklich begrüßten und mit
zahlreichen Vorschlägen untermauerten.
So mahnten Professor Hans Stark vom In-
stitut français des relations internationales
(lfri) und Claire Demesmay (Leiterin des
Frankreich-Programms der Deutschen Ge-
sellschaft für Auswärtige Politik) insbeson-
dere eine engere Kooperation in der Si-
cherheits- und Verteidigungspolitik an.
Stark konstatierte „einen Mangel an Koor-
dinierung und Abstimmung“ in diesem Be-
reich. Demesmay äußerte die Hoffnung,
das neue Vertragswerk werde eine hohe
Konvergenz zwischen Berlin und Paris, ge-
rade in der Außenpolitik, ermöglichen.
Professor Thomas K. Bauer, Vorsitzender
des Sachverständigenrates deutscher Stif-
tungen für Integration und Migration, ap-
pellierte an die Staaten, sich gerade im Be-
reich der Migration für eine weltweit abge-
stimmte Politik einzusetzen.

Vorbild Jugendwerk Die Leiterin der Ber-
liner Repräsentanz der Gesellschaft für In-
ternationale Zusammenarbeit GmbH
(GIZ), Karin Kortmann, empfahl, das
Know-How des Deutsch-Französischen Ju-
gendwerks auf den Austausch von Jugend-
lichen zwischen Afrika und Europa zu
übertragen. In dem erfolgreichen Pro-
gramm sowie den zahlreichen Städtepart-
nerschaften sah auch Professor Frank Baas-
ner, Direktor vom Deutsch-Französischen
Institut (DFI), Vorbilder für weitere, neue
Bereiche der Kooperation. Der Generalse-
kretär des Deutsch-Französischen Jugend-
werks (DFJW), Markus Ingenlath, sprach
sich für verbesserte Rahmenbedingungen
und eine stärkere finanzielle Ausstattung
des DFJW aus. Margarete Mehdorn, Präsi-
dentin der Vereinigung Deutsch-Französi-
scher Gesellschaften für Europa e.V.
(VDFG), schlug vor, eine Plattform für bür-
gerschaftliches Engagement nach Vorbild
des Jugendwerks zu schaffen. Ein weiterer
Sachverständiger, Professor Olivier Mentz,
Vizepräsident der Deutsch-Französischen
Hochschule (DFH), wünschte sich eine
prominente Verankerung von Hochschul-
kooperationen im neuen Vertragswerk.
Die Abgeordneten wollen sich 2018 regel-
mäßig abwechselnd in Deutschland und
Frankreich treffen, das nächste Treffen ist
am 20. Juni in Paris geplant. Rechtzeitig
vor dem 22. Januar 2019, dem 56. Jahres-
tag des Élysée-Vertrages, soll der Parla-
mentsvertrag stehen. Lucas Lypp/joh T

Das große Feilschen
EU-HAUSHALT In Brüssel hat der Streit um die künftigen Finanzen gerade erst begonnen

M
it seinem Vorschlag
für die EU-Finanz-
planung für die Jah-
re 2021 bis 2027 hat
EU-Haushaltskom-
missar Günther Oet-

tinger (CDU) Anfang Mai den Ausgangs-
punkt für Verhandlungen gelegt, die sich
über Jahre hinziehen könnten. Oettinger
möchte den Mehrjährigen Finanzrahmen
(MFR), wie die mittelfristi-
ge Finanzplanung im Brüs-
seler Jargon heißt, gerne bis
zum Frühjahr 2019 ab-
schließen. EU-Diplomaten
gehen aber davon aus, dass
die Gespräche weit ins Jahr
2020 andauern werden.
Um den Zukunfts-Etat wird
in Brüssel alle sieben Jahre
hart gerungen. Die Mit-
gliedstaaten möchten ihre
Überweisungen an die EU
möglichst niedrig halten
und gleichzeitig die Rück-
flüsse maximieren. Mit dem Brexit wird
sich im kommenden Jahr aber ein Netto-
zahler aus der EU verabschieden. Oettinger
hat die Lücke in den EU-Finanzen, die da-
durch entsteht, auf bis zu 14 Milliarden
Euro im Jahr beziffert, zehn Milliarden
Euro sind aber wohl ein realistischer Wert.
Außerdem will die EU-Kommission den
Haushalt künftig deutlich aufstocken. Statt

bisher 1,03 Prozent der EU-Wirtschaftsleis-
tung soll das Budget künftig 1,11 Prozent
betragen, was trotz des Brexits eine deutli-
che Vergrößerung der Gesamtsumme auf
1,297 Milliarden Euro darstellt. Das sind
rund 190 Milliarden Euro mehr als in der
laufenden Finanzperiode.
Wenn es nach dem deutschen Haushalts-
kommissar geht, soll die EU das Geld
künftig anders ausgeben. Er will die beiden

größten Posten zurückfah-
ren – die Mittel für Kohäsi-
onspolitik um rund sieben
Prozent, die Agrarausgaben
um rund fünf Prozent.
Gleichzeitig sollen die Aus-
gaben für das Studenten-
austauschprogramm Eras-
mus Plus verdoppelt wer-
den. Mehr Geld als bisher
will die Union auch für
neue Herausforderungen
ausgeben: die Digitalisie-
rung, den Klimawandel so-
wie die Bedrohung durch

Terrorismus und kriegerische Konflikte in
der Nachbarschaft.
Die EU will sich außerdem neue Einnah-
mequellen erschließen. Oettinger hat eine
Steuer auf Plastik ins Gespräch gebracht.
Bundesumweltministerin Svenja Schulze
(SPD) hat diese bereits abgelehnt.
Deutschland müsste nach Oettingers Plä-
nen zehn bis elf Milliarden Euro mehr im

Jahr nach Brüssel überweisen. Obwohl die
Große Koalition bereits ihre Bereitschaft
signalisiert hat, künftig mehr in den EU-
Haushalt einzuzahlen, fühlt sich Berlin
von solchen Größenordnungen überfor-
dert. Bundesfinanzminister Olaf Scholz
und Außenminister Heiko Maas (beide
SPD) forderten direkt nach der Vorstellung
der Pläne eine „faire Lastenverteilung“.
Nettozahler wie die Niederlande, Schwe-
den und Finnland halten den vorgeschla-
genen Haushalt grundsätzlich für zu groß
und pochen darauf, dass ein Finanzrah-
men von 1,0 Prozent der Wirtschaftsleis-
tung ausreiche. Aus Sicht der Niederlande
wird der Haushalt zu wenig modernisiert;
die Regierung von Mark Rutte plädiert da-
für, Geld verstärkt in Bereiche zu lenken,
die Wachstum fördern, etwa die Forschung.

Klare Kritik Eine erste Debatte der Euro-
paminister der EU-Mitgliedstaaten am ver-
gangenen Montag gab einen Vorgeschmack
auf die zu erwartenden Auseinandersetzun-
gen. Oettingers Pläne wurden fast aus-
nahmslos kritisiert. Die Mitgliedsländer
fordern zwar alle mehr Ausgaben, wollen
aber nicht die Konsequenzen tragen. So
bemängelten die süd- und osteuropäischen
Staaten die geplanten Einschnitte bei den
Hilfen für strukturschwache Regionen. Vor
allem die Absicht, die Hilfen künftig an
mehr Kriterien zu binden, stieß auf deutli-
che Ablehnung.

Bisher spielt bei der Verteilung der Struk-
turhilfen nur das Pro-Kopf-Einkommen ei-
ne Rolle. Die Kommission hatte vorge-
schlagen, etwa auch die Arbeitslosigkeit
einzubeziehen, die mehr über die Bedürf-
tigkeit einer Region aussagt. Auch die Auf-
nahme von Flüchtlingen will sie bei der
Verteilung der Strukturmittel berücksichti-
gen. Für viele osteuropäische Länder eine
vollkommen inakzeptable Forderung.
Sie wehren sich auch dagegen, die Auszah-
lung von Geldern an Rechtstaatlichkeit zu
knüpfen. Dass dieser Kommissionsvor-
schlag umgesetzt wird, ist daher unwahr-
scheinlich. Die mehrjährige Finanzpla-

nung muss von den Mitgliedstaaten ein-
stimmig beschlossen werden.
Die Erfahrung der Vergangenheit lehrt,
dass der Haushaltsstreit immer erst im letz-
ten Moment beigelegt werden kann – in ei-
ner dramatischen Gipfelnacht von Staats-
und Regierungschefs. Eine späte Entschei-
dung würde zu Verzögerungen bei EU-Pro-
grammen führen, warnt Oettinger. Bisher
deutet wenig darauf hin, dass er mit die-
sem Argument in den nationalen Haupt-
städten Gehör findet. Silke Wettach T

Die Autorin ist EU-Korrespondentin
der „Wirtschaftswoche“ in Brüssel.

Schlechte Nachrichten für europäische Landwirte: Die EU-Kommission will die Agrarausgaben ab 2021 deutlich reduzieren. © picture-alliance/Christoph Soeder/dpa

Die Mitglieder
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sungen gering
halten und die

Rückflüsse
maximieren.

> STICHWORT
Der Mehrjährige Finanzrahmen (MFR)

> Bedeutung Der Mehrjährige Finanzrahmen ist der Sieben-Jah-
res-Haushaltsplan der EU. Darin legen die Staats- und Regie-
rungschefs fest, wie viel die Gemeinschaft jährlich in den ein-
zelnen Politikfeldern ausgegeben darf. Im Frühjahr beginnen
die Verhandlungen für den Zeitraum von 2021 bis 2027.

> Vorschlag EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger (Foto)
hat Anfang Mai seinen Entwurf vorgelegt. Danach soll der
künftige EU-Haushalt um 186 Milliarden Euro auf 1,279 Milli-
arden Euro steigen – trotz des Ausstiegs Großbritanniens. Ins-
gesamt sind im neuen EU-Haushalt Mehrausgaben in Höhe
von acht bis zehn Milliarden Euro pro Jahr eingeplant. ©
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Weiter im Warteraum
BALKAN Auch nach dem EU-Gipfel bleibt die Beitrittsperspektive für Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Montenegro und Serbien vage

Eigentlich war das Ziel des Gipfeltreffens
der EU-Staats- und Regierungschefs mit ih-
ren Amtskollegen aus den sechs Balkanlän-
dern klar umrissen: Albanien, Bosnien-
Herzegowina, Kosovo, Mazedonien, Mon-
tenegro und Serbien sollte Mut gemacht
werden, ihre Reformbemühungen zu be-
schleunigen, um die zügige Annäherung in
Richtung Brüssel zu fördern. Die bei den
Beitrittsverhandlungen besonders weit fort-
geschrittenen Balkanländer Serbien und
Montenegro hatten von der EU-Kommissi-
on sogar einen konkreten Beitrittstermin
für das Jahr 2025 erhalten, sollten sie sich
weiter anstrengen, um die Beitrittskriterien
zu erfüllen. Das hatte die Kommission An-
fang Februar in ihrer Balkanstrategie festge-
legt, in der auch den bisher noch am wei-
testen entfernten Kosovo und Bosnien-Her-
zegowina Mut gemacht wurde, durch Re-
formen auch möglichst schnell Beitritts-
kandidaten zu werden.
Allerdings kam es am vergangene Woche
Donnerstag in der bulgarischen Hauptstadt

Sofia ganz anders. Schon im Vorfeld der
Konferenz gab es heftigen Streit um das vor
zehn Jahren von Serbien abgefallene Koso-
vo, mit dem Spaniens Regierungschef Ma-
riano Rajoy wegen des ebenfalls nach Un-
abhängigkeit strebenden Kataloniens nicht
an einem Tisch sitzen wollte. Rajoy blieb
dem Gipfel also fern. Und weil noch vier
weitere EU-Mitglieder (Rumänien, Grie-

chenland, Zypern, Slowakei) dem fast nur
noch von Albanern bewohnten jüngsten
Staat Europas die völkerrechtliche Aner-
kennung verweigern, durfte in der Ab-
schlusserklärung nur von „Balkanpartnern“
und nicht einmal von „Balkanländern“ ge-
sprochen werden. Denn die fünf EU-Staa-
ten, die Kosovo wegen Minderheitsproble-
men im eigenen Land nicht als Staat aner-

kennen wollen, verhinderten auch in Sofia,
Pristina als gleichberechtigt in die Konfe-
renzrunde zu lassen.
Der Konferenztag selbst war schließlich
von anderen – im Moment viel wichtige-
ren – Problemen überlagert: Die Spitzen
der Unionsländer suchten nach einer ge-
meinsamen Linie im drohenden Handels-
streit mit den USA und einer Antwort auf
die Kündigung des Atomabkommens mit
dem Iran durch Washington. Die Ab-
schlusserklärung zum Thema Balkan be-
stätigte dann nur ganz allgemein die theo-
retischen Beitrittsperspektiven der Region,
wie sie auf zahlreichen früheren Konfe-
renzen gegeben worden waren: Zum Bei-
spiel das „Versprechen von Thessaloniki“
im Jahr 2003 oder die vielen Konferenzen
des sogenannten Berlin-Prozesses mit
hochrangigen Treffen in der Bundes-
hauptstadt (2014), in Wien (2015), Paris
(2016), Triest (2017) und in diesem Som-
mer in London.

Absage Für die kleinen Balkanländer kam
es aber noch enttäuschender. In den letz-
ten Wochen schon hatte Frankreichs Präsi-
dent Emmanuel Macron einer neuen Er-
weiterungsrunde um die sechs Staaten in
Südosteuropa eine klare Absage erteilt. Sie
müssten in jedem Fall warten, bis die

schwerfälligen EU-Strukturen tiefgreifend
reformiert sind. Denn die schon jetzt kom-
plizierten und von immer neuen Vetos be-
drohten Entscheidungsmechanismen wür-
den bei neuen Beitritten die Union endgül-
tig handlungsunfähig machen, betonte er
auch in Sofia. In die gleiche Kerbe schlug
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU).
„Ich halte nichts von diesem Zeitdatum“,
sagte sie und kassierte damit das gerade
erst von der Kommission in Aussicht ge-
stellte Jahr 2025 für Montenegro und Ser-
bien. Beitritte seien nur möglich, wenn die
entsprechenden Länder ihre Reform-Haus-
aufgaben gemacht hätten.
Und daran hapert es auf breiter Linie. Jus-
tiz und Medien befinden sich fest im Griff
der Regierungen, die Organisierte Krimina-
lität blüht, Korruption und Nationalismus
sind weit verbreitet. Demokratie und euro-
päische Werte sind für die politischen Eli-
ten meist nur Lippenbekenntnisse. Zudem
regiert in all diesen Ländern das „System
der starken Männer“. Ob Bosniens Muslim-
führer Bakir Izetbegovic, Serbiens Präsi-
dent Aleksandar Vucic oder Montenegros
Staatsoberhaupt Milo Djukanovic: Die al-
les beherrschenden Spitzenpolitiker haben
die demokratischen Institutionen weitge-
hend ausgeschaltet, kontrollieren Regie-
rung, Parlament, Justiz, Medien und oft

auch die Zivilgesellschaft nach Belieben.
Ihre Regierungsparteien sind nach dem
klassischen Klientelsystem organisiert –
ohne innerparteiliche Demokratie, auf den
alles entscheidenden Führer zugeschnitten.
Logisch drängt sich die Frage auf: Können
solche führenden Politiker überhaupt an
tiefgreifenden Reformen interessiert sein,
wie sie von Brüssel gefordert werden?
Denn mit der Einführung demokratischer
und marktwirtschaftlicher Prinzipien wür-
de ihre eigene unbegrenzte Macht immer
mehr schwinden – zwei Seiten einer Me-
daille also.

Lücke Zwischen der Situationsbeschrei-
bung der EU-Kommission in ihren „Fort-
schrittsberichten“ und der tatsächlichen La-
ge in den Balkanländern klafft eine unüber-
brückbare Kluft. Sowohl Brüssel als auch
die tatsächlichen und potenziellen Beitritts-
kandidaten flüchten sich dabei oft in virtu-
elle Aussagen, die wenig mit den Realitäten
zu tun haben. So titelte die Belgrader Zei-
tung „Kurir“ am Freitag über den Gipfel in
Sofia: „Die Führer Europas haben (dem Prä-
sidenten Aleksandar) Vucic versprochen:
Serbien ist 2025 in der EU“. Thomas Brey T

Der Autor ist dpa-Korrespondent
in Belgrad.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper
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Leben in
zwei Welten
ISRAEL Die Gewalt in Gaza ist für viele Israelis kein Thema

Einige zigtausend Israelis feierten vergan-
gene Woche in Tel Aviv die diesjährige Eu-
rovisionsgewinnerin Netta Barzilai. Junge
Leute, Familien mit kleinen Kindern, aber
auch ältere Paare versammelten auf dem
Izhak-Rabin Platz vor dem Rathaus, um ih-
re neue Heldin zu begrüßen und fröhlich
mit einzustimmen, als diese ihren Titel
„Toy“ vortrug. Kaum 70 Kilometer südlich
betrauerten am gleichen Tag Dutzende Fa-
milien die Todesopfer der Proteste, zu dem
die islamistische Hamas
aufgerufen hatte, um an
das Schicksal der Vertriebe-
nen zu erinnern und auf
die wirtschaftliche Misere
im Gazastreifen aufmerk-
sam zu machen. Kurz vor
dem Contest hatte ein Jour-
nalist Barzilai gefragt, was
sie antworten würde, wenn
man sie nach dem Konflikt
frage. „Konflikt? Was für
ein Konflikt?“, hatte sie
entgegnet.
Für die Knesset-Abgeordnete
Ayda Touma Sleiman von der antizionisti-
schen Vereinten Liste steht Barzilai für eine
„unverzeiliche Doppelmoral“, wenn sie
Stimme für die Anderen sein will, die Ge-
walt, die an „den Anderen im Gazastreifen“
verübt wird, aber unter den Teppich kehrt.
Sleiman glaubt, dass die „Politik der Ver-
ängstigung, der Hetze und des Hasses“ von
Regierungschef Benjamin Netanjahu zu ei-
ner „Abstumpfung“ im Volk führt. Dass Net-
anjahu die in der Grenzregion postierten
Scharfschützen auf unbewaffnete Demons-
tranten schießen lassen kann, ist für die Ab-
geordnete ein Zeichen dafür, dass es „keine
Opposition mehr im Land“ gibt.
Am Tag nach den schlimmsten Unruhen
versammelten sich nur ein paar hundert
Demonstranten in Tel Aviv. „Befreit das
Ghetto Gaza“, stand auf einem der Schil-
der. Dov Khenin, Parteigenosse Sleimans,
hielt seine Mitstreiter dazu an, nicht aufzu-
geben. „Gerade in Momenten wie diesen,
ist es so entscheidend, die andere Stimme
zu Gehör zu bringen.“
Die große Mehrheit der jüdischen Israelis
schiebt die Verantwortung den Palästinen-
sern zu. Mainstream-Medien kommentier-
ten den „Marsch der Dummen“ und die
„Hetze der Hamas zur Gewalt“. Einzig die
links-liberale Haaretz kritisierte die Tel Avi-
ver Feiern am Tag der Unruhen. Nur ein Psy-
chologe könne erklären, wie eine so „unge-
heure Verdrängung möglich ist“, schrieb Ra-
vit Hecht.

Bedrohung durch den Iran Die Feiern
zum Eurovisionsgewinn gleichen einem
Tanz auf dem Pulverfass. Israel wird akut be-
droht vom Iran, der seine Stützpunkte in Sy-
rien verteidigt, und der seinen Handlangern
der Hisbollah im Libanon jederzeit das
Kommando zum Angriff geben könnte. Da-
zu kommt, dass 25 Jahre nach Beginn des
Friedensprozesses mit der Palästinensischen
Befreiungsbewegung (PLO) eine Lösung fer-
ner denn je erscheint. Die Zweite Intifada,
die im Herbst 2000 Folge der gescheiterten
Friedensgespräche in Camp David war, ließ
die Sympathie im Land für das Volk in den
besetzten Gebieten schwinden. Als die Pa-
lästinenser fünf Jahre später Israels Abzug
aus dem Gazastreifen mit der Wahl der Ha-
mas und Raketenangriffen „belohnte“, war
es um die einst lebhafte Friedensbewegung
geschehen.

Israelis, die trotz allem für die Rechte der Pa-
lästinenser eintreten, und Menschenrechts-
verletzungen der Besatzungssoldaten verur-
teilen, gelten als Radikale und letztlich als
Feind Israels.
Umfragen zeigen zwar, dass sich eine klare
Mehrheit der Bevölkerung Demokratie und
Meinungsfreiheit wünscht. Gleichzeitig ist
man bei Organisationen, die gegen Israels
Besatzungspolitik kämpfen, zu grundsätzli-
chen Abstrichen bereit. Die Solidarität mit

den Palästinensern bleibt in
den Händen einer geächte-
ten Minderheit.
Der Konsens in Sicherheits-
fragen schiebt die Debatte
über Lösungen für den is-
raelisch-palästinensischen
Konflikt auf einen Neben-
schauplatz. Theoretisch
tritt zwar noch immer eine
Mehrheit für die Zwei-Staa-
ten-Lösung ein, praktisch
glaubt sie aber nicht mehr
daran. Netanjahu verkauft
erfolgreich das enge Ver-

hältnis zum Weißen Haus als seine Errun-
genschaft. Die Entscheidung von US-Präsi-
dent Donald Trump für den Ausstieg aus
dem Iran-Abkommen und die Anerken-
nung Jerusalems als Hauptstadt Israels wie-
gen in weiten Teilen der Bevölkerung
schwerer als die Korruptionsskandale und
die Gerichtsverfahren, die Netanjahu dro-
hen.

Demografische Zeitbombe Was die Ko-
alition jüngst ins Schwanken brachte, wa-
ren vielmehr die orthodoxen Partner, die
mit dem Ausstieg aus der Regierung
drohten, sollte die Wehrpflicht für die
frommen Jeschiwa-Schüler nicht erneut
ausgesetzt werden. Der stetig rasch wach-
sende orthodoxe Sektor gilt bereits als
demografische Zeitbombe. Politiker wie
Jair Lapid von der Zukunftspartei verdan-
ken ihren großen Erfolg bei den Wahlen
dem Missmut der weltlichen Steuerzah-
ler, die eine gerechtere Verteilung von
Rechten und Pflichten im Staat fordern.
Der Streit dieser zwei Fraktionen macht
sich bisweilen an ganz banalen Fragen
Luft und eskalierte schon, als das Ver-
kehrsministerium am heiligen Schabbat
Instandhaltungsarbeiten an der Bahn
vornehmen ließ.
Die orthodoxe Bevölkerungsgruppe gehört
zusammen mit den Arabern in Israel zu
den Ärmsten des Landes. Die soziale Kluft
wächst, schon heute gilt nahezu jeder Vier-
te als arm, obwohl Israels Wirtschaft
wächst. Darüber hinaus kämpft das Land
noch immer mit den Fehlern der Gründer-
generation. Die ersten Zionisten kamen
aus Europa und Osteuropa. Die Erben
Theodor Herzls waren Ashkenasen, die
sich in den Städten niederließen, wo es
bessere Schulen, bessere Ausbildungs- und
Arbeitsmöglichkeiten gibt. Die Misrachim,
die später aus muslimischen Ländern ka-
men, wurden in die Peripherie geschickt.
Aktuelle Untersuchungen zur sozialen Ge-
rechtigkeit zeichnen 70 Jahre nach Staats-
gründung ein alarmierendes Bild der israe-
lischen Gesellschaft. Danach wird es noch
hundert Jahre dauern, bis die Einkom-
menskluft zwischen Ashkenasen und Mis-
rachim ausgeglichen ist. Susanne Knaul T
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»Die Politik
der Hetze und

des Hasses
führt zu einer
Abstumpfung

im Volk.«
Ayda Touma Sleiman,
Knesset-Abgeordnete

Anzeige

I
m Irak gibt es eine neue Zeitrech-
nung: vor und nach Daesh, der Ter-
rormiliz „Islamischer Staat“ (IS).
Dies zeigt sich besonders deutlich
bei den Parlamentswahlen. Eine
neue, ungewöhnliche Allianz hat in

der vergangenen Woche den Sieg davonge-
tragen. Sa’irun (Vormarsch) erhielt allein
in der Hauptstadt Bagdad doppelt so viele
Stimmen wie die dahinter liegenden Alli-
anzen, Listen und Gruppierungen. Aber
auch landesweit war Sa’irun nicht zu schla-
gen. Regierungschef Haider al-Abadi wurde
mit seiner Sieger-Liste nur Zweiter.
Der schiitische Prediger Moktada al-Sadr ist
mit seiner Erneuerungsidee bei den Wäh-
lern angekommen. Er paktiert mit sechs
völlig unterschiedlichen Parteien, darunter
den Kommunisten. Alle verbindet ein ge-
meinsam verabschiedetes Programm zur Be-
kämpfung von Korruption, der Erneuerung
des politischen Prozesses und vor allem der
Verjüngung der Entscheidungsträger. Irak
wird ein junges Parlament bekommen. Die
Wahlbeteiligung war mit 44,5 Prozent je-
doch so niedrig wie noch nie seit dem Sturz
Saddam Husseins 2003. Diejenigen, die ei-
ne Veränderung der politischen Landschaft
wünschen, sind zur Wahl gegangen, Skepti-
ker und Misstrauische blieben zu Hause. Al-
lerdings hat Sa’irun nur 57 Sitze gewinnen
können und muss koalieren.

Debattierclub „Irak tritt in eine neue Phase
ein“, urteilt der scheidende Parlamentspräsi-
dent Salim al-Jaburi. Vier Jahre lang hat der
46-Jährige der Volksvertretung in Bagdad
vorgestanden, nun sitzt er auf einem Stuhl
in einem fast leeeren Büro – kein Sessel
steht hier mehr, keine Fahne hängt. Trotz-
dem ist er nicht wehmütig, er hat viel er-
reicht. Aus einem Haus, das jahrelang wie
im Dauerschlaf erschien, ist ein reger Debat-
tierclub geworden, gar ein beachtetes Instru-
ment irakischer Politik. Längst sind nicht
mehr nur die hohen Apanagen attraktiv,
sondern auch die Rolle, die das Parlament
spielt. Deshalb bewarben sich bei dieser
Wahl mehr als 7.000 Kandidatinnen und
Kandidaten um die begehrten 329 Sitze.
Dass das Bürgerbündnis Sa’irun den Sieg
davonträgt, hat auch mit dem Parlament
zu tun. Drei Tage lang hatten im Mai 2016
Tausende das schwer bewachte Regierungs-
viertel am westlichen Tigrisufer gestürmt
und sich im Parlamentsgebäude niederge-
lassen: „Alle Macht dem Volke!“, lautete
die Parole. Um auf die Sitze der Abgeord-
neten zu gelangen, riss das Volk Betonsteh-
len ein, überwand Stacheldraht und Sicher-
heitsschleusen, überrannte Wachen und
Bodyguards. Die Sicherheitskräfte ließen
die Demonstranten gewähren und weiger-
ten sich, auf Unbewaffnete zu schießen.
Moktada al-Sadr verhandelte mit Premier
Abadi und Parlamentspräsident al-Jaburi.
Die Demonstranten zogen ab. Abadi ver-
sprach Reformen und einen entschlosse-
nen Kampf gegen Korruption. Zwei Jahre
später sind die Protestler von damals wie-
dergekommen, legal und friedlich – sie
ziehen als Abgeordnete ins Parlament ein.
Abadis Reformbemühungen erwiesen sich
als halbherzig. „Der Premierminister kam zu
uns mit einem Umschlag und sagte, hier ist
mein neues Kabinett“, erinnert sich Salim
al-Jaburi. „Ich will die gesamte Regierung er-
neuern. Wir sollten die neue Kabinettsliste
debattieren und votieren.“ Am nächsten Tag
sei er erneut gekommen und habe gesagt, er
wolle nur die Hälfte der Minister austau-
schen. Am dritten Tag sollten nur noch drei
Minister ausgewechselt werden. Dann habe
das Parlament die Sache in die Hand ge-
nommen. Der Innenminister sei durch die
Abgeordneten befragt und „gegrillt“ worden,
wie Jaburi sagt. Danach der Finanzminister,
der Verteidigungsminister und der Hoch-
schulminister. Gegen alle hätten massive
Korruptionsvorwürfe vorgelegen. Beim Au-

ßenminister seien die Befragungen dann ins
Stocken gekommen. Ibrahim al-Jafari habe
zwar freiwillig seinen Rücktritt angeboten,
sei dann aber doch im Amt geblieben. Da-
mals begann die Schlacht zur Rückerobe-
rung von Mossul, einst Iraks zweitgrößter
Stadt, vom IS. Der Kampf gegen die Korrup-
tion rückte in den Hintergrund.
„Im Irak jagte eine Krise die andere“, er-
klärt der Parlamentspräsident das zuweilen
unverständliche Chaos. Noch immer ist
die Krise zwischen den Kurdengebieten im
Norden und dem Rest Iraks nicht beige-
legt, obgleich der Konflikt schon seit Jah-
ren schwelt. Durch die Wahlen jetzt
scheint dieser etwas abgemildert. „Wir ha-
ben einfach keine stabilen Beziehungen,
weder innerhalb noch außerhalb des Lan-
des“, meint al-Jaburi. „Ich denke, dass wir
aber mittlerweile den Kampf gegen das
Sektierertum überwunden haben. Dazu
hat auch das Parlament beigetragen.“
Jaburi hat sich politisch schon früh aus ei-
nem Sunnitenbündnis herausgelöst, neue

Allianzen mit Schiiten und Kurden ge-
sucht. Nicht wenige feindeten ihn dafür
an. Er aber war überzeugt, dass die Einheit
des Iraks, die erheblich durch die sunniti-
schen Dschihadisten des IS bedroht war,
nur zu retten sei, wenn Politiker jenseits
von Ethnien und Religionen agieren. „Ich
wollte, dass die Leute für ein Programm
und nicht für Araber oder Kurden, Schiiten
oder Sunniten stimmen.“

Bruch Die neuerliche Entwicklung gibt
ihm Recht. Die alte Schiitenallianz, die
praktisch seit dem Einmarsch der Amerika-
ner 2003 die Geschicke des Landes domi-
nierte, ist zerbrochen. Die Kurden sind zer-
splittert und die Sunniten haben keine ei-
gene Partei mehr, sie sind auf unterschied-
liche Blöcke und Allianzen verteilt. Jaburi
selbst hat sich dem ersten Übergangspre-
mierminister nach der US-Invasion, Ijad
Allawi, angeschlossen, einem Schiit, der
aber schon immer Sunniten, Christen und
wenige Kurden in seinen Reihen hatte.

Sein Bündnis „Watania“ ist zwar nur auf
einem der hinteren Ränge der Wahlergeb-
nislisten gelandet, wird aber als aussichts-
reicher Koalitionspartner für eine künftige
Regierung gehandelt.
Bisher war der irakische Präsident stets ein
Kurde, der Premier Schiit und der Parla-
mentspräsident ein Sunnit. Doch diesen
Machtproporz, den US-Administrator Paul
Bremer eingeführt hatte, haben die Iraker
abgewählt. Was bleibt ist die Skepsis, ob
die alten Strukturen bei der Regierungsbil-
dung nicht doch wieder tragen werden und
die zerbrochene Schiitenallianz sich wie-
der kittet. „Die Schiiten hatten immer viel
Unterstützung aus dem Iran“, erklärt Jabu-
ri, „wir Sunniten aus Saudi-Arabien und
der Türkei.“ Alle Unterstützer hätten ein
anderes Konzept, unterschiedliche Interes-
sen. Noch immer gelte: „Die Iraker dürfen
nicht allein regieren.“ Bigit Svensson T

Die Autorin berichtet als freie
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Anhänger des schiitischen Geistlichen Muktada al-Sadr feiern auf den Straßen Bagdads. © picture-alliance/Ameer Al Mohammedaw/dpa

Im Umbruch
IRAK Die Wahlen bringen eine neue, ungewöhnliche

Allianz an die Macht, die das Land tiefgreifend
verändern könnte

Ein fast unmögliches Tauwetter
NORDKOREA Mitte Juni treffen sich US-Präsident Donald Trump und Machthaber Kim Jong Un in Singapur zu Gesprächen über atomare Abrüstung auf der Halbinsel

Noch im letzten Jahr hätte es wohl kein
Beobachter für möglich gehalten, dass sich
das Blatt auf der koreanischen Halbinsel
derart rasant wenden würde: Damals teste-
te Nordkoreas Diktator Kim Jong Un sein
Raketen- und Atomarsenal in einem bisher
ungeahnten Tempo, während US-Präsident
Donald Trump mit militärischen Drohge-
bärden die Eskalationsspirale weiter befeu-
erte. Wie knapp die Region an einem krie-
gerischen Konflikt vorbeischrammte, wis-
sen wir erst im Rückblick: Am 16. Mai ver-
meldete CNN, dass Trump im Vorfeld der
Olympischen Winterspiele in Pyeongchang
seine nationalen Sicherheitsberater anwies,
die Evakuierung von US-Militärangehöri-
gen in Südkorea vorzubereiten.
Dann jedoch sendete Kim Jong Un in sei-
ner Neujahrsrede erstmals friedliche Sig-
nale an die Außenwelt. Während der
Olympischen Spiele stellten beide Koreas
ein gemeinsames Frauen-Eishockeyteam,
südkoreanische Popbands traten in Pjöng-
jang auf, Kommunikationskanäle wurden
eröffnet. Schließlich traf Südkoreas links-
gerichteter Präsident Moon Jae-in entlang
der entmilitarisierten Zone auf Kim Jong
Un – ein historisches Treffen, bei dem
sich beide Seiten zur nuklearen Abrüstung
bekannt haben. Konkrete Maßnahmen je-
doch sparte die gemeinsame Stellungnah-
me aus.

Am 12. Juni liegt es nun beim US-nordko-
reanischen Gipfel in Singapur an Trump
und Kim, diese Mammutaufgabe zu stem-
men: In einem ersten Schritt müssen sich
beide Seiten zunächst darauf einigen, wie sie
das Denuklearisierungsziel festlegen. Die
USA bestehen bislang auf einer „permanen-
ten, überprüfbaren und irre-
versiblen“ Abrüstung. Gera-
de der letzte Punkt ist je-
doch im Fall Nordkorea
praktisch unmöglich, allein
schon weil das Regime be-
reits über rund 50 Atomwaf-
fen und Tausende Atomex-
perten verfügen soll. Im
Prinzip wäre es also mit
dem bestehenden Know
How für Pjöngjang jederzeit
denkbar, sein Atompro-
gramm wieder aufzuneh-
men.
Kim Jong Un dürfte im Gegenzug einen
nachhaltigen Nichtangriffspakt der US-Ame-
rikaner einfordern. Auch dies ist eine über-
aus komplexe Forderung, schließlich miss-
trauen sich beide Seiten zutiefst. Trump hat
zudem seine Glaubwürdigkeit nicht gerade
erhöht, als er das Abkommen zur Verhinde-
rung der atomaren Aufrüstung des Irans auf-
gekündigt hat. Und selbst wenn der US-Prä-
sident beim persönlichen Treffen mit Kim in

Singapur dessen Vertrauen gewinnen kann:
Spätestens in zwei Legislaturperioden ist in
Washington eine andere Regierung an der
Macht, die ihre Nordkorea-Politik diametral
ändern könnte.
In diesem Zusammenhang scheint es maka-
ber, dass Trumps Nationaler Sicherheitsbera-

ter John Bolton das „liby-
sche Modell“ für Nordkore-
as Abrüstung vorgeschlagen
hat. Der libysche „Revoluti-
onsführer“ Gaddafi hatte
nach der Jahrtausendwende
seine nuklearen Ambitionen
vollständig aufgegeben, und
wurde Jahre später – unter-
stützt durch westliche Luft-
schläge – gestürzt. Der Fall
Libyen ist einer jener Grün-
de, warum die Hardliner in-
nerhalb der Parteikader in
Pjöngjang um jeden Preis an

der Atombombe festhalten wollen. Nur die-
se würde laut ihrer Argumentation ein Über-
leben des Regimes gewährleisten.
Außenstehende mag es daher überraschen,
dass Nordkorea scheinbar plötzlich an den
Verhandlungstisch zurückkehrt. Dabei las-
sen sich die jüngsten Entwicklungen vor al-
lem durch drei Faktoren erklären: Zum ei-
nen hat Nordkorea sein Atomprogramm in
den letzten Jahren nahezu vollständig aus-

gebaut, es kann also mit hohem Einsatz
und Selbstbewusstsein in die Verhandlun-
gen gehen. Gleichzeitig zeigt auch die von
Trump angeführte Sanktions- und Isolati-
onspolitik gegen Nordkorea erste Erfolge:
Mittelfristig würden die Sanktionen die fra-
gile nordkoreanische Wirtschaft in die Knie
zwingen. Kim Jong Un hingegen hat – im
Gegensatz zu seinem Vater oder Großvater
– seiner Bevölkerung bereits zu Beginn sei-
ner Amtsübernahme versprochen, für ver-
mehrten Wohlstand zu sorgen. Sollte eine
weitere Hungersnot – wie Ende der neunzi-
ger Jahre – eintreten, würde dies womög-
lich großen Unmut innerhalb der Bevölke-
rung auslösen.

Gesprächsbereitschaft Vor allem aber,
und das ist der vielleicht entscheidendste
Faktor: Mit Moon Jae-in sitzt in Seoul mitt-
lerweile ein Präsident an der Macht, der auf-
richtig um eine Verbesserung der innerko-
reanischen Beziehungen interessiert ist.
Auch während der Eskalation im letzten
Jahr hat er dem Norden beständig Ge-
sprächsbereitschaft signalisiert – ohne je-
doch die Beibehaltung der Sanktionspolitik
anzuzweifeln. Es war ein schmaler Grat für
Moon Jae-in, einerseits die Annäherung zu
Kim Jong Un zu suchen und gleichzeitig die
jahrzehntealte Allianz mit Washington nicht
zu gefährden.

Vor allem China kommt eine Schlüsselrolle
zu. Das Reich der Mitte ist an Stabilität in
der Region interessiert, durch das Atompro-
gramm Nordkoreas fühlt es sich ebenfalls
bedroht. Einen Regime-Sturz in Pjöngjang je-
doch wertet Peking als größeres Übel, denn
dieses Szenario könnte unvorhersehbare Fol-
gen für die chinesischen Grenzregionen ha-
ben, die vorwiegend von einer koreanisch-
stämmigen Minderheit bewohnt wird.
Derzeit lässt sich bereits erahnen, welchen
Weg China vorschlagen wird: Mitte Mai hat
die Regierung in Peking eine hochrangige
nordkoreanische Delegation empfangen. Die
Parteikader aus Pjöngjang werden nach An-
gaben des Pekinger Außenministeriums über
die wirtschaftlichen Reformbemühungen
Chinas unterrichtet. Die Botschaft ist klar:
China möchte dem Kim-Regime aufzeigen,
dass eine marktwirtschaftliche Öffnung bei
gleichzeitiger politischer Kontrolle das Über-
leben sichern kann. Fabian Kretschmer T
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AUFGEKEHRT

Die Ära
der Nullen

Ü
ber den Spruch „Der Islam gehört
zu Deutschland“ (oder wenigs-
tens zu Bayern, wie Ministerpräsi-
dent Söder vor Jahren dummer-

weise einmal sagte) wird allerorten heftig
diskutiert. Dabei ist eins inzwischen son-
nenklar: Der Islam gehört in jedem Fall zu
unserem Geldwesen. Denn das Zinsverbot
des Korans, der eigentlich nur das ur-
sprüngliche Zinsverbot des Christentums
übernommen hat, hat nun endgültig auch
unser Bankensystem erreicht. Null Prozent
Zinsen, das ist eine Seuche, der sich keiner
mehr entziehen kann. Längst sind Sparer
vieler Geldinstitute bei ihren Tagesgeld-
konten wie den Volksbanken und Sparkas-
sen daran gewöhnt, keinen müden Cent
mehr für irgendwas zu bekommen.
Aber halt: Die Diba, die als eine der be-
liebtesten Direktbanken das Geschäft mit
Tagesgeldkonten einst so richtig beliebt
machte, zahlt noch etwas. Mit Zehnerdezi-
malschritten geht der Zins zwar rückwärts,
aber immerhin. Jetzt gibt es 0,01 Prozent
statt 0,1 Prozent. Für 10.000 Euro also sa-
genhafte 1 Euro statt 10 Euro. Natürlich
wäre die Null ehrlicher, aber immerhin.
Alles ist ja schließlich Symbolsache.
Und weil die Geldentwöhnung so richtig
schön läuft, wird der Kunde gleich noch er-
zogen. Wer seine Diba-Visa-Card im Spiel-
casino nutzt, einen Lottoschein ausfüllt
oder im Wettbüro auf sein Fußballteam
setzt, dem werden drei Prozent vom Um-
satz abgezogen. Auch wenn es hier wohl
wieder nur um den schnöden Mammon
geht, man könnte ja sagen, die Bank tut
auch etwas gegen Suchtgefahren und dient
damit der Gesundheit. So wie Deutsch-
lands TV-Arzt Nummer 1 Eckard von
Hirschhausen. Um den Dicken zu helfen,
die vom Warenangebot schlicht überfor-
dert sind und sich nicht zu helfen wissen,
fordert er die Zuckersteuer. Die soll garan-
tiert nicht bei Null liegen. Hans Krump T

VOR 40 JAHREN...

Werben um
Partnerschaft
26.5.1978: Kanzler Schmidt vor der
UN-Generalversammlung. Kein Staat
kann „allein seine Sicherheit und seinen
Frieden sichern“, betonte Bundeskanzler
Helmut Schmidt (SPD) am 26. Mai
1978 vor der UN. Bei der Sondergene-
ralversammlung in New York ging es um
Abrüstung im Kalten Krieg. Schmidt
warb dabei für eine „umfassende politi-
sche Sicherheitspartnerschaft“. Politi-

sches und militärisches Gleichgewicht,
eine Politik der Entspannung und des
Interessensausgleichs, die Fähigkeit zu
wirksamer Krisenbeherrschung und die
Berechenbarkeit politischen und militä-
rischen Handelns von Staaten, nannte er
als Voraussetzungen. Doch während der
Kanzler das Engagement der USA bei
diesem Prozess lobte, war klar, wer aus
seiner Sicht zu wenig tat, um die Voraus-
setzungen für eine Sicherheitspartner-
schaft zu erfüllen: die Sowjetunion.
Das machte er auch vor dem Deutschen
Bundestag deutlich. Was konventionelle
Waffen angehe, bestünden in Europa
„erhebliche Disparitäten, und zwar zu-
gunsten des Warschauer Pakts“, so der
Kanzler in seiner Regierungserklärung
am 1. Juni 1978. Das habe er auch ge-
genüber Vertretern der Sowjetunion an-
gesprochen. Solange sich daran nichts
ändere, sei der Westen gezwungen, „die
erforderlichen Verteidigungsmaßnah-
men zur Erhaltung unserer Sicherheit zu
treffen“, so Schmidt. Hoffnung auf ein
Umdenken Moskaus hatte man bei der
Union nicht: „Die Sowjetunion mag im
Augenblick an vieles denken“, so Fried-
rich Zimmermann (CSU). An eine Ab-
rüstung, „die Gleichgewicht zum Ziel
hat, denkt sie jedenfalls gegenwärtig
nicht“. Benjamin Stahl T

Kanzler Helmut Schmidt (SPD) 1978 vor
der UN-Generalversammlung
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LESERPOST

Zur Ausgabe 18-20 vom 30. April 2018,
„Der Schutz der Bevölkerungsgrup-
pen“ auf Seite 5:
Es ist erstaunlich, dass Politiker im Bun-
destag heutzutage noch propagieren,
Deutsche müssten sich jede Art Verleum-
dung bieten lassen und für sie gelte der
Volksverhetzungsparagraf 130 StGB
nicht. Die sogenannte Mehrheitsgesell-
schaft müsse „auch polemische Angriffe
aushalten“, meinte zum Beispiel der
SPD-Abgeordnete Brunner in der Bun-
destagsdebatte zu einem AfD-Antrag.
Warum sollen die eigenen Landsleute
nicht geschützt werden in Zeiten, in de-
nen deutsche Schüler immer mehr ge-
mobbt werden („Kartoffel“, „Schweine-
fleischfresser“) oder die Deutschen
schlicht zu einer „Köterrasse“ zählen, wie
es ein Vorstand des türkischen Eltern-
bunds Hamburg meinte.
Die Staatsanwaltschaft
ging dagegen nicht vor,
weil der Begriff Deutscher
angeblich nicht abgrenz-
bar sei. Wir haben bei
uns Politiker, die den
Deutschen offenbar nur
die Rolle eines willigen
Zahlmeisters (in der EU,
der Euro-Rettung oder
dem Asylansturm) zubil-
ligen, die beliebig belei-
digt werden dürfen.

Bernd Blau,
Stuttgart

Zur Ausgabe 18-20
vom 30. April 2018,

„Die Quadratur des Kreises“ auf Sei-
te 9:
Alle neuerlichen Wahlrechtsreformvor-
haben sind bisher am Widerstand der
Parteien gescheitert, was letztlich zu ei-
nem aufgeblähten Bundestag von 709
Abgeordneten führte. Um diesen Miss-
stand – Ursache sind die Überhang- und
Ausgleichsmandate (überproportional
bei CSU und CDU) – zu beseitigen, soll-
te unter Beibehaltung der personalisier-
ten Verhältniswahl der Proporz von Erst-
stimme zu Zweitstimme von jetzt 1:1 auf
1:2 geändert werden. So auch der in dem
Artikel erwähnte Augsburger Mathema-
tikprofessor und Wahlexperte Friedrich
Pukelsheim, der zu diesem Thema einen
aktuellen Aufsatz veröffentlicht hat.
Die Idee ist aber nicht neu. Seit Ende ver-
gangenen Jahres liegt dem Bundestag be-

reits ein solcher Reformvorschlag vor.
Die Vorteile dieser Reform sind eben der
Wegfall von Überhang- und Ausgleichs-
mandaten, die feststehende Anzahl von
Bundestagsabgeordneten und eine plan-
bare Kosten- und Raumkalkulation. Als
Nachteil könnte angeführt werden, dass
sich der Wahlkreis von 200.000 auf
300.000 Wähler vergrößern würde und
dass eben die Wahlkreisgeometrie auf
200 Wahlkreise neu gestaltet werden
muss. Wäre diese Reform schon bei der
Bundestagswahl 2017 zum Einsatz ge-
kommen, würde der Bundestag bei der
von dem Gesetz vorgegebenen Größe
von 598 Abgeordneten liegen und hätte
folgendes Ergebnis zum Beispiel für die
Parteien CDU und CSU gebracht (Klam-
merangaben Status Quo): CDU 169
(200) Sitze, davon 124 (185) Direktkan-

didaten und 45 (15) über Landeslisten.
CSU 39 (46) Sitze, davon alle 31 (alle
46) Direktkandidaten und 8 (0!) über
Landesliste. Selbst unter extremen Wahl-
ergebnissen, wenn etwa die CDU auf 20
Prozent oder die CSU auf 5 Prozent ab-
rutscht, entstehen keine Überhang- und
dadurch auch keine Ausgleichsmandate.
Für den Wähler ändert sich bei dieser
Wahlrechtsreform nichts. Er hat weiter-
hin seine Erst- und Zweitstimme und der
Abgeordnete muss in einem neu struktu-
rierten, vergrößerten Wahlkreis tätig sein,
was aber nicht zu einem Problem hoch-
stilisiert werden sollte. Sinnvolle und
zeitgemäße Anpassungen beziehungs-
weise Veränderungen des politischen Sys-
tems sind nun einmal vonnöten.

Hans-Dieter Seul,
Berlin
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PANNENMELDER
Zur Ausgabe 17 vom 23.4.
Im Artikel „Die EU verbes-
sern“ auf Seite 12 wurde
Guido Westerwelle im Jahr
2008 irrtümlich als Außen-
minister der Bundesrepu-
blik Deutschland bezeich-
net. Das war Frank-Walter
Steinmeier (SPD). Wester-
welle war damals FDP-Frak-
tionsvorsitzender.

PERSONALIA

>Karl Heinz Lemmrich †
Bundestagsabgeordneter 1961-1988,
CSU
Karl Heinz Lemmrich starb am 24. April im
Alter von 91 Jahren. Der Diplom-Ingenieur
aus Rain/Lech, CSU-Mitglied seit 1947, war
von 1965 bis 1988 Direktkandidat des
Wahlkreises Donauwörth bzw. Donau-Ries.
Lemmrich wirkte überwiegend im Verkehrs-
ausschuss mit und stand von 1976 bis 1988
an dessen Spitze. Von 1965 bis 1988 war er
Mitglied des Europarats und der WEU.

>Gisela Babel
Bundestagsabgeordnete 1990-1998,
FDP
Am 23. Mai vollendet Gisela Babel ihr
80. Lebensjahr. Die promovierte Juristin aus
Marburg schloss sich 1976 der FDP an und
war Vorsitzende des Kreisverbands Mar-
burg-Biedenkopf. Von 1987 bis 1990 gehör-
te sie dem hessischen Landtag an. Die sozi-
alpolitische Sprecherin ihrer Bundestags-
fraktion seit 1992 wirkte im Ausschuss für
Arbeit und Sozialordnung mit.

>Katrin Fuchs
Bundestagsabgeordnete 1983-1998,
SPD
Katrin Fuchs begeht am 25. Mai ihren
80. Geburtstag. Die Fremdsprachenkorres-
pondentin aus Verl trat 1970 in die SPD ein,
war Vorsitzende des Unterbezirks Güters-
loh, gehörte dem Bezirksvorstand Ostwest-
falen-Lippe und dem SPD-Bundesvorstand
an. Von 1994 bis 1998 amtierte sie als Par-
lamentarische Geschäftsführerin ihrer Bun-
destagsfraktion und engagierte sich im Ver-
teidigungs- sowie im Auswärtigen Aus-
schuss.

>Klaus Haupt
Bundestagsabgeordneter 1998-2005,
FDP
Am 29. Mai wird Klaus Haupt 75 Jahre alt.
Der Geschäftsführer aus Hoyerswerda trat
1990 der FDP bei, war von 1995 bis 1997
sächsischer Landesvorsitzender und Mit-
glied des FDP-Bundesvorstands. Im Bundes-
tag saß Haupt im Familienausschuss.

>Peter Paziorek
Bundestagsabgeordneter 1990-2007,
CDU
Peter Paziorek wird am 29. Mai 70 Jahre alt.
Der promovierte Jurist und Stadtdirektor
aus Beckum trat 1968 der CDU bei und war
von 2005 bis 2010 stellvertretender NRW-
Landesvorsitzender. Im Bundestag engagier-
te sich der Direktkandidat des Wahlkreises
Warendorf vorwiegend im Umweltaus-
schuss. Von 2005 bis 2007 war er Parlamen-
tarischer Staatssekretär beim Bundesland-
wirtschaftsminister. Von 2007 bis 2011 am-
tierte er als Regierungspräsident in Müns-
ter.

>Antje Vollmer
Bundestagsabgeordnete 1983-1985,
1987-1990, Die Grünen, 1994-2005,
Bündnis 90/Die Grünen
Am 31. Mai vollendet Antje Vollmer ihr
75. Lebensjahr. Die promovierte protestanti-
sche Theologin und Publizistin gehörte
1984/85 dem Fraktionsvorstand der Grünen
im Bundestag an, wurde aber erst 1985 de-
ren Mitglied. Sie wirkte im Landwirtschafts-
sowie im Innenausschuss mit. Von 1994 bis
2005 war Vollmer Vizepräsidentin des Bun-
destags.

>Rolf Hempelmann
Bundestagsabgeordneter 1994-2013,
SPD
Am 1. Juni wird Rolf Hempelmann 70 Jahre
alt. Der Oberstudiendirektor aus Essen trat
1982 der SPD bei, war von 2003 bis 2006
stellvertretender Vorsitzender des dortigen
Unterbezirks und von 1984 bis 1994 kom-
munalpolitisch tätig. Der Direktkandidat des
Wahlkreises Essen II und energiepolitische
Sprecher seiner Bundestagsfraktion von
2003 bis 2013 wirkte vorwiegend im Wirt-
schaftsausschuss mit.

>Gundolf Gries
Bundestagsabgeordneter 1990, CDU
Gundolf Gries wird am 2. Juni 75 Jahre alt.
Der Diplom-Ökonom aus Mühlhausen trat
1961 der CDU in der DDR bei. 1990 gehörte
er von März bis Oktober der ersten frei ge-
wählten Volkskammer und danach bis De-
zember dem Bundestag an.

>Wolfgang Neškovic
Bundestagsabgeordneter 2005-2013,
PDS/Die Linke/fraktionslos
Am 3. Juni wird Wolfgang Neškovic 70 Jah-
re alt. Der Richter am Bundesgerichtshof
wurde 2005 über die PDS-Landesliste Bran-
denburg in den Bundestag gewählt. 2008/
09 amtierte er als stellvertretender Vorsit-
zender der Fraktion der Linken. 2012 trat er
aus. Neškovic war Vorsitzender des Wahl-
ausschusses sowie Mitglied des für die Ge-
heimdienste zuständigen Parlamentarischen
Kontrollgremiums.

>Norbert Mann
Bundestagsabgeordneter 1985-1987,
Die Grünen
Norbert Mann begeht am 4. Juni seinen
75. Geburtstag. Der Richter aus Mülheim/
Ruhr zählte 1980 dort zu den Gründungsmit-
gliedern der Grünen Liste Umweltschutz und
gehörte 1980/81 dem ersten Bundesvor-
stand der Grünen an. Mann war im Bundes-
tag Mitglied des Rechtsausschusses. bmh T

ORTSTERMIN: BUNDESRECHNUNGSHOF UND HAUSHALTSGESTALTUNG

Dauergäste im Bundestag
In fußläufiger Entfernung zum Parlament – komfortabler
kann kaum untergebracht sein, wer die Staatsfinanzen im
Auge zu halten hat. Seit April residiert die Außenstelle Berlin
des Bundesrechnungshofes im „Dreispitzhaus“ am einen En-
de der Reinhardtstraße, an deren anderem Ende die Kron-
prinzenbrücke über die Spree in Richtung Kanzleramt und
Paul-Löbe-Haus führt.
„Wir liefern Feststellungen und Argumente für das Parlament,
um Verwaltungshandeln zu verbessern.“ Peter Elbert sitzt in
einem Büro in der Bonner Adenauerallee, wo der Bundes-
rechnungshof nach dem Wegzug aus Frankfurt am Main vor
18 Jahren den Bau des einstigen Postministeriums bezog. Er
hat auch in Berlin regelmäßig zu tun. Ministerialrat Elbert lei-
tet das Prüfungsgebiet I 1 für „Grundsatzaufgaben der Fi-
nanzkontrolle“. Er betreut den Kontakt zum Rechnungsprü-
fungsausschuss des Bundestages. „Wir sind ohnehin viel un-
terwegs, eigentlich eine Reisebehörde“, sagt Elbert.
Im Haushaltsausschuss und dem aus seiner Mitte gebildeten
Rechnungsprüfungsausschuss haben die Finanzaufseher ihre

parlamentarische Anlaufstelle. Sie sind in den Sitzungen
stets anwesend, tragen hier ihre Befunde vor und erörtern sie
mit den zuständigen Berichterstattern und Vertretern der be-
troffenen Ressorts. Elbert spricht vom „magischen Dreieck“
zwischen Rechnungshof, Parlament und Bundesregierung. In
diesem Dreieck werden bei Beanstandungen auch Empfeh-
lungen formuliert, sogenannte „Maßgabebeschlüsse“ als Auf-
träge der Abgeordneten an die betroffenen Ressorts, um Ab-
hilfe zu schaffen, bindend und mit Fristen versehen.
Eine Behörde mit 1.200 Mitarbeitern, verteilt auf die Zentra-
le in Bonn und sieben Außenstellen, und mit einer umfas-
senden Zuständigkeit: „Überall, wo auch nur ein Euro Bun-
desgeld hinkommt, darf der Bundesrechnungshof prüfen“,
sagt Elbert. Da kann es dann auch um den „Nutzen kieferor-
thopädischer Behandlungen“ gehen – schließlich fließen er-
hebliche Bundesmittel in die Sozialkassen. Die Kosten der
Energiewende stehen selbstverständlich immer wieder im
Fokus, ebenso Aufwand und Ertrag von Maßnahmen der Ar-
beitsverwaltung.. Unter den Kontrollauftrag fallen schließ-

lich auch die Finanzen der Bundestagsfraktionen. Seit dem
vorigen Jahr enthält darüber hinaus das Grundgesetz die
Klarstellung, dass der Bundesrechnungshof befugt ist, auch
auf Länder- und sogar kommunaler Ebene der Verwendung
von Bundesmitteln nachzugehen.
Ein weites Arbeitsfeld also. Im Prinzip umfasst es das Ge-
samtvolumen eines Bundeshaushalts von derzeit rund 340
Milliarden Euro, Einnahmen und Ausgaben. Die Behörde
hat es in 51 „Prüfungsgebiete“ aufgeteilt, für jeden Einzel-
plan mindestens eines, für die größeren auch mehrere, die in
neun Abteilungen untergebracht sind. Weit mehr als 1.000
Prüfberichte kommen so im Jahresdurchschnitt zustande. Sie
finden freilich nicht alle einen Platz in den „Bemerkungen“,
die der Bundesrechnungshof zweimal im Jahr veröffentlicht.
Dabei geht es in jedem Einzelfall um zwei Fragen: Sind die
gesetzlichen Vorgaben eingehalten? Stehen die Kosten in an-
gemessenem Verhältnis zum erstrebten Nutzen? Die Rech-
nungsprüfer sprechen von „Ordnungsmäßigkeit“ und „Wirt-
schaftlichkeit“. Winfried Dolderer T

Der Bundesrechnungshof (BRH) hat seit dem Umzug aus Frankfurt am Main seinen Hauptsitz in Bonn im ehemaligen Postministerium. Im Bild der Eingang an der Adenauerallee.
Das kleine Foto zeigt BRH-Ministerialrat Peter Elbert. © Bundesrechnungshof
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Dr. Alice Weidel, AfD:

Alle Ausgabenposten
im Bundeshaushalt aufführen

Alice Weidel (*1979)
Landesliste Baden-Württemberg

Der Haushalt ist der Nerv
des Staates. Daher muss
er den profanen Augen

des Untertanen entzogen werden.
Diesen Satz, der Kardinal Riche-

lieu zugeordnet wird, haben Sie
sich offensichtlich seit Jahrzehn-
ten auf die Fahnen geschrieben;
denn pünktlich zur Vorstellung
des Haushaltes beginnt das Tarnen
und Täuschen. Statt dem Souve-
rän, dem Bürger, reinen Wein ein-
zuschenken, werden vollmundige
Sonntagsreden gehalten. Und da-
bei fühlen Sie sich dem Schriftzug
am Hohen Hause „DEM DEUT-
SCHEN VOLKE“
ohnehin nicht
mehr verpflichtet.
Das Volk wollen
Sie sich nämlich
selbst aussuchen
und zusammenstel-
len.

Sie reden von ei-
ner schwarzen Null
– doch in Wahrheit
sitzen die Steuer-
zahler auf einem gewaltigen
Schuldenberg, den die künftigen
Generationen erben werden. Den-
noch binden uns die jeweiligen Fi-
nanzminister, wie gestern auch
Olaf Scholz, Jahr für Jahr einen
Bären auf. Wie das gelingt? Ganz
einfach: Im Bundeshaushalt wer-
den schlicht nicht alle Ausgaben-
posten aufgeführt. Denn: Wo ist
zum Beispiel der EU-Etat zu fin-
den? Richtig – gar nicht. Die rund
30 Milliarden Euro, die Deutsch-
land nach Brüssel transferiert, wer-
den im Budget verschwiegen.
Nach dem Brexit wird der Posten
sogar noch größer. Die Haftungen

und Garantien für andere Euro-
Staaten, Banken und die diversen
Euro-Rettungsfonds sind gigan-
tisch, ganz zu schweigen von den
TARGET2-Salden, mit denen wir
unsere Exporte nämlich selbst be-
zahlen.

Auch ist nur ein Teil der tatsäch-
lichen Schulden überhaupt veröf-
fentlicht. Es ist nämlich die Schat-
tenverschuldung, die Sie der jün-
geren Generation wie einen Müh-
lenstein um den Hals gehängt ha-
ben. Der Ökonom Raffelhüschen
hat in seiner Generationenbilanz
nachgewiesen: Auf unglaubliche 7
Billionen Euro beläuft sich die Ge-
samtverschuldung, die Bund, Län-
der und Gemeinden angehäuft ha-
ben, zuzüglich der zukünftigen
Zahlungen und Verpflichtungen
aus dem gesetzlichen Sozialversi-
cherungssystem und Ihrer stattli-
chen Pensionen. Ich stelle die Fra-
ge: Ist das eigentlich noch verant-
wortliches Haushalten?

Sie reden von Verantwortung,
doch in Wahrheit geben Sie das
Königsrecht des Parlamentes, die
Budgethoheit, schamlos aus der
Hand. „No taxation without re-
presentation“ – keine Besteuerung

ohne Zustimmung
des Parlaments – ist
Grundsatz einer je-
den parlamentari-
schen Demokratie.
Das Bundesverfas-
sungsgericht hat
ganz klar festgehal-
ten:

Als Repräsentan-
ten des Volkes müs-
sen die gewählten

Abgeordneten des Deutschen Bun-
destages ... die Kontrolle über
grundlegende haushaltspolitische
Entscheidungen behalten.

Der Deutsche Bundestag darf
seine Budgetverantwortung nicht
durch unbestimmte haushaltspo-
litische Ermächtigungen auf ande-
re Akteure übertragen.

Sie haben aber dennoch den
Rettungsschirmen, den dauerhaf-
ten automatisierten Finanzie-
rungsmechanismen zugestimmt,
und Sie bejubeln die Pläne von
Präsident Emmanuel Macron –
kein Widerspruch zum giganti-
schen Transfer von deutschem

Steuergeld, kein Widerspruch zu
einem EU-Finanzminister. Ganz
im Gegenteil: Es scheint Ihnen
nicht schnell genug zu gehen, Ver-
antwortung nach Paris und Brüs-
sel zu übertragen – und damit das
Steuergeld, das Sie hier nie erar-
beitet haben, sehr geehrte Damen
und Herren.

Unser Haushalt ist sozial ge-
recht, behaupten Sie tatsächlich.
Deutschland hat eine der höchs-
ten Einkommens- und Ausgaben-
belastungen aller westlichen Staa-
ten. Durch Ihre absurde Steuerpo-
litik sind vor allem die Verdiener
mittlerer und kleiner Einkommen,
vor allem die Familien belastet.
Die Steuerzahler bluten zusätzlich
mit dem Abschmelzen ihrer Er-
sparnisse für die Zinsersparnis, die
sich der Staat über die Null- und
Negativzinspolitik der EZB ermög-
licht. Der Staat entschuldet sich
also auf Kosten der Sparer und
Steuerzahler.

Und dann über die schwarze
Null reden! Was ist daran gerecht,
was ist daran sozial, sehr geehrte
Damen und Herren? Es ist nichts
anderes als Steuerzahlerausbeu-
tung nach Gutsherrenart, was Sie
hier praktizieren. Während die In-
frastruktur dieses Landes zerfällt,
der Staat seine Bürger nicht mehr
schützen kann, fließen Abermilli-
arden in die Aufnahme und Ali-
mentierung illegaler Einwanderer
und in die Sozialsysteme.

Es ist erschreckend: In spätes-
tens 20 Jahren wird jeder fünfte
Rentner auf die Grundsicherung
angewiesen sein. Trotz eines har-
ten Arbeitslebens haben heute un-
zählige Senioren kaum genug zum
Leben. Zwei Beispiele aus Bo-
chum:

Zum einen Herbert W. Bis Mitte
der 70er-Jahre hat er unter Tage
gearbeitet, später bei Opel, hat
viele Jahre ins deutsche Rentensys-
tem eingezahlt, sammelt am Wo-
chenende Flaschen vor dem Ruhr-
stadion, um seine kümmerliche
Rente aufzubessern.

Zum anderen Sami A. Er ging
früher auch einer beschwerlichen
Arbeit nach, er war Leibwächter
von Osama Bin Laden, hat nie ins
deutsche Sozialsystem eingezahlt,
fährt am Wochenende gern mit

seinem Moped ins Grüne, erhält
vom Staat 1 200 Euro pro Monat,
und das seit sage und schreibe
zehn Jahren. Das ist aus meiner
Sicht eine himmelschreiende Un-
gerechtigkeit, die Sie zu verant-
worten haben.

Sie behaupten, der Haushalt sei
zukunftsorientiert. Im Gegenteil:
Sie verbauen die Chancen der zu-
künftigen Generationen. Das Fun-
dament unseres Staates sind die
Menschen, die hier leben und ar-
beiten. Es sind aber nicht nur die
Menschen, die jetzt hier leben,
sondern auch diejenigen, die in
Zukunft hier leben werden. Ja, wir
haben die Haupt-
verantwortung für
die Menschen, die
Familien, die schon
länger hier leben,
und diesen Men-
schen haben Sie zu
dienen. Staatsauf-
gabe ist nämlich,
das über Generatio-
nen aufgebaute
Volksvermögen
treuhänderisch zum Wohle des
deutschen Volkes zu verwalten
und es nicht mit vollen Händen
zum Fenster rauszuschmeißen;
denn Eigentümer sind die deut-
schen Bürger und nicht Sie, nicht
die Regierung.

Seit 1972 werden in Deutsch-
land jedes Jahr weniger Kinder ge-
boren, als Menschen sterben. Für
die Überlebensfähigkeit eines leis-
tungsfähigen Staates ist das ein
Problem. Was haben Sie dagegen
getan? Nichts, na ja, jedenfalls
nichts Wirksames. Denn Sie set-
zen ausschließlich auf kompensa-
torische Einwanderung – das sa-
gen Sie ja die ganze Zeit. Bei mus-
limischen Zuwanderern schaut die
Geburtenrate nämlich ganz anders
aus. Sogar die Auffettung der Ein-
wohnerzahl durch zugewanderte
Straftäter mit mehrfachen Identi-
täten scheint Sie überhaupt gar
nicht zu stören. Doch ich kann Ih-
nen sagen: Burkas, Kopftuchmäd-
chen, alimentierte Messermänner
und sonstige Taugenichtse werden
unseren Wohlstand, das Wirt-
schaftswachstum und vor allem
den Sozialstaat nicht sichern.

Dazu bedarf es einer qualifizier-
ten und keiner plan- und zügello-
sen, bildungsfernen Zuwande-
rung. Deutschland ist schon lange
ein grenzenloses Einwanderungs-
land für Unqualifizierte und ein
Auswanderungsland für Hochqua-
lifizierte geworden.

Und was tun Sie dagegen? Wer
soll in Zukunft für die Renten auf-

kommen? Wer zahlt denn Ihre
stattlichen Pensionen, auch Ihre,
Herr Hofreiter, Sie Schreihals?

Ihre eingewanderten Goldstücke
etwa? Das glauben Sie doch wohl
nicht im Ernst.

Die Bürger scheinen Ihnen voll-
kommen egal zu sein. Sie wollen
sich darauf beschränken, den Nie-
dergang unseres Landes zu verwal-
ten, teilweise haben wir den Ein-
druck, dass Sie ihn sogar befeuern.
Aber das wird wohl Ihrem Werte-
kanon entsprechen. Wenn eine
Bundestagsvizepräsidentin einem
Transparent hinterherrennt, auf
dem steht „Deutschland, du mie-

ses Stück Scheiße“,
und alle hier das
mittragen, indem
sie zur Bundestags-
vizepräsidentin ge-
wählt wird – ich
spreche von Clau-
dia Roth –, dann
muss man sich über
nichts mehr wun-
dern hier in diesem
Hohen Haus.

Die AfD hingegen tritt für Ver-
antwortung, Gerechtigkeit und für
eine lebenswerte Zukunft ein. Des-
halb fordern wir erstens einen
schonungslosen Kassensturz. Alle
Zahlen müssen endlich offen auf
den Tisch gelegt werden.

Zweitens. Wir fordern, den Sozi-
alstaat endlich zu sichern und die
Zukunft zu gestalten. Die Strategie
des Generationenersatzes durch
eine ungeregelte Zuwanderung,
teilweise aus frauenverachtenden
Stammeskulturen, hat sich als
Holzweg erwiesen.

Wohlstand kann nur gesichert
werden, wenn in sichere Grenzen
und in die kommenden Genera-
tionen investiert wird.

Drittens. Wir wollen echte Steu-
ergerechtigkeit. Mittel- und Ge-
ringverdiener müssen endlich ehr-
lich belastet werden. Dazu muss
der Grundfreibetrag endlich ange-
hoben werden. 2 000 Euro brutto
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In spätestens
20 Jahren wird
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Rentner auf die
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angewiesen sein.

Die Hoheit
über unseren

Haushalt gehört
nach Berlin und

nicht nach
Brüssel.
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im Monat steuerfrei, das wäre
doch einmal visionär; denn es
kann doch nicht sein, dass ein
Facharbeiter bereits beim 1,3-Fa-
chen des Durchschnittslohnes den
Spitzensteuersatz zu zahlen hat.
Ich kann Ihnen sagen: Es ist end-

lich Zeit für eine ehrliche Entlas-
tung.

Viertens. Keine weitere Aushöh-
lung der Souveränität. Die Hoheit
über unseren Haushalt gehört
nach Berlin und nicht nach Brüs-
sel.

In diesem Sinne schließe ich
mit einem Zitat des früheren
tschechischen Präsidenten Zeman,
das Ihnen auch schon die ehren-
werte ehemalige CDU-Abgeordne-
te Erika Steinbach vorgetragen hat
– ich zitiere –:

Falls Sie in einem Land leben,
in dem Sie für das Fischen ohne
Angelschein bestraft werden, je-
doch nicht für den illegalen
Grenzübertritt ohne gültigen Rei-
sepass, dann haben Sie das volle
Recht, zu sagen, dieses Land wird

von Idioten regiert.

(Beifall bei der AfD – Abgeordnete

der AfD erheben sich – Zurufe von

der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN: Pfui! – Zurufe von der

LINKEN: Buh!)

Dr. Angela Merkel, CDU, Bundeskanzlerin:

Die Bundesregierung wird
mit Nachdruck arbeiten

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Ich glaube, es ist für jedermann
erkennbar, dass der Haushalt
2018 und die dazugehörige

mittelfristige Finanzplanung wie-
der sehr gute Daten aufweisen.

Das ist außerordentlich erfreu-
lich. Es wird inzwischen manch-
mal schon für selbstverständlich
gehalten. Aber dass wir die höchs-
te Beschäftigung seit der Wieder-
vereinigung haben, dass wir seit
2014 keine neuen Schulden ma-
chen, das ist alles andere als
selbstverständlich.

Wir werden im nächsten Jahr
erstmals seit 2002 mit der Ge-
samtverschuldung wieder dort lie-
gen, wohin der Europäische Stabi-
litätspakt uns verweist, nämlich
unterhalb von 60 Prozent des
Bruttoinlandsprodukts. 2012,
nach der internationalen Finanz-
und Wirtschaftskrise, lag die Ge-
samtverschuldung bei knapp 80
Prozent. Dass wir das schaffen,
das ist nichts anderes als Genera-
tionengerechtigkeit pur und das
Denken an die Menschen, die
nach uns leben werden. Deshalb
ist das gut.

Der Internationale Währungs-
fonds hat in seinen gerade abge-
schlossenen Artikel-IV-Konsulta-
tionen, die er mit Deutschland ge-
führt hat, die Entwicklung der
deutschen Volkswirtschaft als –
ich zitiere – „beeindruckend“ be-
zeichnet. Fiskalische Spielräume
sollten genutzt werden, um das
Wachstumspotenzial zu erhöhen,
staatliche Investitionen in die In-
frastruktur sollten getätigt werden,
Investitionen in Bildung sollten
gestärkt werden, Verfahren sollten
beschleunigt werden. Das ist ge-

nau das, was wir in unserem Ko-
alitionsvertrag niedergelegt haben
und was sich auch in diesem
Haushalt widerspiegelt. Das findet
also auch international durchaus
Unterstützung.

Aber, liebe Kolleginnen und
Kollegen, unabhängig von diesen
guten Zahlen und Werten errei-
chen uns täglich beunruhigende
Nachrichten aus allen Teilen der
Welt, leider auch aus Teilen, die
sehr nah an der Europäischen
Union liegen: die schrecklichen
Bilder aus Syrien inklusive der Bil-
der von Giftgasangriffen in jüngs-
ter Zeit, die Kündigung des Atom-
abkommens mit dem Iran durch
die Vereinigten Staaten von Ame-
rika, die Bombardierung von Stel-
lungen auf den Golanhöhen
durch den Iran, ein drohender
Handelsstreit zwischen den USA
und der Europäischen Union, täg-
liche Waffenstillstandsverletzun-
gen an der Kontaktlinie in der
Ukraine, Terroropfer, auch am
letzten Wochenende wieder in Pa-
ris und in Indonesien; 70 Jahre Is-
rael, das war ein Tag zum Feiern,
und trotzdem 59 tote Palästinen-
ser und viele, viele Verwundete.

Wir verfolgen diese Schlagzeilen
täglich, die uns vor Augen führen,
in welch unruhiger und auch un-
übersichtlicher Welt wir leben.
Wir wissen inzwischen, dass wir
uns von diesen Ereignissen nicht
abkoppeln können.

Nach dem Arabischen Frühling,
der von vielen auch als arabisches
Beben bezeichnet wird, ist die Re-
gion vor unserer Haustür unruhig
geworden: der Bürgerkrieg in Sy-
rien seit 2011, der Sturz von Gad-
dafi in Libyen mit dem Zerfall der
staatlichen Ordnung, 2014 die An-
nexion der Krim, die Probleme in
der Ostukraine, 2014 der IS in Sy-
rien und im Irak, der Völkermord
an den Jesiden im Irak und die in
Rakka, geplanten Attentate, die
Paris – „Charlie Hebdo“ – so er-
schüttert haben. Die sicherheits-
politische Situation in unserer
Nachbarschaft hat sich gravierend
verändert. Das hat tiefgreifende
Auswirkungen, auch auf uns. Sie
zeigen uns einmal mehr: Ein Land
alleine kann mit Sicherheit Sicher-
heit nicht garantieren. Deshalb ist

uns bewusst geworden, was wir
vielleicht oft fast schon stereotyp
gesagt haben: Unsere Sicherheit
hängt unauflösbar mit der unserer
Nachbarschaft zusammen;
Deutschland braucht für seine ei-
gene Sicherheit eine Einbindung
in Bündnisse als Mitglied der Eu-
ropäischen Union und als Mit-
glied der NATO. Trotz aller
Schwierigkeiten, die wir in diesen
Tagen haben, sind und bleiben
die transatlantischen Beziehungen
deshalb von herausragender Be-
deutung. Das bleibt eine Konstan-
te.

Aber diese transatlantischen Be-
ziehungen müssen Meinungsun-
terschiede aushalten, auch gerade
in diesen Tagen. Das zeigt sich ins-
besondere an der Kündigung des
Nuklearabkommens mit dem Iran
durch die Vereinigten Staaten von
Amerika. Wir haben über ein Jahr-
zehnt verhandelt, um dieses Ab-
kommen zustande
zu bringen. Dieses
Abkommen ist alles
andere als ideal;
aber der Iran hält
sich nach allen Er-
kenntnissen der In-
ternationalen
Atomenergiebehör-
de an die Verpflich-
tungen aus diesem
Abkommen. Dieses
Abkommen ist einstimmig vom
UN-Sicherheitsrat indossiert wor-
den. Deshalb glauben wir, Groß-
britannien, Frankreich, Deutsch-
land, aber mit uns auch die ande-
ren Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union, dass es nicht richtig
ist, dieses Abkommen jetzt, in die-
ser Situation zu kündigen.

Das bedeutet nicht etwa, dass
wir mit dem, was der Iran ansons-
ten tut, zufrieden sein können.
Wir müssen über mehr sprechen:
über das ballistische Raketenpro-
gramm, über den Einfluss, den der
Iran und die Hisbollah in Syrien
ausüben und über andere Fragen.
Die Frage, die wir zu beantworten
haben und die wir so anders be-
antwortet haben als die Vereinig-
ten Staaten von Amerika, lautet
aber: Kann man besser sprechen,
wenn man dieses Abkommen
kündigt, oder kann man besser

sprechen, wenn man in diesem
Abkommen bleibt? Wir glauben,
dass man besser miteinander wei-
terreden kann und muss – ich sa-
ge das ausdrücklich, weil das bal-
listische Raketenprogramm auch
und gerade eine Gefährdung der
Sicherheit Israels ist –, wenn man
in diesem Abkommen bleibt.

Genau in diesem Sinne hat der
Bundesaußenminister gerade ges-
tern Abend wieder Gespräche ge-
führt.

Wir wissen auch – das zeigt sich
jeden Tag drängender –, dass wir
natürlich eine politische Lösung
in Syrien brauchen, dass das Le-
ben der Menschen in Syrien unter
einem unglaublichen Schrecknis
abläuft. Die Hälfte der Bürgerin-
nen und Bürger Syriens ist inzwi-
schen auf der Flucht: ein großer
Teil innerhalb Syriens, ein anderer
Teil außerhalb Syriens.

Beim Kampf gegen den IS sind
wir vorangekommen. Deutsch-
land hat sich an der Anti-IS-Koali-
tion und an den Operationen ge-
gen Daesh beteiligt, durch Ausbil-
dung der Peschmerga im Irak und
durch Luftüberwachung. Aber in-
zwischen ist aus dem Bürgerkrieg
in Syrien, dem Kampf gegen den
islamistischen Terrorismus, ein

Regionalkonflikt gi-
gantischen Ausma-
ßes geworden, der
ohne Russland, oh-
ne die Türkei, ohne
den Iran, ohne Sau-
di-Arabien, ohne
Jordanien und im
Grunde auch ohne
Europa nicht zu lö-
sen ist.

Aber wahr ist
auch – der Schriftsteller Mathias
Énard, der gerade den Literatur-
preis der Konrad-Adenauer-Stif-
tung bekommen hat, hat das be-
klemmend zu Papier gebracht –:
Europa ist immanent betroffen
und hat gleichzeitig zur politi-
schen Lösung dieses Konflikts bis-
her nicht ausreichend beigetragen;
ich sage das auch selbstkritisch.
Deshalb sind wir froh, dass wir
jetzt der sogenannten Small
Group angehören, in der Frank-
reich, Großbritannien, Deutsch-
land, Jordanien, Saudi-Arabien
und die USA gemeinsam nach Lö-
sungen suchen. Natürlich muss
aber auch die sogenannte Astana-
Gruppe – Türkei, Iran und Russ-
land – mit in die Gespräche ein-
bezogen werden. Das kann bedeu-
ten, dass wir endlich auch die Ar-
beit des UN-Vermittlers de Mistura
besser unterstützen können. Ich

glaube, es ist aller Mühe wert –
obwohl ich mir keine Illusionen
hinsichtlich der Kompliziertheit
dieses Konflikts mache –, dass wir
uns politisch stärker engagieren.
Das wird die Bundesregierung tun.

Auch für einen anderen Konflikt
in unserer Umgebung, mit dem
wir uns schon viel beschäftigt ha-
ben, dem zwischen Russland und
der Ukraine, gibt es nur eine poli-
tische Lösung; militärisch ist er
nicht zu lösen. Wir tun das im
Normandie-Format. Wir versu-
chen, das Abkommen von Minsk
wiederzubeleben, obwohl es
schon deprimierend ist, dass es je-
de Nacht zu Waffenstillstandsver-
letzungen an der Kontaktlinie
kommt und dass es immer wieder
Behinderungen der OSZE-Beob-
achter gibt, denen ich im Übrigen
von dieser Stelle aus einmal herz-
lichen danken möchte.

Jahre über Jahre dort diese Ar-
beit zu tun, das sind wirklich frie-
denssichernde Maßnahmen.

Deutschland hat immer den
vernetzten Ansatz befürwortet. Die
neue Bundesregierung wird dies
verstärkt tun. Wir wissen: Wir kön-
nen solche Probleme nur lösen,
indem wir Entwicklung betreiben,
indem wir politische Lösungen su-
chen und indem wir als Ultima
Ratio auch militärische Gewalt
einsetzen. Aber militärische Ge-
walt alleine wird das Problem
nicht lösen. Wir haben – sozusa-
gen symptomatisch dafür – in un-
serem Koalitionsvertrag verein-
bart, dass wir die Entwicklungs-
ausgaben und die Verteidigungs-
ausgaben eins zu eins erhöhen,
um deutlich zu machen, dass uns
dieser vernetzte Ansatz nicht ir-
gendein, sondern ein zentrales
Anliegen ist.

Aber wir müssen Verpflichtun-
gen auf allen Seiten einhalten; das
heißt, die ODA-Quote, die wir
noch nicht erreicht haben, auf der
einen Seite und die Ziele von Wa-
les bzw. der NATO auf der ande-
ren Seite. Diesen Zielen fühlen wir
uns verpflichtet. Das haben wir
auch im Koalitionsvertrag nieder-
gelegt. Der Bundesfinanzminister
hat gestern gesagt – mit seiner Er-
laubnis darf ich ihn zitieren –:
„Ein verteidigungspolitisches Kon-
zept wird nicht schon dadurch
gut, dass es teuer ist.“

Das stimmt; das ist unbestritten.
Aber die Frage lautet ja anders.
Die Frage lautet: Was brauchen
wir für eine Bundeswehr, damit sie
den heutigen Anforderungen
Rechnung trägt?

Ich möchte an dieser Stelle auf
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das Weißbuch 2006, das wir auch
in einer Großen Koalition verab-
schiedet haben, hinweisen. In die-
sem Weißbuch haben wir uns voll
auf die Auslandseinsätze konzen-
triert. Damals galt der Satz von Pe-
ter Struck, den er richtigerweise
gesagt hat: „Die Sicherheit
Deutschland wird auch am Hin-
dukusch“ – „Hindukusch“ steht
pars pro toto – „verteidigt.“ Das
war absolut richtig.
Aufgrund der Ereignisse im Jah-

re 2014 und aufgrund dessen, was
vor unserer Haustür passiert –
zum Beispiel auch im Raum Sy-
rien –, hat die NATO 2014 be-
schlossen – das haben wir im Üb-
rigen im Weißbuch 2016 nachvoll-
zogen –, dass neben den Aus-
landseinsätzen auch die Landes-
und Bündnisverteidigung wieder
von größerer Bedeutung sind.
Genau an diesem Punkt sind

wir bei den Herausforderungen,
vor denen die Bundeswehr und
natürlich auch die Bundesregie-
rung gestellt sind. Wir müssen un-
sere Soldatinnen und Soldaten
nicht nur in den Auslandseinsät-
zen so ausrüsten und ausstatten,
dass sie ihre Einsätze gut absolvie-
ren können, sondern wegen der
Landes- und Bündnisverteidigung
müssen sie gleichermaßen auch
zu Hause in viel größerer Breite
Material und Ausrüstung zur Ver-
fügung gestellt bekommen, um
die zusätzlichen Aufgaben, die wir
heute haben, bewerkstelligen zu
können: die Luftraumüberwa-
chung im Baltikum, die Rückversi-
cherung für Polen und die drei
baltischen Staaten
– dafür sind wir
als Rahmennation
in Litauen tätig –,
die Verstärkung
des Korps in Stet-
tin und die Enga-
gements in Rumä-
nien und Bulga-
rien.
Dafür muss man

schneller Truppen
verlegen können und nicht nur je-
den hundertsten Soldaten ver-
nünftig ausstatten – diese Zahl ha-
be ich einfach mal herausgegrif-
fen; ich bin keine Expertin –, wäh-
rend alle anderen mit wenig
Übungsgerät auskommen müssen.
Um diese Aufgaben schultern zu
können, muss in großer Breite
entsprechende Ausrüstung zur
Verfügung gestellt werden. Das ist
eine Aufgabe, vor der die Bundes-
wehr steht.
Die zweite Aufgabe ist, die gro-

ße Herausforderung der Digitali-
sierung zu bewältigen. Hier geht
es zum einen um die Digitalisie-
rung der Strukturen der Bundes-
wehr, zum anderen aber auch um
völlig neue Fähigkeiten, zum Bei-
spiel die Cyberfähigkeit. Es war
richtig, ein Cyberkommando ein-
zurichten; denn die hybride
Kriegsführung ist zum Beispiel

Teil der Militärdoktrin Russlands –
ganz offiziell beschrieben. Darin
sind sie gut; und hier müssen wir
natürlich wehrhaft sein können.
Ansonsten werden wir keine
Chance haben.
Es geht nicht um Aufrüstung,

sondern ganz einfach um Ausrüs-
tung. Ich finde, darüber sollten
wir einen ruhigen Dialog führen,
zum Beispiel auch mit dem Wehr-
beauftragten, der das alles wun-
derbar ausdrücken kann – insbe-
sondere in seinen Berichten. Wir
sollten einfach helfen, dass auch
der Wehrbeauftragte wieder positi-
ve Berichte schreiben kann.
Meine Damen und Herren, da-

ran zeigt sich, dass wir unsere Au-
ßenpolitik natürlich auf Multilate-
ralismus ausrichten. Der Multila-
teralismus steht im Augenblick
unter großem Druck. Wir wissen:
Weil der Multilateralismus unter
so großem Druck steht, muss
Europa sein eigenes Schicksal stär-
ker in die eigenen Hände neh-
men, als das bislang der Fall war.
Deshalb brauchen wir europäi-
sche Antworten.
Es war eine gute Nachricht, dass

wir in sehr kurzer Zeit nach dem
Schock, den wir hatten, als Groß-
britannien beschlossen hat, aus
der Europäischen Union auszutre-
ten, als Erstes ein jahrzehntelang
ruhendes Projekt auf die Beine ge-
bracht haben, nämlich eine euro-
päische Verteidigungsunion, eine
strukturierte Zusammenarbeit. Im
Rahmen dieser strukturierten Zu-
sammenarbeit gibt es jetzt erste
Projekte. Bei einigen dieser Pro-

jekte übernimmt
Deutschland im Üb-
rigen auch Verant-
wortung.
Die wichtige Bot-

schaft ist aber ei-
gentlich eine andere:
Wenn Sie sich die
Zahl der Waffensys-
teme der Mitglied-
staaten der Europäi-
schen Union an-

schauen, dann sehen Sie, dass wir
auf stolze 178 kommen. Wenn Sie
sich die Zahl der Waffensysteme
der Vereinigten Staaten von Ame-
rika ansehen, dann sehen Sie, dass
sie auf 30 kommen. Die Vereinig-
ten Staaten geben rund 3,5 Pro-
zent ihres Bruttoinlandsprodukts
für Verteidigung aus, die Europäi-
sche Union liegt im Mittel unter 2
Prozent. Mit 178 Waffensystemen
kann man überhaupt nicht effi-
zient sein. Das heißt, eine große
Aufgabe wird darin bestehen, da-
hin zu kommen, dass wir mit ein-
heitlichen Systemen viel effizien-
ter und in der Ausbildung auch
viel einfacher miteinander agieren
können. Daraus werden wir auf
lange Zeit einen großen Nutzen
ziehen können. Das ist allemal
richtig und ein Riesenfortschritt,
der zu einem neuen Pfeiler in der
europäischen Zusammenarbeit

führt.
Die dritte große Aufgabe, die

Europa zu schultern hat, ist die
Beantwortung der Frage, wie wir
die Migration regeln und steuern.
Das wird ein Thema sein, das uns
über Jahre – ich sage: Jahrzehnte –
beschäftigen wird, mit der Nach-
barschaft Syriens, aber vor allen
Dingen dann auch mit der Nach-
barschaft Afrikas.
Deshalb ist es richtig, dass wir

an einem gemeinsamen europäi-
schen Asylsystem
arbeiten. Deshalb
war es richtig, Fron-
tex einzuführen.
Aber mit knapp 1
400 Polizisten bei
Frontex werden Sie
die Außengrenzen
der Europäischen
Union mit Sicher-
heit nicht schützen
können.
Deshalb ist eine der großen Auf-

gaben der Zukunft, Frontex zu
stärken und vernünftig auszurüs-
ten, und Deutschland wird dazu
seinen Beitrag leisten.
Wir wissen auch: Abschottung

alleine wird nicht helfen, wenn
wir nicht auch Ursachen von
Flucht und Vertreibung bekämp-
fen. Ich habe über die politische
Lösung in Syrien und über den
Kampf gegen den IS im Irak ge-
sprochen. Und die große Aufgabe
– Gerd Müller würde jetzt den
Marshallplan mit Afrika nennen,
was ich unterstütze – heißt hier,
auch wieder in einer gemeinsa-
men europäischen Kraftanstren-
gung – denn unsere europäische
Entwicklungspolitik ist nicht im-
mer effizient – wirklich zur Ent-
wicklung von Afrika beizutragen.
Das hat zwei Komponenten.

Die eine Komponente ist die hu-
manitäre Hilfe. Wir haben das er-
lebt. Als die Flüchtlinge in Jorda-
nien und Libanon kein Geld mehr
hatten, um Lebensmittel zu kau-
fen und ihre Kinder zu beschulen,
war der Druck, zu fliehen, ins Un-
ermessliche gewachsen.
Aber wenn Sie sich heute die

Budgets der UN-Hilfsorganisatio-
nen anschauen, dann ist die
Wahrheit: Obwohl wir ein Vielfa-
ches mehr tun, ist international
längst nicht so viel getan worden,
wie getan worden sein müsste. Al-
le Budgets, ob UNHCR, ob Welt-
ernährungsprogramm, sind dra-
matisch defizitär, und wir müssen
unsere Stimme, wo immer es geht,
erheben und natürlich auch unse-
ren Beitrag für diese humanitären
Fragen leisten.
Aber es darf natürlich jetzt auch

nicht so sein, dass wir den gesam-
ten Entwicklungsetat sozusagen
für humanitäre Hilfe umwidmen.
Denn Entwicklung findet ja nicht
ausreichend statt. Dann ist es auch
richtig, dass wir uns fragen: Sind
unsere Mittel und Methoden der
Entwicklungshilfe eigentlich aus-

reichend? Ich sage, nein. Die klas-
sische Entwicklungshilfe alleine
reicht nicht aus. Wir müssen über-
legen, wie wir wirtschaftlichen
Schwung in die Dinge bringen,
wie wir auch mit Kreditinstrumen-
ten, mit Hermes und vielem ande-
ren mehr, noch mehr Investitio-
nen in Afrika möglich machen,
aber natürlich auch durch das, was
Wolfgang Schäuble in der
G-20-Präsidentschaft gemacht hat:
durch bessere Rahmenbedingun-

gen – Compact
with Africa – ein
gutes Investitions-
umfeld schaffen.
Anders wird wirt-
schaftliche Entwick-
lung dort nicht in
Gang kommen. Nur
mit staatlichen Gel-
dern wird das nicht
klappen, meine Da-
men und Herren.

Natürlich brauchen wir viertens
in Europa eine Stärkung der Wirt-
schafts- und Währungsunion. Wir
sind durch die Krisen gekommen.
Wir haben heute eine Situation,

in der alle europäischen Mitglied-
staaten, die den Euro haben, wie-
der wachsen. Die Beschäftigung
steigt. Aber das kann uns nicht zu-
friedenstellen, weil wir natürlich
wissen, dass im Augenblick die
Europäische Zentralbank eine Po-
litik fährt, die nicht auf Dauer so
weitergehen wird. Deshalb ist die
Aufgabe, die Euro-Zone nachhal-
tig zu stärken und krisenfest zu
machen, ferner, dass es darüber
intensive Diskussionen gibt und
dass wir darüber sprechen, was die
nationale Verantwortlichkeit ist.
Viele der Politiken in Europa

sind nicht vergemeinschaftet. Wir
können alleine kein Handelsab-
kommen mehr abschließen, aber
wir können natürlich alleine Ar-
beitsmarktpolitik machen. Jeder
hat das in nationaler Verantwor-
tung. Die Budgethoheit ist in na-
tionaler Verantwortung. Die Frage
der Wettbewerbsfähigkeit bzw. der
Genehmigungen ist in vielen Be-
reichen – nicht in allen; vieles ist
auch europäisch geregelt – in na-
tionaler Verantwortung. Deshalb
liegt die Aufgabe zuallererst zu
Hause, in den einzelnen Mitglied-
staaten, dazu beizutragen, dass die
Wettbewerbsfähigkeit besser wird,
und zwar nicht besser gegenüber
unserem europäischen Durch-
schnitt, sondern besser gegenüber
dem, was global notwendig ist.
Die globale Sicht auf eine ge-

meinsame Währungsunion ist so,
dass man sagt: Ihr müsst auch ir-
gendwo Letztverantwortung ha-
ben. Wir wollen wissen, ob ihr al-
le gemeinsam zum Euro steht.
Deshalb ist es richtig und gut,

den ESM weiterzuentwickeln, ihm
auch Aufgaben zu geben in Rich-
tung eines internationalen Wäh-
rungsfonds. Das können wir allei-
ne. Und deshalb stimme ich auch

zu, dass, wenn der Risikoabbau
national weit vorangegangen ist,
wir einen Common Backstop ha-
ben und dieser Common Back-
stop auch beim ESM angesiedelt
sein könnte, so wie der Bundesfi-
nanzminister das gestern gesagt
hat.
Dann haben wir die Aufgabe, zu

überlegen: Wie können wir die
Konvergenz der Euro-Zone und
die Stabilität der Euro-Zone si-
cherstellen?
Da finden im Augenblick Ge-

spräche statt. Wir haben im Au-
genblick zwei Projekte. Das eine
Projekt ist die Euro-Zone, auch die
finanzielle Ausstattung, meinetwe-
gen ein Investitionshaushalt oder
Ähnliches, wie wir es in unserer
Koalitionsvereinbarung geschrie-
ben haben. Aber gleichzeitig ha-
ben wir die Beratungen zur mittel-
fristigen finanziellen Vorausschau
in Europa. Jetzt sage ich mal: Der
Finanzminister ist großzügig, aber
irgendwie gelten auch für ihn die
Grundrechenarten. Das heißt,
deutlich mehr in den europäi-
schen Haushalt und noch deutlich
mehr in den Euro-Zonen-Haus-
halt geben und trotzdem die Sta-
bilitätskriterien einhalten, das ist
natürlich nicht ganz einfach. Des-
halb werden wir mit Frankreich
genau über die Wechselwirkungen
sprechen: Was müssen wir in den
Haushalt packen? Nach dem Aus-
tritt Großbritanniens sind 85 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts
der Europäischen Union in der
Euro-Zone. Weitere Frage: Was
müssen wir speziell als Absiche-
rung gegebenenfalls noch im
Euro-Haushalt machen? Diese Ge-
spräche finden statt, und wir wer-
den bis zum Juni-Rat darüber Ein-
vernehmen erzielen. Das ist im
Übrigen die einzige noch richtig
offene Frage – unter all den Vor-
schlägen, die gemacht wurden. Ich
glaube, dass wir schon ganz schön
weit vorangekommen sind.
Dann, liebe Kolleginnen und

Kollegen, geht es natürlich auch
um die Erweiterung. Hier geht es
im Wesentlichen um die Frage:
Wie geht es weiter mit dem westli-
chen Balkan? Ich werde heute
nach Sofia fliegen. Wir werden
uns morgen mit Vertretern der
Mitgliedstaaten des westlichen
Balkans treffen. Dass sie die euro-
päische Perspektive haben, ist un-
bestritten. Jetzt ist die Frage: Wie
und unter welchen Bedingungen
können wir das machen? Aber ich
kann nur sagen: Der westliche Bal-
kan und die Situation dort ent-
scheiden über Krieg und Frieden
in unserer absoluten Nachbar-
schaft. Schauen Sie nur, wie
schnell dort die Funken hoch-
schlagen zwischen Serbien und
Kosovo, innerhalb von Bosnien
und Herzegowina, wie schwierig

Fortsetzung auf nächster Seite

Deshalb ist eine
der großen Auf-
gaben der Zu-
kunft, Frontex
zu stärken und
auszurüsten.

Es geht
nicht um

Aufrüstung,
sondern ganz
einfach um
Ausrüstung.
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es ist, die Namensfrage von Maze-
donien zu klären, wie man um
Grenzabkommen ringt. Kosovo
hat nun endlich mit Montenegro
ein Grenzabkommen geschlossen
– ein Riesenerfolg, wenn man sich
vor Augen führt, dass selbst heute
noch keine Klarheit zwischen Slo-
wenien und Kroatien über den
Seezugang herrscht, obwohl Kroa-
tien und Slowenien Mitglieder der
Europäischen Union sind. Im Üb-
rigen ist das wieder ein Grund, zu
sagen: Bevor
Grenzfragen nicht
geklärt sind, nie-
mals Beitritt eines
Landes! Das muss
ich im Rückblick
sagen.
Es ist immens

wichtig, dass wir
uns um diese Fra-
gen kümmern und
zur wirtschaftli-
chen Stärkung beitragen.
Das alles ist wichtig für Europa.

Um unser Wohlstandsversprechen
in Europa einzuhalten, geht es
jetzt auch um die Schaffung eines
digitalen Binnenmarktes. Wir ha-
ben eine Unzahl von Verordnun-
gen, die wir umsetzen oder noch
verhandeln müssen. Hier geht es
sehr stark um die Wettbewerbsfä-
higkeit Europas, und deshalb geht
es auch sehr stark um die Wettbe-
werbsfähigkeit Deutschlands.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, ich habe das schon oft gesagt
und sage das heute wieder: Viel-
leicht ist das ambitionierteste Pro-
jekt – weil wir zum Teil ganz neu
denken müssen – die Frage: Wie
gestalten wir diesen umfassenden
gesellschaftlichen Wandel, der mit
der Digitalisierung verbunden ist?
Es geht nicht nur darum, dass wir
die Infrastruktur ausbauen müs-
sen; das müssen wir auch. Und da
können wir auch besser werden.
Eines Tages muss es möglich

sein, die App wieder abzuschaf-
fen, mit der man die Funklöcher
der Bundesnetzagentur mitteilt.
Allerdings zu glauben, dass es
reicht, dies den Telekommunikati-
onsanbietern mitzuteilen, ist nicht
sehr erfolgversprechend, weil da-
mit die Funklöcher noch nicht
weg sind. Die Anbieter brauchen
manchmal Druck. Natürlich müs-
sen wir nach der Tatsache, dass wir
uns auf den 50-Megabit-pro-Se-
kunde-Ausbau konzentriert ha-
ben, in Zukunft nur noch Breit-
bandanschlüsse, also Glasfaser
oder Kabel, fördern; das ist klar.
Dazu haben wir die entsprechen-
den Programme, dazu haben wir
die Vorhaben. Der Bundesfinanz-
minister hat gesagt, dass zusätzli-
che Mittel in einen Digitalfonds
kommen, damit wir anfangen
können und nicht wieder zwei
Jahre warten müssen, bevor es
endlich losgeht.
Die Ausschreibungen müssen so

sein, dass die Leute vor Ort die

Mittel auch nutzen können und
nicht in Bürokratie ersticken; auch
das haben wir gelernt. Daran wer-
den wir arbeiten.
Aber das geht ja weiter. Es geht

um Forschung und Entwicklung.
Wir zählen zu den fünf Ländern,
die am meisten für Forschung und
Entwicklung ausgeben. Aber es ist
richtig, dass wir uns vorgenom-
men haben, den Anteil, der heute
bei 2,94 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts liegt, auf 3,5 Pro-

zent im Jahre 2025
zu erhöhen, weil es
heute Länder gibt,
die bereits diese 3,5
Prozent erreicht ha-
ben.
Da ist es natürlich

von entscheidender
Bedeutung, dass wir
im industriellen Be-
reich, insbesondere
im Mobilitätsbe-

reich bei der Digitalisierung vorne
mit dabei sind. Bei der Digitalisie-
rung im Konsumentenbereich ha-
ben wir den Anschluss ja verloren.
Da nutzen wir alle asiatische oder
amerikanische Geräte; daran ha-
ben wir uns gewöhnt – okay. Das
werden wir auch so schnell nicht
aufholen.
Aber jetzt, wo es um unsere in-

dustriellen Grundlagen geht, um
das Internet der Dinge – wir sind
ein Land, das noch eine hohe in-
dustrielle Wertschöpfung hat –, da
müssen wir vorne mit dabei sein.
Da reichen Platz fünf, Platz sechs
oder sonst was nicht aus; sonst
werden wir kein führendes Indus-
trieland mehr sein.
Ich fange bei der Mobilität an.

Die Mobilität wird sich drama-
tisch verändern. Deshalb ist es na-
türlich nicht nur zu kritisieren,
sondern eigentlich auch unfassbar,
sage ich mal, welches Vertrauen
die deutsche Automobilindustrie
im Zusammenhang mit dem Die-
selskandal verspielt hat.
Es ist jetzt unsere Aufgabe, der

Industrie zu sagen: Ihr müsst ver-
lorengegangenes Vertrauen selber
wiedergutmachen; das ist nicht
die Aufgabe der Politik.
Aber ich sage auch: Es kann

auch nicht in unserem Interesse
sein, dass wir durch politische
Maßnahmen die Automobilindus-
trie so schwächen, dass sie keine
Kraft mehr für die eigentlichen
Zukunftsinvestitionen hat. Das ist
die Auseinandersetzung, die wir
jetzt führen, zum Beispiel um
Hardwarenachrüstung.
Die Gutachten liegen jetzt auf

dem Tisch. Sie müssen bewertet
werden. Dann werden wir auch
die Kommunen wieder einladen.
Dann wird das Forum Diesel ta-
gen. Aber, meine Damen und Her-
ren, Tausende von Euro – egal ob
es 2 000, 3 000 oder 5 000 sind –
und zwei bis drei Jahre Beschäfti-
gung zahlreicher Ingenieure mit
der Frage, wie man die Typenzu-

lassung kriegt, weil man an dem
Motor etwas geändert hat: Ist das
die richtige Beschäftigung für die
Automobilindustrie? Oder müs-
sen wir nicht alle Kräfte zusam-
mennehmen und der Automobil-
industrie sagen: „Ihr müsst jetzt in
die Mobilität der Zukunft investie-
ren, ins autonome Fahren, in al-
ternative Antriebe; dabei unter-
stützen wir euch“?
Da gibt es für mich einen

Punkt, der mich seit Jahren um-
treibt. Ich bin froh, dass da bei der
Wirtschaft jetzt ein Umdenken
stattfindet: die Tatsache, dass be-
hauptet wird, die Batteriezellpro-
duktion könnten wir in Europa
nicht mehr haben. Ich sage Ihnen:
Die Batterie macht rund 40 Pro-
zent der Wertschöpfung eines Au-
tos der Zukunft aus – jetzt neh-
men wir mal an, die Elektromobi-
lität ist die Antriebstechnologie
der Zukunft, was nicht sicher ist –,
und dazu kommt noch 20 bis 30
Prozent digitale Wertschöpfung.
Der eine Teil kommt dann aus
Amerika oder Asien; der andere
Teil, die Batterie, kommt auch, de-
finitiv, aus Asien. Was ist dann
noch die Wertschöpfung, die wir
hier in Europa haben?
Deshalb sage ich: Wir brauchen

eine strukturierte Förderung. Die
Europäische Kommission sieht
solche Möglichkeiten vor. Wir ma-
chen das jetzt schon bei Chips, wo
wir eine Kraftanstrengung vorneh-
men, um auch in die Zellproduk-
tion einzusteigen. Nur, ohne wirt-
schaftlichen Druck und ohne wirt-
schaftliche Mitmacher geht das
natürlich nicht; das können wir
nicht als Staat machen. Deshalb
bin ich dankbar, dass einige in der
Automobilindustrie da umden-
ken. Wir werden das unterstützen.
Wir brauchen die konsequente

Digitalisierung von Verwaltung,
was im Übrigen kompatibel mit
der Gesundheitskarte sein sollte.
Das sage ich dem Geburtstagskind
Jens Spahn heute mal. Er hat heu-
te Geburtstag.
Wir brauchen einen Zugang der

Bürgerinnen und Bürger für alle
Verwaltungsleistungen. Das zu
schaffen, wird natürliche eine gro-
ße Kraftanstrengung sein. Und wir
brauchen eine nationale Bildungs-
offensive, sowohl durch den Digi-
talPakt Schule als auch im Bereich
der Weiterbildung der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer.
Denn die Veränderungen, die jetzt
im technischen Bereich stattfin-
den, haben natürlich massive Aus-
wirkungen auf das, was in Zukunft
gebraucht wird.
Wir haben heute schon einen

großen Fachkräftebedarf, den wir
befriedigen müssen. Deshalb ist es
richtig, dass wir ein Fachkräftezu-
wanderungsgesetz auf den Weg
bringen werden; denn wir wollen
die Wirtschaft stärken. Das Ganze
hängt im Augenblick gar nicht
mehr an den hohen Sozialabga-

ben oder an der Steuerfrage; es
hängt daran, dass man in
Deutschland einfach niemanden
mehr findet. Da müssen wir hel-
fen, dass die Wirtschaft in
Deutschland bleiben kann und
hier Wertschöpfung betreibt und
dass sie nicht irgendwohin wegge-
hen muss, weil sie hier keine Fach-
kräfte findet. Deshalb ist das die
richtige Antwort.
Meine Damen und Herren, für

uns wird das noch eine Riesenan-
strengung sein. Ich bin im Übri-
gen sehr dankbar, dass die Koaliti-
onsfraktionen sich entschieden
haben, zwei Enquete-Kommissio-
nen, die im Zusammenhang mit
der Digitalisierung stehen, zu be-
schließen.
Eine dieser Kommissionen be-

schäftigt sich mit der künstlichen
Intelligenz. Wir sind seit 20, 30
Jahren relativ gut dabei, was
künstliche Intelligenz anbelangt.
Aber jetzt sind wir in einer Situati-
on, in der wir den Anschluss viel-
leicht schon ein bisschen verloren
haben oder zu verlieren drohen.
Warum? Weil plötzlich zwei Ent-
wicklungen zusammenkommen:
die Entwicklung der künstlichen
Intelligenz – Algorithmen und
Ähnliches – als solche plus die Fä-
higkeit, riesige Mengen an Daten
zu verarbeiten.
Jetzt ist es bei der künstlichen

Intelligenz so: Sie entwickelt sich
nur gut, wenn sie viele große Da-
tenmengen verarbeiten kann. Bei
den Datenmengen
ist natürlich die
Frage – wir reden
gerade über die
Umsetzung der Da-
tenschutz-Grund-
verordnung –: Wie
hantieren wir mit
den Daten, und
wie stellen wir vie-
le – im Übrigen:
oft anonymisierte
– Daten zur Verfügung? Aber zu
glauben, wir könnten bei der
künstlichen Intelligenz vorne sein
und bei den Daten so restriktiv
wie möglich sein, ist genauso, wie
wenn man Kühe züchten will und
ihnen kein Futter gibt; das ist ein-
fach so. Deshalb ist die Kommissi-
on „Ethik der Daten“ wichtig, aber
sie darf nicht so enden, dass Da-
ten sozusagen zum raren Gut ge-
macht werden. Aus Daten kann
man nämlich neue Produkte ent-
wickeln.
Die Tatsache, dass Daten zu ei-

nem wichtigen Faktor in der so-
zialen Marktwirtschaft werden, be-
deutet im Grunde, dass wir neu
denken müssen: vom Steuersys-
tem bis zu den sozialen Siche-
rungssystemen. Wir erleben das ja
bei Folgendem: Natürlich ist es
nicht in Ordnung, dass Google,
Amazon, Facebook – und wie sie
alle heißen; „GAFA“, wie man so
schön sagt – keine Steuern in
Europa zahlen. Aber zu sagen:

„Passt mal auf, jetzt erfinden wir
mal einfach eine virtuelle Be-
triebsstätte, und die besteuern wir,
als wäre es eine richtige Betriebs-
stätte“ – wozu wird das führen?
Wir sind eine der großen Export-
nationen. Die Unternehmen, die
deutschen Unternehmen haben
Betriebsstätten irgendwo in China
oder sonst wo. Dann werden die
Heimatländer sagen: Okay, das
sind richtige Betriebsstätten. Jetzt
besteuern wir die auch. – Deshalb
sind wir zögerlich in Bezug auf be-
stimmte Vorschläge, die gemacht
werden. Wir sind es nicht deshalb,
weil wir nicht finden, dass man
Steuern zahlen muss.
Aber wenn wir hier ein Unter-

nehmensteuerrecht dergestalt ha-
ben, dass wir ein altes Körper-
schaftsteuerrecht und da die Be-
steuerung der Internetkonzerne
haben, und wenn wir anschlie-
ßend nicht mehr wissen, ob ein
Auto ein rollendes Internet ist
oder ob ein Auto noch in die alte
Körperschaftsteuerkategorie ge-
hört: Da müssen wir Steuersyste-
me finden, die miteinander kom-
patibel sind. Deshalb sind die Ar-
beiten der OECD so wichtig. Und
deshalb können wir da jetzt nicht
einfach mal so einen Schlag ma-
chen und sagen: „Für zwei Jahre
probieren wir mal was aus“, son-
dern wir müssen es vernünftig
durchdenken. Das heißt aber
nicht, dass wir nichts tun.
Ähnlich wird es damit sein, dass

Daten auch einen
Wert haben wie Ar-
beit oder anderes.
Darüber müssen wir
dringend diskutie-
ren. Vielleicht kön-
nen wir dabei auch
die entsprechenden
Fachleute einbin-
den.
Meine Damen

und Herren, ich ha-
be so lange über Digitalisierung
gesprochen, weil ich glaube, dass
davon der Wohlstand, die Einlö-
sung des Wohlstandsversprechens,
abhängt. Wenn wir uns unsere Ko-
alitionsvereinbarung anschauen –
das spiegelt sich alles im Haushalt
wider –, dann können wir feststel-
len: Wir sind in dieser Richtung
wirklich gut vorangegangen. Wir
haben jetzt ein Digitalkabinett;
das wird vor der Sommerpause ta-
gen. Wir werden einen Digitalrat
einrichten, der uns ganz spezifisch
bei Dingen berät, die wir noch
nicht so wissen, über Entwicklun-
gen, die wir haben. Wir haben die
digitale Kooperation zwischen
den Ressorts der Bundesregierung
verbessert, auch durch die Staats-
ministerin für Digitalisierung im
Kanzleramt. Bei dem Digitalkabi-
nett kommt übrigens heraus: Jeder
Minister ist heute in bestimmter
Weise ein Digitalminister. Das
durchzieht alle Bereiche der Ge-
sellschaft. Deshalb werden wir da

Bei der
Digitalisierung

im Konsumenten-
bereich haben
wir den An-

schluss verloren.

Wir brauchen
eine Zugang der
Bürgerinnen und
Bürger für alle
Verwaltungs-
leistungen.
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zusammenarbeiten. Ich werde
demnächst auch zu einer Anhö-
rung zur künstlichen Intelligenz
einladen, damit wir feststellen:
„Wo stehen wir?“ und damit wir
vor allen Dingen auch sagen kön-
nen, was fehlt und wo wir besser
zusammenarbeiten müssen.

Im Übrigen ist das ein klassi-
scher Gegenstand der deutsch-
französischen Kooperation. So ha-
ben wir es auch in
unserer Koalitions-
vereinbarung ver-
abredet. Frankreich
und Deutschland
werden heute in
Sofia beim Abend-
essen, bei dem wir
über Innovation
sprechen, einen
Vorschlag machen,
wie wir mit disrup-
tiven Innovationen in Europa um-
gehen; Stichwort „DARPA“. So et-
was braucht auch Europa, und das
muss gemeinsam gemacht wer-
den.

Nun, meine Damen und Her-
ren, haben wir unsere Koalitions-
vereinbarung aber auch in einer
Stimmung verabschiedet, die uns
sagt – Die Stimmung war nicht
schlecht. Sie war der Lage entspre-
chend. Sie war der Ernsthaftigkeit
der Lage geschuldet, sagen wir es
mal so. Wir konnten auch auf ge-
wissen Vorarbeiten aufbauen, ob-
wohl wir uns das nie eingestanden
haben; egal. – Jedenfalls hat uns
umgetrieben, dass die Bürgerin-
nen und Bürger in Deutschland
das Leben aus der Perspektive be-
trachten „Wie stellt sich das für
mich dar?“ und nicht aus der Per-
spektive betrachten: Wer ist gerade
für was zuständig? Deshalb sind
wir an einigen Stellen über uns hi-
nausgewachsen, so sage ich es mal
als CDU-Mitglied. Wir haben jetzt
die Möglichkeit, Schulen nicht
nur in finanzschwachen Kommu-
nen zu fördern. Wir haben uns
entschlossen, mehr für den sozia-
len Wohnungsbau zu tun. Wir ha-
ben uns entschlossen, mehr für
die Gemeindeverkehrsfinanzie-
rung zu tun – all das ist mit
Grundgesetzänderungen verbun-
den.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, das ist für den Bund in der
Kombination mit dem Bund-Län-
der-Finanzausgleich nicht so eine
triviale Entscheidung; denn durch
den neuen Bund-Länder-Finanz-
ausgleich, der in dieser Legislatur-
periode, nämlich im Jahr 2020, in
Kraft tritt, schwächt der Bund
auch seine finanziellen Möglich-
keiten. Olaf Scholz hat gestern
richtigerweise darauf hingewiesen:
Wenn wir die Verantwortung für
den sozialen Wohnungsbau den
Ländern geben, wenn der Bund
mehr in den Bund-Länder-Finanz-
ausgleich gibt, wenn beim Ge-
meindeverkehrsfinanzierungsge-
setz der Schwerpunkt bei den Län-

dern liegt und sich in der Folge
die Investitionssumme des Bundes
um die entsprechenden Anteile
verringert, dann darf man nicht
sagen: Der Bund investiert nicht
mehr. – So kann man das nicht
machen. Wir haben gesagt: Wir
geben das Geld dahin, wo am bes-
ten damit gearbeitet werden kann.
Das darf man dann aber nicht als
Erstes 14 Tage später wieder ver-

gessen. Trotzdem in-
vestieren wir ja
mehr. Wir investie-
ren übrigens nicht
nur Steuergelder,
sondern wir haben
auch die Erlöse aus
der Versteigerung
der 5G-Frequenzen;
wir werden daraus
etwas machen.

Unser Problem ist
im Augenblick nicht, dass wir zu
wenig Geld für Investitionen ha-
ben; unser Problem ist, eine Bau-
firma zu finden und Genehmi-
gungen zu erhalten. Deshalb müs-
sen wir die Verfahren im Geneh-
migungsrecht beschleunigen und
versuchen, für mehr Gründungen
zu sorgen, damit wir da voran-
kommen.

Im Wohnungsbaubereich ist es
außerdem richtig und wichtig, die
AfA und das Baukindergeld einzu-
führen. Das alles sind Incentives,
wie man heute so sagt, also Anrei-
ze, um besser zu leben.

– Ja, die letzten Jahre haben wir
schon viel gemacht, aber noch
nicht genug. So ist das Leben,
Herr Bartsch.

Ansonsten müssten wir ja ir-
gendwann aufhören, Abgeordnete
zu sein. Politik wird immer wieder
neue Aufgaben haben. Das ist das
Schöne und Spannende.

Meine Damen und Herren, der
Riesenbereich der Sicherheit ist für
uns wichtig. Auch hier werden wir
Kooperationen eingehen. Der Pakt
für den Rechtsstaat ist überhaupt
nicht denkbar, wenn man nicht
mit Kommunen und Ländern zu-
sammenarbeitet. Das heißt, die
ganze Koalition ist auf ein sehr
kooperatives Verhalten des gesam-
ten föderalen Systems angelegt.
Ich setze darauf, dass das, was wir
an Geldern für bestimmte Zwecke
ausgeben, von den Ländern und
Kommunen dann auch wirklich
für diese Zwecke verwendet wird.
Da werden wir schon sehr darauf
achten, dass das nicht irgendwo
verschwindet.

Meine Damen und Herren, ein
Riesenbereich neben der Sicher-
heit ist natürlich auch die Steue-
rung und Ordnung der Migration
im Innern. Deshalb haben wir uns
für die AnKER-Zentren entschie-
den. Ich finde, jetzt sollten auch
alle dazu stehen. Die Vorschläge
des Bundesinnenministers an die-
ser Stelle sind wirklich sehr praxis-
orientiert. Mit Verlaub: Wenn man
am 19. April, wo wir noch nicht

einmal 100 Tage im Amt waren,
aufgrund von Missständen im
BAMF, die Missstände sind, sagt,
der Minister habe die Sache nicht
im Griff, muss ich dazu ehrlich sa-
gen: Das ist etwas komisch. – Un-
ter Koalitionsfreunden wollte ich
das noch einmal angemerkt ha-
ben.

Wir orientieren die sozialen Si-
cherungssysteme auf die Zukunft.
Gestern wurde die Rentenkom-
mission eingesetzt; das wird ein
hartes Stück Arbeit. Wir werden
natürlich in Pflege und Gesund-
heit Riesenkraftanstrengungen
machen müssen. Wir brauchen
mehr Fachkräfte; auch hier gibt es
ein Riesenproblem. Ich glaube,
wir alle sind uns im Übrigen einig
– das fällt ja in weiten Teilen in
die Kompetenz der Länder –: Dass
man in den Pflegeausbildungsbe-
rufen bis vor kurzem Schulgeld
bezahlt hat und keine Ausbil-
dungsvergütung bekam, gehört zu
den Anachronismen der Bundes-
republik Deutschland. Dass man
das, kurz bevor die Republik 70
wird, noch abschafft, dafür bin ich
sehr dankbar, liebe Freunde.

Es geht auch darum, die natürli-
chen Lebensgrundlagen zu si-
chern. Ich nenne das Stichwort

„Klimaschutz“. Wir werden eine
Kommission einsetzen, die sich
mit dem Ausstieg aus der Braun-
kohle befasst.

Sie erinnern sich: Vor mehr als
zehn Jahren haben wir uns mit
dem Ausstieg aus der Steinkohle
befasst. Wir haben es so hinbe-
kommen, dass dieses Jahr die letz-
te Grube schließt, aber die Men-
schen, die dort gearbeitet haben,
diesen Wechsel auch verkraften
konnten und er mit ihnen gestal-
tet wurde.

So muss es auch bei der Braun-
kohle sein: erst fragen, was aus der
Region wird, dann aussteigen, und
nicht erst Aussteigedaten festlegen
und sich dann überlegen, was aus
den Menschen wird. Nur so wird
ein Schuh daraus.

Wir werden auch auf eine le-
benswerte Umwelt achten: mehr
Tierwohl, mehr vernünftige Land-
wirtschaft. Ich hoffe nur, dass die
Europäische Union in der Lage ist,
die Entbürokratisierung der zwei-
ten Säule, die sich diesem Thema
widmet, hinzubekommen. An-
sonsten werden wir es nicht schaf-
fen.

Ich will mit etwas schließen,
was vielleicht manch einem ein
bisschen klein vorkommt, was

aber ein großes Thema ist: Am 20.
Mai, nächste Woche, wird zum
ersten Mal der Weltbienentag
stattfinden – im Übrigen eine Ini-
tiative von slowenischen Imkern.
Die Bienen stehen inzwischen
pars pro poto für das, was wir un-
ter Artenvielfalt, unter Natur, da-
runter, wie sie funktionieren muss
und soll und wie wir sie schützen
müssen, verstehen. Deshalb soll-
ten wir an diesem Tag an die Ar-
tenvielfalt denken und etwas Gu-
tes für die Bienen tun. Deutsch-
land, Julia Klöckner, und der slo-
wenische Agrarminister haben
hierzu eine Vereinbarung ge-
schlossen, wie wir auf diesem Feld
mit Slowenien zusammenarbeiten
wollen – ein kleines Teilchen ei-
nes guten, ganz präzisen und kon-
kreten Einsatzes.

Meine Damen und Herren, Sie
sehen: Wir haben viel Arbeit. Wir
wollen das auch tun. Die Bundes-
regierung wird mit Nachdruck ar-
beiten.

Herzlichen Dank. Alles Gute.

(Langanhaltender Beifall bei der

CDU/CSU sowie der Abg. Dr. Karl-

Heinz Brunner [SPD] und Carsten

Schneider [Erfurt] [SPD] – Beifall bei

der SPD)

Christian Lindner, FDP:

Der Haushalt ist weder solide,
sozial noch zukunftsorientiert

Christian Lindner (*1979)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Frau Kollegin Dr. Weidel, Sie
haben hier heute nach AfD-
Manier wieder allen anderen

Zensuren erteilt. Nun ist es ja auch
Ihr gutes Recht als Oppositions-
fraktion, das zu tun. Aber eine
Partei, in der sich der national-
ökonomische und der sozial-na-
tionale Flügel nicht auf ein eige-
nes Rentenkonzept einigen kön-
nen, eine solche Partei sollte sich
erst einmal selbst einer Klärung
unterziehen, bevor Sie über ande-
re urteilen. Dann können Sie wie-
derkommen.

Frau Bundeskanzlerin, in Ihrer
Koalition wird gestritten: Der Ge-
sundheitsminister und der Ar-

beitsminister streiten über Hartz
IV. Der Wirtschaftsminister be-
müht sich darum, dass die Nord-
Stream-2-Pipeline kommt; der Au-
ßenminister verweigert sich allen
zusätzlichen Initiativen zum Dia-
log mit Russland. Es ist ungeklärt,
ob nach Auffassung dieser Regie-
rung der Islam zu Deutschland ge-
hört oder nicht. Frau Nahles er-
mahnt Sie, die Brückenteilzeit
müsse jetzt aber wirklich kom-
men.

Wir haben gestern und heute
auf offener Bühne eine Auseinan-
dersetzung um den Wehretat er-
lebt. Sie haben bei der Bundes-
wehrtagung 1,5 Prozent Investitio-
nen in die Verteidigung, gemessen
am Bruttoinlandsprodukt 2025,
zugesagt. Frau von der Leyen for-
dert 12 Milliarden Euro zusätzlich
für diese Legislaturperiode. Und
da stellt sich der Bundesfinanzmi-
nister hin und sagt: Ein verteidi-
gungspolitisches Konzept wird
nicht besser dadurch, dass es teuer
ist. – Sie haben ihn heute hier in
die Schranken verwiesen. Aber
ausweislich der Zahlen des Haus-
halts ändert sich nichts; es gibt
keinen Mittelaufwuchs.

Frau Bundeskanzlerin, Sie spre-
chen dieser Tage oft von der Krise

des Multilateralismus. Mit Blick
auf die drei Regierungsparteien
bekommt dieses Wort eine ganz
andere Bedeutung.

Die sozialdemokratische Frakti-
on hat Ihrer Rede heute keinen
Beifall gespendet.

Wir ermuntern Sie, Frau Bun-
deskanzlerin, bei diesen offenen
Richtungsfragen von Ihrer Richtli-
nienkompetenz Gebrauch zu ma-
chen. Führen Sie! Führen Sie die-
ses Land, und lassen Sie den Wor-
ten Taten folgen!

Sie haben hier für eine Stärkung
des transatlantischen Verhältnisses
plädiert. Dabei haben Sie unsere
Unterstützung. Der Deutsche Bun-
destag sollte also endlich das Frei-
handelsabkommen mit Kanada,
CETA, ratifizieren. Das wäre ein
klares Signal.

Worauf warten Sie?
Wir brauchen Europa angesichts

der Kündigung des Iran-Abkom-
mens durch die USA, der Lage in
Syrien und einer im Raum stehen-
den Auseinandersetzung in Han-
delsfragen. Aber wie tritt Europa
auf der Weltbühne auf? Binnen ei-
ner Woche kommen der französi-
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Fortsetzung auf nächster Seite

Politik wird
immer wieder
neue Aufgaben
haben. Das ist

das Schöne und
Spannende.
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sche Präsident und die deutsche
Bundeskanzlerin nach Washing-
ton: der eine drei Tage mit militä-
rischen Ehren, die andere drei
Stunden bei Wasser und Brot.
Der französische Wirtschaftsmi-

nister sagt: „Wir schützen unsere
französische Wirtschaft vor Sank-
tionen“; der deutsche Wirtschafts-
minister sagt: „Wir können das
nicht“. Wir wünschen uns eine ab-
gestimmte europäische Haltung,
Frau Bundeskanzlerin. Es ist Zeit
für einen EU-Son-
dergipfel zu diesen
Fragen, damit wir
für die Welt sym-
bolhaft unterstrei-
chen, dass wir an
einem Strang zie-
hen wollen.
Frau Bundes-

kanzlerin, Sie ha-
ben erneut eine Ge-
legenheit verstrei-
chen lassen, Deutschland in Fra-
gen der Weiterentwicklung
Europas klar zu positionieren.
Auch der Bundesfinanzminister
hat dieses Thema gestern ange-
sprochen. Die „Süddeutsche Zei-
tung“ jubelt heute, er habe ein lei-
denschaftliches Plädoyer für
Europa gehalten.
Alle, die dabei waren, müssen

sagen: Offensichtlich gibt es eine
gewisse öffentliche Entwöhnung
in Fragen der Leidenschaft, wenn
der Auftritt von Olaf Scholz zur
Europapolitik bereits den Affekt-
stau löst.
Vielleicht liegt in Wahrheit die

„Frankfurter Allgemeine Zeitung“
näher an der Wahrheit, die kom-
mentiert hat, dass sich der Finanz-
minister nach und nach aus dem
herauswinden will, was die SPD
zuvor in den Koalitionsvertrag ge-
schrieben hat. Unterm Strich kann
man sagen: Keine klare Position
dieser Bundesregierung in einer
solchen Existenzfrage!
Da, wo es klare Aussagen gege-

ben hat, passen sie nicht in die
Zeit. Sie sprechen über einen Eu-
ropäischen Währungsfonds und
den Common Backstop, um es auf
Deutsch auszudrücken: die letzte
Haltelinie, die auch mit dem Geld
deutscher Steuerzahler finanziert
wird, im Hinblick auf die Abwick-
lung privater maroder Banken.
Und dann sagen Sie, verehrter
Herr Finanzminister, Sie hätten
die Vermutung, man könnte bei
der Reduzierung von Risiken viel-
leicht noch schneller vorankom-
men, als man denkt. Was bringt
Sie zu diesem Optimismus? Ich le-
se, dass in Italien eine Koalition
kurz davorsteht, an die Regierung
zu kommen, die Flat Tax und be-
dingungsloses Grundeinkommen
will, aber gleichzeitig einen Schul-
denerlass von 250 Milliarden Euro
bei der Europäischen Zentralbank
erwirken will. In dieser Situation
hätten wir uns von Ihnen ein kla-
res Bekenntnis zu Stabilität und fi-

nanzpolitischer Eigenverantwor-
tung gewünscht. Sie sagen, Herrn
Macron helfen zu wollen. In
Wahrheit ermuntern Sie mit Ihren
Äußerungen aber nur Beppe Gril-
lo.
Sie haben ja eine Diskussion

über den EU-Haushalt aufge-
macht. Wir entnehmen den Me-
dien, dass der arme Staatsminister
Roth bei den Verhandlungen in
Brüssel über den EU-Finanzrah-
men völlig alleine war. Alle ande-

ren unserer Partner
in Europa sagen:
Wir wollen erst wis-
sen, für was wir
Geld ausgeben, be-
vor wir entscheiden,
ob wir mehr geben.
– Die Deutschen
sind die Einzigen in
Brüssel, die sagen:
Wir geben mehr
Geld und wollen

danach darüber sprechen, wofür.
Damit haben Sie uns in die

schlechtestmögliche Verhand-
lungsposition gebracht; und wir
sind damit allein.
– Frau Kollegin Baerbock sagt:

Europa zuerst. – Ja, in der Tat.
Aber, Frau Kollegin Baerbock,
man ist nicht europafreundlich,
indem man zu allem Ja sagt. Nur
zum Richtigen sollte man Ja sa-
gen.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, dieser Staat schöpft aus dem
Vollen. 2007 beliefen sich die ge-
samtstaatlichen Einnahmen noch
auf 540 Milliarden Euro. 2022
werden es 905 Milliarden Euro per
annum sein, bei Nullzins und na-
hezu ohne Inflation. In diesen
Zeiten ist die schwarze Null in der
Tat kein Fetisch. Dass man das be-
tont, ist ja schon eine sehr defen-
sive Position. Sie ist mitnichten
ein Fetisch. Angesichts der Zu-
kunftslasten, die durch Ihre Ren-
tenpolitik noch vergrößert wer-
den, ist die schwarze Null die letz-
te Haltelinie im Interesse der En-
kelgeneration.
Sie ist ein Symbol für Stabilität

in Europa; denn der Verzicht auf
Schulden gibt uns die Autorität,
auch anderen Stabilität zu emp-
fehlen. Angesichts von Rekordein-
nahmen und Nullzinsen ist es
überhaupt eine Kunst, nur eine
schwarze Null zu haben. Bei dis-
ziplinierter Politik wären enorme
Haushaltsüberschüsse möglich
und nötig, Frau Bundeskanzlerin.
Stattdessen hat sich diese Regie-

rung im Koalitionsvertrag für 100
Milliarden Euro Mehrausgaben
entschieden. Immerhin 46 Milli-
arden Euro davon sind bereits ein-
geplant.
Der Bundesinnenminister und

CSU-Vorsitzende Seehofer hat ge-
sagt, die Milliarden für Soziales
seien die Antwort auf die Bundes-
tagswahl. Als ob Sie wegen des
Pflegenotstandes hier sitzen wür-
den! Das sind andere Gründe.

Es zeigt aber eine Mentalität,
wenn der CSU-Vorsitzende sagt,
die Milliarden für Soziales seien
die Antwort auf die Bundestags-
wahl. Das heißt: mit Geld Zustim-
mung kaufen. Diese Methode ken-
ne ich aus dem rheinischen Karne-
val. Das ist Kamelle-Politik. Damit
kann man im Karneval beliebt
werden; aber die größte Volkswirt-
schaft in Europa kann man so
nicht führen, meine Damen und
Herren.
In etwas vornehmeren Worten

spricht der Chefvolkswirt des
BMF, Ludger Schuknecht, von So-
cial Dominance. Er schreibt in ei-
nem aktuellen wissenschaftlichen
Beitrag: Sozialausgaben verdrän-
gen andere wichtige Schwerpunkt-
setzungen. – Die wirklich wichtige
Aufgabe des Sozialstaats ist es
aber, Menschen aus der Abhängig-
keit zu befreien, damit sie ein Le-
ben in eigener Verantwortung füh-
ren können.
Für uns ist Bildung die Schlüs-

selaufgabe. Schaut man in den
Entwurf des Bundeshaushalts,
stellt man fest, dass ausgerechnet
der zentrale Etat des BMBF zu den
wenigen gehört, die 2017 keine
Aufwüchse zu verzeichnen haben.
Das ist genau die falsche Schwer-
punktsetzung.
Viermal mehr für die Rente als

für die Bildung treibt einen Keil
zwischen Großmütter und ihre
Enkel.
Für den DigitalPakt Schule sind

keine Gelder eingestellt; machen
wir uns das bitte klar. Er soll fi-
nanziert werden – ich komme
gleich darauf zurück – durch ein
Sondervermögen, das durch die
Auktion von Mobilfunklizenzen
gebildet werden soll. Das zeigt,
dass ganz offenbar nicht daran ge-
dacht ist, diesen Mittelansatz zu
verstetigen.
Sie wollen das Grundgesetz än-

dern. Frau Bundeskanzlerin, Sie
haben darauf hingewiesen, dass
Sie dafür auch die Zustimmung
von Oppositionsfraktionen brau-
chen. Ich habe in dieser Frage be-
reits mit dem Bundesfinanzminis-
ter gesprochen – andere auch –,
und selbstverständlich sind wir
konstruktiv und begleiten das. Wir
wollen aber die Frage nach der
Qualität stellen: Was passiert mit
dem Geld? Und uns ist wichtig,
dass es sich nicht um ein einmali-
ges Strohfeuer handelt, sondern
dass der Bund dauerhaft Mitver-
antwortung für die wichtigste ge-
sellschaftspolitische Frage über-
nimmt. Das ist die Voraussetzung
dafür, dass nicht nur in Steine und
Tablets investiert wird, sondern
auch in Köpfe, nämlich in die
Qualität von Lehrerinnen und
Lehrern.
Frau Bundeskanzlerin, Sie ha-

ben hier über künstliche Intelli-
genz und Digitalisierung gespro-
chen. Freilich begrüßen wir das.
Schauen wir in den Bundeshaus-

halt, stellen wir fest: Es gibt einen
neuen Titel „Künstliche Intelli-
genz“; dieser ist aber mit null
Euro angesetzt. Das ist keine
künstliche Intelligenz; das ist kei-
ne Intelligenz.
Deshalb sollte es am Ende der

Haushaltsberatung einen Mittel-
ansatz dafür geben.
Im Übrigen ist es mutig, Frau

Bundeskanzlerin, dass Sie über Di-
gitalisierung und Tempomachen
genau an diesem Tag sprechen. Ich
begrüße Ihren Ehrgeiz in der Fra-
ge. Aber heute darüber zu spre-
chen, zeugt wirklich von Courage;
denn ausgerechnet am heutigen
Tage berichten die Medien darü-
ber, dass es bei der Versteigerung
von 5G-Mobilfunklizenzen zu
Verzögerungen kommen wird. Die
2018er-Breitbandziele werden
schon nicht erreicht. Britische Stu-
dien belegen, dass das LTE-Netz
nur noch in Russland und Molda-
wien schlechter ist als bei uns.
Beim Ausbau des Zukunftsnetzes
5G, das wir für das autonome Fah-
ren brauchen, gibt es zurzeit eine
Verzögerung von mindestens neun
Monaten, wie die aktuellen Pläne
der Bundesnetzagentur zeigen.
Deutschland kann es sich nicht
leisten, weiter Zeit zu verspielen,
weil Sie die falsche Politik ma-
chen, Frau Bundeskanzlerin.
Sie versuchen, das Kunststück

zu vollbringen, von denjenigen,
die sich an der Auktion beteiligen,
flächendeckende Versorgung zu
verlangen und gleichzeitig maxi-
malen Erlös zu erreichen. Beides
zusammen geht offenbar nicht,
oder es geht zulasten der Zeit.
Deshalb: Setzen Sie auf Marktwirt-
schaft! Setzen Sie auch öffentliche
Fördergelder ein, beispielsweise
durch die Teilveräu-
ßerung der Deut-
schen Post! Dieses
Land braucht bei
der Zukunftsinfra-
struktur endlich ei-
nen Platz in der
Champions League
und nicht einen
Abstiegsplatz am
Ende der Tabelle.
Die Haltung die-

ser Regierung, Frau Bundeskanzle-
rin, hat Ihr Wirtschaftsminister
ausgedrückt, als er davon sprach,
das gegenwärtige Wachstum setze
sich noch 20 Jahre fort. Paradiesi-
sche Zustände! Bedauerlicherwei-
se zeigen die ersten Zahlen im
Jahr 2018 etwas anderes; denn
nach den Zahlen des Statistischen
Bundesamts hat sich das Wachs-
tum im ersten Quartal 2018 ge-
genüber dem letzten Quartal 2017
halbiert. Bei aller Sympathie soll-
ten wir uns also auf die seheri-
schen Fähigkeiten von Peter Alt-
maier allein nicht verlassen, son-
dern die gegenwärtige Stärke als
Ansporn begreifen, auch in der
Zukunft genau diese wirtschaftli-
che Stärke zu verteidigen. Diese

Wachstumszahlen sind kein
Grund für Alarmismus, aber für
Wachsamkeit; denn Brexit, demo-
grafischer Wandel, Handelskriege,
Digitalisierung, mögliche Zuspit-
zungen in der Währungsunion, al-
le diese Risiken stehen eben nicht
im Haushalt. Für sie wird keine
Vorsorge getroffen.
Frau Merkel, Sie haben eben

den Internationalen Währungs-
fonds zitiert, aber nicht vollstän-
dig. Sie haben über die öffentliche
Infrastruktur, Investitionen und
die Digitalisierung der Verwaltung
gesprochen. All das haben Sie zi-
tiert; aber der Internationale Wäh-
rungsfonds empfiehlt neuerdings
– und das ist eine neue Stimme
aus Washington – auch Steuerent-
lastungen. Wenn es einmal gute
Nachrichten aus Washington gibt,
ignoriert die Regierung sie auch
noch.
Jetzt kündigt Olaf Scholz groß-

zügig eine Dämpfung der kalten
Progression an. Ja, Herr Finanzmi-
nister, der Verzicht auf automati-
sche Steuererhöhungen ist keine
Entlastung, sondern ein Gebot un-
serer Verfassung und im Übrigen
eine Frage der Ehre.
Die deutsche Exportwirtschaft

gerät unter Druck. Die USA sen-
ken die Unternehmensteuern,
Frankreich auch. Sie wollen nichts
tun und den Unternehmen, auch
unseren großen im internationa-
len Wettbewerb stehenden Famili-
enunternehmen, auch noch den
Soli abverlangen.
Wir schlagen vor, zum Ersten –

ohne Alarmismus und mit ver-
gleichsweise schmalen Mitteln –
als Sofortmaßnahme befristete
Sonderabschreibungen für digitale
Wirtschaftsgüter, damit die priva-

ten Investitionen
angeschoben wer-
den und auch die
Produktivität der
Wirtschaft erhöht
wird.
Zum Zweiten:

Senkung der Sozial-
abgaben unter 40
Prozent. Der Bun-
desfinanzminister
spricht davon, jeder

solle 2 000 Euro brutto im Monat
verdienen. Das ist ein wunderba-
res Ziel. Aber wie wäre es damit,
Herr Scholz, mal mit der Senkung
von Steuern und Sozialabgaben
anzufangen? Das liegt in Ihrer
Hand.
Nötig ist auch der komplette

Wegfall des Soli bis zum Ende die-
ser Legislaturperiode, und zwar für
alle. Das wäre die minimale deut-
sche Antwort auf den Steuerwett-
bewerb in der Welt. Sie sagen: Wir
können es uns nicht leisten. Wir
sagen: Wir können es uns nicht er-
lauben, irgendwann die höchsten
Steuersätze der Welt zu haben.
Was die Zwischenrufe seitens

der SPD angeht, will ich Sie daran
erinnern: In Ihrem eigenen Wahl-

Viermal mehr für
Rente als für die
Bildung treibt

ein Keil zwischen
Großmutter und
ihren Enkel.

Bei Menschen
ohne dauerhafte

Bleibeper-
spektive macht
Familiennachzug
auch keinen Sinn.
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programm haben Sie etwas von
15 Milliarden Euro Steuerentlas-
tung und vom Kampf gegen den
Mittelstandsbauch geschrieben. 15
Milliarden Euro hat auch die Uni-
on im Wahlkampf versprochen.
Was ist aus diesen Zusagen gewor-
den? In den Koalitionsverhand-
lungen hieß es: 10 Milliarden
Euro Entlastung beim Soli. In der
mittelfristigen Finanzplanung
sind es jetzt nur noch 9,08 Milliar-
den Euro. Binnen weniger Wo-
chen ist eine ganze Milliarde in
den Plänen verdunstet. Wenn das
so weitergeht, kommt am Ende
gar nichts dabei heraus.

Ich weiß ja, was jetzt kommt;
das haben wir gestern schon ge-
hört. Die Unionsfraktion wird
jetzt riesige Entlastungen vorrech-
nen. Dabei werden Sozialtransfers,
Subventionen und steuerliche
Maßnahmen in einen Topf gewor-
fen und ein Summenstrich darun-
ter gezogen.

Einer der großen Vordenker der
sozialen Markwirtschaft, Wilhelm
Röpke, hat einmal davor gewarnt,
aus dem Wohlfahrtsstaat ein Tag
und Nacht arbeitendes Pumpwerk
der Einkommen zu machen, weil
am Ende niemand mehr weiß, ob
er zu den Gewinnern oder Verlie-
rern der Umverteilungspolitik ge-
hört. Den Menschen erst das Geld
zu nehmen, es durch die klebrigen

Finger der Bürokratie zu leiten, es
ihnen dann zurückzugeben und
ein Dankeschön von den Men-
schen zu erwarten, das zeugt von
Ihrem Verständnis des Verhältnis-
ses von Bürger und Staat.

Gestatten Sie mir abschließend
zu einem letzten Komplex zu
kommen, zur Frage der Einwande-
rung. Eine Wende in der Integrati-
ons- und Einwanderungspolitik ist
auch angesichts der Zahlen im
Haushalt nötig. Die fiskalischen
Folgen wären sonst unkontrollier-
bar. Es geht aber um noch mehr:
Es geht auch um den sozialen
Frieden im Land.

Die Menschen erwarten Ent-
scheidungen, die der praktischen
Alltagsvernunft genügen, und vor
allem Handlungsfähigkeit des
Rechtsstaats. Trotz oder wegen
CSU und Horst Seehofer fehlt es
momentan an beidem.

Aber hier geht es um eine ernst-
hafte Frage der Einwanderung.
Das werden Sie auch gleich mer-
ken.

Bislang steht bei Ihnen nur eine
Neuregelung des Familiennach-
zugs im Raum. Der Normenkon-
trollrat hat Ihren Regierungsent-
wurf in der Luft zerrissen. Er ge-
nügt nicht der praktischen Alltags-
vernunft der Menschen, und er ge-
nügt nicht den Anforderungen des
Normenkontrollrats. Bei Men-

schen ohne dauerhafte Bleibeper-
spektive macht der Familiennach-
zug auch keinen Sinn. Konzentrie-
ren Sie sich auf klar definierte Ein-
zel- und Härtefälle statt auf ein
Kontingent! Wir haben Ihnen da-
zu Vorschläge unterbreitet.

Ich kann nicht verstehen, dass
die SPD in dieser Frage grüner als
grün ist. Ansonsten hören wir aus
Ihrer Regierung nur Worte wie, der
Islam gehöre nicht zu Deutsch-
land. Das ist genauso spalterisch,
wie in Bayern Kreuze an die Wand
zu nageln.

Sie mögen von einer Macht, wie
sie Orban hat, träumen, aber
Deutschland ist ein weltoffenes,
tolerantes Land. Wir beurteilen
Menschen nicht danach, woher sie
kommen oder woran sie glauben,
sondern danach, ob sie bereit
sind, Verantwortung für ihren Le-
bensunterhalt zu übernehmen
und unsere Rechtsordnung zu ak-
zeptieren.

Es wird über eine Antiabschie-
beindustrie lamentiert. Wenn
Menschen die legitimen Mittel des
Rechtsstaats nutzen, kann und
darf man ihnen keinen Vorwurf
machen.

Dann muss der Staat gegebe-
nenfalls Recht und Verfahren än-
dern. Wo sind die Vorschläge,
Recht und Verfahren zu ändern,
wenn es angeblich eine Antiab-

schiebeindustrie gibt?
Die AnKER-Zentren, Frau Bun-

deskanzlerin, die Sie eben gelobt
haben, gibt es ebenfalls nur auf
dem Papier. Über die Modernisie-
rung des Einwanderungsrechts
und ein besseres Management
sollte die Bundesregierung also
schnellstmöglich mit denen ins
Gespräch kommen, die das umset-
zen müssen, nämlich Länder und
Kommunen. Wenn Sie wirklich et-
was bewegen wollen, dann beru-
fen Sie umgehend einen Migrati-
onsgipfel von Bund, Ländern und
Gemeinden ein, Herr Seehofer.

Mit großem Unverständnis ver-
folgen wir das Chaos im Bundes-
amt für Migration und Flüchtlin-
ge. Es ist die Rede von einem Ei-
genleben der Behörde. Prüfungen
von Schutzgründen erfolgen nicht
sorgfältig, lesen wir in den Me-
dien. Offenbar wird nach einer
Robin-Hood-Mentalität zum
Schaden von Steuerzahlern und
Rechtsstaat entschieden. Nach Me-
dienberichten hat die Hausleitung
spätestens am 4. April umfassend
Kenntnis erhalten. Zwei Tage spä-
ter hat der Bundesinnenminister
in Nürnberg noch Lobpreisungen
zu Protokoll gegeben. Nimmt
man zu Ihren Gunsten nur einmal
Abstimmungsprobleme in der
Spitze des Innenministeriums an,
beruhigt das dennoch nicht. Diese

Vorgänge müssen restlos aufge-
klärt werden, damit Verschwö-
rungstheoretikern kein Boden ge-
geben wird.

Bislang, Herr Seehofer, überzeu-
gen uns Ihre Taten in der Einwan-
derungspolitik nicht und Ihr Auf-
klärungswille und das Streben
nach Transparenz in der Frage des
Bundesamts für Migration und
Flüchtlinge auch nicht. Um es an-
ders zu sagen: Sie sind einen
Schritt von einem parlamentari-
schen Untersuchungsausschuss
entfernt.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, einen sorgsamen Umgang
mit dem Reichtum der Bürgerin-
nen und Bürger sehen wir beim
vorliegenden Haushalt nicht. An-
ders als die Regierung glauben
machen will, ist dieser Haushalt
gerade nicht solide; denn er
nimmt Zukunftsrisiken nicht in
den Blick. Er ist gerade nicht sozi-
al; denn er tut nichts Verlässliches
für die Bildung. Und er ist gerade
nicht zukunftsorientiert; bei den
wesentlichen Fragen wie der Digi-
talisierung sind Sie blank. Unser
Wohlstand wird auf Kosten nächs-
ter Generationen verlebt. Damit
wollen wir uns nicht zufriedenge-
ben.

(Anhaltender Beifall bei der FDP)

Andrea Nahles, SPD:

Es geht um Fragen, die Menschen
in unserem Land beschäftigen

Andrea Nahles (*1970)
Landesliste Rheinland-Pfalz

Es stimmt mich sehr traurig,
dass der Fraktions- und Par-
teivorsitzende der FDP in

dieser zentralen Debatte zum
Haushalt 2018 nicht ein gutes
Wort zu Europa gefunden hat.

Offensichtlich, Herr Lindner,
schreiben Sie sich ganz bewusst in
die wirtschaftsnationale Tradition
der Lucke-AfD ein. Dieses Erbe
mögen Sie antreten. Es versperrt
aber ganz klar den Blick darauf,
was wir brauchen. Wir brauchen
mehr Zusammenarbeit, auch
mehr finanzielles Engagement

Deutschlands auf der europäi-
schen Ebene; denn das ist die Ant-
wort auf viele Probleme, die diese
Welt hat, Herr Lindner.

Es geht hier auch nicht um Ka-
mellen. Wir beraten heute bei die-
sem Haushalt, wie wir das hart er-
arbeitete Steuergeld der Bürgerin-
nen und Bürger dieses Landes ein-
setzen wollen; darum geht es. Es
geht zum Beispiel ganz konkret
um die Frage: Gibt es in Zukunft
noch gutbezahlte Arbeitsplätze in
der Lausitz, wenn die Braunkohle-
förderung zu Ende geht? Dafür
haben wir 1,5 Milliarden Euro für
regionale Wirtschaftshilfe in die-
sen Haushalt eingestellt. Es geht
um die Frage: Werden die Kinder
in unseren Schulen endlich digita-
le Arbeitsmittel zur Verfügung ha-
ben, um sich auf die Zukunft vor-
bereiten zu können? Es geht um
die Frage: Bekommt eine Rentne-
rin, die es sich nach 35 Jahren red-
lich verdient hat, endlich mehr als
nur Sozialhilfe, nämlich eine
Grundrente von der Deutschen
Rentenversicherung?

Das sind keine Kamellen. Das
sind die Themen, die Bedürfnisse,

die Fragen, die die Menschen in
unserem Land beschäftigen.

Es beschäftigt die Kinder, wenn
sie ihren Vater nur noch am Wo-
chenende sehen, weil er weite We-
ge zu pendeln hat; denn bezahl-
barer Wohnraum in der Nähe des
Arbeitsplatzes ist oft nicht mehr fi-
nanzierbar. Deswegen haben wir,
die CDU/CSU- und die SPD-Frak-
tion, eine Wohnraumoffensive auf
den Weg gebracht. Wir stellen Mit-
tel ein für die Schaffung neuen
Wohnraums, für Eigenheimförde-
rung und auch dafür, dass Mieter
Rechte bekommen; denn wir wol-
len nicht mehr, dass Menschen in
diesem Land gezielt aus ihren
Wohnungen herausmodernisiert
werden.

Wir führen jetzt eine Kappungs-
grenze für die Umlage von Kosten
ein, und es wird sanktioniert,
wenn man sich nicht daran hält.
Das sind die wahren Themen, die
die Menschen in unserem Land
beschäftigen.

Es geht auch um die Frage: Kön-
nen sich pflegebedürftige Men-
schen darauf verlassen, dass die
Menschen, die sie pflegen, auch

Zeit dafür haben, weil genügend
Kolleginnen und Kollegen mit ih-
nen Schicht haben? Können sich
die Menschen darauf verlassen,
dass die Pflegekräfte, die auch ein
Gewissen haben und merken, dass
sie unter Stress stehen, gut bezahlt
werden? Mit dem vorliegenden
Haushalt haben wir die Grundla-
ge für bessere Bedingungen im Be-
reich Pflege gelegt. Wir investieren
nicht nur in ein Sofortprogramm,
mit dem 8 000 neue Stellen in der
Pflege geschaffen werden sollen,
sondern wir führen auch einen
neuen Mindestbesetzungsschlüssel
für jede Schicht in den Altenhei-
men und in den Krankenhäusern
ein. Dafür haben wir entsprechen-
de finanzielle Mittel im Etat – ins-
gesamt sollten 46 Milliarden Euro
mehr zur Verfügung gestellt wer-
den – eingestellt. All das sind die
Fragen, die vielen auf den Nägeln
brennen.

Es wird darüber debattiert, ob
der vorliegende Haushalt ein In-
vestitionshaushalt ist oder nicht.
Man muss schon eine Leseschwä-
che haben, um nicht zu merken:
Dieser Haushalt ist voller Investi-
tionen. Allein für den Komplex
Bildung werden 15 Milliarden
Euro mehr ausgegeben. Was wol-
len wir mit diesem Geld machen?
Ich möchte zum Beispiel das
BAföG verbessern. Gleiches gilt für
die Meisterausbildung; denn sie
kostet 7 500 Euro, und dieses
Land kann es sich nicht leisten,

dass Menschen ihren Meister nicht
machen, weil ihnen das Geld
fehlt. Deswegen müssen wir an
dieser Stelle die Weichen in eine
ganz andere Richtung stellen.

Lassen Sie mich auf ein weiteres
Thema eingehen. Die Frau Bun-
deskanzlerin hat eben das Thema
Altenpflege angesprochen. Wir in-
vestieren aber auch in andere Be-
rufe, die wir händeringend brau-
chen. Mit dem Gute-Kita-Gesetz
stellt Franziska Giffey die Weichen
richtig. Aber auch in diesem Be-
reich gibt es viele offene Stellen,
die nicht besetzt werden können.
Deswegen gehört das Schulgeld
für die Erzieherausbildung
schlichtweg abgeschafft. Die Erzie-
herausbildung in Deutschland
muss gebührenfrei werden.

In diesem Haushalt werden –
die Entwicklung haben wir schon
in der letzten Legislaturperiode
angestoßen – insgesamt 100 Milli-
arden Euro mehr für Familien, für
Kinder und für Sozialleistungen
ausgegeben. Das sind doch auch
Investitionen. Ich weiß, dass das
ein alter Streit ist; aber ich sage:
Das sind Sozialinvestitionen.
Wenn wir das Kindergeld erhöhen
und den Kinderzuschlag verbes-
sern, dann sind das Investitionen
in die Zukunft unseres Landes.

Jetzt sind wir als Gesetzgeber
am Zug. Wir als Parlament werden
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uns einbringen und unsere Vorha-
ben voranbringen. Es geht um
ganz konkrete Fragen, die die
Menschen beschäftigen.
Ich bin der Ministerin Katarina

Barley sehr dankbar, dass sie be-
reits ein wichtiges Thema ange-
schoben hat, Stichwort: Einer-für-
alle-Klage. Millionen Menschen in
Deutschland sind von deutschen
Autokonzernen betrogen worden.
Sie müssen mit einem enormen
Wertverlust ihrer Autos rechnen.
In meiner Heimat ist das ein The-
ma, das häufig an den Stammti-
schen diskutiert wird. Die Men-
schen rechnen damit, dass ihre
Rechte gestärkt werden. Mit der Ei-
ner-für-alle-Klage geschieht das.
Einer klagt, und al-
le können davon
profitieren.
Dieses Prinzip

wird Millionen Ge-
schädigten die
Möglichkeit geben,
zu ihrem Recht zu
kommen.
Wir sollten auf-

passen, dass wir
den guten Start
dieser neuen Bundesregierung mit
all den guten Initiativen auch wei-
terführen. Wir packen die großen
Themen an, und wir handeln. Da-
für sorgen übrigens auch Tausende
von Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern bei Polizei- und Sicher-
heitsbehörden, in der Justiz und
in den Gerichten. Sie sichern
rechtsstaatliche Abläufe in unse-
rem Land und damit auch den in-
neren Frieden in unserem Land.
Wir verlangen übrigens von diesen
Mitarbeitern, dass sie sich penibel
an das Gesetz halten, und das ma-
chen sie auch. Was aber sollen un-
sere Polizei und unsere Justiz von
Politikern halten, die von Rechts-
bruch reden, wo es keinen gibt,
die Anwälte als Saboteure des
Rechtsstaates bezeichnen und die
die Neutralität des Staates mit Fü-
ßen treten und so tun, als wäre es
ein Problem unseres Rechtsstaates,
dass Menschen ihre Rechte wahr-
nehmen. Nein, das ist nicht das
Problem unseres Rechtsstaates.
Ich muss an dieser Stelle klar sa-

gen: Wir haben doch längst ver-
standen, dass die Menschen erwar-
ten, dass unsere rechtsstaatlichen
Prinzipien für jedwede Frau und
jedweden Mann gelten, egal wo-
her sie kommen, egal ob Manager
oder Flüchtling, und dass wir als
Staat in der Lage sind, dies auch
entsprechend durchzusetzen. Das
können sie von uns verlangen.
Deswegen haben wir einen Pakt
für Justiz aufgelegt: 2 000 zusätzli-
che Stellen für Richterinnen und
Richter, 2 500 zusätzliche Stellen
im Bereich Justiz und 15 000 zu-
sätzliche Polizeistellen. Ja, wir ha-
ben verstanden. Aber den Rechts-
staat aufgeben, das werden wir
nicht tun.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, wir sollten uns von nichts
und niemandem daran hindern
lassen, den Blick auf die wahren
Herausforderungen unseres Lan-
des zu richten und diese anzuneh-
men. Die Umsetzung der Vorha-
ben dieser Koalition und die In-
vestitionen, die in diesem Haus-
halt angelegt sind, sind entschei-
dend für die Zukunft unseres Lan-
des. Wer die im Koalitionsvertrag
vereinbarten Vorhaben blockiert,
schadet unserem Land. Wer an-
fängt, Vereinbarungen wieder in-
frage zu stellen, schadet unserem
Land. Wer Nebenschauplätze er-
öffnet, statt sich an das Umsetzen
unserer Vorhaben zu machen,
schadet unserem Land.

Wir alle sollten
uns bewusst sein –
das möchte ich klar
sagen –, dass die
Menschen von uns
hier erwarten, dass
wir gemeinsam viel
schaffen, und das
dürfen sie auch er-
warten. Ich sage das
mit Blick auf ein
zentrales Vorhaben

aus unserem Koalitionsvertrag, das
Rückkehrrecht aus Teilzeit in Voll-
zeit. Viele Frauen in Deutschland
sitzen in der Teilzeitfalle. 1,7 Mil-
lionen Teilzeitbeschäftigte geben
an, dass sie mehr arbeiten wollen.
Wir haben in diesem Land einen
Fachkräftemangel, aber wir haben
auch gut ausgebildete Frauen. 1,7
Millionen Teilzeitbeschäftigte –
davon sind die meisten Frauen –
wollen mehr arbeiten können.
Warum helfen wir ihnen nicht da-
bei? Dieses Gesetz ist überfällig.
Es muss genau so umgesetzt

werden – darauf bestehen wir –,
wie es im Koalitionsvertrag verein-
bart wurde. Dazu möchte ich et-
was sagen, weil das offenbar ein
Reizthema ist, auch bei der Bun-
desvereinigung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände: Es geht darum,
die Beweislast umzukehren. Was
heißt das? Das ist ein technischer
Begriff. Wenn eine Frau sagt, sie
will von Teilzeit in Vollzeit wech-
seln, und der Arbeitgeber sagt:
„Nein, das geht nicht“, dann muss
die Frau nach jetziger Rechtslage
nachweisen, dass das doch geht.
Jetzt einmal unter uns hier im Ple-
narsaal: Glaubt irgendeiner ernst-
haft, dass das möglich ist? – Ich
sage deswegen: Wir drehen den
Spieß um. Wenn die Frau aufsto-
cken will, wenn sie von Teilzeit in
Vollzeit wechseln will und der Ar-
beitgeber Nein sagt, dann muss
der Arbeitgeber begründen, wa-
rum das nicht geht. Das ist doch
nun wahrlich nicht zu viel ver-
langt. Das wird niemanden in der
deutschen Wirtschaft umbringen.
Das ist das Minimum, das wir für
die teilzeitbeschäftigten Frauen in
diesem Land tun müssen. Ich sage
an dieser Stelle sehr klar: Wir von-
seiten der SPD haben da keinen

Redebedarf mehr, sondern wir se-
hen da nur noch Umsetzungsbe-
darf.
Der Haushaltsentwurf sieht 46

Milliarden Euro Mehrausgaben in
dieser Legislaturperiode vor. Auf-
grund der Steuerprognose ist, wie
wir gehört haben, ein weiterer
Spielraum von 10,8 Milliarden
Euro drin. Olaf Scholz hat den
Vorschlag gemacht, einen Teil die-
ser Überschüsse in einen Digital-
fonds einzubringen. Wir haben
heute gemerkt, dass das bei allen
hier auf breite Zustimmung stößt.
Auch ich glaube, dass das Geld da
richtig investiert ist. Ich sehe dage-
gen keinen Anlass, den geringen
zusätzlichen Spielraum, den wir
haben, zu nutzen, um weitere
Mittel in den Verteidigungshaus-
halt zu stecken. Der Verteidi-
gungshaushalt steigt bereits auf
38 Milliarden Euro an. Ich frage
die zuständige Ministerin: Sie ha-
ben in den letzten zwei Jahren
das Geld, das Sie bekommen ha-
ben, nicht ausgegeben.
Sie haben das aufgrund der in-

neren Zustände und der Ineffi-
zienzen der Bundeswehr nicht ge-
schafft. – Frau Merkel hat hier Pe-
ter Struck gelobt. Deshalb möchte
ich sagen: Er hat noch heute ei-
nen besseren Ruf in der Bundes-
wehr als sämtliche seiner Nach-
folger. Auch das ist wahr.
Das Management der Bundes-

wehr muss verbessert werden.
Sie wollen noch mehr Geld für

die Bundeswehr. Wir alle wissen,
dass es Probleme gibt. Mit Ver-
laub, wir haben Ausrüstungs-
schwächen.
Da sind wir im-

mer bereit, etwas zu
tun. Aber wir sind
nicht bereit, die zu-
sätzlichen Spielräu-
me in diesem Maße
dort hineinzuste-
cken. Ich möchte
Sie deswegen fra-
gen: Wo sonst sol-
len wir das Geld
hernehmen? Sollen
wir dafür mehr Schulden ma-
chen? Sollen wir höhere Steuern
bei Reichen und Vermögenden er-
heben?
Sollen wir in anderen Haushal-

ten einsparen? Wer das hier per-
manent, und zwar einseitig und
ohne Rücksprache mit uns, öf-
fentlich fordert und eine entspre-
chende Kampagne macht, der
muss auch diese Fragen beant-
worten.
Wir haben im Übrigen auch zu-

sätzliche Spielräume bei der Bun-
desagentur für Arbeit. Darüber
freue ich mich. Wir haben verab-
redet, dieses Geld auch in die Ab-
senkung der Arbeitslosenversiche-
rungsbeiträge zu investieren. Das
werden wir auch tun. Wir haben
eine Senkung um 0,3 Prozent-
punkte vereinbart. Ich glaube, das
können wir so machen.

Es gibt zusätzliche Spielräume.
Für die SPD ist klar: Jetzt müssen
wir die Qualifizierungsangebote
für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer verbessern. Es kann
nicht sein, dass wir immer nur in
Sonntagsreden über die Digitali-
sierung und die Notwendigkeit
der Qualifizierung im digitalen
Wandel reden. Wir müssen auch
die Kreativität aufbringen, das mit
konkreten Maßnahmen zu unter-
legen und in die Qualifikation
unserer Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer zu investieren.
Ich sage an dieser Stelle sehr

deutlich: Wir haben in Deutsch-
land immer noch – das muss
man sich einmal vorstellen – 1,5
Millionen Erwerbstätige unter 30
ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung. Ich glaube, im Hinblick
darauf gibt es Mittel und Wege
bei der Bundesagentur. Wir brau-
chen eine dreijährige Ausbildung
– wir haben mit Herrn Scheele
darüber geredet –, und wir brau-
chen zusätzliche Initiativen beim
Programm WeGebAU. Das ist für
mich klar: Die SPD wird keiner
zusätzlichen Beitragssenkung zu-
stimmen, ohne dass nicht vorher
bessere Qualifizierungsangebote
für Arbeitnehmer vereinbart wor-
den sind.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, mit großer Sorge erfüllt uns
in diesen Tagen die internationale
Entwicklung. Die Aufkündigung
des Atomabkommens mit dem
Iran durch die USA und die Eröff-
nung der US-Botschaft in Jerusa-
lem sind schwere Fehler und ha-
ben weitreichende Konsequenzen

Die jüngsten Er-
eignisse in Palästi-
na sind furchtbar.
Die Zahl der Toten
und Verletzten ist
wirklich unfassbar.
Die letzten Stun-
den haben vor al-
lem eine tragische
Entwicklung ge-
zeigt: Sie haben die
radikalen Kräfte

auf allen Seiten gestärkt. Die ers-
ten Demonstrationen in Gaza wa-
ren auch gegen die Hamas. Mitt-
lerweile hat sich die Hamas die
ganze Bewegung unter den Nagel
gerissen. Wir können nicht ab-
seitsstehen, und wir wollen auch
nicht abseitsstehen. Wir wollen
weiterhin alles dafür tun, dass die
Leben der jungen Israelis und der
jungen Palästinenser nicht weiter
in einem Strudel der Gewalt sinn-
los geopfert werden.
Ich bekräftige an dieser Stelle

ausdrücklich – das habe ich hier
schon vor wenigen Wochen ge-
sagt – das Existenz- und im Übri-
gen auch das Selbstverteidigungs-
recht Israels. Aber auch hier muss
gelten: Die Verhältnismäßigkeit
der Mittel muss gewahrt bleiben.
Es muss jetzt um Deeskalation

auf beiden Seiten gehen. Der UN-

Sicherheitsrat ist für uns übrigens
der legitime und richtige Ort,
wenn es um die Beruhigung einer
so angespannten Situation wie
der zwischen Israel und Palästina
geht. Wir bedauern, dass es nicht
gelungen ist, sich auf eine unab-
hängige Untersuchung der gewalt-
samen Auseinandersetzungen zu
einigen. Wenn die USA ernsthaft
eine Rolle im schwierigen Nah-
ostfriedensprozess einnehmen
wollen, dann dürfen sie sich sol-
chen Schritten nicht verweigern
und gleichzeitig bei den politi-
schen Kernfragen einseitig Fakten
schaffen. Das geht nicht. Einsei-
tigkeit ist das falsche Mittel.
Sollte Deutschland im kom-

menden Jahr im UN-Sicherheits-
rat ein neues Gewicht bekom-
men, dann werden wir uns als
Stimme des Friedens einbringen.
Ich bin mir sicher, dass wir uns da
alle einig sind.
Die internationale Sicherheit

braucht die Fähigkeit zur Ent-
spannung und übrigens auch die
Fähigkeit zum Kompromiss. Wir
werden auch für den Erhalt des
Iran-Abkommens kämpfen. Mit
unseren europäischen Partnern,
dem Iran und den anderen Unter-
zeichnern des Abkommens wol-
len wir Wege finden, wie Handel
mit dem Iran weiterhin möglich
sein kann. Die Voraussetzung ist,
dass sich der Iran an die Ver-
pflichtungen hält. Aber auch hier
gilt es, Eskalationsspiralen
schlicht zu verhindern.
Das unabgestimmte und provo-

kante Vorgehen des amerikani-
schen Präsidenten zeigt, dass wir
Europäer umso mehr gefordert
sind. Ich bin der Bundesregierung
deswegen dankbar, dass sie sich
in den letzten Wochen auf allen
Ebenen – ob Bundeskanzlerin,
Außenminister oder Finanzminis-
ter – wirklich bemüht hat, die Eu-
ropäische Union wieder stärker
zusammenzubringen. Wir müssen
den Zusammenhalt in Europa
stärken. Dazu gehört auch, dass
wir zukünftig mehr Mittel in den
europäischen Finanzhaushalt ein-
bringen werden als in der Vergan-
genheit. Ja, wir haben das im Ko-
alitionsvertrag verabredet, und es
war weitsichtig. Das erkennt man,
wenn man sich die aktuelle Lage
ansieht.
Die europäische Integration ist

Grundvoraussetzung für Wohl-
stand und Sicherheit in Europa.
Wir müssen den Zusammenhalt
Europas stärken; denn darum ist
es momentan nicht gut bestellt.
Als größter Profiteur der Euro-

päischen Union ist es auch in un-
serem ureigensten Interesse, in die
Stärkung Europas zu investieren.
Wer das ablehnt, sägt an dem Ast,
auf dem wir alle sitzen.
Die SPD tritt hier auch inner-

halb der Bundesregierung für eine
klare Haltung ein. Olaf Scholz
führt hierzu gerade intensive Ge-

Wer anfängt,
Vereinbarungen
wieder infrage

zu stellen,
schadet unserem

Land.

Fangen wir
doch einfach an,
das umzusetzen,

was wir
verabredet
haben!
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spräche mit den europäischen
Kolleginnen und Kollegen. Er hat
das gestern auch klar dargestellt.
Wir sind auf dem Weg, den Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus
weiterzuentwickeln. Unser Ziel ist
es, einen Europäischen Währungs-
fonds zu erreichen. Wir sind auf
einem guten Weg, das Bankenwe-
sen in Europa sicherer zu machen.

Wir unterstützen gemeinsame
Mindestsätze bei den Unterneh-
mensteuern, was für mich auch
ein sehr wichtiger Punkt ist, und
wir unterstützen auch eine gerech-

te Besteuerung großer Konzerne –
gerade auch der Internetkonzerne
–, auch wenn ich Frau Merkel
recht gebe, dass das alles nicht
ganz leicht ist, aber das Ziel muss
hier klar benannt werden.

Ich habe keinen Zweifel, dass
die Bundeskanzlerin und der Bun-
desfinanzminister hier konkrete
Fortschritte hinbekommen wer-
den.

Die berühmte Antwort auf Ma-
cron – davon war ja jetzt viel die
Rede – fällt bei uns allen vielleicht
etwas weniger pathetisch aus. Das

ist aus meiner Sicht aber auch völ-
lig in Ordnung. Entscheidend ist,
dass wir zusammen mit den Fran-
zosen und den anderen Partnern
wirklich ganz konkret – das habe
ich gerade dargelegt – an der Inte-
gration Europas arbeiten. Dass das
bis zum Sommer Früchte trägt,
dessen bin ich gewiss; hier bin ich
zuversichtlich. Dafür stehen diese
Bundesregierung und die sie tra-
genden Fraktionen voll und ganz
ein.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, wir haben uns in diesem Ko-

alitionsvertrag eine Menge vorge-
nommen. Es geht jetzt auch da-
rum, uns darauf zu konzentrieren,
das anzupacken. Dabei gibt es si-
cherlich weiterhin auch kontrover-
se Debatten. Das ist auch notwen-
dig und richtig, solange wir dabei
nicht die Prioritäten aus den Au-
gen verlieren.

Die Menschen in Deutschland
erwarten, dass wir etwas tun, da-
mit diese Welt ein sichererer Ort
wird. Dafür ist Europa von zentra-
ler Bedeutung. Die Menschen er-
warten, dass sie mehr Sicherheit

im eigenen Land haben. Dafür in-
vestieren wir – nicht nur in die
Justiz, sondern auch in die Lösung
der sozialen Probleme, die die
Menschen verunsichern. Deswe-
gen ist dieser Investitionshaushalt,
den wir heute vorlegen, ein wich-
tiger Beitrag, um Deutschland vo-
ranzubringen.

In diesem Sinne: Fangen wir
doch einfach an, das umzusetzen,
was wir verabredet haben!

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Sahra Wagenknecht, Die Linke:

Politik für die Mehrheit,
nicht für die Reichen

Sahra Wagenknecht (*1969)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Die Gewalt im Nahen Os-
ten eskaliert. Wenn es
Europa nicht gelingt, das

Atomabkommen mit dem Iran zu
retten, dann droht ein Flächen-
brand. Wir begrüßen es, dass Sie,
Frau Bundeskanzlerin, sich von
dieser gefährlichen Politik Donald
Trumps distanziert haben. Wir ha-
ben schon lange eine eigenständi-
ge und selbstbewusste europäische
Außenpolitik gefordert, und wir
sind froh, dass wir mit dieser Posi-
tion heute nicht mehr alleine ste-
hen.

Wenn auch die Bundesregierung
inzwischen einsieht, dass die ame-
rikanische Politik unseren Sicher-
heitsinteressen widerspricht und
dass es fatal wäre, sich dieser Poli-
tik weiter unterzuordnen, dann
müssen Sie jetzt doch auch die
notwendigen Schritte unterneh-
men.

Sie, Frau Merkel, haben – ers-
tens – öffentlich kritisiert, der
Bruch des Iran-Abkommens – ich
zitiere Sie – „verletzt das Vertrauen
in die internationale Ordnung“.
Das ist richtig. Aber das Vertrauen
in die internationale Ordnung
wird doch seit Jahren verletzt. Das
wird doch bei jeder Gelegenheit,
wo das Völkerrecht mit Füßen ge-
treten wird, verletzt.

Das wird doch überall dort ver-
letzt, wo große Militärmächte und

allen voran die Vereinigten Staa-
ten sich anmaßen, Länder, deren
Regierungen ihnen nicht gefallen
oder die ihnen ihre Rohstoffe
nicht zu den gewünschten Kondi-
tionen zur Verfügung stellen, mili-
tärisch zu verwüsten. Das war im
Irak so. Das war in Libyen so. Sie
haben vorhin die Entwicklung ge-
nannt, aber so, als sei es vom
Himmel gefallen, dass diese Län-
der destabilisiert wurden. Das war
doch Kriegspolitik. Auch die
jüngsten Militärschläge gegen Sy-
rien waren völkerrechtswidrig,
und die haben Sie leider sogar
noch begrüßt.

Wenn Sie das Vertrauen in die
internationale Ordnung wieder-
herstellen wollen, dann gehört da-
zu, dass Sie diese unverantwortli-
che Politik des Regime Change,
die immerhin schon über 1 Milli-
on Menschenleben gekostet hat,
unmissverständlich verurteilen
und klarstellen, dass Deutschland
einen Krieg gegen den Iran weder
direkt noch indirekt unterstützen
würde. Dazu würde ich gerne et-
was von der Bundesregierung hö-
ren.

Zweitens. Wenn Sie ehrlich Sor-
ge vor einer weiteren Eskalation
im Nahen Osten haben, dann hö-
ren Sie doch bitte endlich auf, in
dieses Pulverfass auch noch Waf-
fen zu liefern.

Das kann doch nicht wahr sein.
Seit Jahren versprechen Sie uns ei-
ne restriktive Rüstungsexportpoli-
tik, und in Wahrheit dealen Sie
hemmungslos mit den Rüstungs-
lobbyisten, und Sie liefern Dikta-
toren wie Erdogan oder den Sau-
dis genau die Waffen, die sie brau-
chen, um ihre blutigen Kriege in
Syrien oder eben auch im Jemen
zu führen. Das ist doch eine völlig
unverantwortliche Politik.

Pro Stunde sterben weltweit vier
Menschen durch deutsche Waffen.
Wir finden, dieses Verbrechen
muss endlich ein Ende haben.

Drittens. Auch das gehört zu ei-
ner eigenständigen Politik: Steigen
Sie endlich aus dem von Trump
vorangetriebenen Wettrüsten aus!
Im letzten Jahr haben die europäi-
schen NATO-Staaten 300 Milliar-
den Dollar und die NATO insge-
samt 900 Milliarden Dollar für
Rüstung ausgegeben. Sie haben
vorhin darüber geredet, Fluchtur-
sachen zu bekämpfen. Ein Zehntel
dieser 900 Milliarden Dollar wür-
de genügen, damit auf dieser Welt
kein einziges Kind mehr verhun-
gert oder an Armutskrankheiten
stirbt.

900 Milliarden! Ich sage Ihnen
zum Vergleich: Russland gibt 66
Milliarden Dollar im Jahr aus. Wir
reden also über eine Relation von
900 Milliarden zu 66 Milliarden,
und da erzählen Sie uns allen
Ernstes, wir müssen noch weiter
aufrüsten, damit Putin nicht viel-
leicht morgen vor den Toren Ber-
lins steht? Wie krank ist das denn,
was Sie hier verbreiten?

Der Rüstungsetat – das ist schon
interessant – ist der einzige, bei
dem Sie nicht kleckern, sondern
klotzen. Dabei sind Waffen und
Kriegsgeräte – das finde ich das
wirklich Schlimme – dieser Gro-
ßen Koalition offensichtlich mehr
wert als die Kinder in diesem
Land. Denn während Sie sich für
bessere Kitas gerade einmal 3,5
Milliarden Euro abringen können,
sollen die Rüstungsausgaben um
mindestens 5,5 Milliarden Euro
steigen, und wenn es nach Frau
von der Leyen geht, sogar um 12
Milliarden Euro. Können Sie ir-
gendeinem Steuerzahler erklären,
warum Sie mit seinem hart erar-
beiteten Geld solchen Schindluder
treiben? Das ist doch überhaupt
nicht zu rechtfertigen.

Es gibt noch einen Schritt.
Wenn Sie wirklich eine eigenstän-
dige Politik wollen, dann beenden
Sie die Eiszeit mit Russland und
heben Sie die unsäglichen Sank-

tionen auf.
Ja, es stimmt: Auch der An-

schluss der Krim war völkerrechts-
widrig. Trotzdem brauchen wir
die Kooperation mit Russland,
wenn wir Probleme lösen wollen.
Das sehen wir beispielsweise beim
Iran. Auch Sicherheit in Europa
gibt es nur mit Russland und nicht
gegen Russland.

Das war doch die Kerneinsicht,
die damals der neuen Außenpoli-
tik, der neuen Ostpolitik von Wil-
ly Brandt zugrunde gelegen hat.
Diese Tradition hat die deutsche
Außenpolitik über viele Jahre ge-
prägt. Dahin müssen wir zurück-
kommen, statt diese wichtige Tra-
dition jetzt von einem Amateur
im Außenamt endgültig entsorgen
zu lassen. Das ist doch der falsche
Weg, und das können Sie als SPD
erst recht nicht mittragen.

Ja, es geht auch um wirtschaftli-
che Interessen. Ist Ihnen wirklich
noch nicht aufgefallen, dass die
Russland-Sanktionen in erster Li-
nie die europäische Wirtschaft,
insbesondere die deutsche, treffen
oder dass es vor allem europäische
Unternehmen sind, denen nach
der Kündigung des Iran-Abkom-
mens nun Probleme drohen? Die
Frechheit, mit der sich der neue
US-Botschafter in die Geschäfts-
praktiken deutscher Unternehmen
eingemischt hat, spricht doch
Bände. Statt vier russische Diplo-
maten auszuweisen, die über-
haupt nichts verbrochen haben,
hätte man vielleicht lieber diesem
hemdsärmeligen Kollegen die
Heimreise nahelegen sollen.

Eine eigenständige europäische
Außenpolitik kann es natürlich
auch nur in einem einigen Europa
geben. Das verlangt nicht weitere
Zentralisierung, sondern eine Po-
litik der guten Nachbarschaft. Im
Unterschied zu Ihnen haben wir
den Wahlsieg von Macron vor ei-
nem Jahr nicht frenetisch beju-
belt, und wir stehen heute an der
Seite derer, die sich in Frankreich
gegen seinen Sozialabbau zur
Wehr setzen. Aber gerade den Ma-
cron-Fans hier im Hause müsste es
doch zu denken geben, dass Ma-
cron jetzt die deutschen Export-
überschüsse und die deutsche
Sparwut als antieuropäisch kriti-
siert. In diesem Punkt hat er doch

wirklich recht. Wenn ausgerechnet
die größte europäische Volkswirt-
schaft rücksichtslos weiter auf
Lohndumping, Exportförderung
und einen schwachen Binnen-
markt setzt, dann macht sie nicht
nur Politik gegen die eigenen Ar-
beitnehmer, sondern auch Politik
zulasten unserer Nachbarländer.
Das untergräbt den europäischen
Zusammenhalt. Das ist doch völ-
lig offensichtlich.

Dabei ist die Regierung eigent-
lich in einer komfortablen Situati-
on. Sie haben hohe Steuereinnah-
men. Sie könnten sie zulasten von
Konzernen und Superreichen so-
gar weiter erhöhen, um dann Be-
zieher mittlerer Einkommen und
Geringverdiener tatsächlich zu
entlasten, also nicht nur symbo-
lisch, wie Sie es vorhaben. Die
Nullzinsen vergrößern Ihren
Haushaltsspielraum noch weiter,
und zwar beträchtlich. Sie hätten
alle Chancen der Welt, Deutsch-
land zu einem innovativeren und
gerechteren Land zu machen. Aber
was machen Sie? Trotz eines Inves-
titionsstaus von 120 Milliarden
Euro bleiben die Investitionen –
und zwar auch nur, wenn man
ganz gutwillig rechnet – auf dem
jetzigen kläglichen Niveau, und
das, obwohl Sie zurzeit das Geld
von den Banken fast geschenkt be-
kommen, wenn Sie es für Investi-
tionen einsetzen würden.

Aber diese grandiose Mann-
schaft von schwarzen und roten
Nullen schaut lieber weiter zu, wie
Straßen, Brücken und öffentliche
Gebäude verrotten, wie innovative
Unternehmen am langsamen In-
ternet verzweifeln und wie Funk-
telefonate in manchen Gegenden
Deutschlands anstrengender sind
als in vielen Entwicklungsländern.
Das ist doch keine haltbare Situa-
tion.

Obwohl Sie wissen, dass infolge
der Digitalisierung in Zukunft vor
allem qualifizierte und hochquali-
fizierte Arbeit gefragt sein wird,
schicken Sie unsere Kinder weiter
in marode Schulen, wo die Lehrer
fehlen, wo der Unterricht ausfällt
und die jedes Jahr einige Tausend
junge Menschen verlassen, ohne
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auch nur richtig Lesen und Schrei-
ben gelernt zu haben. Frau Mer-
kel, ich finde es beeindruckend
und richtig, was Sie hier zur För-
derung der künstlichen Intelligenz
gesagt haben. Aber die natürliche
Intelligenz, die Intelligenz der
Kinder und jungen Menschen in
diesem Land, sollte man vielleicht
nicht völlig außer Acht lassen.

Vor allem in sozialen Brenn-
punkten sind die Zustände an vie-
len Schulen eine einzige Katastro-
phe. Kinder, die hier ins Leben
starten, haben nie eine echte
Chance. Wenn es
nach Ihnen geht,
wird sich daran
auch nichts än-
dern; denn die
Summe, die Sie
jetzt zusätzlich be-
reitstellen, wird
noch nicht einmal
verhindern, dass in
vielen Schulen wei-
terhin der Putz von
der Decke fällt.

Ich finde ja auch interessant:
Die Große Koalition, auch Sie,
Frau Merkel – heute nicht, aber
manchmal schon –, spricht neuer-
dings wieder vom sozialen Zu-
sammenhalt. Das begrüßen wir ja
sehr. Aber ich sage Ihnen einmal,
wie der soziale Zusammenhalt in
Deutschland zurzeit beschaffen
ist: In diesem Jahr bekommt das
Geschwisterpaar Quandt und Klat-
ten – zwei Leute – aus seinen
ererbten BMW-Anteilen eine Divi-
dende von 1 100 Millionen Euro
überwiesen – 1 100 Millionen
Euro für zwei Personen!

Gleichzeitig streiten sich an den
Tafeln immer mehr Arme, darun-
ter auch viele Rentnerinnen und
Rentner, viele Alleinerziehende
um abgelaufene Lebensmittel. Ist
das ein sozialer Zusammenhalt,
wie Sie ihn sich vorstellen? Wir
würden das eher Raubtierkapita-
lismus nennen.

Es gibt kein Land in der EU, in
dem die Zahl der Beschäftigten,
die trotz Arbeit arm sind, in den
letzten Jahren so stark wie in
Deutschland gewachsen ist. Was
tut die Große Koalition? Teilweise
prangern Sie öffentlich die Miss-
stände an, die Sie selber herbeige-
führt haben – das hat man bei der
Rede von Frau Nahles wieder ein-
drucksvoll gehört –; aber Sie än-
dern nichts.

Jeder in diesem Land weiß, dass
ein Mindestlohn von 8,84 Euro
nicht zum Leben reicht. Die Bun-
desregierung hat vor kurzem aus-
gerechnet, dass man mindestens
12,63 Euro braucht, um nach 45
Jahren Vollzeitarbeit eine Rente
oberhalb der Grundsicherung zu
bekommen. Herr Scholz hat mitt-
lerweile einen Mindestlohn von
12 Euro gefordert.

Ich finde es ja gut, wenn sich
die SPD unseren Forderungen an-
schließt. Aber wie erklären Sie es

dann irgendeinem Ihrer Wähler,
dass Sie in eine Große Koalition
gehen, ohne eine Erhöhung des
Mindestlohns auch nur gefordert
zu haben? Sie haben ja noch nicht
einmal die Forderung aufgestellt.

In den Unternehmen werden
die Umgangsformen immer rüder.
Bei Amazon werden Beschäftigte
noch auf der Toilette digital über-
wacht. Bei der Post muss man in-
zwischen eine bärenstarke Ge-
sundheit mitbringen, wenn man
einen unbefristeten Vertrag haben
will. Einige von Ihnen haben das

öffentlich beklagt.
Aber wenn Sie nicht
wollen, dass Arbeit-
nehmer immer
schutzloser solchen
Praktiken ausgelie-
fert sind, dann än-
dern Sie endlich die
Gesetze, die das al-
les doch erst ermög-
licht haben.

Sorgen Sie dafür,
dass niemand mehr in diesem
Land von den Jobcentern gezwun-
gen wird, prekäre, untertariflich
bezahlte Arbeit anzunehmen. Ver-
bieten Sie sachgrundlose Befris-
tungen, und lassen Sie nicht wie-
der tausend Hintertürchen zu.

Das sind doch Dinge, die Sie
tun können. Stellen Sie eine soli-
de Arbeitslosenversicherung wie-
derher, statt Arbeitslose nach ei-
nem Jahr mit Hartz IV zu enteig-
nen und um alles zu bringen, was
sie sich im Leben aufgebaut ha-
ben. Jetzt wollen Sie schon wieder
den Beitrag zur Arbeitslosenversi-
cherung senken und den Unter-
nehmen ein Milliardengeschenk
machen. Nehmen Sie das Geld,
und verlängern Sie die Bezugsdau-
er von Arbeitslosengeld I. Das wä-
re doch einmal eine richtige Maß-
nahme für mehr soziale Sicher-
heit.

Was haben Sie im Wahlkampf
nicht alles für bessere Pflege ver-
sprochen! Jetzt soll es 8 000 Stel-
len mehr geben – bei 40 000 feh-
lenden Stellen allein in Senioren-
heimen und mindestens 70 000
fehlenden Stellen in den Kranken-
häusern. 8 000 Stellen werden an
den schlimmen Zuständen in vie-
len Pflegeheimen nicht das Ge-
ringste ändern, und das wissen Sie
auch. Herr Spahn hat jetzt ange-
regt, noch mehr osteuropäische
Arbeitnehmer in der Pflege einzu-
setzen. Vielleicht sollten Sie, Herr
Spahn, lieber mal darüber nach-
denken, warum sich kaum noch
junge Menschen für eine Ausbil-
dung als Pfleger entscheiden. Viel-
leicht hat das damit zu tun, dass
es nicht sehr attraktiv ist, Kno-
chenarbeit für Hungerlöhne zu
leisten. Es ist vor allem auch zu-
tiefst ungerecht. Jede einzelne
Pflegekraft leistet mehr für das All-
gemeinwohl als alle Investment-
banker zusammen. Deswegen
muss diese wichtige Arbeit endlich

angemessen bezahlt werden.
Es ist doch wirklich tragisch: Es

gibt nicht ein Problem, das Sie
entschlossen anpacken, nicht eine
Herausforderung, der Sie sich
wirklich stellen. So kann man
doch nicht in eine Wahlperiode
starten – ohne Ideen, ohne jede
Vision, ohne einen einzigen gro-
ßen Gedanken oder irgendein
wichtiges Vorhaben. So kann man
doch nicht anfangen.

Vor kurzem wurden die Bürge-
rinnen und Bürger danach gefragt,
wer heutzutage die Macht hat. Die
wenigsten gaben an, dass sie der
Meinung sind, dass die Macht bei
den Politikern liegt. Nahezu nie-
mand glaubte, dass die Bevölke-
rung die Macht hat, wie es in einer
Demokratie eigentlich sein sollte.
Die Mehrzahl ging davon aus,
dass es die Wirtschaft, die großen
Unternehmen und die Reichen
sind, die dieses Land regieren.

Ich will Ihnen ja nicht unterstel-
len, dass das Ihre Absicht ist; aber
wenn man den Menschen beson-
ders überzeugend demonstrieren
will, dass sie nicht mehr in einer
Demokratie leben, dass sie wählen
können, was sie wollen, und sich
überhaupt nichts ändert – es geht
all das weiter, die gleiche Konstel-
lation, genau die gleiche Politik,
der sie vorher bei der Wahl nach-

drücklich die Rote Karte gezeigt
haben –, wenn man auch noch
dem letzten Gutgläubigen ver-
deutlichen will, dass Wahlverspre-
chen nichts anderes sind als wohl-
kalkulierte Lügen, dann muss man
es genau so machen, wie Sie es
machen. Ich finde das unverant-
wortlich.

Sie haben vorhin gehört, was für
Hetzreden inzwischen im Bundes-
tag gehalten werden. Dass solche
Reden, in denen Menschen gegen-
einander ausgespielt werden, in
denen Menschen herabgesetzt
werden, hier im Bundestag mög-
lich geworden sind, das ist das Er-
gebnis Ihrer Politik, und Sie den-
ken noch nicht mal darüber nach,
diese Politik endlich zu verändern.
Ich finde das wirklich zum Ver-
zweifeln. Das kann doch nicht so
weitergehen.

Alle Umfragen belegen: Viele
Menschen machen sich Sorgen
um die Zukunft. Eine Mehrheit
wünscht sich mehr sozialen Aus-
gleich. Sie ärgert sich, dass gerade
die größten Unternehmen oft die
niedrigsten Steuern zahlen und
die Politik nichts dagegen tut. Sie
fordert eine Besteuerung großer
Vermögen. Sie will keine Aufrüs-
tung, sondern Investitionen in die
Zukunft. Und was machen Sie? Sie
machen einfach das Gegenteil. Sie

subventionieren Konzerne und
füllen die Auftragsbücher der Waf-
fenschmieden. Aber Sie sind nicht
bereit, Kinder und alte Menschen
vor Armut zu schützen. In einem
Land, das die vielleicht besten Au-
tos dieser Welt baut, erklärt sich
die Politik für unfähig, pflegebe-
dürftigen alten Menschen einen
Lebensabend in Würde zu ermög-
lichen.

Frau Bundeskanzlerin, liebe
Große Koalition, Sie erwägen ge-
rade, einen Werteunterricht für
Flüchtlinge einzuführen. Ich wür-
de Ihnen dringend raten, vorher
erst mal Ihre eigenen Werte zu
überprüfen.

Ich finde, so kann es nicht wei-
tergehen. Wir brauchen dringend
eine andere Politik. Wir brauchen
eine Politik, die das Rückgrat be-
sitzt, auch Interessenkonflikte mit
mächtigen, einflussreichen Lobbys
und Interessengruppen durchzu-
stehen, eine Politik, die endlich
wieder das tut, was ihr Auftrag in
einer Demokratie ist: Politik für
die Mehrheit zu machen und
nicht nur für die Reichen.

(Anhaltender Beifall bei der LINKEN

– Zuruf von der LINKEN: Bravo! –

Michael Grosse-Brömer [CDU/CSU]:

Immer dieselben Phrasen!)

Katrin Göring-Eckardt, Bündnis 90/Die Grünen:

Die Bundesregierung ist
gefangen in den alten Routinen

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Landesliste Thüringen

Frau Wagenknecht, ich finde
wirklich sehr löblich, dass
Sie sich über den gesell-

schaftlichen Zusammenhalt hier
Gedanken machen. Ich finde es
aber in diesem Kontext genau ver-
kehrt, dass Sie versuchen, die ost-
europäischen Pflegerinnen am En-
de doch gegen die auszuspielen,
die aus unserem Land kommen.
Das sollten Sie sich noch einmal
überlegen. Hinsichtlich der Ar-
beitsbedingungen gebe ich Ihnen
recht.

Frau Merkel, Sie haben heute
viel über die Aufgaben geredet, die

vor uns liegen. Sie haben heute
gezeigt, dass Sie, dass diese Koali-
tion, dass die Mitglieder dieser Ko-
alition eigentlich wissen, dass das
Land im Umbruch ist. Sie hätten
die Mittel dazu. Sie haben die
Möglichkeiten dazu. Wenn man
sich den Haushalt anschaut und
wenn man sich anschaut, was real
gemacht wird, dann stellt man
fest: Sie sind eben doch gefangen
in den alten Routinen, in dem al-
ten „Es geht weiter so“, in einem
Haushalt, der nicht für die Zu-
kunft gemacht ist, sondern nur ei-
ne Fortschreibung ist, so eine Art
Wiedervorlage des alten, meine
Damen und Herren.

Natürlich ändert sich da drau-
ßen die Welt, die Haltung, die
Sehnsucht. Ich habe mir Ihre Rede
in Aachen angeschaut. Da haben
Sie Herrn Macron für die Begeiste-
rungsfähigkeit für Europa gelobt
wie so einen putzigen Welpen.
Und Sie? Sie haben dagestanden
und genau das nicht gemacht. Ich
habe das auch heute hier nicht ge-
hört. Frau Nahles hat gesagt: Wir
sind vielleicht nicht so begeiste-
rungsfähig. – Aber du meine Gü-
te! Darauf kommt es doch an! Es

kommt doch jetzt darauf an, dass
wir auch ausstrahlen, dass wir für
dieses gemeinsame Europa sind.
Es kommt doch jetzt darauf an,
dass wir das Geld auch bereitstel-
len. Das hat Ihr Finanzminister
leider nicht gemacht bei seinen
Ankündigungen gestern hier. Es
kommt doch darauf an, dass wir
zeigen, dass wir Europäer, nach-
dem der Iran-Deal von den Verei-
nigten Staaten gekündigt worden
ist, es gemeinsam machen und
nicht nur darüber reden.

Es kommt doch darauf an, dass
wir zeigen, dass wir die Friedens-
macht sind. Eine Friedensmacht,
Frau Merkel und Frau von der Ley-
en, ist man nicht, indem man ei-
nerseits immer über Europa und
gemeinsame Außenpolitik redet,
auf der anderen Seite aber eben
doch wieder nur den Etat für die
deutsche Bundeswehr aufstockt,
die einen verdammt schlechten
Umgang mit ihren eigenen Fi-
nanzmitteln pflegt. Deswegen ak-
zeptieren wir das auch nicht, mei-
ne Damen und Herren.

©
Bu

en
dn

is
90

/D
ie

G
ru

en
en

Bu
nd

es
ta

gs
fra

kt
io

n

Fortsetzung auf nächster Seite

900 Milliarden!
Ich sage Ihnen
zum Vergleich:

Russland gibt 66
Milliarden Dollar

im Jahr aus.
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Dass Sie für dieses gemeinsame
Europa, für das es jetzt wirklich
Leidenschaft braucht, auch in
schwierigen Zeiten eintreten, das
könnten Sie jetzt zeigen. Sie ha-
ben ja schon eine ganze Menge
von Krisen gemeistert und auch
Fehler gemacht. Einige hier be-
haupten ja immer, den größten
Fehler hätten Sie 2015 gemacht.
Ich glaube, da haben Sie ihn gera-
de nicht gemacht.
Da haben Sie in einer Notsitua-

tion richtig entschieden, sind ins
Risiko gegangen, trotz aller Konse-
quenzen und Nebenwirkungen,
die diese historische Situation nun
einmal mit sich brachte. Jetzt
könnten wir aber in einer Situati-
on sein, in der der größte Fehler
gerade jetzt passiert,
nämlich indem wir
nur versuchen,
Europa mitzuver-
walten und ins
Kleinteilige zu ver-
fallen. Ich kann nur
hoffen, dass die
Vorschläge, die Sie
hier angekündigt
haben, genau zum
Gegenteil führen,
nämlich dass Europa groß gedacht
wird, dass tatsächlich die Verant-
wortung für die gemeinsame Au-
ßenpolitik an die europäische
Ebene abgegeben wird, dass
Schluss gemacht wird mit der Ve-
tomöglichkeit, damit wir tatsäch-
lich auch gemeinsam und tatkräf-
tig handeln können. Das brau-
chen wir jetzt als Gegenüber zu
Donald Trump, als Unterstützung
für die Zivilgesellschaft in den Ver-
einigten Staaten. Das brauchen
wir jetzt, damit wir uns in Europa
auch wirklich gemeinsam zu Hau-
se fühlen können. Das erwarte ich
von Ihnen und von Ihrer Regie-
rung, Frau Merkel.
Lieber Christian Lindner, bei Ih-

rer Rede auf dem Parteitag zu
Europa war ich ja ganz bei Ihnen.
Da ging es darum, dass Sie sagten,
dass ein historischer Moment
nicht genutzt worden sei. Was
mich aber wundert: Wenn Sie so
vehement ein deutsches Ja zu
Europa fordern, heißt das doch,
dass man eine gemeinsame Ver-
antwortung für die Finanzen
wahrnimmt, dann heißt das doch,
dass man ins Risiko geht, dass
man sich tatsächlich engagiert.
Sie hätten wirklich die Möglich-

keit gehabt, als wir darüber ver-
handelt haben, für dieses gemein-
same Europa einzutreten. Genau
das haben Sie nicht gemacht. Das
ist das Problem.
Wir haben nur dieses eine

Europa, und das können wir ge-
stalten. Dafür können wir gemein-
same Verantwortung übernehmen.
Manchmal reicht es eben nicht,

„Mut“ auf Plakate zu schreiben.
Manchmal muss man eben den
Mut auch an der richtigen Stelle
haben.

Sie haben ja gesagt – vielleicht
ist das ja auch diese Mut-Sache,
die Sie brauchen –, dass Sie mehr
Frauen eine Möglichkeit geben
möchten. Auch das habe ich mir
genau angeschaut. Sie haben da
von Gender geredet, als ob das et-
was Ekliges wäre. Das sehe ich an-
ders.
Ich finde, Herr Lindner, ma-

chen Sie es so: Machen Sie den
Frauen einfach bessere Angebote,
und eröffnen Sie ihnen Zukunfts-
perspektiven; denn so bekommt
man Spitzenfrauen in die Politik,
und nicht damit, dass man darü-
ber redet, dass eine vielleicht ein
bisschen besser aussieht, meine
Damen und Herren.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, Frau Merkel
hat vorhin gesagt:
Herr Seehofer
braucht noch ein
bisschen Schon-
frist, weil die Regie-
rung noch keine
100 Tage im Amt
ist. – Ich habe
schnell nachgerech-
net: Das Innenmi-
nisterium ist seit 4

500 Tagen in Unionshand. Wenn
es dann darum geht, was man
noch nicht im Griff hat, kann
man, wie ich finde, schon einmal
auf diese 4 500 Tage, diese sehr
lange Zeit der Verantwortung der
Union, blicken. Herr Seehofer,
seit Wochen torpediert Ihre Partei,
die CSU, das Grundgesetz.
Herr Dobrindt von rechts, und

Markus Söder von Rechts wegen.
Mit dem bayerischen Polizeiauf-
gabengesetz darf gegen unschuldi-
ge Bürgerinnen und Bürger ohne
konkreten Verdacht ermittelt wer-
den.
Der Protest gegen dieses Gesetz

ist Verfassungspatriotismus, mei-
ne Damen und Herren, und das,
was Sie hier machen, ein Angriff
auf unsere Verfassung.
Das stellt den Rechtsstaat selbst

infrage.
Herr Seehofer, Sie sind Verfas-

sungsminister. Man muss sich
wirklich inständig wünschen, dass
Sie unsere Verfassung jetzt mal ge-
gen die CSU verteidigen.
Ich finde ja, Herr Söder kann

gar nicht so viele Kreuze aufhän-
gen, die man anbeten könnte, da-
mit ein baldiges Ende eintritt, der
neue Landtag endlich gewählt ist,
diese populistischen Auswüchse
aufhören und vor allem, damit
die CSU endlich einen Koalitions-
partner bekommt, sodass dort
Vernunft einkehrt, meine Damen
und Herren.
Liebe Frau Nahles, ich habe mir

sehr genau angeschaut, was der
Haushalt hinsichtlich Gerechtig-
keit bietet. Erst einmal habe ich
mich gefragt: Warum haben Sie
eigentlich 13 Stunden, glaube ich,
um das Finanzressort verhandelt,
damit am Schluss Wolfgang

Schäuble Olaf Scholz heißt? Sonst
ändert sich eigentlich nichts.
Noch nie hat eine Regierung

mit so viel Geld so wenig ge-
macht. Die Einnahmen steigen,
und das Land fährt trotzdem wei-
ter auf Verschleiß. Wo finde ich
denn die von Ihnen angesproche-
ne soziale Gerechtigkeit?
Sie können sich doch nicht

hierhinstellen und über die Pfle-
gekräfte reden, und am Ende be-
kommen sie nicht mehr als einen
Tropfen auf den heißen Stein.
Selbst in den Jamaika-Verhand-

lungen hatten wir 25 000 Pflege-
kräfte besprochen. Sie sind mit 8
000 Pflegekräften aus den Ver-
handlungen gekommen. Ich war
in den letzten Wochen in einer
ganzen Reihe von Pflegeheimen.
Die Leute fühlen sich vergackeiert
– so sagt man das bei mir zu Hau-
se –, weil sie sagen: Wir haben
nicht einmal eine Kraft pro Pfle-
geeinrichtung mehr. – Das kann
doch nicht sein. Das ist das Ge-
genteil von Gerechtigkeit. Das ist
doch der Versuch, Leute ruhigzu-
stellen und kleines Karo zu ma-
chen, meine Damen und Herren.
Aber am meisten hat mich er-

schüttert, wie lange hier heute ei-
gentlich über die große Existenz-
frage Ökologie geredet worden
ist. Frau Merkel, wenn ich es rich-
tig angeschaut habe, war es in Ih-
rer Rede, abzüglich des Gedenkta-
ges für die Bienen, eine Minute.
Ist das Neue an der Koalition,
dass man noch nicht einmal mehr
so tut, als ob die ökologische Zu-
kunft des Landes wichtig ist?
Sie stehen oben auf der Zug-

spitze und machen schicke Fotos,
während Sie der Klimakrise zu-
schauen, während
der Gletscher
schmilzt.
Am Ende des Ta-

ges haben Sie nicht
einmal den Hintern
in der Hose, mit ei-
nem einzigen Be-
schluss für mehr
Klimaschutz von
dort wieder herun-
terzufahren.
Das ist doch eine Fortsetzung

der Katastrophe, die wir Klimakri-
se nennen.
Natürlich brauchen wir sofort

den Ausstieg aus der Kohlekraft.
Diese Verzögerungsspielchen mit
einer erneuten Kommission wer-
den nicht mehr weiter funktionie-
ren. Wir werden Sie übrigens auch
nicht daran messen, was Sie mit-
einander verabreden konnten und
ob Sie diese Ziele einhalten. Wir
werden Sie daran messen, was
ökologisch, was in dieser Exis-
tenzfrage tatsächlich notwendig
ist.
Ich will es noch einmal sagen,

nur damit es in Ihren Kopf hi-
neinkommt: Jedes Jahr müssen
durchschnittlich 26 Millionen
Menschen ihre Heimat wegen ex-

tremer Klimaschäden verlassen.
Die Unwetter nehmen zu. 2017
haben Stürme, Erdbeben, Über-
schwemmungen einen Schaden in
Höhe von 330 Milliarden Euro
verursacht. Das ist die Wirklich-
keit, übrigens auch die ökonomi-
sche Wirklichkeit. Daran messen
wir Sie.
Hier auf der Regierungsbank

sitzt das große ökologische
Schweigekartell Deutschlands.
Vergangenes Jahr haben Sie noch
alle gelacht, als über das Bienen-
sterben geredet worden ist. Jetzt
macht man das nicht, wenn man
mal daran denkt, dass das viel-
leicht ein Problem ist.
In Hannover hat gerade ein Su-

permarkt gezeigt, wie es ohne Bie-
nen aussehen würde. Die haben
60 Prozent der Produkte aus ih-
ren Regalen genommen. Ohne
Bienen gäbe es kein Obst, keine
Babynahrung und – vielleicht das
Schlimmste für manche – keine
Schokolade.
Das alles ist systemrelevant.

Täglich verschwinden bis zu 100
Tierarten, und es entstehen keine
neuen. Ich will eine Politik, die
dafür sorgt, dass 2020 mit dem
Artensterben Schluss ist. Ich will
eine Regierung, die das tut. Meine
Damen und Herren, Sie von der
Regierung müssen das wollen,
wenn Sie irgendetwas für die Zu-
kunft dieses Landes und die Zu-
kunft dieser Erde tun wollen. So
geht es nicht weiter.
Schauen wir uns die Verschmut-

zung der Meere durch Plastik an
oder die Auswirkungen der Ver-
schmutzung durch den Diesel; da-
zu haben wir heute etwas gehört.
Das war dieselbe Platte, die ich

schon hundertmal
gehört habe, und
es war dieselbe
Platte, die ich im-
mer von der Auto-
lobby höre. Natür-
lich geht es darum,
dass unsere Auto-
mobilindustrie das
macht, was sie ver-
schlafen hat, näm-
lich in die Zukunft

zu investieren; aber es muss doch
auch darum gehen, dass die Leute,
die von eben dieser Autoindustrie
betrogen worden sind, jetzt tat-
sächlich eine Entschädigung und
eine Hardwarenachrüstung be-
kommen. Das nicht zu veranlas-
sen, ist echtes Versagen von Poli-
tik.
Das führt auch zu einem Miss-

trauen, das die Menschen weiter-
hin haben werden. Auch da kann
man fragen: Wer war eigentlich in
den vergangenen Jahren – Neu-
start hin oder her – zuständig?
Zuständig war im Wesentlichen
immer die CSU, dafür, dass das
alles passieren konnte, dafür, dass
die Themen unter der Decke ge-
halten wurden, und dafür, dass
die Autoindustrie einfach so wei-

termachen konnte.
Ich finde, was in Ihrer Rede,

Frau Merkel, am meisten gefehlt
hat, ist die große Frage: „Wie will
man eigentlich den Zusammen-
halt in dieser Gesellschaft gestal-
ten?“ Sie haben gesagt, Sie hätten
erkannt, dass die Menschen nicht
mehr darauf schauen wollen, wer
zuständig ist. Deswegen kommen
jetzt Grundgesetzänderungen; da-
rüber können und müssen wir
auch reden. Aber nur um das Zu-
ständigsein allein geht es nicht; es
geht auch um großes Denken.
Nehmen wir mal das schöne

Beispiel „Wohnen“. Das ist eine
der größten sozialen Fragen dieser
Zeit. Die Leute flüchten vom Land
in die Städte, weil sie Jobs und
bessere Infrastruktur suchen. Was
sie finden, sind schlechte Luft,
keine Kitaplätze, verdammt teure
Wohnungen, unbezahlbare Mie-
ten und keinen geeigneten Wohn-
raum. Dann sagen Sie: Baukinder-
geld.
Wir sagen: Diese 22 Milliarden

Euro helfen keinem Einzigen, der
die Miete nicht mehr bezahlen
kann.
Das sind Steuergelder, die in

den ohnehin schon überhitzten
Wohnungsmarkt hineinfließen.
Das ist kein geeignetes Instru-
ment.
Es geht doch um die Fragen:

Wie wollen wir zusammenleben?
Wie organisieren wir unsere Städ-
te? Wie ist die Infrastruktur im Be-
reich der Pflege aufgestellt? Ha-
ben wir genügend Kitas? Wie ist
es mit der Integration, meinen wir
das wirklich ernst, ja oder nein?
Ich erwarte von einer Regierung,
die über Zusammenleben redet,
nicht, dass sie an diesen oder je-
nen Punkt ein kleines Bonbon
verteilt, sondern dass sie die
Strukturfrage, das Auseinandertrif-
ten der Gesellschaft, die Armuts-
frage, die Frage: „Wie lebt die Al-
leinerziehende, die am Ende des
Monats nicht einmal das Geld
hat, mit ihren Kindern ‚Jim
Knopf‘ im Kino anzuschauen?“,
in den Mittelpunkt ihrer Politik
stellt; denn die größte Gefahr ist,
dass der Zusammenhalt nicht
mehr funktioniert.
Da hilft auch ganz bestimmt

kein Heimatministerium, was
noch mehr dafür sorgt, dass es
zum Auseinanderdriften kommt.
Da hilft nur, dass Sie sich auf-

raffen und dieses Land zu einem
machen, das modern ist, den Zu-
sammenhalt will und die ökologi-
schen Fragen endlich in den Mit-
telpunkt stellt. Auch das hat Ih-
nen Herr Macron vorgemacht,
und Sie machen es im kleinen Ka-
ro. So, meine Damen und Herren,
geht es nicht weiter.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)

Diese 22 Mil-
liarden Euro
helfen keinem
Einzigen, der die
Miete nicht mehr
bezahlen kann.

Wir haben
nur dieses
eine Europa,

und das
können wir
gestalten.
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Volker Kauder, CDU/CSU:

Bei der Bundeswehr
werden wir nicht lockerlassen

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil-Tuttlingen

Ich möchte mit dem Thema
Europa kurz anfangen, weil es
sowohl für unsere Zukunft von

großer Bedeutung ist, weil es auch
in dieser Haushaltsdebatte eine
Bedeutung hat und weil die Werte
dieses Europas für die allermeisten
in diesem Hohen Haus von gro-
ßer Bedeutung sind.

Diese Werte stammen aus der
christlich-jüdischen Tradition. Zur
christlichen Tradition gehört die
Erkenntnis, dass jeder Mensch
Ebenbild Gottes ist und deshalb
eine unverwechselbare Würde hat.

Wenn es in diesem Haus Kolle-
ginnen und Kollegen gibt, die das
christliche Abendland retten wol-
len und dann über andere Men-
schen so sprechen, wie Sie es ge-
macht haben, Frau Weidel, dann
hat dies mit dem christlichen
Menschenbild nichts zu tun. Es
hat damit null zu tun.

– Sie sind jetzt mal ruhig und
hören zu. Man hat Sie schließlich
erst holen müssen, damit Sie
überhaupt wieder herkommen.
Sie besitzen dieses unglaubliche –
ich sage das jetzt mal – Ding, sich
hierhinzustellen und eine Rede zu
halten, und dann verschwinden
Sie aus dem Plenarsaal.

Damit ich Sie ansprechen kann,
muss man Sie extra holen lassen.

Was sind denn das für Werte,
Frau Weidel?

Sie brauchen mir nicht mehr
mit dem christlichen Menschen-
bild zu kommen. Was Sie heute
gemacht haben, ist das glatte Ge-
genteil davon, und dafür sollten
Sie sich schämen.

Jetzt will ich Ihnen mal was sa-
gen:

Sie müssen es genauso ertragen,
wenn man Sie kritisiert, wie ande-
re auch.

Großmäulig im Austeilen und
schwach im Einstecken – das ist
die AfD.

Kommen wir zum Thema. Liebe
Kolleginnen, liebe Kollegen, in
dieser Haushaltsdebatte gibt es,

glaube ich, drei Schwerpunkte:
Erstens. Was haben wir im Bereich
der Weiterentwicklung unseres
Landes vor? Zweitens. Welche Ant-
worten geben wir auf die Frage der
Herausforderung Europa? Drit-
tens. Wie verhalten wir uns ange-
sichts der großen Konflikte, die
den Frieden in bestimmten Regio-
nen bedrohen und für uns eine
wichtige Aufgabe sind?

Wir haben gesagt: Mit dieser Ko-
alition wollen wir in Deutschland
einiges voranbringen. Wir wollen
dieses Land modernisieren. Das ist
unser Anspruch. Wenn man nun
in den Haushalt 2018 schaut,
sieht man ganz klar, dass damit
der Weg der Modernisierung be-
gonnen wird. Wir haben nicht ge-
sagt – auch der Finanzminister
nicht –, dass wir mit all den Auf-
gaben, die wir haben, im Jahr
2018 fertig sind. Die Planung geht
in den nächsten Jahren weiter.
Dies zeigt sich auch an der Moder-
nisierung der Digitalisierung und
dem schnellen Internet.

Wir setzen uns für die Moderni-
sierung in unserem Bildungswesen
ein. Im Bereich der Forschung und
Innovation geht es ebenfalls vo-
ran. Für all diese Bereiche geben
wir Geld aus. Jetzt aber so zu tun,
als ob es keine Kompetenzvertei-
lungen zwischen Bund, Kommu-
nen und Ländern gäbe, führt uns
nicht weiter, also nach dem Mot-
to: Weil einige Bundesländer es
nicht hinkriegen, ihre Aufgaben in
der Bildungspolitik zu erfüllen,
muss das der Bund machen. So
wird Föderalismus nicht zur Stär-
ke in unserem Land. Es muss na-
türlich jeder seine Aufgabe erfül-
len.

Um es ganz klar zu sagen: Ja,
wir wollen eine Grundgesetzände-
rung im Bereich der Bildung, Frau
Nahles.

Ich möchte aber ganz klar sa-
gen, dass ich darunter nicht verste-
he, dass wir in Zukunft die Lehre-
rinnen und Lehrer aus dem Bun-
deshaushalt finanzieren; darin
sind wir uns auch einig. Wir wol-
len in der Infrastruktur etwas ma-
chen. Klar ist auch, dass die Län-
der ihre Aufgaben bei der Moder-
nisierung der Ausbildung der Leh-
rerinnen und Lehrer in die eigene
Hand nehmen müssen.

Wir haben gesagt: Wir schnüren
ein großes gemeinsames Sicher-
heitspaket. Wir haben miteinan-
der vereinbart, mehr im Bereich
Bundespolizei zu tun. Die Länder
haben ebenfalls gesagt, dass sie für
die Polizei mehr tun wollen. Wir
haben auch gesagt – das ist ein ge-
nauso richtiger
Punkt –: Jeder muss
seinen Beitrag leis-
ten. Das heißt, dass
auch die Länder im
Bereich der Justiz
mehr tun müssen.
Und darauf legen
wir auch großen
Wert.

Ich möchte bei
der Überprüfung
zur Halbzeit der Legislaturperiode
– diese haben wir ja vereinbart,
um zu sehen, was wir erreicht ha-
ben –, aber vor allem am Ende
dieser Legislaturperiode schon
feststellen können, dass jeder sei-
nen Beitrag geleistet hat. Dieses
Land wird nicht moderner, wenn
nur der Bund Geld in die Hand
nimmt und seine Aufgaben erle-
digt. Vielmehr muss jeder auf je-
der Ebene seine Aufgaben erledi-
gen.

Dann wird Deutschland moder-
ner, und darauf legen wir einen
großen Wert.

Das Thema Europa hat, ich fin-
de, zu Recht, eine große Rolle ge-

spielt. Ich habe an diesem Redner-
pult schon mehrfach leidenschaft-
lich für dieses Europa geworben
und immer wieder darauf hinge-
wiesen, nicht zu kleinteilig darü-
ber zu reden. Ich habe darauf hin-
gewiesen, dass gerade für unsere
Generation, die erste Nachkriegs-
generation in Deutschland,
Europa nicht in erster Linie ein
Europa von Euro und Cent war,
sondern dieses Europa eine Werte-
gemeinschaft, eine Friedensein-
richtung ist. Für dieses Europa
möchte ich auch in Zukunft lei-
denschaftlich streiten, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen.

Ich höre regelmäßig von ver-
schiedenen Seiten: Wie kann man
leidenschaftlich für ein Europa
streiten, wenn man nicht alles gut
findet, was Macron oder andere
vorschlagen? Ich sage dazu: Auch
in diesem Europa wird über den
richtigen Weg diskutiert, genau
wie in diesem Deutschen Bundes-
tag. Das ist überhaupt nichts Au-
ßergewöhnliches. – Ich weiß ganz
genau, lieber Herr Kollege Lind-

ner, dass auch Sie
ein leidenschaftli-
cher Europäer sind.

Man kann sich
aber nicht an dieses
Rednerpult stellen
und auf der einen
Seite sagen: Wir
brauchen mehr
Europa. Wo bleiben
die Antworten auf
Macron? – Auf der

anderen Seite sind dann aber –
wenn man genauer hinsieht,
merkt man es – drei Viertel Ihrer
Antworten gegen Macron und ge-
gen das, was gerade diskutiert
wird.

Ich glaube, keiner braucht dem
anderen vorzuhalten, was er nicht
richtig macht. Es wäre richtiger,
wenn wir uns gemeinsam darauf
verständigen: Wir wollen dieses
Europa voranbringen.

Dazu gehört natürlich auch,
dass in diesem Europa eingehalten
wird, was wir miteinander verein-
bart haben. Ich gebe Ihnen einmal
ein Beispiel: Wir haben die – wie
Macron sagt – Bankenunion auf
den Weg gebracht. Das ist über-
haupt keine Frage; das waren wir,
die sie auf den Weg gebracht ha-
ben.

Wir haben aber gesagt: Es gibt
eine Bedingung, die eingehalten
werden muss. Diese lautet: Es
muss eine klare Risikominimie-
rung stattfinden. Wenn die EU-
Kommission dann sagt: „Auf diese
Minimierung warten wir nicht.
Wir gehen weiter“, dann ist dies
ein Vorgang, den ich als Trickserei
bezeichne und der das Vertrauen
nicht stärkt, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

Deswegen ist es völlig richtig,
wenn wir sagen: Wir legen großen
Wert darauf, dass die Regeln ein-
gehalten werden.

Ein noch so leidenschaftlicher
Einsatz für Europa hilft nichts,
wenn wir uns nicht auch an das
halten, was wir miteinander ver-
einbart haben. Auch das ist Teil ei-
ner Wertegemeinschaft.

Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen, einen letzten Hinweis möch-
te ich geben: Ich bin dankbar, dass
die Bundesregierung bzw. die
Bundeskanzlerin sich in diesen Ta-
gen so intensiv mit den außenpo-
litischen Herausforderungen be-
schäftigt. Wir haben heute Nach-
mittag einen großen Kongress der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
zum Thema „Möglichkeiten der
Rückkehr von Christen und Jesi-
den in die Ninive-Ebene“. Mit die-
sem Thema beschäftigen wir uns
schon eine ganze Zeit lang, und
wir sind dem Entwicklungsminis-
ter Müller dankbar, dass er dort ei-
nen großen Beitrag leistet.

Diese Aufgabe ist noch lange
nicht gelöst. Ich kann dazu nur sa-
gen: Wenn man eine solche Dis-
kussion führt, muss man auch zei-
gen können, dass man mit einer
gewissen Kompetenz und Stärke
arbeitet. Dazu gehört, Frau Nah-
les, sowohl die ODA-Quote einzu-
halten als auch die Bundeswehr
auszurüsten. Niemand spricht von
Aufrüsten. Aber ich kann es nicht
akzeptieren, wenn der Wehrbeauf-
tragte, der früher ein SPD-Kollege
im Deutschen Bundestag war, star-
ke Sprüche über den Zustand der
Bundeswehr macht und Sie in der
SPD sagen, dass dagegen nichts
unternommen wird, weil man da-
für kein Geld einsetzen will.

Diese Aufgabenteilung können
wir nicht akzeptieren, beim besten
Willen nicht.

Wir haben die Ausgaben für Ver-
teidigung an die Ausgaben für
Entwicklungshilfe geknüpft. Da-
rauf werden wir auch in dieser Ko-
alition bestehen. Wir hatten bei
unserer gemeinsamen Klausurta-
gung einen guten Start, und das
wollen wir auch fortsetzen. Aber
wir wollen schon, dass – neben
den Ausgaben für Soziales usw.;
das ist alles in Ordnung – auch
unsere Bundeswehr in einen Zu-
stand versetzt wird, der ihren Auf-
gaben entspricht. Da werden wir
nicht lockerlassen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Lachen

der Abg. Dr. Alice Weidel [AfD])
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem die Abge-
ordneten Dr. Alexander Gauland
(AfD), Achim Post (SPD), Simone Bar-
rientos (Die Linke), Dr. Frauke Petry
(fraktionslos), Alexander Dobrindt
(CDU/CSU), Dr. Marc Jongen (AfD),
Martin Gerster (SPD), Monika Grüt-
ters (CDU), Joana Cotar (AfD), Martin
Rabanus (SPD), Erhard Grundl (Bünd-
nis90/Die Grünen) und Patricia Lips
(CDU/CSU).

Wir legen
großen Wert
darauf, dass
die Regeln

eingehalten
werden.

EU-Haushaltskommissar Günther Oettinger (CDU) will mehr Geld. Das ist
im Bundestag umstritten. © picture alliance/Wiktor Dabkowski
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Allgemeine Finanzdebatte zum Haushalt 2018 / 31. Sitzung des 19. Deutschen Bundestages am 15. Mai 2018

Olaf Scholz, SPD, Bundesminister der Finanzen:

Dieser Haushalt ist solide,
gerecht und zukunftsorientiert

Olaf Scholz (*1958)
Bundesminister der Finanzen

Als vor knapp zehn Jahren
mein damaliger Amtsvor-
gänger vor diesem Hause

zum Haushalt 2009 sprach, war
die Weltwirtschaft in einer Krise
und stand vor großen Ungewiss-
heiten. Wir wussten nicht, wie tief
diese werden würde. Nun, ein
Jahrzehnt später, blicken wir auf
eine Entwicklung zurück, in der es
gelungen ist, aus dieser Krise he-
rauszuwachsen – eine gemeinsa-
me Leistung unserer Wirtschaft,
der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer und auch der Politik.

Manche Ökonomen behaupte-
ten seinerzeit, eine antizyklische
Wirtschaftspolitik, wie sie
Deutschland richtigerweise in der
Wachstums- und Beschäftigungs-
krise 2009 verfolgt hat, sei riskant,
weil der Staat auch in guten Zeiten
Begehrlichkeiten stets nachgebe
und Schulden mache. Wir sehen,
sie hatten unrecht.

Nicht recht haben aber auch je-
ne, die nun davon reden, in
Deutschland würde eine zu stren-
ge Sparpolitik verfolgt; denn wir
nutzen unsere finanziellen Spiel-
räume. Sowohl der Haushaltsent-
wurf 2018 als auch die Finanzpla-
nung sehen, verglichen mit den
Plänen des vergangenen Jahres,
zusätzliche Aufwendungen in die-
ser Legislaturperiode in der Grö-
ßenordnung von 46 Milliarden
Euro vor. Seit der Steuerschätzung
der vergangenen Woche wissen
wir, dass wir noch einen weiteren
Spielraum von etwa 11 Milliarden
Euro haben. Auch den wollen wir
gezielt für Investitionen in die di-
gitale Infrastruktur und für Er-
leichterungen für die Bürgerinnen
und Bürger bei den Steuern nut-
zen, insbesondere im Hinblick auf
die kalte Progression. Das hilft
insbesondere den Steuerpflichti-

gen mit kleinen und mittleren
Einkommen. In kurzer Zeit haben
wir mehr als 50 Milliarden Euro
zusätzlich mobilisiert. Wir han-
deln da pragmatisch und sachge-
recht, und wir verehren keinen Fe-
tisch.

Das Vorgehen der Regierung ist
richtig, weil es in eine von klaren
Prinzipien geleitete Haushaltspo-
litik eingebettet ist: Sie ist erstens
solide, zweitens sozial gerecht und
drittens zukunftsorientiert.

Sie ist – erstens – solide, weil
wir zum einen beharrlich planen,
jedes Jahr ohne neue Schulden
auszukommen. Wir gehen damit
sehr sorgfältig mit dem Geld der
Bürgerinnen und
Bürger um. Zum
anderen haben wir
in den guten Jah-
ren die Vorkehrun-
gen für den Fall ge-
schaffen, dass sich
die wirtschaftliche
Lage verändert und
das Klima eintrübt.
Ein Resultat dieser
Vorgehensweise:
Erstmals seit 17 Jahren wird
nächstes Jahr die gesamtstaatliche
Schuldenquote wieder unter einen
Anteil von 60 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts fallen. Auch das
ist solide.

Unsere Finanzpolitik ist – zwei-
tens – sozial gerecht, weil wir den
sozialen Zusammenhalt stärken
und auf der Einnahmeseite darauf
achten, dass Steuern dem Prinzip
der Leistungsfähigkeit folgen.

Zugleich ist unsere Finanz- und
Haushaltspolitik – drittens – zu-
kunftsorientiert, weil sie mit zu-
sätzlichen zielgerichteten Investi-
tionen die Grundlage für den
Wachstumspfad der Zukunft
schafft.

Bis 2022 planen wir mit Ausga-
ben für Investitionen von rund
180 Milliarden Euro. Das sind
rund 23 Prozent mehr als in der
Periode 2013 bis 2017. Allein der
Haushaltsentwurf für dieses Jahr
sieht eine Steigerung der investi-
ven Ausgaben um 3 Milliarden
Euro auf 37 Milliarden Euro vor.
Das sind fast 10 Prozent mehr als
im letzten Jahr.

Manche haben aufgeregt kom-
mentiert, dass sich aus der Haus-
haltsplanung ein Rückgang der In-
vestitionen ab dem Jahr 2020 aus-
machen ließe. Das Gegenteil ist

richtig; denn nicht alle Investitio-
nen, die die Bundesregierung kon-
kret plant, sind als solche im
Haushalt oder im Finanzplan
schon titelscharf abgebildet, und
das ist auch völlig korrekt so. Die
Mittel, die noch nicht mit konkre-
ten Projekten unterlegt sind, sind,
wie auch in früheren Jahren, noch
im allgemeinen Finanzhaushalt
berücksichtigt. Immer dann, wenn
die Voraussetzungen dafür vorlie-
gen, werden diese Ausgaben kon-
kretisiert und als Investitionen
auch in den späteren Jahren des
jetzigen Finanzplanungszeitraums
eingestellt. Ich sage Ihnen deshalb
zu: Wir werden alle Spielräume

dazu nutzen, das so
schnell wie möglich
sichtbar zu machen.
Dann werden alle
sehen, dass die In-
vestitionen in der
Finanzplanung Jahr
für Jahr steigen.

Neben diesem je-
dem bekannten Vor-
gehen kommt dieses
Mal ein Sonderef-

fekt hinzu. Vor einem Jahr wurde
hier im Hause nach intensiven
Diskussionen die Neuordnung der
Bund-Länder-Finanzbeziehungen
beschlossen. Ab 2020 werden die
bisher etwas über 3 Milliarden
Euro Entflechtungsmittel für den
sozialen Woh-
nungsbau, den Ver-
kehr und den
Hochschulbau über
Umsatzsteuerantei-
le an die Länder ge-
geben. Dann wer-
den sie dort für In-
vestitionen ausge-
geben.

Wir sehen also:
Es ist sehr wohl
möglich, in Zeiten wirtschaftlicher
Prosperität die Investitionen deut-
lich zu erhöhen und gleichzeitig
den Haushalt nicht mit zusätzli-
chen Schulden zu belasten. Des-
halb macht es wenig Sinn, abs-
trakte Debatten darüber zu füh-
ren, ob mehr Investitionen oder
mehr Schulden sinnvoll sind. Bei-
des geht: mehr Investitionen ohne
neue Schulden.

Die Debatte über den richtigen
Umgang mit Staatsschulden und
den Finanzmärkten hat auch die
Europapolitik der letzten Jahre be-
stimmt. Nie wieder sollen Steuer-

zahler über Staatshaushalte für
Fehler der Banken geradestehen
müssen. Da gibt es auch heute
noch viel zu besprechen und zu
lösen. Bevor wir das tun, sollten
wir uns hier aber über die grund-
sätzlichen Fragen klar werden.

Europa ist für Deutschland das
wichtigste nationale Anliegen. Ein
starkes Europa ist im Urinteresse
Deutschlands. In einer Welt, die
zur Mitte des Jahrhunderts 10 Mil-
liarden Einwohner haben wird,
wird unsere Stimme nur gehört
werden, wenn wir sie im Chor
Europas mit seinen etwa 500 Mil-
lionen Bewohnerinnen und Be-
wohnern anstimmen.

Als bevölkerungsreichstes Land
und leistungsstarke, exportorien-
tierte Wirtschaft in der Mitte des
Kontinents sind wir auf eine er-
folgreiche Europäische Union an-
gewiesen. Alles, was in Europa ge-
schieht, ist für uns bedeutsam,
und alles, was wir in Deutschland
tun oder was wir nicht tun, hat
Auswirkungen auf unsere europäi-
schen Partner. Mit dieser Verant-
wortung müssen wir klug und ver-
nünftig umgehen.

Die Herausforderungen für
Europa werden nicht kleiner, son-
dern eher größer: Kriege vor unse-
rer Haustür und die Folgen sol-
cher Kriege, mit denen wir umge-
hen müssen – Millionen von
Männern, Frauen und Kindern
sind auf der Flucht, suchen nach
sicheren Häfen, auch in Europa –,
Terrorismus und Fragen der inne-
ren Sicherheit, die niemand igno-
rieren kann, der Aufstieg von De-
magogen und Nationalisten, von
neuen Weltmächten und Funda-
mentalisten, der Klimawandel –

die Liste der He-
rausforderungen in
Europa und für
Europa ist lang.

Das Problem, das
viele Bürgerinnen
und Bürger mit
Europa haben, ist
nicht, dass es zu
stark oder domi-
nant ist, im Gegen-
teil: Das Problem

für viele ist, dass die EU zu
schwach erscheint, zu fragmen-
tiert. Dass Europa zu wenig Ant-
worten auf die fundamentalen
Herausforderungen anzubieten
hat.

In den vergangenen Jahren ha-
ben wir in der Diskussion um die
EU vielleicht ein bisschen zu viel
über den Binnenmarkt geredet
und ein bisschen zu wenig über
die politischen Herausforderun-
gen, die nicht den Binnenmarkt
berühren. Die großen politischen
Fragen, die uns beschäftigen wer-
den, haben wir vernachlässigt.

Es geht um die Souveränität
Europas, wie der französische Prä-
sident Macron zu Recht sagt. Um
es mit seinen Worten zu präzisie-
ren: Es geht um „eine europäische
Souveränität, die es uns ermögli-
chen wird, uns zu verteidigen und
zu existieren“, und zwar „mit un-
seren eigenen Regeln und Präfe-
renzen“.

Wir brauchen die Europäische
Union, um im Verhältnis zu wirt-
schaftlichen Mächten wie China
oder den USA auf Augenhöhe
agieren zu können. Wer mag das
bestreiten angesichts der Wieder-
kehr einer Schutzzollpolitik aus
einem längst vergangenen Jahr-
hundert? Angesichts der Aufkün-
digung von internationalen Ver-
einbarungen wie dem für den
Frieden so wichtigen Nuklearver-
trag mit dem Iran? Es ist ein gutes
Zeichen, dass die EU sowohl im
Handelskonflikt als auch beim
Umgang mit dem Iran-Abkom-
men zusammenbleibt.

Wir brauchen die EU aber eben-
so, um unsere Werte und Interes-
sen gegen illiberale und autoritäre
Regime zu verteidigen, um vor un-
serer europäischen Haustür hand-
lungsfähig zu sein, um für die nö-
tige Entwicklung Afrikas zu sorgen
und für eine Deeskalation im Na-
hen Osten.

Ich stimme deshalb mit Präsi-
dent Macron überein: Wir dürfen
die Souveränität nicht denen
überlassen, die Abschottung wol-
len. Er hat nämlich recht, wenn er
sagt, die tödliche Illusion des Na-
tionalismus mache nicht stark,
sondern schwach – und wir dür-
fen nicht schwach sein. Das hat er
gerade in Aachen gesagt und da-
mit vielen von uns aus dem Her-
zen gesprochen.

„Wir dürfen nicht warten“, sagt
er auch. Und auch das ist richtig.
Dabei steht fest: Vertrauen in
Europa wird nicht durch Abspra-
chen in Hinterzimmern gewon-
nen, sondern indem wir klar sa-
gen, was wir vorhaben, um eine
Mehrheit werben und dann tun,
was wir sagen. Vertrauen in
Europa entsteht in den Herzen
und Köpfen seiner Bürgerinnen
und Bürger, und dafür tragen wir
die Verantwortung.

Im Bereich der Wirtschafts- und
Währungsunion und zur Regulie-
rung der Banken stehen ganz kon-
krete Schritte an. Das eine, was wir
jetzt tun werden, ist der Ausbau
des Europäischen Stabilitätsme-
chanismus. Wir als Regierung ha-
ben festgehalten, dass wir ihn in
Richtung eines Europäischen
Währungsfonds weiterentwickeln
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wollen. Das ist für die künftige
Stabilität der Euro-Zone wichtig.
Vielleicht kann der ESM auch der
Ankerplatz für die letzte Siche-
rungslinie hinter dem einheitli-
chen europäischen Bankenab-
wicklungsmechanismus sein, dem
sogenannten Common Backstop,
der bis spätestens 2024 einzufüh-
ren ist. Mit diesem Mechanismus,
der ja schon bereit-
steht, soll im Falle
von Schieflagen der
Banken der Rück-
griff auf das Geld
der Steuerzahler
vermieden werden.
Es soll außerdem
das europäische
Bankensystem wi-
derstandsfähiger
gemacht werden.
Wichtig ist, dass sowohl der euro-
päische Bankenabwicklungsme-
chanismus als auch ein künftiger
Backstop europäische Institutio-
nen sind und einzelfallbezogene
Entscheidungen treffen. Wahr-
scheinlich macht es Sinn, diesen
Weg in zwei Schritten zu gehen:
Im ersten Schritt können wir den
neuen ESM formen und dann in
einem zweiten Schritt den verän-
derten ESM in das Unionsrecht
überführen, parlamentarisch kon-
trolliert.
Das andere, was nötig ist, ist die

Erhöhung der Stabilität des Ban-
kensektors, indem die Zahl der
ausfallgefährdeten, der notleiden-
den Kredite der Banken, der Non-
performing Loans, endlich redu-
ziert wird. Wir wollen sicherstel-
len, dass sich solche Kredite nicht
wieder in solchen Größenordnun-
gen in den Bilanzen europäischer
Banken finden. Wir wollen dabei
pragmatisch vorgehen, damit alle
Euro-Länder mitgehen können.
Gelingt eine Verständigung in die-
sen Fragen bis zum Sommer,
könnte die Letztsicherung, könnte
der Backstop vielleicht schon frü-
her als 2024 eingerichtet werden.
Solche Fortschritte braucht

Europa jetzt. Wir werden schauen,
dass wir zu klugen Lösungen kom-
men, die für alle funktionieren.
Wir werden Lösungsansätze nicht
aus der nationalen, sondern aus
der europäischen Perspektive den-
ken. Das ist genau der richtige
Weg. Das betrifft natürlich das Ge-
spräch mit Frankreich. Es betrifft
ebenso das Gespräch mit allen an-
deren europäischen Partnern. Al-
les, was wir tun, muss auch die
Unterstützung unserer Partner
und eine Mehrheit finden.
Europa kommt voran. Die Euro-

päische Union hat sich geändert.
Unerfreulich allerdings ist die Ent-
scheidung Großbritanniens, aus
der Europäischen Union auszu-
scheiden. Noch wissen wir nicht,
was der Austritt konkret für uns in
der EU bedeutet. Klar ist aller-
dings: Wenn der Austritt besiegelt
und vollzogen ist, werden wir ei-

nen Nettoeinzahler in den EU-
Haushalt verlieren. Wir haben im
Koalitionsvertrag erklärt, dass
Deutschland bereit ist, nach dem
Brexit mehr für den EU-Haushalt
aufzuwenden. Auch Frankreich
hat seine Bereitschaft erkennen
lassen, das zu tun, und das ist
richtig so.
Vor zwei Wochen hat die Euro-

päische Kommissi-
on ihren Vorschlag
für den ersten
mehrjährigen Fi-
nanzrahmen für die
Zeit nach dem Bre-
xit vorgelegt. Nun
geht es darum, in
den Verhandlungen
zu einem vernünfti-
gen Ergebnis zu
kommen. Dabei

dürfte klar sein, dass nicht alle Er-
wartungen, die mancherorts ge-
hegt werden, erfüllt werden kön-
nen. Ich habe den Eindruck, dass
wir auch mit 1 Prozent der Wirt-
schaftsleistung des größten Han-
delsblocks der Welt einiges bewe-
gen können.
Wichtig dafür ist ein EU-Haus-

halt, der klar auf einen größeren
europäischen Mehrwert, auf die
gemeinsamen Aufgaben Europas
ausgerichtet ist. Wir wollen
Europa dort stark machen, wo die
Nationalstaaten alleine keine gu-
ten Lösungen mehr finden kön-
nen, und ganz konkret auch dort,
wo es den Bürgerinnen und Bür-
gern dient. Es wird stärker als bis-
her darum gehen, öffentliche Gü-
ter Europas zu finanzieren, zum
Beispiel für den gemeinsamen
Schutz unserer Außengrenzen, für
unsere Verteidigung und zum
Schutz gegen den Terrorismus.
In den vergangenen Jahren gab

es eine Phase der Konsolidierung,
die für manche Staaten des Euro-
Raums auch schmerzhaft war.
Jetzt brauchen wir eine Phase der
Investitionen, übrigens auch im
deutschen Interesse. Einige Inves-
titionen für mehr Wachstum sind
bereits auf den Weg gebracht wor-
den. Das europäische Investitions-
programm EFSI zum Beispiel hat
sich hier bewährt. Ich halte es
auch für richtig, Haushaltsmittel
zu bestimmen, die gezielt für wirt-
schaftliche Stabilisierung und
Konvergenz und zur Unterstüt-
zung von Strukturreformen im
Euro-Raum verwendet werden sol-
len.
Eines ist klar: Deutschland

braucht eine starke EU. Die Stär-
kung der Bankenunion und der
mehrjährige Finanzrahmen sind
wichtige Bausteine, die wir jetzt
angehen müssen. Damit aber dür-
fen wir natürlich nicht stehen
bleiben. Weitere mutige Schritte
sind nötig.
So wie Deutschland ein starkes

Europa braucht, braucht Europa
ein starkes, engagiertes und soli-
darisches Deutschland. Im Bun-

deshaushalt und in der Finanzpla-
nung spiegeln sich unsere Schwer-
punkte. Wir wollen mit dem
Haushalt 2018, aber auch den
künftigen Haushalten auf vier
grundlegende Entwicklungen in
unserer Gesellschaft reagieren und
die Weichen für die Zukunft stel-
len.
Erstens. Wir müssen dafür sor-

gen, dass der wachsende Wohl-
stand auch bei allen ankommt.
Seit Jahren erleben wir kontinuier-
lich gute Wachstumszahlen. Wir
haben eine Wirtschaft, um die wir
von vielen beneidet werden. Die
Arbeitslosigkeit nimmt stetig ab –
wir haben die niedrigste Quote
seit der Wiedervereinigung.
Die Zahl der Erwerbstätigen,

auch derjenigen, die einer sozial-
versicherungspflichtigen Beschäfti-
gung nachgehen, nimmt kontinu-
ierlich zu. Löhne und Gehälter
steigen für viele, aber nicht für al-
le, auch real. Das spiegelt sich in
der Konjunktur und in den öffent-
lichen Kassen wider. Unsere
Staatsfinanzen befinden sich in ei-
ner gesunden Verfassung. Das sind
alles gute Nachrichten und gute
Gründe, mit Hoffnung und Zuver-
sicht in die Zukunft zu blicken.
Doch zugleich wissen wir, dass die
Stimmung im Lande vielerorts ei-
ne andere ist und auch einige, die
den ganzen Tag einer qualifizier-
ten Arbeit nachgehen, nicht hin-
reichend teilhaben.
Die zweite Entwicklung ist der

demografische Wandel. Wir wis-
sen, dass wir es in Deutschland
mit einer immer älter werdenden
Gesellschaft zu tun haben. Es ist
sehr erfreulich, dass wir immer
länger leben, doch bleibt das
nicht ohne Herausforderungen. In
diesem Zusammenhang wird die
Dynamik bei den Sozialausgaben
noch steigen, und vor allem kom-
mende Bundeshaushalte werden
das schultern müssen.
Der demografische Wandel zeigt

sich aber auch im Wohnungsman-
gel in den Metropolen und der
Schwierigkeit, gleichwertige Le-
bensverhältnisse in manchen
ländlichen Regionen zu gewähr-
leisten.
Drittens befinden wir uns in der

Frühphase einer technologischen
Revolution ins digitale Zeitalter. Es
geht hier um den Anschluss an
den internationalen Wettbewerb,
aber auch um die menschlichen
Fähigkeiten, mit neuen Technolo-
gien emanzipiert umzugehen und
einem Beruf nachzugehen.
Und viertens sind wir Teil einer

Welt, die leider unsicherer ist, als
wir uns das wünschen.
Es ist im Übrigen das Zusam-

menwirken aller dieser Entwick-
lungen, das dazu führt, dass ein
Teil der Bürgerinnen und Bürger
so verunsichert ist, die Welt nicht
mehr versteht und den Eindruck
hat, dass ihre Interessen und ihre
Erfahrungen keine Rolle mehr

spielen. Die Entscheidung der Bri-
ten, die EU zu verlassen, der über-
raschende Sieg von Donald Trump
in den Vereinigten Staaten, das Er-
starken von Nationalisten in man-
chen EU-Staaten, die politischen
Ansichten und Äußerungen man-
cher in unserer eigenen Gesell-
schaft: Das sind auch Reaktionen
auf eine Welt der Unordnung, ei-
ne Welt, in der viele fürchten, auf
Dauer keinen Platz mehr für sich
zu haben.
Nicht wenige Bürgerinnen und

Bürger haben das Gefühl, nicht
mehr über ihr eigenes Leben be-
stimmen zu können. Das ist eine
in dieser Form relativ neue Ent-
wicklung in der Nachkriegszeit,
zumindest in den wohlhabenden
Gesellschaften des Westens. In den
ersten Jahrzehnten unserer Repu-
blik gab es das Versprechen: Wer
zur Schule geht, eine Ausbildung
absolviert oder studiert, wer seiner
Arbeit nachgeht, wird ein gutes
Leben führen können, mit einer
Beschäftigung, von der man selbst
und auch die Familie leben kann.
Zu viele Bürgerinnen und Bürger
glauben nicht mehr an dieses Ver-
sprechen, und das trotz der guten
Situation in Deutschland. Sie
glauben nicht mehr, dass ihr Le-
ben besser sein wird als das ihrer
Eltern. Und das Leben ihrer Kin-
der besser als das eigene.
Ich sehe einen maßgeblichen

Grund für die Anziehungskraft
von Populisten und mancherorts
die Gefahr für die Demokratie: In
einer Gesellschaft, in der es keinen
Respekt mehr gibt vor ganz realer,
physischer Arbeit, ist der Zusam-
menhalt gefährdet. In einer Ge-
sellschaft, in der Arbeit an Dingen
und mit Menschen weniger wert
erscheint als die Arbeit an imma-
teriellen Symbolen, gerät etwas in
Schieflage. In Deutschland sind
wir noch nicht so
weit. Wir sind noch
sehr gut im Dinge-
machen und stolz
auf Handwerk und
Industrie. Wir wer-
den jedoch ein gro-
ßes Problem be-
kommen, wenn ei-
ne wachsende Zahl
der Bürgerinnen
und Bürger das Ge-
fühl hat, eine Arbeit auszuüben,
die nicht wertgeschätzt wird. Wir
können die Zeit nicht zurückdre-
hen, den technologischen und ge-
sellschaftlichen Fortschritt anhal-
ten. Das wollen wir auch nicht;
denn er hat viel Gutes gebracht
und wird das auch in Zukunft tun.
Doch wir müssen unseren Bürge-
rinnen und Bürgern ermöglichen,
ein gutes Leben zu führen, ohne
dass sie dafür Jura, Betriebswirt-
schaft oder Medizin studiert ha-
ben müssen oder Apps program-
mieren können. Wir sollten uns
vergegenwärtigen, dass wir eine
hoch arbeitsteilige Gesellschaft

sind, in der alle aufeinander ange-
wiesen sind und die Leistung aller
honoriert werden muss. Weil wir
alle Teil unserer Gemeinschaft
sind und niemand auf andere he-
rabblicken darf.
Es geht darum, dass die Bürge-

rinnen und Bürger sicher leben
können in Deutschland. Es geht
um Sicherheit in dreifacher Hin-
sicht: um soziale Sicherheit im
Wandel von Wirtschaft, Gesell-
schaft und Arbeitswelt, um öffent-
liche Sicherheit und Schutz sowie
auch um emotionale Sicherheit,
also um das Gefühl, Halt und Sta-
bilität zu haben in Zeiten der Ver-
änderung. Das Wichtigste ist Ar-
beit und auch, dass jede Arbeit
respektiert wird und dass man von
ihr leben kann. Nur wenn das ge-
sichert ist, wird unsere Gesell-
schaft Zusammenhalt nach innen
und zugleich die Akzeptanz für
die auf uns zukommenden Verän-
derungen haben. Ich zum Beispiel
bin der Überzeugung, dass man
bei Vollzeitarbeit einen Lohn von
mindestens 2 000 Euro brutto
monatlich bekommen sollte; das
halte ich für möglich.
Die Finanzpolitik kann die Ein-

kommenslage von Arbeitnehmern
und ihren Familien unterstützen.
Darum haben wir beschlossen,
den Solidaritätszuschlag Schritt
für Schritt abzuschaffen. Damit
werden wir in einem ersten Schritt
neun von zehn Personen, die heu-
te den Solidaritätszuschlag zahlen,
vollständig von ihm befreien. Wir
haben dafür ab 2021 in der Fi-
nanzplanung eine Vorsorge von
rund 10 Milliarden Euro jährlich
getroffen. Weitere Schritte sind
denkbar.
Aber aktuell hat Vorrang, den

Solidaritätszuschlag für kleine
und mittlere Einkommen abzu-
schaffen und für diejenigen, die

mehr leisten kön-
nen, vorerst noch
nicht. Das haben
wir vereinbart. Das
entsprechende Ge-
setz werde ich früh-
zeitig auf den Weg
bringen.
Mit dem nach

der Steuerschät-
zung hinzugekom-
menen Spielraum

werden wir, wie bereits erwähnt,
dafür sorgen, dass diejenigen, de-
ren Lohn und Gehalt sich erhöht
haben, ab Anfang 2019 davon
mehr behalten dürfen, weil sie
nicht mehr in einen höheren Steu-
ertarif rutschen. Über die Auswir-
kung der kalten Progression wer-
den wir im Herbst dieses Jahres ei-
nen Bericht vorlegen; daran wer-
den wir uns orientieren. Davon
werden dann gerade die Bezieher
kleiner und mittlerer Einkommen
profitieren.
Wir werden auch das Kinder-

geld und den Kinderfreibetrag er-
höhen. Wir wollen Kinderarmut

Wir dürfen die
Souveränität
nicht denen

überlassen, die
Abschottung

wollen.
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reduzieren und erhöhen deshalb
den Kinderzuschlag. Wir erhöhen
des Weiteren das BAföG. Gerade
was kleine und mittlere Einkom-
men angeht, müssen wir über
steuerliche Maßnahmen hinaus-
denken. Wir werden daher auch
die Beiträge in den Sozialversiche-
rungen in den Blick nehmen. Ei-
nerseits werden wir die paritäti-
sche Finanzierung des Beitrags zur
gesetzlichen Krankenversicherung
wiederherstellen. Sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte müssen
dann weniger Beitrag zahlen. An-
dererseits werden wir den Beitrag
zur Arbeitslosenversicherung sen-
ken. Wir wollen zudem unser Vor-
haben umsetzen, die Gleitzone
der sogenannten Midijobs auszu-
weiten, ohne dass dies jedoch ge-
ringere Rentenleistungen zur Folge
hat.
Zur Sicherheit gehört auch, sein

Leben planen zu können. Darum
werden wir das Recht auf befriste-
te Teilzeit bzw. die Brückenteilzeit
einführen.
Leider hat die Zunahme der Fäl-

le von sachgrundloser Befristung
dazu beigetragen, dass immer we-
niger und vor allem junge Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
ihr Leben planen können. Ich sage
ausdrücklich: Diese Praxis gibt es
nicht nur in der Wirtschaft, son-
dern auch im öffentlichen Dienst.
Wir wollen das Thema gesetzlich
angehen. Aber es ist auch ein The-
ma für den Haushalt. Ich habe
den Auftrag erteilt, prüfen zu las-
sen, wie es um sachgrundlose Be-
fristung in der Bundesverwaltung
bestellt ist, und möchte mit mehr
unbefristeten Stellen dazu beitra-
gen, dass der Anteil an Stellen mit
sachgrundloser Befristung deut-
lich reduziert wird.
Wenn wir das Gesetz ändern,

muss der Staat selbst vorbildlich
handeln.
Schließlich wol-

len wir die Perspek-
tive für Langzeitar-
beitslose in
Deutschland ver-
bessern. Dazu
schaffen wir einen
sozialen Arbeits-
markt für diejeni-
gen, die schon län-
ger ohne Erfolg ei-
nen Arbeitsplatz suchen.
Wenn es etwas gibt, das alle Bür-

gerinnen und Bürger unseres Lan-
des – so verschieden sie sind –
verbindet, dann ist das die Erwar-
tung, dass der Staat elementare
Güter wie Bildung, Sicherheit, Ge-
sundheitsversorgung und Infra-
struktur bereitstellt.
Mehr Netto vom Brutto ist zwar

wichtig. Aber ebenso wichtig sind
die Qualität und der Zugang zu
gemeinsamen Gütern und Dienst-
leistungen. Auch diese leisten ei-
nen wichtigen Beitrag dazu, dass
das Leben planbar und bezahlbar
bleibt.

Für das Ziel einer guten Kita
stellen wir mehr Geld bereit. Da-
mit entsprechen wir der Erwar-
tung von Eltern an eine gute Kita.
Sie soll ordentlich ausgestattet
sein und möglichst auch gebüh-
renfrei.
Unsere Bürgerinnen und Bürger

müssen dort, wo sie arbeiten,
auch leben können. Dazu gehört
bezahlbarer Wohnraum. Wir erle-
ben, dass immer mehr Menschen
in die Städte ziehen. Eine natürli-
che Folge der Bewegung in die
Metropolen ist ein wachsender
Druck auf die Wohnungs- und
Mietkosten. Wir wollen aber keine
Situation wie in London, Paris
oder New York, wo sich nur Rei-
chere ein Leben in angemessenem
Wohnraum in den Städten leisten
können. Darum investieren wir in
den kommenden Jahren 2 Milliar-
den Euro in den sozialen Woh-
nungsbau und nutzen die gleiche
Summe für weitere Förderinstru-
mente wie das Baukindergeld.
Es geht schließlich auch um ei-

ne langfristige Verlässlichkeit des
Sozialstaats. Niemand bestreitet,
dass die demografische Entwick-
lung eine Herausforderung ist. Sie
ist es. Und doch helfen uns abs-
trakte Diskussionen über eine ver-
meintliche demografische Zeit-
bombe nicht weiter. Entscheidend
ist, dass wir eine hochproduktive
Ökonomie mit hoher Erwerbsbe-
teiligung haben. Das ist die wich-
tigste Basis dafür, dass sich die Le-
bensleistung auch in der Alterssi-
cherung widerspiegeln kann.
Mit den Verbesserungen bei der

Erwerbsminderungsrente, der
Mütterrente und der Stabilisierung
der Beitragssätze und des Renten-
niveaus leisten wir dazu einen Bei-
trag. Das Weitere für die Zukunft
werden wir in der verabredeten
Rentenkommission besprechen.

Das ist keineswegs
nur eine Sache der
fernen Zukunft:
Noch in dieser Le-
gislaturperiode wird
die Finanzplanung
ja auch die Jahre
2025 und 2026 um-
fassen. Da wird
man die Entschei-
dung, die wir zu
treffen haben, wie-

derfinden.
All dies werden wir uns nur leis-

ten können, wenn wir gleichzeitig
in die Innovation, die Infrastruk-
tur und somit das Wachstum von
morgen investieren. Die Marke
„Made in Germany“ steht weltweit
für Qualität und Verlässlichkeit.
Damit das so bleibt und Deutsch-
land weiterhin zu den Spitzenrei-
tern der Volkswirtschaften zählt,
stellt der Bund bis 2022 zusätzli-
che 2,8 Milliarden Euro für For-
schung und Entwicklung zur Ver-
fügung.
Wir wollen auch die digitale In-

frastruktur verbessern und ausbau-

en. Schnelles Internet soll nicht
davon abhängen, ob man in den
Städten oder auf dem Land
wohnt. Wir werden einen Digital-
fonds einrichten, mit dem wir den
Breitbandausbau fördern: Zum
Beispiel ist das Projekt „Digitale
Schule“ zu nennen. Unsere Schü-
lerinnen und Schüler können so-
mit von einem verbesserten IT-
Ausstattungsniveau profitieren.
Der Fonds wird künftig über die
Erlöse aus der Versteigerung von
5G-Lizenzen finanziert werden.
Bis es so weit ist, werden wir den
zusätzlichen Spielraum aus der
aktuellen Steuerschätzung nutzen
und bereits in diesem Jahr 2,4
Milliarden Euro als Anschubfinan-
zierung in den Fonds investieren.
Unsere Wirtschaft braucht eine

solide, moderne Infrastruktur –
Straßen, Wasserstraßen und Logis-
tik. Darum erhöhen wir auch die
Investitionen in die Infrastruktur
unseres Landes.
Um es noch einmal zu sagen:

Die Investitionen des Bundes stei-
gen in der Zukunft. Aber zugleich
möchte ich darauf hinweisen, dass
nicht alles, was nicht als Investiti-
on ausgewiesen wird, einfach nur
konsumtiv ist. Wenn wir Familien
unterstützen, kann dies auch ein
Beitrag zur Steigerung der Er-
werbsbeteiligung von Frauen sein.
Und alles, was wir jetzt tun, um
Flüchtlinge in den Arbeitsmarkt
zu integrieren, ist nicht nur sozial
geboten, sondern auch Teil einer
Antwort auf den Mangel an Fach-
kräften.
Wir investieren also in den so-

zialen Zusammenhalt und in die
Zukunft unseres Landes. Wir wol-
len insbesondere die Länder und
Kommunen finanziell stärker un-
terstützen, damit sie ihren Beitrag
hierzu ebenfalls leisten können.
Dazu haben wir zusammen mit
dem Bundeshaushalt im Kabinett
Änderungen des Grundgesetzes
auf den Weg gebracht. Diese
Grundgesetzänderungen sind die
Vorboten einer Trendwende.
Bund, Länder und Gemeinden pa-
cken zentrale Zukunftsaufgaben
zukünftig gemeinsam an. Damit
ermöglichen wir mehr Investitio-
nen in Schulen, in Wohnungen
und in den Bereich des öffentli-
chen Personennahverkehrs.
So kann sich der Bund direkt an

der Digitalisierung und Sanierung
von Schulen, am Ausbau der
Ganztagsbetreuung in Schulen so-
wie am Bau und an der Sanierung
von Schienen für U- und S-Bahn
beteiligen. Wir brauchen für diese
Änderung des Grundgesetzes eine
Zweidrittelmehrheit. Ich bitte da-
her alle Fraktionen dieses Hauses
um Unterstützung.
Ein sozial gerechtes Deutsch-

land ist auch ein Deutschland, in
dem Sicherheit für alle gewährleis-
tet ist, gerade für die Bürgerinnen
und Bürger, die besonders darauf
angewiesen sind. Deswegen erhö-

hen wir auch hier die Mittel, und
wir stellen mehr Polizisten ein.
Die Ausgaben für die innere Si-
cherheit haben wir im zweiten
Entwurf für den Haushalt 2018 ge-
genüber dem ersten Entwurf noch
einmal erhöht.
Deutschland steht auch zu sei-

ner internationalen Verantwor-
tung. Für die Jahre 2019 bis 2022
planen wir mit Ver-
teidigungsausgaben
in Höhe von 173
Milliarden Euro.
Auch die direkten
Aufwendungen für
die Entwicklungs-
zusammenarbeit
und humanitäre
Hilfe werden ange-
hoben. Die ODA-
anrechenbaren Aus-
gaben für die humanitäre Hilfe im
Auswärtigen Amt wurden auf rund
1,5 Milliarden Euro erhöht. Damit
wird die ODA-Quote 2018 voraus-
sichtlich auf dem Niveau von
2017 gehalten, wie das von der Re-
gierung auch beabsichtigt ist.
Unsere Verpflichtungen für Si-

cherheit und Verteidigung bilden
sich nicht nur in der Höhe finan-
zieller Mittel, sondern auch in den
Zielen und in den Ergebnissen ab,
die wir damit erreichen. Ein ver-
teidigungspolitisches Konzept
wird nicht schon dadurch gut,
dass es teuer ist. Die internationa-
le Sicherheitspolitik ist nicht dann
erfolgreich, wenn sie ständig mehr
kostet, sondern dann, wenn sie Si-
cherheit garantiert und Verläss-
lichkeit schafft. Nur dann können
wir auch die Bürgerinnen und
Bürger überzeugen. Klar ist, dass
damit aber natürlich auch verbun-
den ist, dass die Aufwendungen
steigen werden, wie wir es ja auch
vorgesehen haben.
Eine wesentliche Säule unserer

Sicherheitspolitik ist eine aktive
Friedens- und Entwicklungspoli-
tik. Sie wird nicht allein mit Ver-
teidigungsausgaben erreicht, son-
dern auch durch Diplomatie, Ge-
spräche, humanitäre Hilfe und
Entwicklungshilfe und auf der Ba-
sis des Rechts. Dazu gehören auch
verlässliche und verbindliche Ab-
kommen. Ich habe es schon ge-
sagt: Die Kündigung des Atomab-
kommens mit dem Iran durch
Präsident Trump gefährdet das
Vertrauen in vereinbartes Recht.
Sie gefährdet auch den Frieden im
Nahen Osten, den wir erreichen
wollen. Die Sicherheitslage wird
noch angespannter, wenn Sanktio-
nen einseitig wieder in Kraft ge-
setzt werden. Das hat auch Folgen
für die wirtschaftliche Entwick-
lung und die Sicherheitslage in
der Region.
Meine Damen und Herren, ich

habe bisher vor allem über Ausga-
ben geredet. Wir wollen aber auch
eine gerechte Gestaltung auf der
Einnahmeseite. Neben der geziel-
ten Einkommensverbesserung für

Arbeitnehmer und Familien ge-
hört zu einer sozial gerechten Fi-
nanzpolitik, dass die gemeinsa-
men Aufgaben gemeinsam finan-
ziert werden und Steuern dem
Prinzip der Leistungsfähigkeit fol-
gen, natürlich ohne dabei den in-
ternationalen Wettbewerb aus
dem Auge zu verlieren. Wir wer-
den darum die steuerpolitischen

Entwicklungen an-
derswo auf der Welt
genau beobachten
und zusammen mit
unseren Partnern in
Europa, allen voran
Frankreich, die
richtigen Antworten
finden. Dabei
schauen wir, wie
wir eine gemeinsa-
me Bemessungs-

grundlage und Mindestsätze bei
der Unternehmensbesteuerung
hinbekommen können.
Wir wollen auch, dass es bei der

Besteuerung fair zugeht. Interna-
tional setzen wir uns dafür ein,
dass wir zu einer modernen und
funktionierenden Besteuerung des
digitalen Marktes kommen. Hier
sind kluge Lösungen gefragt, die
allerdings nicht alle auf der Hand
liegen.
Wir wollen die Arbeiten gegen

Steuerhinterziehung und Steuer-
vermeidung weiter vorantreiben,
international wie national. Auch
das leistet einen Beitrag zum Zu-
sammenhalt. Wie wollen wir den
Bürgerinnen und Bürgern dieses
Landes und der großen Mehrheit
der Unternehmen glaubhaft ver-
mitteln, dass sie regelmäßig ihre
Steuern zahlen sollen, wenn
manche Wohlhabendere und
manche Unternehmen ihren fai-
ren Anteil nicht bezahlen, wenn
jedes Jahr in Deutschland Milliar-
denbeträge am Fiskus vorbeige-
schleust werden, Geld, das in eine
Verbesserung des täglichen Le-
bens von Bürgerinnen und Bür-
gern hätte investiert werden kön-
nen?
Bei alldem geht es nicht nur

um eine Frage der Fairness; es ist
auch eine Frage der Gerechtigkeit.
Meine Damen und Herren, wir

haben in den letzten Wochen
und Monaten lange über die Zu-
kunft unseres Landes debattiert.
Jetzt ist es die Aufgabe, konkret
zu handeln. Wenn wir den von
mir vorgeschlagenen Dreiklang
aus Solidität, sozialer Gerechtig-
keit und Zukunftsorientierung
ernst nehmen, müssen wir diese
drei Prinzipien in Einklang brin-
gen; dann helfen uns immer neue
Forderungen, sei es aus Ideologie,
sei es aus Partikularinteresse,
nicht viel weiter. Wir müssen das,
was wir tun, vor allem daran prü-
fen: Verbessert es die Lebenslage
der Bürgerinnen und Bürger jetzt
und auch in der Zukunft?
Wir müssen und werden in die

digitale Zukunft investieren. Dann

Wir müssen dafür
sorgen, dass der

wachsende
Wohlstand auch
bei allen an-

kommt.

Schnelles
Internet soll nicht
davon abhängen,
ob man in den

Städten oder auf
dem Land wohnt.
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müssen wir aber auch die Gewin-
ner der digitalen Wirtschaft dazu
bewegen, einen Beitrag zu leisten.
Und wir brauchen neue Sicherhei-
ten für die Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer im digitalen

Wandel.
Wir wollen und werden die Net-

toeinkommen verbessern, vor al-
lem der Bezieher unterer und
mittlerer Einkommen. Aber wir
brauchen ebenso Investitionen

und Mittel, um wichtige Güter wie
Bildung, Wohnraum und Infra-
struktur bereitzustellen.

Wir wollen und werden unsere
Verantwortung in Europa und der
Welt wahrnehmen. Aber wenn wir

dies ernst meinen, geht das nicht
zum Nulltarif. Ich bin der Über-
zeugung, dass die neue Bundesre-
gierung mit diesem Haushalt und
der Finanzplanung einen Weg
geht, der klug und ausgewogen ist.

Er ist solide, gerecht und zukunfts-
orientiert.

(Anhaltender Beifall bei der SPD –

Beifall bei der CDU/CSU)

Peter Boehringer, AfD:

Der Steuerbürger wird mit
Schönwetterpropaganda beruhigt

Peter Boehringer (*1969)
Landesliste Bayern

Geehrter Minister Scholz,
das Fazit vorab: Dieser
Haushaltsentwurf ist un-

vollständig und damit irrefüh-
rend. Die Regierung hat keinen
ausgeglichenen Haushalt vorge-
legt, auch wenn sie das seit Wo-
chen medienwirksam behauptet.

In einen seriösen Haushalt ge-
hören alle absehbaren Belastun-
gen realistisch hinein, und das ist
nicht der Fall. Die unterschlage-
nen Belastungen dieses Schatten-
bundeshaushalts summieren sich
auf eine ähnliche Größenordnung
wie die des offiziellen. Die Garan-
tiesummen, die bereits heute für
die Euro-Dauerrettung aufge-
bracht werden, werden eines Tages
zu großen Teilen haushaltswirk-
sam. Es ist unverantwortlich, dass
diese Haftungsaufhäufung in der
Größenordnung von 1 bis 2 Milli-
arden Euro pro Tag seit mindes-
tens 2010 ungehemmt, im Haus-
halt unerklärt und ohne Rücksicht
auf das Verfassungsrecht und ohne
Referendum einfach immer wei-
tergeht und dass die Regierung
den totalen EU-ropa-Wahn statt-
dessen sogar noch ausdehnt.

Herr Minister Scholz, Sie haben
erst vor zehn Tagen gesagt – ich zi-
tiere –:

So diskutieren wir jetzt in Brüs-
sel und vielen anderen Orten

– hier nicht, aber an anderen
Orten –

nicht mehr über das Ob, son-
dern über das Wie der Fortent-
wicklung der Bankenunion.

Damit haben Sie unter anderem
die extrem gefährliche Spareinla-
genvergemeinschaftung EDIS mal
eben so mitgenehmigt. Indirekt
wird durch EDIS bei der nächsten

südeuropäischen Bankenkrise
dann auch der Bundeshaushalt
betroffen sein.

Ebenso ist es bei den absehba-
ren Abschreibungen für TARGET2:
uneinbringliche 900 Milliarden
Euro, die die Bundesbank – und
damit der deutsche Steuerzahler –
eines Tages wird abschreiben müs-
sen.

Genau dasselbe beim deutschen
Anteil an den Billionen nicht voll
werthaltiger Anleihen in der EZB-
Bilanz! Doch das BMF kommt
nicht einmal auf die Idee, in die
Haushaltsplanung auch nur eine
minimale Risikovorsorge für diese
riesigen Summen einzuplanen.
Das alles verschleiert bewusst die
wahre Lage der Finanzen dieses
Landes.

Ganz anders ist es dagegen auf
der Einnahmeseite des Haushalts.
Die geschätzten und unsicheren
Steuermehreinnahmen sind be-
reits verplant. Zwei Drittel der 31
Milliarden Euro aus der erst vorige
Woche veröffentlichten Steuer-
schätzung waren im vorliegenden
Haushalt bereits fest eingestellt.
Hier geht das Einplanen offenbar
superschnell.

Was fehlt sonst noch in diesem
total ausgeglichenen Haushalt?

Erstens: Verteidigungsmehrauf-
wand. Angemeldet sind von der
Union und der Verteidigungsmi-
nisterin selber über 12 Milliarden
Euro als absolutes Minimum. An-
gesichts der inzwischen überall
zugegebenen Einsatzunfähigkeit
der Bundeswehr im Inneren wäre
dieses Geld in der Tat dringend
einzuplanen, damit die Bundes-
wehr wenigstens für ihre klassi-
sche Aufgabe der Landesverteidi-
gung im Inland wieder gerüstet
wäre.

Schwieriger wird es dagegen bei
den Geldern für Weltpolizeiaufga-
ben und völkerrechtlich fragwür-
dige Auslandsabenteuer. Auch die-
se werden absehbar, im Laufe der
Woche, hier im Bundestag gefor-
dert. Die Verteidigungsministerin
wird auch für diese Nachbesserun-
gen willige Abgeordnete finden.
Das ist sozusagen eine parlamen-
tarische Koalition der Willigen für
die vielen militärischen Abenteu-
erkonstellationen der Willigen.
Die morgige Debatte um den Bun-

deswehretat wird also interessant
und muss differenziert geführt
werden. Es ist aber in jedem Fall
bereits sicher, dass Milliarden an
Nachplanungen erforderlich sein
werden.

Zweiter Punkt: die Entwick-
lungshilfe. Minister Müller will
ebenfalls mehr Geld. Sein Minis-
terium braucht 2018/19 eine
knappe Milliarde Euro mehr, als
in der Haushaltsplanung veran-
schlagt.

Drittens fehlt völlig die nächste
Griechenland-Rettung. Das ab
Sommer kommende nächste Grie-
chenland-Rettungspaket ist im
Haushalt in keiner Weise antizi-
piert. Dabei pfeifen es in EU- und
Finanzkreisen die
Spatzen von den
Dächern: Die aktu-
ellen Propaganda-
meldungen zum
ach so tollen Status
des „kaum noch
verschuldeten“
griechischen Staats
und seiner miraku-
löserweise wieder
wettbewerbsfähi-
gen Wirtschaft und des tollen Zu-
stands der griechischen Banken
sind reine Realsatire.

Und doch wurde zu Griechen-
land keinerlei Risikovorsorge im
Bundeshaushalt eingestellt.

Die EU und die EZB machen
schon heute viele Pläne, wie man
diese Rettungskosten gut verste-
cken und zunächst von der Wahr-
nehmung des deutschen Steuermi-
chels fernhalten kann. Einfach ein
paar Beispiele: vorgezogene ESM-
Zahlungen, geheime Eingriffe der
griechischen Zentralbank, zins-
freie Kredite, extrem lange Laufzei-
ten griechischer Bonds, sogenann-
te Schlechtwetterfonds, sogenann-
te Kriseninstrumente, Bad Banks
und weitere Bondaufkäufe durch
die EZB. All das wird derzeit in
Brüssel diskutiert, teilweise bereits
gemacht. Das läuft wie immer
nach dem bewährten Motto, auf
die jede dieser Maßnahmen hi-
nausläuft: Deutschland wird zah-
len.

Oder im französischen Original:
„L‚Allemagne paiera.“ Wie alle
französischen Präsidenten min-
destens seit Mitterrand hat auch

Macron genau das verlangt. In
vorhersehbarer Unlogik bekommt
er für diese Anmaßung und für
seine ach so unsäglich großen An-
strengungen um die EU auf deut-
sche Kosten gar noch den inzwi-
schen berüchtigten Karlspreis.

Dieses Spektakel von Aachen er-
innerte übrigens wirklich an sur-
reale DDR-Endzeitfolklore. Diese
totalen EU-ropäer feierten sich
selbst und ihren Sonnenkönig un-
beirrbar. Der Zahlmeister
Deutschland zeichnete den Zah-
lungsforderer Macron für dessen
Zahlungsforderungen aus, Lauda-
tio der Kanzlerin inklusive. Mehr
Selbstaufgabe geht gar nicht.

Viertens: die Migrations- und
Integrationskosten. Auch sie sind
im Haushaltsentwurf oft unvoll-
ständig und intransparent dekla-
riert. Man feiert seitens der Bun-
desregierung die angeblich höhe-
ren Sozialleistungen. Doch viel-
fach sind dies einfach nur ver-
steckte Zuwanderungskosten.
Über 50 Prozent der Hartz-IV-

Empfänger haben
einen Migrations-
hintergrund. Ähn-
lich sieht es im so-
zialen Wohnungs-
bau aus, dessen Mit-
tel wegen der uferlo-
sen Zuwanderung
permanent gestei-
gert werden müssen.
Irgendwo müssen
die jährlich Hun-

derttausende mittellosen Bereiche-
rer aus aller Welt ja untergebracht
werden.

Auch nicht zu vergessen sind die
Propagandakosten pro Migration,
etwa die 100 Millionen Euro im
Haushalt des sogenannten „De-
mokratie leben!“-Programms, das
ein Programm zur Unterdrückung
jeder Kritik an der Grenzauflö-
sungspolitik ist.

Hier wird mit öffentlichen Mit-
teln an linksextreme und selbst
antidemokratische Vereine, wie
zum Beispiel die Amadeu-Anto-
nio-Stiftung oder Erdogans DITIB,
die öffentliche Meinung einfach
gekauft.

Fünftens – auch das fehlt –: hö-
here EU-Beiträge. Kommissar Oet-
tinger hat eben absurde 12 Milli-
arden Euro als deutschen Mehr-
beitrag pro Jahr an die EU gefor-
dert.

Auch diese Gelder haben wir in
der mittelfristigen Finanzplanung
bis 2020 nicht gefunden. Im Übri-
gen wären diese 12 Milliarden
ziemlich genau der Betrag, den
England nach dem Brexit nicht
mehr bezahlen wird. Deutschland

würde damit alleine die Lücke
schließen, die der Brexit reißt –
ein völliger Wahnsinn!

Weiterhin fällt auf: Der Haus-
halt enthält einige taktisch klar ge-
plante Wahlgeschenke schon im
Hinblick auf die Bundestagswahl
2021, diese zumeist in Form von
Subventionen und Ausgabenerhö-
hungen, leider kaum in Form von
Investitionen und Steuersenkun-
gen. Das gilt für die ganz „zufäl-
lig“ ab 2021 greifenden Förderun-
gen des Wohneigentums für Fami-
lien, wobei das neue Baukinder-
geld in Höhe von 400 Millionen
Euro pro Jahr noch nicht einmal
die Euro-Rettungskosten von
zwölf Stunden erreicht.

So viel zu den Prioritäten dieser
Regierung. Auch die allgemeine
Kindergelderhöhung greift voll
erst ab 2021. Und auch die Verän-
derung beim Solidaritätszuschlag
greift erstens viel zu kurz und
zweitens auch erst ab 2021. Selbst
30 Jahre nach der deutschen Ein-
heit soll der Soli immer noch
nicht abgeschafft werden, zumin-
dest nicht ganz.

Last, not least: Obwohl es ei-
gentlich keine neue Regierungs-
konstellation gibt, gönnt sich die
alte-neue GroKo 200 zusätzliche
und gut dotierte Planstellen in
den neu zugeschnittenen Ministe-
rien: Alleine das Innenministeri-
um bekommt 100 neue Stellen,
und im BMF wird gleich ein neues
sogenanntes „Vizekanzleramt“ ge-
schaffen, eine völlig neue Teilbe-
hörde mit 41 Stellen.

Zusammenfassend: Diese Regie-
rung ist teuer. GroKo steht für
„große Kosten“.

Statt überfälliger Steuersenkun-
gen – wir hoffen auf ein paar
mehr, aber das ist bis jetzt nicht
erkennbar – sehen wir im Entwurf
explodierende Ausgaben, während
andererseits die großen Risiken
durch die Euro-Rettung schlicht-
weg ignoriert werden. Es ist ein
Haushalt der Täuschungen und
zudem ein klassisch sozialisti-
scher: Das Verteilen von nicht
nachhaltigen Einnahmen steht im
Vordergrund. Man nimmt keine
Rücksicht auf den deutschen Steu-
erzahler, dessen Fleiß die aktuelle
Geldschwemme überhaupt erst er-
möglicht hat.

Dieser Steuerbürger wird mit
Schönwetterpropaganda beruhigt,
während er gleichzeitig zahlen
muss wie nie zuvor in der Ge-
schichte dieses Landes.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der AfD)
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Eckhardt Rehberg, CDU/CSU:

Ein Dreiklang aus Entlastung,
Solidität und Seriosität

Eckhardt Rehberg (*1954)
WK Meckl.-Seenplatte II-LK Rostock III

Kollege Boehringer, wenn
ich es richtig mitgezählt
habe, brachten Sie im

Deutschen Bundestag fünfmal die
gleiche Soße, wenn ich die Sitzun-
gen des Haushaltsausschusses
noch dazuzähle – da sagten Sie
das noch einmal dreimal – war es
achtmal die gleiche Soße.

Ich mache Ihnen einmal einen
Vorschlag: Schaffen Sie sich einen
neuen Kopierer an, und halten Sie
hier einmal eine sachgerechte Re-
de, die sich mit dem Bundeshaus-
halt 2018 und der Finanzplanung
bis 2022 befasst. Das ist mein Vor-
schlag an Sie.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, dieser Bundeshaushalt mit
der Finanzplanung steht in einer
Kontinuität: keine neuen Schul-
den bis zum Jahr 2022. Er setzt
Schwerpunkte für Zukunft und
Wachstum, er sorgt durch Mehr-
ausgaben für den Zusammenhalt
in unserem Land, und wir werden
die Bürger in dieser Legislaturperi-
ode massiv bei Steuern und Abga-
ben entlasten.

Ich meine, dieser Dreiklang aus
Entlastung, Solidität und Seriosi-
tät ist richtig und passt zusam-
men.

Allen, die eben gelacht haben,
sage ich: Wir werden in dieser Le-
gislaturperiode eine Gesamtentlas-
tung – so ist es aktuell geplant –
in Höhe von 64 Milliarden Euro
bis zum Jahr 2021 vornehmen,
und zwar bestehend aus Absen-
kungen bei den Sozialabgaben,
Kindergelderhöhung, Reduzierung
des Soli, Erhöhung des Grundfrei-
betrages und Bekämpfung der kal-
ten Progression. Das macht allein
im Jahr 2021 eine steuerliche Ent-
lastung in Höhe von 25 Milliar-
den Euro und eine Entlastung bei
den Abgaben insbesondere für Be-
zieher niedriger Einkommen in
Höhe von 8,5 Milliarden Euro
aus. Dieses erarbeiten wir uns bis
dahin im Gegensatz zu Ihnen von
der AfD, die Sie den Leuten vor-

gaukeln, es sei möglich, die Mehr-
wertsteuer um 7 Prozentpunkte zu
senken und den Soli sofort abzu-
schaffen. Das wären 100 Milliar-
den Euro weniger Einnahmen für
den Gesamtstaat; das hieße weni-
ger Geld für Schulen, weniger für
Polizei, weniger für sozialen Zu-
sammenhalt. Das ist Ihre Politik!

Unsere ist eine gänzlich andere.
Das haben wir uns in einem

Jahrzehnt erarbeitet; Finanzminis-
ter Scholz ist darauf eingegangen.
Im Haushalt 2010 haben wir mit
einer Verschuldung in Höhe von
86 Milliarden Euro bei einem
Haushaltsetat von etwa 300 Milli-
arden Euro begonnen. Seit 2014
haben wir keine neuen Schulden
mehr gemacht. Wir werden in die-
sem Jahr oder im nächsten Jahr
im Rahmen der
Maastricht-Krite-
rien die Schulden-
standsquote auf
unter 60 Prozent
bringen. Wir halten
die Schuldenbrem-
se ein. Ich meine,
das ist nachhaltige
Haushaltspolitik:
ohne Schulden, mit
Überschüssen in
Wachstum und Zusammenhalt in-
vestieren. Überschüsse sind für
uns kein Fetisch, sondern das Er-
gebnis einer nachhaltigen Haus-
halts- und Finanzpolitik.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, man muss gelegentlich daran
erinnern, dass nach der Steuer-
schätzung der Gesamtstaat 63 Mil-
liarden Euro mehr einnimmt. Auf-
geteilt sind das für den Bund
knapp 30 Milliarden Euro, für die
Länder etwa 25 Milliarden Euro
und für die Kommunen 9 Milliar-
den Euro. Wenn ich mir die Steu-
erzuwächse anschaue, stelle ich
fest, dass sie bei den Kommunen
besonders stark sind, während sie
bei den Ländern weniger stark
und beim Bund am schwächsten
sind. Schaut man sich die Steuer-
schätzung bis 2022 an, muss man
heute schon 10 Milliarden Euro
Soli abziehen und außerdem 10,5
Milliarden Euro an Kfz-Steuer für
drei Jahre. Das heißt, wir werden
nicht nur die Bürger entlasten,
sondern auch bei den Bund-Län-
der-Finanzbeziehungen 10 Milli-
arden Euro mehr für Länder und
Kommunen zur Verfügung stellen.

Herr Minister Scholz, ich bin
beim Thema Entflechtungsmittel
völlig bei Ihnen. Aber ich sage Ih-
nen: Warum machen wir die
Grundgesetzänderung im Bereich
des sozialen Wohnungsbaus?

Über das letzte Jahrzehnt hat der
Bund für 200 000 Sozialwohnun-
gen Geld zur Verfügung gestellt,
aber es wurden nur 120 000 Sozi-
alwohnungen von der Länderge-
samtheit gebaut. Hamburg und
Bayern – Herr Scholz, Sie sind ein
ehemaliger Ministerpräsident, ne-
ben Ihnen sitzt noch einer; Sie ge-
hören nicht zu den großen Sün-
dern der Verwendung von Bundes-
mitteln – sind davon ausdrücklich
ausgenommen; beide Länder ha-
ben einen eigenen Anteil geleistet.
Angesichts der Entflechtungsmit-
tel in Höhe von 3 Milliarden Euro
und der Eigenverantwortung der
Länder – und ich sehe, wo wir die
Länder ohne Gegenleistung ent-
lasten: dieses Jahr 5 Milliarden
Euro für Länder und Kommunen,

BAföG-Entlastung
ohne Gegenleis-
tung; ich kann das
weiter fortführen –,
gehört es, glaube
ich, zur Gesamtver-
antwortung im Fö-
deralismus, dass die
Länder das vom
Bund zur Verfügung
gestellte Geld auch
verantwortungsvoll

und sachgerecht einsetzen, damit
wir nicht zu Mitteln wie einer
Grundgesetzänderung greifen
müssen, um das Geld für den
Wohnungsbau dort ankommen zu
lassen, wo es hingehört. Zur Ge-
samtverantwortung gehören
Bund, Länder und Kommunen, al-
le zusammen, liebe Kolleginnen
und Kollegen.

Sie sind auch auf die deutliche
Steigerung der Mittel für die inne-
re Sicherheit eingegangen, 45 Pro-
zent mehr seit 2013. Auch bei den
Verkehrsinvestitionen ist ein deut-
licher Aufwuchs zu verzeichnen.
Zunehmend stoßen wir aber an
Grenzen, nicht nur im Verkehrsbe-
reich. Überhaupt nicht zufrieden-
stellend sind die Abflüsse beim
Fonds zur Förderung von Investi-
tionen finanzschwacher Kommu-
nen in Höhe von 7 Milliarden
Euro. Überhaupt nicht zufrieden-
stellend sind die Umsetzungszah-
len beim Budget für den Kitaaus-
bau in Höhe von 1,7 Milliarden
Euro. Im ersten Paket sind gerade
einmal 700 Millionen Euro abge-
flossen, 87 Prozent zweckgebun-
den; vom zweiten Paket ist noch
gar nichts abgeflossen.

Die Herausforderung der nächs-
ten Jahre wird nicht nur sein, Geld
zur Verfügung zu stellen. Die He-
rausforderung wird sein, endlich
das Planungsrecht zu entrümpeln,
damit das Geld für Infrastruktur-
investitionen, für Gebäudesanie-
rungen, für den Neubau zügiger
und besser fließen kann.

Herr Minister Scholz, ich hoffe,
Sie stellen sich da an die Spitze
der Bewegung. Hinzu kommt –
auch das darf man nicht aus dem
Blick verlieren – folgende Situati-
on: Nicht nur in Mecklenburg-
Vorpommern, sondern in vielen
anderen Bundesländern schreiben
Kommunen aus; aber es gibt keine
Angebote oder nur Mondschein-
angebote. Wir müssen an dieser
Stelle aufpassen, dass das, was an
Investitionsmitteln zur Verfügung
steht, und das, was an Baukapazi-
täten vorhanden ist, sich in etwa
die Waage hält, damit die Bauprei-
se nicht über Gebühr steigen und
wir dann nicht die Leistungen be-
kommen, die wir dafür eigentlich
bekommen müssten. Hier muss
also eine Ausgewogenheit vorhan-

den sein.
Liebe Kolleginnen und Kolle-

gen, mit Blick auf die Länder und
Kommunen ist natürlich auch die
Frage zu stellen, welche Verant-
wortung sie für ihre originären
Aufgaben wahrnehmen. Kinder-
gärten sind keine Bundesaufgabe,
Schulen sind keine Bundesaufga-
be, Hochschulen sind überwie-
gend keine Bundesaufgabe. Die
Länder hatten im letzten Jahr ei-
nen Nettoüberschuss von 12,4
Milliarden Euro, die Kommunen
einen von 9 Milliarden Euro, und
in diesem Jahr haben wir für die
Länder eine Prognose von noch
über 12,4 Milliarden Euro. Deswe-
gen frage ich manche Ministerprä-
sidentin und manchen Minister-
präsidenten, die immer nur gezielt
auf den Bund schauen: Was ist
denn Ihre eigene Verantwortung?
Wofür sind die Länder noch selber
zuständig, wofür übernehmen sie
mit ihrem Geld Verantwortung? Es
wird meines Erachtens in dieser
Legislaturperiode darauf ankom-
men, hier wieder Ausgewogenheit
herzustellen. Verantwortungsge-
meinschaft sollte eines der Ziele
sein.

Neben der Gesamtverantwor-
tung von Ländern und Kommu-
nen geht es auch um den Auf-
wuchs im Haushalt für den sozia-
len Bereich. Hier sind wir mittler-
weile bei 52 Prozent. Wir investie-
ren, wir entlasten die Bürger, und
dies alles ohne Schulden. Ich freue
mich – ich habe das an dieser Stel-
le schon einmal gesagt –, meinen
drei Enkeln gegenübertreten und
ihnen sagen zu können: Mit dem
Haushalt 2018 und in der Progno-
se für die nächsten Jahre laste ich
euch keine zusätzliche Bürde auf.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei

Abgeordneten der SPD)
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Zur Gesamtver-
antwortung

gehören Bund,
Länder und

Kommunen, alle
zusammen.

Deutschland ist aktuell in guter finanzieller Verfassung: Die Schuldenuhr des Bundes der Steuerzahler läuft
inzwischen rückwärts. © picture alliance / Paul Zinken/dpa
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Otto Fricke, FDP:

Nichts Neues und
nichts Besseres

Otto Fricke (*1965)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Es ist schwierig, nach einer
solchen Situation, in der
wir uns alle wieder einmal

bewusst werden, dass wir Men-
schen sind mit unseren Stärken
und Schwächen, zurück zum
Haushalt zu kommen, aber da
der Haushalt am Ende ja das
Schicksalsbuch unserer Nation
ist, ist das vielleicht ein Über-
gang.

Es ist die zwölfte Einbringung
eines Haushalts, die ich erleben
darf. Herr Minister, ich muss ehr-
lich sagen: Ich habe selten, ei-
gentlich noch nie erlebt – bei Ih-
ren Vorgängern war es immer an-
ders –, dass der Finanzminister so
wenig Emotionen mit diesem so
wichtigen Schick-
salsbuch unserer
Nation verbindet.

Ich hoffe für un-
ser Land, dass da
mehr kommt;
denn es geht beim
Haushalt auch da-
rum, zu kämpfen
und etwas zu tun.

Vorab eine An-
merkung zu for-
malen Dingen: Herr Minister, ich
hätte mich auch gefreut, wenn
Sie einmal – wie all Ihre Vorgän-
ger in den Jahren zuvor – den
Weg in den Haushaltsausschuss
gefunden hätten, bevor wir hier
die Debatte führen.

Ja, wir haben eine Telefonkon-
ferenz gemacht, aber das ist bis-
her einfach zu wenig. Der Haus-
haltsausschuss hat bisher noch
nicht einmal eine Ankündigung
erhalten, wann der Herr Minister
denn kommen wolle. Vielleicht
wird es dann sein, wenn Sie Ihren
eigenen kleinen Hausetat vertei-
digen.

Aber ich muss schon sagen: Im
Zusammenspiel zwischen Haus-
haltsausschuss und Bundesregie-
rung muss da noch einiges mehr
kommen.

Meine Damen und Herren, der

Haushalt hat eine Linie. Die Linie
heißt: Weiter so.

Wir bekommen mehr Geld, das
haben wir in den letzten vier Jah-
ren auch bekommen, das hat ei-
gentlich ganz gut funktioniert,
und wir machen weiter so. Aber
was nicht zu erkennen ist, sind
wirkliche Schwerpunkte; das hat
man bei Ihrer Rede gemerkt: ein
Gleiten durch die Welt. Für mich
war das eher eine Regierungser-
klärung eines Vizekanzlers, der
mal mehr werden will, aber es
war nicht die Einbringung eines
Haushaltes durch den Finanz-
und Haushaltsminister.

Schauen wir es uns einmal an.
Bei der Investitionsquote fällt Ih-
nen dann nachher auf: Oh Gott,
oh Gott, die Finanzplanung zeigt
wirklich, dass sie nach unten
geht. – Sie setzen an Stellen, die
die Zukunft bedeuten, keine Zei-
chen, sondern Sie lassen es glei-
ten. Sie machen einfach weiter so
und sagen: „Es wird sich nachher
schon ändern“, und das bei einer
Finanzplanung – nicht bei titel-
scharfen Dingen –, die Sie selber
festlegen, Herr Finanzminister.

Meine Damen und Herren, das
sendet auch ein Zeichen nach
draußen. Wenn ein Staat zwar
numerisch die Investitionen stei-

gert, aber die Inves-
titionsquote lang-
sam runtergleiten
lässt, dann fragen
sich doch Privatun-
ternehmen, die den
wesentlichen Teil
der Investitionen in
diesem Land aus-
machen: Warum
sollen wir denn in
Deutschland inves-

tieren, wenn selbst der Staat es
nicht tut? Hier zeigen Sie erneut,
dass es Ihnen nicht um Neues,
um Besseres, um die Zukunft
geht, sondern nur um das Gestal-
ten der Gegenwart und das Abar-
beiten der Vergangenheit.

Herr Minister, wo sind – das
habe ich bei Ihren Vorgängern er-
lebt, und zwar egal von welcher
Partei – die Dinge, bei denen Sie
einmal das tun müssen, was ein
Finanzminister tun muss, näm-
lich Nein zu sagen? Wo sagen Sie
Nein? Gibt es wesentliche Ausga-
ben, bei denen Sie gesagt haben:
„Mit mir, Scholz, gibt es das
nicht, auch wenn es das mit mei-
nem Vorgänger gegeben hat“? Wo
sagen Sie bei Subventionen Nein?
In Nordrhein-Westfalen läuft in
diesem Jahr eine Subvention aus,
die nicht leicht abzubauen war.

Was machen Sie? Sie sagen: Ich
mache eine neue Subvention, die
nichts anderes ist als die Eigen-
heimzulage, die Koch/Steinbrück
und eine Große Koalition unter
großen Schmerzen abgebaut ha-
ben, und baue die langsam, aber
sicher in Milliardenhöhe auf. An-
statt die Leute zu entlasten, gehen
Sie hin und sagen: Ich verteile
Geschenke, mache neue Subven-
tionen, streiche keine Ausgaben;
ich mache weiter so. – Das ist kei-
ne Haushaltspolitik.

Man könnte denken: Na ja,
neun Jahre laufen gut, vielleicht
gehe ich an einer anderen Stelle
einmal hin und trenne mich von
Dingen, die der Staat nicht unbe-
dingt mitschleppen muss: Stich-
wort „Privatisierung“.

Man muss doch als Finanzmi-
nister überlegen: Warum bin ich
eigentlich direkt oder indirekt
noch Eigentümer eines Weltlogis-
tikunternehmens? Warum bin ich
noch Eigentümer eines Unter-

nehmens bei der Bahn, die eine
Tochtergesellschaft, DB Schenker,
hat, die sich international im
Wettbewerb mit dem anderen
Unternehmen, das ich habe, be-
findet? Warum ist der Staat ei-
gentlich noch Eigentümer eines
Telekommunikationsunterneh-
mens, das mit dreistelligen Milli-
ardenbeträgen auf dem amerika-
nischen Markt eine
Fusion anstrebt? Ist
das die Aufgabe ei-
nes modernen Staa-
tes? Ist das ein Blick
in die Zukunft?
Nein.

Das, was Sie ma-
chen, ist: Hauptsa-
che Dividenden,
Hauptsache „Wei-
ter so“.

Zum Stichwort „Steigerung der
Ausgaben“. Sie beziehen sich da-
bei immer wieder auf die Sozial-
quote. Ja, an der Sozialquote
kann man messen, ob man eine
sozialverantwortliche Regierung
hat. Deswegen sage ich – Sie wer-
den jetzt fragen: warum sagt er
das für die schwarz-gelbe Regie-
rung? –: Die höchste Sozialquote
hatten wir in der Vergangenheit
in den Jahren 2009 und 2010.
Warum? Weil wir, als es dem
Land in einer wirtschaftlichen

Krise nicht gut ging, durch geziel-
te Injektionen in die Sozialpolitik
dafür gesorgt haben, dass es wie-
der aufwärtsgehen konnte.

Sie hingegen schrauben die So-
zialquote in Jahren hoch, in de-
nen es der Wirtschaft eigentlich
sehr gutgeht. Das ist ein Weiter-
so, das ist nichts Neues und
nichts Besseres.

Zum Schluss:
Herr Minister, ich
hätte von Ihnen
das erwartet, was
man von einem
ehrbaren Hambur-
ger Kaufmann er-
wartet. Ich hätte
erwartet, was einer
Ihrer Vorgänger,
nämlich Helmut
Schmidt, bei der

Einbringung des Haushalts 1974
gesagt hat: Sicherlich muss man
bei jedem Haushalt auch immer
den Rotstift gebrauchen, um
dann andere gute Dinge zu tun. –
Das kann ich bei Ihrem Haushalt
nicht feststellen. Sie sind bisher
leider nur Vizekanzler, aber noch
nicht Finanzminister.

(Beifall bei der FDP)
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Johannes Kahrs, SPD:

Wir wollen regieren, wir regieren,
der Haushalt zeigt das

Johannes Kahrs (*1963)
Wahlkreis Hamburg-Mitte

Otto, jetzt weiß ich, was
ich vier Jahre lang nicht
vermisst habe. Im Ergeb-

nis ist billiger Populismus ehrli-
cherweise ein bisschen einfach,
und für einen Norddeutschen ist
die Rede, die Olaf Scholz gehal-
ten hat, für seine Verhältnisse re-
lativ lebhaft.

Es gibt Menschen, die populis-
tisch unterwegs sind, und es gibt
eben Menschen, die auf der Sach-
ebene unterwegs sind, die einen
fundierten Haushalt vorlegen,
der sauber durchfinanziert ist. Sie
versprechen nichts, was sie nicht

halten können. Sie hupen nicht
laufend in der Gegend herum
und sind nicht gefrustet, weil sie
selber nicht regieren können. Sie
erzählen nicht davon, was sie sel-
ber alles unter Schwarz-Gelb ge-
macht haben. Wir könnten jetzt
über die missglückte Brennele-
mentesteuer reden, die uns etli-
che Milliarden Euro gekostet hat.
Wir könnten uns jetzt über die
Luftverkehrsteuer unterhalten,
die Sie als Steuererhöhungspartei
eingeführt haben. Es gibt viele
Dinge, über die wir reden könn-
ten. Das Erbe der FDP ist ein bit-
teres. Wir reden aber über den
Haushalt – da haben Sie recht –
der nächsten vier Jahre.

In den nächsten vier Jahren –
das hat Olaf Scholz in Absprache
mit CDU, CSU und SPD hier vor-
gelegt – gibt es einen Haushalt,
in dem wir investieren, in dem
wir auf der einen Seite etwas für
Familien mit Kindern tun und
gleichzeitig den Staat stärken. Wir
geben auch für die Polizei mehr
Geld aus. Wir investieren in Be-
reichen, die uns wichtig sind.
Europa wird mehr Geld kosten;
das ist so. Das hat Herr Boehrin-

ger von der AfD zwar erwähnt, er
hat aber vergessen, zu sagen, dass
wir auch die Hauptprofiteure der
Europäischen Union sind.

Europa ist wichtig. Europa ist
gut. Europa ist unsere Zukunft. Es
gilt, Europa nicht immer
schlechtzureden. Es gilt, auch in
schwierigen Zeiten zu Europa zu
stehen und Europa zu stärken.
Einzelne Staaten können die Pro-
bleme, die vor uns liegen, natio-
nal nicht lösen. Man kann sie nur
gemeinsam lösen. Das gilt für das
Verhältnis zu den um uns herum
liegenden Ländern. Das gilt für
Umweltpolitik. Das gilt für Ent-
wicklungspolitik. Das kriegen wir
nicht alleine hin.

Wenn man kurzsichtig denkt
und sich auf seinen eigenen klei-
nen geistigen Horizont be-
schränkt, dann kommt man über
die deutschen Landesgrenzen
nicht hinweg. Wenn man aber ei-
ne Politik für dieses Land, für
Europa, für die Menschen hier
macht, dann legt man genau ei-
nen solchen Haushalt vor, wie
Olaf Scholz ihn vorgelegt hat,
und dann weiß man, dass dieses
Land in den nächsten vier Jahren
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Es geht
beim Haushalt
auch darum,
zu kämpfen

und etwas zu
tun.

Meine Damen
und Herren, der

Haushalt hat
eine Linie.

Die Linie heißt:
Weiter so.
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in guten Händen ist. Beide Part-
ner wollen regieren und werden
regieren; das sieht man diesem
Haushalt auch an.

Wenn man über Familien mit
Kindern redet, dann kann man
über das Kindergeld und über das
Baukindergeld reden. Wir Sozial-
demokraten haben uns dafür ein-
gesetzt, dass dieses nicht nur für
Neubauten, son-
dern auch für Be-
standsbauten gel-
ten soll, dass es
zum 1. Januar 2018
eingeführt werden
soll, damit Famili-
en mit Kindern da-
von entsprechend
profitieren können
und Eigentum ge-
bildet werden
kann, damit Menschen dieses Ei-
gentum, von dem wir immer re-
den, auch als Absicherung für ihr
Leben, für ihre Rente finanzieren
können. Und das können die
SPD, die CDU und die CSU ge-
meinsam. Wir haben das durch-
gesetzt. Es steht hier im Haushalt.
Es wird kommen. Man kann als
FDP natürlich sagen: Man will
nicht, dass Eigentum gebildet
wird. Man will Familien mit Kin-
dern nicht unterstützen. – Das

kann ich verstehen. Die Besser-
verdienenden machen das alles
selber. Wir aber wollen, dass Fa-
milien mit Kindern eine Zukunft
haben. Hier investieren wir. Des-
wegen ist es auch ein Investitions-
haushalt, sehr geehrte Damen
und Herren.

Wenn man sich anguckt, was
alles in diesem Haushalt steht,

dann stellt man
fest, dass wir zum
Beispiel im Kitabe-
reich investieren.
Wir haben eine
Bundesfamilien-
ministerin, die ein
Gute-Kita-Gesetz
vorgelegt hat. Die-
ses Gesetz wird
kommen; und da-
rin wird stehen,

dass wir uns mit jedem Bundes-
land einzeln darüber unterhalten
werden, wie wir die Situation bei
den Kitas besser gestalten können
– kostenlos oder bessere Qualität,
beides wird kommen. Wir wer-
den uns viel Zeit nehmen, und
wir werden Geld in die Hand
nehmen, um die Qualität in Kitas
durchzusetzen und zu finanzie-
ren, weil Familien, die sich auf
Kitas verlassen, einen Anspruch
nicht nur darauf haben, dass Ki-

tas einen bestimmten Betreu-
ungszeitraum abdecken, sondern
auch auf Qualität.

Wir als Bund – hier hat Eck-
hardt Rehberg recht – sind nicht
ausschließlich zuständig, aber
trotzdem engagieren wir uns,
Eckhardt. Ich freue mich auch
über deine Unterstützung und
die Unterstützung der CDU/CSU,
dass wir im Kitabereich investie-
ren können. Das ist richtig, und
das ist gut so.

Natürlich ist es so, dass man
über die Investitionskurve reden
muss. Die Investitionskurve liegt
durch unsere Investitionen 20
Milliarden Euro über dem, was
für den Haushalt vorgesehen war.
Gleichzeitig flacht sie am Ende
etwas ab. Das liegt aber daran,
dass wir Gelder noch nicht ge-
bunden haben, weil sie ausge-
plant werden. Wenn diese dann
kommen, wird es eine ansteigen-
de Kurve sein.

Wir geben mehr Geld an Län-
der und Kommunen. Der Kollege
Rehberg kritisiert das ab und an,
weil die Länder und Kommunen
manchmal ziemlich eigenwillig
damit umgehen. Aber wir Sozial-
demokraten haben in der letzten
Legislaturperiode dafür gesorgt,
dass Länder und Kommunen

mehr Geld zur Verfügung haben.
Dann wird vor Ort – in den Städ-
ten, in den Gemeinden, in den
Dörfern – investiert. Dann sehen
die Menschen, dass das Geld ab-
fließt und es genau da ankommt,
wo die Menschen es brauchen.
Deswegen war es richtig und gut
von uns Sozialdemokraten, dass
wir immer darauf gedrungen ha-
ben, dass Geld
auch an die Länder
und Kommunen
geht. Deswegen,
Ecki, ist es genauso
richtig und wichtig,
dass wir aufpassen,
dass dieses Geld
vernünftig ausgege-
ben wird. Deswe-
gen ist es auch gut,
dass es diese
Grundgesetzänderung geben
wird. Wir werben dafür um Zu-
stimmung und glauben, dass es
im Ergebnis eine gute Sache ist.

Dann ist es so, dass von den
Steuermehreinnahmen – jeder
glaubt, der Bund hat auf einmal
60 Milliarden Euro; das hat er
nicht – ein Großteil an Länder
und Kommunen geht. Netto blei-
ben für den Bund in vier Jahren
10,8 Milliarden Euro. Mit diesem
Geld werden wir auch Dinge im

Bereich der Digitalisierung voran-
bringen, die wir richtig und wich-
tig finden. Wir werden durch den
Abbau der kalten Progression den
Bürger entlasten, und das Jahr für
Jahr. Wir werden die Bürger beim
Soli entlasten. 90 Prozent der
Menschen werden im ersten
Schritt entlastet werden. Wenn
die AfD sagt, dass sie die anderen

10 Prozent auch
sofort entlasten
möchte, dann
möchte die AfD
die Besserverdie-
nenden entlasten.
Dann kann eben
weniger Geld für
Kitas, für Pflege
und vor Ort inves-
tiert werden. Das,
was die AfD hier

betreibt, ist billiger Populismus.
Mit billigem Populismus brin-

gen Sie dieses Land nicht voran.
Olaf Scholz, diese Koalition

bringt dieses Land voran.
Wir wollen regieren. Wir regie-

ren. Der Haushalt zeigt das.
Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Dr. Gesine Lötzsch, Die Linke:

Haushalt vom Kopf
auf die Füße stellen

Gesine Lötzsch (*1961)
Wahlkreis Berlin-Lichtenberg

Der Titel des Koalitions-
vertrages lautet: „Ein
neuer Aufbruch für

Europa – Eine
neue Dynamik für
Deutschland – Ein
neuer Zusammen-
halt für unser
Land“.

Aber, meine Da-
men und Herren,
nichts, aber auch
gar nichts davon ist
mit diesem Haus-
halt eingelöst.

Das ist nicht nur eine Blamage
für Olaf Scholz, sondern vor al-

lem fatal für die Menschen in un-
serem Land. Sie beten weiter das
Mantra von der schwarzen Null
herunter. Ich frage mich, warum
die SPD unbedingt das Finanz-
ministerium übernehmen wollte,
wenn sie die Politik von Wolf-
gang Schäuble eins zu eins wei-
terführen will.

Sie versuchen, den Menschen
einzureden, mit der schwarzen
Null wären alle Probleme gelöst.
Nein, damit fangen viele Proble-
me erst einmal an. Wir als Linke
sagen Ihnen: Wir brauchen end-
lich ein gerechtes Steuersystem.
Die SPD hat im Wahlkampf die
Einführung der Vermögensteuer
gefordert, wollte Steuerschlupflö-

cher schließen. Da-
von ist nichts mehr
zu hören, und das
ist falsch, meine
Damen und Her-
ren.

Ich sage Ihnen:
Wenn die Vermö-
genden nicht stär-
ker besteuert wer-
den, werden Armut
und Vermögen in

unserem Land zunehmen. Das
spaltet unser Land, und das kön-

nen wir nicht hinnehmen.
Sie investieren – trotz aller

schönen Worte, die Sie hier ge-
funden haben, Herr Scholz – we-
niger als nötig in die Zukunft.
Das ist rücksichtslos gegenüber
nachfolgenden Generationen,
meine Damen und Herren.

Der Deutsche Städtetag hat be-
rechnet, dass allein in den Kom-
munen ein Investitionsstau von
126 Milliarden Euro herrscht.
Das heißt, es müssen dringend
Schulen, Kindergärten, Kranken-
häuser, Straßen, Brücken saniert
oder neu gebaut werden. Dem
Bürger ist es doch egal, wer für
welche Aufgabe zuständig ist – er
will, dass das Land funktioniert,
und darauf hat er auch ein An-
recht, meine Damen und Herren.

Dieser Haushalt ist auch
schlecht für Europa. In der Fi-
nanzkrise hat die Bundesregie-
rung 280 Milliarden Euro an Zin-
sen eingespart. Das ist fast der
Bundeshaushalt für ein ganzes
Jahr. Deutschland ist damit Ge-
winner der Finanzkrise, und die
Bundesregierung hat mit ihrer
Kürzungspolitik reihenweise Ver-
lierer produziert. Natürlich wird
jetzt in Europa genau beobach-

tet, wie sich die Bundesregierung
verhält: Investiert sie in europäi-
sche Solidarität, oder handelt sie
weiter nach dem Prinzip „Jeder
ist sich selbst der Nächste“? Gibt
sie weiter den strengen Zucht-
meister? Wir wissen doch alle,
dass die Kürzungsvorgaben der
Bundesregierung die Krise in vie-
len europäischen
Ländern verschärft
hat. Das dürfen wir
nicht weiter zulas-
sen, meine Damen
und Herren.

Völlig verant-
wortungslos ist die
weitere Erhöhung
der Rüstungsausga-
ben. 2016 gaben
Sie für das Militär
35,1 Milliarden Euro aus, und in-
nerhalb von nur neun Jahren
wollen Sie die Ausgaben fast ver-
doppeln. Ich frage Sie: Wo ist der
Feind der NATO, der im gleichen
Zeitraum seine Militärausgaben
verdoppeln will? Ich sehe ihn
nicht, meine Damen und Herren.

Für Rüstungsunternehmen wie
Rheinmetall oder Airbus ist mehr
Geld für die Bundeswehr natür-
lich ein Segen, für alle anderen
ein Fluch. Denn damit bleibt
Deutschland Teil des Wettrüstens;
damit tragen Sie auch Verantwor-
tung für die weitere Destabilisie-
rung des Friedens in der Welt.
Und damit muss endlich Schluss
sein.

Schluss sein muss auch mit
den Waffenlieferungen nach Sau-

di-Arabien und in die Türkei.
Viele haben sich ja nun aufge-
regt, dass sich zwei Fußballspie-
ler mit Erdogan fotografieren lie-
ßen – kann man machen.

Viel schlimmer finde ich es,
wenn Frau Merkel und Frau von
der Leyen mit Erdogan Waffende-
als abschließen und damit den

Weltfrieden gefähr-
den.

Ich sage Ihnen:
Mehr Fußball und
weniger Panzer,
das wäre besser für
uns alle.

Meine Damen
und Herren, ist es
wirklich so schwer,
zu verstehen, dass
unser Land, das ex-

trem von Exporten abhängig ist,
alles tun muss, um kalte und hei-
ße Kriege zu vermeiden? Ist es
wirklich so schwer, zu verstehen,
dass die extreme Exportabhängig-
keit unseres Landes in Handels-
kriegen zum Problem wird?

Meine Damen und Herren, las-
sen Sie uns den Haushalt in den
Haushaltsberatungen vom Kopf
auf die Füße stellen. Sorgen wir
für mehr Exportunabhängigkeit,
sorgen wir für mehr Investitio-
nen, sorgen wir für eine bessere
Zukunft und mehr Sicherheit für
unser Land.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Es gilt, auch
in schwierigen

Zeiten zu
Europa zu stehen

und Europa zu
stärken.

Sie versuchen,
den Menschen

einzureden, mit
der schwarzen
Null wären alle

Probleme gelöst.

Ich sage Ihnen:
Mehr Fußball
und weniger

Panzer,
das wäre besser

für uns alle.

Wir werden
durch den
Abbau der

kalten
Progression den

Bürger entlasten.
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Sven-Christian Kindler, Bündnis 90/Die Grünen:

Bisher ist das ein
Haushalt ohne Zukunft

Sven-Christian Kindler (*1985)
Landesliste Niedersachsen

Sehr geehrter Herr Minister
Scholz, ich teile inhaltlich
nicht vieles in der Rede von

Johannes Kahrs, aber er hat eines
gezeigt: Als Norddeutscher kann
man Reden halten, bei denen das
Publikum nicht fast einschläft.
Vielen Dank dafür, Johannes.

Guten Morgen, Herr Minister!
Das ist Ihr erster Haushalt und Ih-
re erste Finanzplanung, die Sie
heute vorlegen. Die Frage ist: Was
machen Sie daraus? Sie haben ei-
ne extrem gute Ausgangslage, von
der viele Finanzminister nur träu-
men. Und doch: So wie es aus-
sieht, scheinen Sie das Geld lust-
los und ohne Energie mit der
Gießkanne zu verteilen. Das hat
einen Preis. Dafür fällt vieles hin-
ten runter. Das ist ein Haushalt, in
dem die Investitionsquote sinken
wird. Das ist ein Haushalt, in dem
die Bekämpfung von Armut igno-
riert wird. Das ist ein Haushalt, in
dem die Klimakrise totgeschwie-
gen wird. Das ist ein Haushalt, in
den bisher nichts für Europa ein-
gestellt ist. Das ist ein Haushalt, in
dem die Rüstungsausgaben dras-
tisch steigen. Meine Damen und
Herren, um es auf den Punkt zu
bringen: Das ist ein Haushalt oh-
ne Zukunft.

Haushalt heißt Entscheidungen
treffen, mutig sein und Prioritäten
setzen, Prioritäten setzen für
Europa, für Frieden, für Gerechtig-
keit, für das Klima. Aber das alles
findet man im vorliegenden Haus-
halt nicht. Es gibt keinen Plan,
kein Ziel. Man weiß nicht, wohin
die Reise gehen soll. Stattdessen,
Herr Scholz, verwalten Sie lustlos
und ambitionslos das Erbe von
Wolfgang Schäuble. Das ist kein
Aufbruch, kein Politikwechsel im
Finanzministerium, das ist nur ein
müdes Weiter-so. Das ist ein klarer
Fehlstart als Finanzminister, Herr
Scholz.

Der vorliegende Haushalt
braucht ein stabiles Fundament;
denn die aktuell gute Lage blen-

det. Wir haben Probleme in der
Substanz. Die großen Spielräume
im Haushalt sind das Nebenpro-
dukt einer historisch einmaligen
Niedrigzinsphase in Deutschland.
162 Milliarden Euro hat der Bun-
deshaushalt seit 2008 an Zinskos-
ten gespart. 162 Milliarden Euro!
Das heißt konkret: Mario Draghi
hat deutlich mehr für den ausge-
glichenen Haushalt getan als diese
Bundesregierung.

Herr Scholz, Sie setzen einfach
darauf, dass es mit den guten
Steuereinnahmen, mit der guten
Konjunktur und mit den histo-
risch niedrigen Zinsen weitergeht.
Ich sage Ihnen: Gerade in diesen
krassen weltpolitischen Zeiten, in
denen so viel in Bewegung ist, ist
das eine gefährliche Wette auf die
Zukunft.

Zum Thema Investitionen. Auch
das ist gefährlich, was Sie hier vor-
haben. Trotz Ihrer Ausführungen,
Ihrer Ausflüchte: Es geht nicht um
die nominalen Investitionen, son-
dern es geht um die Investitions-
quote, also gemessen an den Aus-
gaben im Haushalt. Die Steuerein-
nahmen steigen, das heißt, Sie ha-
ben deutlich mehr Geld für Inves-
titionen zur Verfügung. Selbst
wenn man die Entflechtungsmittel
mit einrechnet, sinkt die Investiti-
onsquote im Finanzplan. Das ist
Fakt.

Wir haben in Deutschland ei-
nen großen Investitionsstau in
Höhe von 126 Milliarden Euro.
Das betrifft die Kommunen, die
Infrastruktur, die öffentliche Da-
seinsvorsorge und die Verwaltung,
die auf Verschleiß gefahren wird.
Ich finde, für einen SPD-Finanz-
minister ist es ein politischer Of-
fenbarungseid, wenn im Haushalt
dann auch noch die Investitions-
quote sinkt. So geht es nicht.

Damit verschulden Sie sich mas-
siv an der Zukunft. Aber das
scheint Ihr Motto zu sein: Schul-
den an der Zukunft.

Die Mittel für die meisten Pro-
jekte auf Ihrer Prioritätenliste wer-
den erst am Ende Ihrer Wahlperi-
ode fällig, und das wird richtig
teuer. Es handelt sich um milliar-
denschwere Projekte: die Ab-
schmelzung des Solis, das Baukin-
dergeld, die Mütterrente II und
vieles mehr. Das dicke Ende
kommt zum Schluss, ab 2022. Die
Kosten kippen Sie dann der nächs-
ten Regierung vor die Füße. Ich sa-
ge Ihnen: Das ist keine nachhalti-
ge, keine solide, keine generatio-
nengerechte Haushaltspolitik.

Herr Scholz, im Koalitionsver-
trag wurde ein Aufbruch für
Europa versprochen. Sie als Fi-
nanzminister wären jetzt in der
Verantwortung, das auch einzulö-
sen. Aber weder im Haushalt noch
in der Finanzplanung findet sich
etwas dazu. Es gibt keine neuen
Mittel für den europäischen Haus-
halt, keine Reaktion auf Macron
oder auf Juncker, stattdessen sehr
allgemeine Sätze und vage Ankün-
digungen. Sie haben gesagt, „viel-
leicht“ könne man Mittel beim
ESM einsetzen. Das ist wenig Kon-
kretes, und das, obwohl Europa
und Frankreich seit vielen Mona-
ten auf die Vorschläge aus
Deutschland warten. Bisher
kommt nur Nörgeln, Bremsen
und Blockieren, nur Nein, Nein,
Nein. – So geht es nicht. Ich finde
das verantwortungslos. Die Bun-
desregierung muss endlich han-
deln.

Das Einzige, was Sie wirklich
konkret gesagt haben, war, dass
der deutsche Beitrag für den euro-
päischen Haushalt bei 1 Prozent
bleiben soll, und das, obwohl

Haushaltskommissar Oettinger –
von der CDU übrigens – schon
1,14 Prozent, also mehr, in Aus-
sicht gestellt hat. Das heißt, Ihr
Vorschlag liegt unter dem Niveau
des Vorschlags der Kommission.
Damit stärken Sie Europa nicht,
damit schwächen Sie Europa, Herr
Minister.

Herr Scholz, gerade wenn es um
Europa geht, dann kann man als
Finanzminister den Haushalt
nicht nur als Verwaltungsangele-
genheit behandeln. Wenn man
Europa nach vorne bringen will,
wenn man die Menschen für
Europa begeistern will, dann
braucht man Begeisterung, Mut
und Leidenschaft. Man muss für
Europa werben. Aber all das habe
ich in Ihrer Rede leider nicht ge-
spürt. So wird Europa nicht voran-
kommen.

Herr Minister Scholz, die Frage
lautet: Wollen Sie das, was Martin
Schulz in den Koalitionsvertrag
geschrieben hat, durchsetzen, oder
wollen Sie einfach nur die Agenda
von Wolfgang Schäuble fortset-
zen? Ich frage mich: Welche Partei
stellt eigentlich gerade den Fi-
nanzminister? Ist es die SPD, ist es
die CDU? Man weiß es nicht so
genau. Ich fordere Sie auf, Herr
Scholz: Bekennen Sie in Sachen
Europa endlich Farbe! Handeln
Sie endlich! Legen Sie Ihre Vor-
schläge vor!

Man schweigt aber nicht nur zu
Europa, sondern auch bei den
zentralen Fragen unseres Jahrhun-
derts. In Sachen Klimakrise bilden
SPD, CDU und CSU ein Schweige-
kartell. Dieser Haushaltsplan ent-
hält keine Antworten auf diese
Jahrhundertherausforderung.
Stattdessen werden über 50 Milli-
arden Euro für klimaschädliche
Subventionen ausgegeben. Für die
Klimarettung gibt man ein paar
Millionen, aber für die Klimazer-
störung Milliarden aus: für den
schweren Dienstwagen, für den
Diesel, für die Agrarindustrie, für
Plastiktüten. All das kostet sehr
viel Geld. All das zerstört unsere
Lebensgrundlagen. Ich sage Ihnen:
Diese absurde Subventionspolitik
können wir uns schlicht nicht
mehr leisten.

Dieser Haushaltsplan ignoriert
auch die Notwendigkeit der Be-
kämpfung von Armut. Das ist Aus-
druck der Prioritätensetzung die-
ser Koalition. Sie haben 10 Milli-
arden Euro für die Abschmelzung
des Soli in den Finanzplan einge-
stellt. Davon profitiert derjenige,
der heute in Vollzeit zum Min-
destlohn arbeitet, gar nicht. Sie
führen mit dem Baukindergeld ei-
ne neue milliardenschwere Sub-
vention für Besserverdienende ein.
Gleichzeitig gibt es aber nur Krü-
mel für den sozialen Wohnungs-
bau und für Mieterinnen und Mie-
ter. Sie verteilen das Geld bei der
Mütterrente mit der Gießkanne,
anstatt gezielt gegen Altersarmut

vorzugehen.
Die armen Kinder bekommen

den kleinsten Teil vom Haushalt,
während die Eltern, die viel ver-
dienen, den Kinderfreibetrag noch
obendrauf bekommen. Ich sage
Ihnen: Ihre Prioritätensetzung in
diesem Haushalt verringert nicht
die soziale Spaltung, sondern ver-
größert sie. Das muss sich ändern.

Last, but not least das Thema
Rüstung: Der Bundeswehretat
steigt in den nächsten vier Jahren
massiv, um 16 Milliarden Euro in
vier Jahren. Kein anderer Etat wird
bis 2021 so stark steigen. Trotz-
dem will die Verteidigungsminis-
terin noch mehr Geld für den
Bundeswehretat. Ich sage Ihnen:
Das, was die große Koalition hier
aufführt, ist ein Stück aus dem
Tollhaus.

Im gleichen Zeitraum sparen Sie
bei den Ausgaben für Entwicklung
und Diplomatie. Die Ausgaben
des Auswärtigen Amts sinken laut
Finanzplan sogar, und das in einer
Welt, in der wir nicht weniger,
sondern mehr Diplomatie und
mehr zivile Einsätze brauchen. Sie
machen genau das Gegenteil: Sie
setzen vor allen Dingen auf das
Militär. Ich sage Ihnen: Das ist die
völlig falsche Prioritätensetzung.

Wir Grüne leugnen nicht die
Probleme bei der Bundeswehr.
Wir wollen, dass die Probleme bei
der Bundeswehr gelöst werden;
aber wir wissen auch, dass man
riesige Strukturprobleme nicht
einfach dadurch löst, dass man
mehr Geld auf die alten Struktu-
ren kippt. Das Chaos im Ministe-
rium, die Fehlplanungen, dass viel
Geld nicht ausgegeben wird, dass
Rüstungsprojekte als Wahlkreisge-
schenke fungieren, das alles sind
Strukturprobleme der Bundes-
wehr, und die löst man nicht, in-
dem man einfach mehr Geld
draufkippt.

Herr Minister, wir stehen erst
am Anfang dieser Haushaltsbera-
tungen. Wir werden Ihnen in den
Haushaltsberatungen konkrete
Vorschläge unterbreiten, wie man
die Prioritären richtig setzen kann,
für Europa, für das Klima, für Ge-
rechtigkeit, für Frieden; denn die-
ser Haushalt muss sich dringend
ändern. Bisher ist das ein Haus-
halt ohne Zukunft.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN)
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Dies ist eine gekürzte Version der De-
batte. Es sprachen zudem die Abge-
ordneten Lothar Binding (SPD), Prof.
Dr. Harald Weyel (AfD), Ralph Brink-
haus (CDU/CSU), Christian Dürr
(FDP), Fabio De Masi (Die Linke), Ant-
je Tillmann (CDU/CSU), Andreas
Schwarz (SPD) und Alois Rainer
(CDU/CSU).

Um den Etat von Bundesverteidigungsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) wird innerhalb und außerhalb der Koalition gerungen. © dpa
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Was ist Nord Stream?

Im folgenden Text geht es um ein 
Bau-Projekt.

Es hat den Namen: Nord Stream. 
Das spricht man ungefähr so: 
Nord Sdriem.

Folgende Fragen werden 
zum Beispiel besprochen:

• Was ist Nord Stream? 
• Welche verschiedenen Meinungen 

gibt es dazu? 
• Worüber wird gerade 

genau gesprochen?

Was ist Nord Stream?

Nord Stream ist 
eine Leitung aus Rohren.

Durch diese Rohre fließt Erdgas.

Die Rohre gehen von Russland nach 
Deutschland.

Sie sind ungefähr 1200 Kilometer lang.

Sie laufen durch die Ost-See. 
Und liegen auf dem Meeres-Grund.

Das Erdgas kommt aus Russland. 
Russland verkauft es an Deutschland 
und andere Länder in West-Europa.

Was passiert mit dem Erdgas?

Das Erdgas wird zum Teil 
in Deutschland verbraucht.

Zum Teil wird es auch in andere 
Länder in West-Europa weitergeleitet.

Benutzt wird es 
für verschiedene Dinge:

• �In Wohn-Häusern 
wird mit Erdgas geheizt. 
Oder es werden Gas-Herde 
damit betrieben.

• �Man kann damit Autos betanken.

• �In Kraft-Werken kann man 
damit Strom herstellen.

Erdgas ist wichtig

Erdgas ist eine Energie-Quelle.

Andere Energie-Quellen 
sind zum Beispiel: 
• Erd-Öl 
• Kohle 
• Atom-Energie 
• Wind-Kraft 
• Solar-Energie

leicht  

erklärt!
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Erdgas ist eine wichtige 
Energie-Quelle für Deutschland.

Nach Erd-Öl steht sie 
in Deutschland auf Platz 2.

Das soll sich in Zukunft ändern.

Dann will man mehr Wind-Räder 
und Solar-Anlagen nutzen.

Aber für die nächsten Jahrzehnte 
wird Erdgas noch wichtig bleiben.

Transport nach Deutschland

Auch in Deutschland 
baut man Erdgas ab. 
Aber nicht genug.

Darum kauft Deutschland 
auch Erdgas in anderen Ländern. 
Zum Beispiel in Nordwegen, 
den Niederlanden und Russland.

Am meisten Erdgas liefert Russland.

Und dieses Gas muss man nach 
Deutschland transportieren.

Am einfachsten geht das 
mit Leitungen aus Rohren.

Davon gibt es verschiedene. 
Und Nord Stream ist eine davon.

Sie ist seit dem Jahr 2011 im Einsatz.

Über Nord Stream wird viel geredet.

Denn: Einige Dinge daran sind gut. 
Einige Dinge sind aber auch schlecht.

Was gut an Nord Stream ist

Sichere Versorgung

Die Rohre von Nord Stream laufen 
durch die Ost-See.

Das ist eine Besonderheit.

Andere Rohre für Erdgas 
laufen über Land.

Das bedeutet: Sie laufen auf dem 
Weg von Russland nach Deutschland 
durch verschiedene Länder. 
Diese Länder kann man darum 
auch Durchgangs-Länder nennen.

Eine Leitung mit dem Namen „Jamal“ 
führt zum Beispiel durch die Länder 
Weiß-Russland und Polen.

Und eine mit dem Namen „Transgas“ 
führt durch die Länder Ukraine, 
Slowakei und Tschechien.

Wenn eine Rohr-Leitung durch viele 
Durchgangs-Länder führt, dann kann 
es zu Problemen kommen.

Denn:

Man kann nie sagen, wie die 
Zusammenarbeit mit einem 
Durchgangs-Land funktionieren wird. 
Und was in anderen Ländern passiert.

Probleme in einem Durchgangs-Land 
können die Erdgas-Lieferungen 
behindern.

Im Jahr 2009 hatte Russland zum 
Beispiel einen Streit mit dem Land 
Ukraine.

Darum hat Russland die 
Erdgas-Leitung in die Ukraine 
abgedreht.

Und so hat dann auch Deutschland 
kein Erdgas mehr über diese Rohre 
bekommen.

Außerdem müssen sich 
die Durchgangs-Länder 
um die Rohre kümmern.

Wenn das nicht gemacht wird, 
dann können sie kaputt gehen. 
Und dann wir die Lieferung vielleicht 
auch unterbrochen.

Sicherer ist eine direkte Verbindung 
von Russland nach Deutschland.

Und die hat man mit Nord Stream.



Geringere Kosten

Wenn die Rohre für Erdgas durch ein 
Land laufen, dann lässt das Land sich 
das bezahlen.

Zum Beispiel:

Die Ukraine verdient 
als Durchgangs-Land jedes Jahr 
etwa 2 Milliarden Euro.

Durch diese Kosten wird das Erdgas 
teurer für Deutschland.

Wenn man die Rohre durch 
die Ost-See legt, 
dann spart man dieses Geld.

Für Deutschland ist das natürlich gut.

Was schlecht an Nord Stream ist

Abhängigkeit von Lieferungen

Deutschland kauft einen Großteil von 
seinem Erdgas von Russland.

Das bedeutet: Es braucht Russland in 
diesem Bereich sehr.

Man weiß aber nie genau, wie sich 
die Zusammenarbeit zwischen zwei 
Ländern verändert.

Vielleicht gibt es irgendwann 
Probleme zwischen Deutschland 
und Russland.

Wenn Russland dann kein Erdgas 
mehr liefert, ist das ein großes 
Problem für Deutschland.

Dazu muss man aber sagen: 
Bisher hat Russland alle seine 
Lieferungen durchgeführt.

Viele Experten finden trotzdem:

Es ist immer besser, sich nicht zu sehr 
auf ein Land zu verlassen.

Wenn man das Erdgas von vielen 
verschiedenen Ländern kauft, 
kann auch mal ein Land ausfallen. 
Das ist dann nicht ganz so schlimm.

Schlecht für Durchgangs-Länder

Die Durchgangs-Länder verdienen 
Geld durch das Erdgas.

Wenn das Erdgas nicht mehr durch 
diese Länder geleitet wird, 
dann verlieren sie das Geld.

Für die Durchgangs-Länder ist Nord 
Stream darum schlecht.

Sie beschweren sich darüber.

Europäische Union

In Europa gibt es 
die Europäische Union.

Das ist eine Gruppe von mehreren 
europäischen Ländern.

Sie haben sich zusammengetan. 
Sie wollen 
eine gemeinsame Politik machen. 
Sie soll ganz Europa beachten.

Deutschland gehört 
zur Europäischen Union. 
Auch einige von den 
Durchgangs-Ländern gehören dazu. 
Und andere arbeiten eng mit der 
Europäischen Union zusammen.

Die Europäische Union möchte gerne 
eine enge Zusammenarbeit von ihren 
Mitglieds-Ländern, wenn es um die 
Energie-Versorgung geht.

Nord Stream ist aber für einige 
Länder gut und für andere schlecht.

Es ist also kein Projekt, 
dass alle Länder in der Europäischen 
Union beachtet.

Umwelt-Schutz

Nord Stream ist ein großes Bau-Projekt. 
Und es geht direkt durch das Meer.

Für den Bau muss man stark 
in die Natur eingreifen.

Man muss zum Beispiel 
den Meeres-Boden aufgraben.

Viele Natur-Schützer sagen: 
Das ist schlecht für die Umwelt.
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2 neue Rohre
Im Moment wird wieder viel über 
Nord Stream gesprochen.

Der Grund dafür ist:
Bisher besteht Nord Stream
aus 2 Rohren.
Sie sind seit 2011 im Einsatz.

Jetzt will man 2 neue Rohre bauen.
Ab dem Jahr 2019 soll es dann also
4 Rohre geben.

Viele Menschen sind
gegen die neuen Rohre.

Die Gründe dafür sind eigentlich
genau die gleichen wie bei den
beiden Rohren, die es schon gibt.

Vor allem die Ukraine beschwert sich 
im Moment.

Sie fürchtet: Bald wird gar kein Erdgas
mehr durch das Land geleitet.

USA

Auch die USA sind
gegen die neuen Rohre.

Denn: Die USA und Russland sind in 
vielen Dingen Gegner.

Darum wollen die USA nicht,
dass Russland und die Europäische 
Union zu eng zusammenarbeiten.

Außerdem wollen die USA ihr eigenes 
Erdgas an Europa verkaufen.

Aber das ist natürlich schwerer, wenn 
man aus Russland viel einfacher und 
günstiger Erdgas kaufen kann.

Neue Rohre nötig?

Manche Menschen fi nden auch:
Die beiden neuen Rohre sind unnötig.

Denn: Durch die 2 Rohre, die es schon 
gibt, leitet man gar nicht so viel Gas 
wie möglich.

Die Kritiker sagen darum:
Man braucht nicht noch mehr Rohre.

Andere Menschen sagen aber:
In Zukunft wird man die zusätzlichen 
Rohre brauchen.

Was passiert jetzt?
Die Bau-Arbeiten für die 2 neuen 
Rohre haben letzte Woche begonnen.

Trotzdem gibt es noch viele
Gespräche über das Projekt.

Manche Experten glauben auch:
Das Projekt könnte noch eingestellt 
werden.

Die Bundes-Regierung versucht
darum jetzt, mit allen Beteiligten zu 
sprechen.
Man will einige Dinge klären.

Eine Forderung ist zum Beispiel:
Es soll eine Garantie geben,
dass die Ukraine auch weiter ein 
Durchgangs-Land bleibt.

Und die USA sollen auch
mit den Plänen einverstanden sein.

Man wird sehen, wie es weitergeht.

leicht 
erklärt!


